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CODE ist ein Nachrichtenmagazin, das sich vorwiegend Themen widmet, die in der 
Establishment-Presse einseitig, tendenziös oder gar nicht dargestellt werden. 

CODE ist politisch, wirtschaftlich unabhängig und keinen gesellschaftlichen Gruppierun- 
gen verpflichtet. 

CODE hat weltweit einen Mitarbeiterstab von 80 Korrespondenten und arbeitet mit der 
amerikanischen Zeitung »The Spotlight« und dem Nachrichtendienst »New American 
View« zusammen. 

CODE bietet einer Reihe jüdischer Journalisten und Bakbiner die Möglichkeit, ihre 
politischen Bedenken gegen den Zionismus zu äußern. Diese jüdischen Autoren gehen 
davon aus, daß der politische Zionismus nichts mit ihrer Religion zu tun hat, und sie halten 
jene nicht für antisemitisch, die gegen den Zionismus vorgehen. 

CODE wird in den Fragen des Antizionismus von jüdischen Persönlichkeiten beraten, die 
der Redaktion ausdrücklich bestätigt haben: »Wir kennen die Zeitschrift und finden darin 
kein Material, das seiner Natur nach anti-semitisch ist, und verstehen die Position, die 
Unterschiede zwischen Zionismus und Judaismus aufzuzeigen. Obwohl wir nicht mit allen 
vertretenen Positionen übereinstimmen mögen, unterstützen wir das Recht darauf, politi- 
sche Ansichten darzustellen.« Dieser Satz wurde von sechs namhaften Rabbinern unter- 
zeichnet. 

CODE verfügt auch auf anderen Gebieten über kompetente Mitarbeiter: Victor Mar- 
chetti, Autor des bekannten Bestsellers über den CIA, war stellvertretender Direktor des 
CIA; Mark Lane, ein bekannter Washingtoner Rechtsanwalt, hat Prozesse wegen der 
Ermordung des US-Präsidenten John .F. Kennedy gegen CIA-Mitarbeiter geführt; C. 
Gordon Tether, der für den Finanzteil zuständig ist, arbeitet seit langem für die »Financial 
Times«. 

CODE ist weder antiamerikanisch noch antisemitisch, weder rechts, noch links, auch nicht 
rot, schwarz, grün oder braun. Dadurch paßt dieses Nachrichtenmagazin auch nicht in das 
Schablonendenken der im Auftrage des Bonner Staates tätigen »Aufsichtsbeamten«. 
CODE ist national, konservativ, patriotisch und dadurch den deutschen Belangen und 
Problemen besonders aufgeschlossen. 

Als Leser von CODE kennen Sie bereits die offene kritische Haltung dieser Zeitschrift. 
Wir bitten Sie daher, zu überlegen, wer aus dem Kreis Ihrer Familie, Ihrer Bekannten, 
Kollegen und Freunde Abonnent von CODE werden könnte. 

Für Ihre Mühe möchten wir Sie gerne entschädigen. Wenn Sie uns einen neuen Abonnen- 
ten, der noch nicht Bezieher der Zeitschrift war, werben, erhalten Sie als Prämie das Buch 
»Der namenlose Krieg« 
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6 DieStunde 
der Wahrheit 
Das Geschehen am und seit 
dem 9. November 1989 
wird einmal als „Stunde der 
Wahrheit“ in die Geschich- 
te eingehen. Die Deutschen 
sollten ein waches Auge 
darauf haben, daß die 
Wahrheit nicht schon jetzt 
manipuliert wird. 


7 „Wir sind das Volk!“ 


Die Deutschen lassen sich 
durch ideologische Berie- 
selung, westlichen Libera- 
lismus hier, östlichen Mar- 
xismus dort, auf Dauer 
nicht auseinander divi- 
dieren. 


8 CSU fiel bei Aus- 
ländergesetz um 


9 Vorhalte 
deutscher Juden 


18 ‚Doch wir waren 
dabei!“ = 


Die Öffnung der innerdeut- 
schen Grenze, die sich ab- 
zeichnende Konföderation 
und eine mittelfristig nicht 
auszuschließende Wieder- 
vereinigung sind derzeit 
beherrschender Gesprächs- 
stoff der Politiker. 
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13 Zur Konvertierbar- 
keit der Ostmark 


14 Wiederentdeckung 
des Goldstandards 


16 USA sollen den 
Sowjets die Schulden 
erlassen 
Amerikanische Banker 
üben Druck auf das US- 
Außenministerium aus, die 
Milliarden an sowjetischen 
Kriegsschulden, von denen 
einige auf den Ersten Welt- 
krieg zurückgehen, einfach 
zu vergessen, damit der 
Kreml verlangen kann, daß 
US-Banken Hunderte von 
Millionen Dollar an sowje- 
tischen Schuldverschrei- 
bungen unterschreiben. 
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Josef Stalin bekam von den 
Amerikanern alles geliefert, an- 
gefangen vom Walzwerg, Loko- 
motiven und Waggons bis zu 
Granaten. 


20 Heimliche Pläne der 


Eine-Welt-Regierung, 
erster Teil 


Internationales 


24 Die Europäische 
Gemeinschaft und 
die deutsche Krise 


25 Ein weiterer Waffen- 
für-Geisel-Skandal 
Aufdeckung der Fakten 
hinter dem Bombenan- 
schlag auf die Pan Am 103 
war bereits Thema in der 
Januar-Ausgabe. Inzwi- 
schen sind weitere Ein- 
schätzungen und Aussa- 
gen, in dem für Pan Am er- 
stellten Untersuchungsbe- 
richt, an die Offentlichkeit 
gekommen. 


27 Wird die NATO noch 
gebraucht? 


28 Absprachen zwischen 
FBlund KGB 


29 Die Tochter des 
fünften Mannes 
Es geht um die Rolle von. 
Emma Rothschild, Olof 
Palmes angebliche Gelieb- 
te. Ihr Vater ist Victor Lord 
Rothschild, der von einigen 
Leuten in Großbritannien 
beschuldigt wird, der viel 
diskutierte „fünfte Mann“ 
im sowjetischen Spionage- 
netz gewesen zu sein. 


32 Die Geschichte der _ 
Familie von Edgar 
Bronfman, 
dritter Teil 


Bis RETTEN 


Als Präsident des Jüdischen ns 


Weltkongresses wendet 
Edgar Bronfman die glei- 
chen Methoden an, mit 
denen das Vermögen seiner 
Familie zusammengekom- 
men war. 


Kurt Waldheim lernte als öster- 
reichischer Bundespräsident die 
Taktiken von Edgar Bronfman 
am eigenen Leibe kennen. 


38 Die Verbindung 
zwischen Drogen und 
Rock-Musik 


39 Zionismus und Politik 


42 Diekommende 
Schlacht der Anti- 
Defamation-League 
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“ Pepper a, 


Winston Churchill war ein 
Mann mit sehr seltsamen Seiten, 
ein fast perverser Mensch. 


Churchill und der 
Zweite Weltkrieg, 
erster Teil 

Der britische Historiker 
David Irving hielt auf der 
Konferenz des Institute for 
Historical Review einen 
Vortrag zum Thema „Chur- 
chill und der Eintritt der 
USA in den Zweiten Welt- 
krieg“, derab dieser Aus- 
gabe erstmalig in deutscher 
Sprache veröffentlicht 
wird. 


Robert Faurisson: 
Mein Leben als Revi- 
sionist, vierter Teil 
und Schluß 


Das Japan, 

das Nein sagen kann 
Unter diesem Titel ist in Ja- 
pan ein Buch erschienen, 
das unverhohlen behauptet, 
daß die USA nicht mehr fä- 
hig sind, ihre eigenen Pro- 
bleme zu bewältigen. 
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Roosevelt gab dem brutalsten 


Der Revisionismus — 
ein Alptraum 
für Bonner Politiker 


So half Roosevelt 
Stalin im Zweiten 
Weltkrieg 

Im Juni 1941 begann eine 
streng geheime Korrespon- 
denz zwischen dem ameri- 
kanischen Präsidenten 
Franklin Delano Roose- 
velt, dem britischen Pre- 
mierminister Winston 
Churchill und dem sowjeti- 


schen Diktator Josef Stalin. 


Diktator der Weltgeschichte, 
Stalin, praktisch sein letztes 
Hemd, um den Bolschewismus 
vor dem Untergang zu be- 
wahren. 
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Der Historiker Niko- 
lai Tolstoy kämpft für 
die Wahrheit 
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60 Was man bei Krebs 
tun kann 
Mit Antibiotika, Zytostati- 
ka, Strahlentherapie, Impf- 
therapie, die allesamt das 
sogenannte Immunsystem 
schwächen, wird man nie- 
mals Krebskrankheiten, 
Aids oder ähnliche chroni- 
sche Krankheiten echt kau- 
sal ausheilen. Helfen kann 
in dieser verfahrenen Situa- 
tion nur ein totales Umden- 
ken in der Medizin. 


Ständige Rubriken 
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Engländer sehen Mittel- 
stand als Basis deutschen 
Wohlstands; IG-Metall will 
17. Juni als Feiertag ab- 
schaffen; Steffi Graf und 
der Rassismus gegen Süd- 
afrika; „Neo-Nazi-Arzt“ 
die Zulassung entzogen; 
Wiesenthal legte gefälsch- 
tes Dokument vor; Bayern 
bevorzugt Deutsche für So- 
zialwohnungen; IG-Berg- 
bau-Chef neuer DGB-Vor- 
sitzender?; DGB gegen 
Veröffentlichung des 
„Neue Heimat“-Berichts; 
Entschädigung für polni- 
sche KZ-Opfer verschwun- 
den; Nach DDR-Öffnung 
wird der Rechtsextremis- 
mus stärker überwacht; 
Ordnungsgemäß parken 
wichtiger als ein Men- 
schenleben; Presse muß ih- 
re Quellen nicht offen- 
legen. 
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36 Europa-Journal 
Britischer SAS bildet Gue- 
rillas aus; Französischer 
Minister fürtotalen Krieg 
gegen Drogen; Gorbat- 
schows Reformen als fa- 
schistisch angegriffen; Ro- 
te Armee verlangt Lebens- 
mittel; Französischer 
Experte warnt voreinem 
nuklearen Sarajewo; War- 
nung vor einem finanziel- 
len Hiroshima; Ehemaliger 
britischer Verteidigungs- 
chef beklagt Zusammen- 
bruch; Spanien fordert 
Marshall-Plan, um Kokain 
zu stoppen; Türkisch-syri- 
sche Krise durch Flugzeug- 
abschuß. 


40 Nahost-Journal 
Gefahr für Israels Sicher- 
heit; Das große amerikani- 
sche Schwindelspiel; 
Israels Handelsbeziehun- 
gen zu Japan. 


64 Vertrauliches 


Japan ist Brasiliens Vor- 
bild; Argentiniens Oberst 
Seineldin zum Rücktritt ge- 
zwungen; Sony-Vorsitzen- 
der übt Kritik an den USA; 
Bush unterschreibt neues 
Ölbohr-Gesetz; Thailands 
Premierminister besuchte 
Rotchina; Drogen bringen 
Kissinger in Schwierigkei- 
ten; Dritte Hungersnot in 
Äthiopien in fünf Jahren; 
Mexiko hungert für die 
Staatsschulden; Kissinger 
wirbt für Mexikos Regie- 
rung; Ander US-Hilfe für 
Israel wird nicht gespart. 


66 Leserbriefe 


Deutschland 


Die Stunde 
der Wahrheit 


Werner Symanek 


Das Geschehen am und seit dem 9. November 1989 wird — wie 
es auch ausgehen mag — wahrscheinlich einmal als „Stunde 
der Wahrheit“ in die Geschichtsbücher eingehen. Die Deut- 
schen, die diese Stunde hautnah miterlebten, sollten ein 
waches Auge darauf haben, daß diese Wahrheit nicht schon 
jetzt oder später verfälscht und manipuliert werden kann. 


In einer Diktatur wird von der 
Regierung klar und offen ange- 
ordnet und zensiert, was veröf- 
fentlicht, herausgestellt und 
verschwiegen werden soll. In 
modernen Demokratien, die 
von Kennern auch als ‚real exi- 
stierende Medien-Diktaturen“ 
bezeichnet werden, geschieht 
das gleiche von anderen Stellen 
auf verschlungenen Wegen, oft 
auch von „unten“, aber wie wir 
in diesen Tagen selbst miterle- 
ben, genauso wirksam und of- 
fensichtlich. 


Gesteuerte und zensierte 
Berichterstattung 


Glaubt man unseren Massen- 
medien, dann spielte die Forde- 
rung nach deutscher Einheit bei 
den Volksprotesten in Mittel- 
deutschland keine Rolle. In 
Wahrheit waren und sind 
Spruchbänder und Sprechchöre 
bei den Massenversammlungen 
allgegenwärtig: „Deutschland 
einig Vaterland!“ 


Ein Sprecher vor Hunderttau- 
senden: „Wir dürfen den Wil- 
len zur Einheit Deutschlands 
nicht verdrängen!“ 


Nur ein Bruchteil davon findet 
man in unseren Massenmedien. 
Wo die Fernsehkameras solche 
Bilder streifen, wird schamhaft 
vorbeigeschwenkt oder umge- 
schaltet. 


Viele berichten und waren da- 
bei, als ganze Abende lang 
west- und mitteldeutsche Ju- 
gendgruppen gemeinsam am 
Brandenburger Tor die deut- 
sche Einheit forderten und 
deutsche Volkslieder sangen. 
Ausländische Fernsehteams 
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drängten sich, sie zu filmen. 
Japaner baten sie, die Lieder 
für ihre Aufnahmen zu wieder- 
holen. Haben Sie im deutschen 
Fernsehen etwas davon ge- 
sehen? 


Geheimnisvoll hieß es in der 
Tagesschau und in den Sonder- 
sendungen immer wieder nur: 
„Die Lage am Brandenburger 
Tor eskaliert!“ Kein Bild und 
kein Ton davon, daß junge 
West- und Mitteldeutsche hier 
für die Einheit ihres Vaterlan- 
des demonstrierten. 


Jeder Hanswurst, der sich ge- 
gen die deutsche Einheit aus- 
spricht wird zum Meinungsfüh- 
rer hochgeschaukelt, wie zum 
Beispiel die Berichte über den 
Parteitag der Grünen zeigten. 


Die Äußerungen höchst un- 
maßgeblicher Leute wurden 
und werden von „Tagesschau“, 
„Tagesthemen“ und „Heute“ 
geradezu begierig x-mal wie- 
derholt — Hauptsache, sie spre- 
chen sich gegen die deutsche 
Einheit aus. 


Gegen wen sollen wir 
vorgehen? 


Auch US-Präsident George 
Bush sieht einen neuen Status 
für Deutschland kommen. Er 
glaubt aber nicht,. wie er der 
„New York Times“ sagte, daß 
„Deutschland um der Wieder- 
vereinigung willen“ sich auf ei- 
nen „Neutralitätskurs‘“ begibt. 
Wenn nicht neutral und fried- 
lich, gegen wen sollen wir 
denn vorgehen, Mr. Bush? 


Gegen den, der sich der Wie- 
dervereinigung Deutschlands 


entgegenstellt? Wer ist das? 
Wo ist das Feindbild? Wenn 
nicht neutral, wer ist dann der 
Gegner, gegen wen sollen wir 
Partei ergreifen, Mr. Bush? 


Gegen die Russen? Gegen die 
USA? Gegen die jeweiligen 
„Freunde und Verbündeten“, 
die uns umklammern, fesseln 
und jetzt um so schneller und 
fester „einbinden“ wollen, um 
uns getrennt zu halten? 


Die Mitteldeutschen gegen die 
Westdeutschen — oder umge- 
kehrt? Wir sind gegen das „ge- 
gen“, das unser Volk trennt 
und nur zerstören und auslö- 
schen kann, leid, leid und 
nochmals leid, Mr. Bush. 


Mehr als ein halbes Jahrhun- 
dert lang hat man uns vorge- 
worfen, uns bestraft und zum 
Verbrechervolk gestempelt, 
weil wir angeblich immer 
wechselweise gegen alle Welt 
zu Felde gezogen seien. Nun 
wollen wir endlich nicht „ge- 
gen“ irgendwen Partei ergrei- 
fen, sondern friedlich und neu- 
tral für die Einheit und das Le- 
ben unseres Volkes einstehen. 
Und Sie, Mr. President, hof- 
fen, daß wir. uns um der Wie- 
dervereinigung willen nicht auf 
„Neutralitätskurs“ begeben? 


Dann nennen Sie uns klipp und 
klar den Gegner, der Ihnen 
vorschwebt, so daß wir wissen 
und erkennen, wo unsere po- 
tentiellen Gegner sind. 


Volles Verständnis für 
Gorbatschow 


Im November 1989 meldete die 
westdeutsche Presse in Schlag- 
zeilen: „Kreml-Chef gegen 
deutsche Einheit“. 


Wie so oft wird auch hier nur 
die halbe Wahrheit gesagt und 
damit eine Lüge verbreitet. 
Kein Kreml-Führer — ob Gor- 
batschow, seine Vorgänger 
oder Nachfolger —- konnten 
oder können zustimmen und 
zulassen, daß die NATO mit 
ihren Atomraketen und Gift- 
gasmordwaffen und die unter 
US-amerikanischem Befehl ste- 
hende Bundeswehr bis an die 
Oder-Neiße-Linie vorrückt. 


Deshalb, weil Gorbatschow bei 
der sich überstürzenden Ent- 
wicklung fürchten muß, daß 
die NATO, die EG und die 


Bundesrepublik die DDR ein- 
fach „schlucken“, forderte er 
die Staats- und Regierungs- 
chefs auf, bei ihrem EG-Gipfel - 
in Paris die „Unverrückbarkeit 
der deutschen Grenzen“ festzu- 
schreiben. 


Jeder vernünftige Mensch muß 
volles Verständnis dafür haben, 
daß der an allen Fronten be- 
drängte Gorbatschow die 
machtpolitischen, militärischen 
und wirtschaftlichen Folgen ei- 
nes solchen „Schluckens“ der 
DDR befürchtet. 


Zu Recht bezeichnet Gorbat- 
schow auch die Bundesrepublik 
als ein „Gebilde“. Seine Auße- 
rung, „es ist nicht die richtige 
Zeit, bestehende wirtschaftli- 
che und politische Gebilde zu 
zerstören“, heißt noch lange 
nicht, daß er gegen die deut- 
sche Einheit ist, wie die Mas- 
senmedien, die Westextremi- 
sten, Separatisten und Nutznie- 
Ber der deutschen Spaltung uns 
glauben machen wollen. 


Es ist genau das, was nationale 
Deutsche seit einigen Jahren 
gegen alle Verunglimpfungen 
beharrlich fordern und vertre- 
ten: Die Einheit Deutschlands 
ist nur mit Moskau, nicht ge- 
gen Moskau zu erreichen, wie 
Adenauer und seine Enkel uns 
vorheuchelten. 


Die Voraussetzungen dafür 
sind ein Abzug aller Besat- 
zungsmächte, ein Austritt der 
Teilstaatprovisorien aus NATO 
und Warschauer Pakt, eine 
Wiedergewinnung der an die 
EG abgetretenen Souveränitäts- 
rechte sowie die Überwindung 
der trennenden kapitalistischen 
und marxistischen Gesell- 
schaftsordnungen durch eine 
dem Volk verpflichtete Ge- 
meinschaftsordnung. 


Nur über diese Schritte kann 
und wird die „richtige Zeit“ 
kommen, die bestehenden wirt- 
schaftlichen und politischen 
Gebilde höchst friedlich und 
mit Einverständnis Moskaus zu 


“ zerstören und die Forderungen | 


nach „Unverrückbarkeit der 
deutschen Grenzen“ gegen- 


standslos zu machen: Wir wol- 
len keine Grenzen verrücken, _ 
sondern sie aufheben! [2] 


Deutschland 


„Wir sind 
as Volk!“ 


Siegfried Gärtner 


Im Herbst des Jahres 1989 erlebten die Deutschen den sponta- 
nen Aufstand eines Teiles des Volkes, der einst sein Herzstück 
ausmachte und durch brutale Eingriffe an den östlichen Rand 
des deutschen Volksbodens gedrängt wurde. Es war ein Auf- 
schrei der Massen, die die Spalter und Betonköpfe der SED- 
Diktatur in Ohnmacht versetzte. 


Millionen überschritten die 
Grenze nach dem Westen des 
Vaterlandes, alles geriet zu ei- 
nem Volksfest der Freude, der 
Herzlichkeit und des Wiederse- 
hens, das die Welt in Staunen 
versetzte und für uns bewegend 
und erregend war. 


Der Zusammenbruch 
des Marxismus- 
Kommunismus 


Die Deutschen, bei denen 
Mangel an nationaler Solidari- 
tät als entscheidender Charak- 
terfehler gilt, sind dennoch im- 
mer für eine Überraschung gut. 
Diese Wochen haben gezeigt, 
und diese Tatsache ist von 
grundlegender Bedeutung, daß 
sich ein gewachsenes Volk 
durch ideologische Beriese- 
lung, westlichen Liberalismus 
hier, östlichen Marxismus dort, 
auf Dauer nicht auseinanderdi- 
vidieren läßt. 


Noch ein zweites kommt hinzu: 
Der nun vor aller Augen ste- 
hende, auch durch die Ereig- 
nisse in Polen und Ungarn be- 
stätigte völlige Zusammen- 
bruch des Marxismus-Kommu- 
nismus in Theorie und Praxis. 
Der Herbst 1989 machte ganze 
Bibliotheken marxistischer Li- 
teratur zur Makulatur. 


Was dies bedeutet, ist in seiner 
weitreichenden : Bedeutung 
noch gar nicht abzuschätzen. 
Denn was vordergründig wie 
ein vollständiger Sieg des west- 
lichen Liberalismus aussieht, 
täuscht. Auch der Liberalismus 
nämlich wird durch den Zu- 
sammenbruch der marxisti- 
schen Irrlehre unmittelbar be- 
troffen: Beide Systeme haben 


dasselbe egalitäre Welt- und 
Menschenbild. 


Vor allem aber sind wir dem 
sehnlichen Ziel jedes Patrioten 
ein Stück. nähergerückt: Der 
staatlichen Einheit unseres Vol- 
kes. Doch niemand täusche 
sich darüber: Die Kräfte, die 
gerade diese Einheit unter allen 
Umständen verhindern wollen, 
werden nun voll in Aktion 
treten. 


Minen aller Art sind schon ge- 
legt. Manche machtgierigen 
Technokraten in Brüssel und 
anderswo sehen ihre Felle da- 
vonschwimmen. Und es gibt 
bei uns im Land selbst allzu- 
viele, die zu Hassern des eige- 
nen Volkes und seiner Ge- 
schichte geworden sind, bedau- 
ernswerte Nationalmasochi- 
sten, denen eine jahrzehntelan- 
ge Hetze gegen alles Deutsche 
Herz und Sinn verkehrt hat. 
Man wird sie sich merken müs- 
sen. Es gibt Parteien, die längst 
vor das Bundesverfassungsge- 
richt gehören, da sie durch lau- 
fende Agitation für die Spal- 
tung des deutschen Volkes ge- 
gen die Präambel des Grundge- 
setzes verstoßen. 


Die Militärblöcke 
müssen verschwinden 


Der Weg zur Einheit wird nicht 
leicht sein. Bonn muß nun un- 
bedingt schleunigst an die Be- 
satzungsmächte in. Ost und 
West herantreten, um sie zu 
veranlassen, ein gesamteuro- 
päisches Friedens- und Sicher- 
heitskonzept auszuhandeln, in 
dessen Rahmen die Wiederver- 
einigung unseres Landes mög- 
lich wird. Denn die sogenannte 


DDR, schon ‚dem Namen her 
von Anfang an eine Lüge, ist 
wirtschaftlich bankrott. Gerade 
deshalb ist die Wiedervereini- 
gung zwingend. 


Die Militärblöcke, die unser | 


Land zerschneiden und es im 
Ernstfall der Vernichtung preis- 
geben, müssen aus Mitteleuro- 
pa verschwinden; denn sie ha- 
ben ihren Sinn verloren, wenn 


sie je einen hatten. Ausreden 


gelten jetzt nicht mehr. 


Die französische Bevölkerung 
hat sich mit einer ebenso er- 
staunlichen wie beeindrucken- 
den Mehrheit für die Wieder- 
vereinigung der Deutschen aus- 
gesprochen. Dabei richtet sich 
die Politik Frankreichs seit 
Jahrhunderten traditionell ge- 
gen jede Einheit in Mitteleuro- 
pa. Einige Politiker und Publi- 
zisten in Paris zeigten sich den- 
noch auch „schockiert“ über 
das Umfrageergebnis. 


Besonders groß ist die Zustim- 
mung und Unterstützung für 
das Recht der Deutschen auf 
Einheit im Norden Frankreichs 
und in den grenznahen Landes- 
teilen. Ja, das einfache Volk 
zeigt hüben wie drüben mehr 
echten europäischen Geist als 
so mancher Patenteuropäer in 
hohen Stellungen. 


Und Lech Walesa, der pol- 
nische Arbeiterführer, nannte 
jüngst die deutsche Teilung 
„widernatürlich“. Ein solch un- 
zweideutiges Wort haben wir 
allzu lange aus dem Mund 
deutscher Politiker vermißt. 


Es gibt keine andere Lösung 
als diese Wieder- oder Neuver- 
einigung. Der Name spielt kei- 
ne Rolle. Die Gefahr einer neu- 
en Vereisung im Ostblock ist 
noch nicht ganz gebannt und 
die um ihre Posten. bangenden 
Befürworter zweier „souve- 
räner Staaten“ mit „normalen 
Beziehungen“ erheben hüben 
wie drüben schon immer lauter 
wieder ihre Stimme. 


Das war und ist nicht der Wille 
der Deutschen, die sich am 9. 
November 1989 auf der Mauer 
umarmten: Lassen wir den Ein- 
heitsfeinden keine Zeit und Ru- 
he, die Stimmung und die Lage 
wieder in ihrem Sinne zu ei- 
nem „friedlich geregelten“ Ge- 
trenntsein zu „normalisieren!“. 


Wie geht es weiter 
mit der DM, 
Dollar, Yen, 
Schweizer Franken? 


Wie ist die Konstellation der 
Deutschen Mark? 


Welche Disharmonien 
erwartet die deutsche 
Währung? 


Gibt es in den Jahren 1989 
und 1990 Gefahren für die 
DM? 


Ist es ratsam in den nächsten 
Jahren den Dollar zu horten 
oder US-Aktien zu 
erwerben? 


Wird die Schweiz am 
europäischen ECU- 
Abenteuer teilnehmen? 


Werden die Japaner 
letztendlich die USA 
wirtschaftlich und finanziell 
total kontrollieren? 


Wird der japanische Yen den 
Dollar als Weltwährung 
ablösen? 


Welche Rolle spielt die 
Weltbank in den 
kommenden Jahren? 


Eine Dokumentation auf 
kosmobiologischer Basis 
versucht die kommenden 
Entwicklungen an der Börse 
zu untersuchen und 
Tendenzen für die 
Weltwährungen aufzuzeigen. 


Was passiert mit dem Geld, 
den Aktien, welche 
Parallelen gibt es zu 
vergangenen Ereignissen. 
Dies sind die Themen der 
Dokumentation 

DIE ZUKUNFT DER 
WELTFINANZEN 

von Otto Munkwitz. 


Die Dokumentation erhalten 
Sie für 60 DM bei 


Otto Munkwitz 
Kappenmühle 7 
D-6403 Flieden. 


Bonn 


CSU fiel bei 
Ausländer- 
gesetz um 


Alfred König 


Bei den Turbulenzen rund um die Öffnung der innerdeut- 
schen Grenze und der sich abzeichnenden Konföderation 
West- und Mitteldeutschlands ist das Hin und Her um die 
geplante Novellierung des Ausländergesetzes nahezu unterge- 
gangen. In buchstäblich letzter Sekunde hatte die CSU sich 
entschlossen, diese abzulehnen, um dann wenig später nach 
nur unwesentlichen Änderungen doch noch zuzustimmen. 


Zuerst hatten die Christsozialen 
noch erklärt, daß der vorgeleg- 
te Referentenentwurf „in wich- 
tigen Bereichen zu liberal“ aus- 
gefallen sei. Vielmehr müsse 
es „eindeutige Verschärfungen“ 
insbesondere bei der Abschie- 
bung von Kriminellen, bei der 
Behandlung sogenannter De- 
Facto-Flüchtlinge sowie bei der 
Regelung des Wohnraumnach- 
weises und den Bestimmungen 
zum Familiennachzug geben. 


Weiter ungezügelter 
Zustrom der Ausländer 


Hier hat nun Bundesinnenmini- 
ster Schäuble winzige Ande- 
rungen vorgenommen - und 
schon kippte die CSU um. Dies 
ist im übrigen der gleiche 
Schäuble, der auf dem Ge- 
werkschaftstag der IG Bergbau 
kürzlich davon sprach, die der- 
zeitige Regierung wolle eine 
„offene Einbürgerungspolitik“ 
betreiben. 


Und der Referentenentwurf 
weckt trotz anderslautender 
Meinung von linker und kon- 
fessioneller Seite wirklich eher 
den Eindruck ein Einwande- 


rungsgesetz zu sein, anstatt den 


nahezu ungezügelten Zustrom 
der Ausländer in die Bundesre- 
publik zu stoppen. 


So soll ein Ausländer bereits 
dann eine unbefristete Aufent- 
haltserlaubnis erhalten, wenn 
er sich nur fünf Jahre in der 
Bundesrepublik aufhält und 
sich auf „einfache Art in deut- 
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scher Sprache“ verständigen 
kann. Diese soll er selbst dann 
erhalten, wenn er Arbeitslosen- 
geld oder sogar Arbeitslosen- 
hilfe bezieht. 


Und ausländische Kinder sollen 
eine sogenannte „Wiederkehr- 
option“ für den Fall erhalten, 
daß sie als Minderjährige mit 
ihren Eltern in das Heimatland 


zurückkehren. Dies sollte bis - 


zum 21. Lebensjahr gelten. 


Bezüglich des Familiennach- 
zugs sieht der Entwurf vor, daß 
Eltern ihre Kinder bis zum 16. 
Lebensjahr und in Ausnahme- 
fällen sogar bis zum 21. Le- 
bensjahr nachholen können. Im 


Falle einer Scheidung soll der - 


nachgeholte Ehepartner auch 
dann nicht abgeschoben wer- 
den können, wenn er Sozialhil- 
fe kassiert, die „häusliche Ge- 
meinschaft“ aber mindestens 
vier Jahre auf dem Boden der 
Bundesrepublik besteht. 


Bei der Ausweisung, die erfol- 
gen kann, sofern ein Ausländer 
„die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung oder 'sonstige erhebli- 


che Interessen der Bundesrepu- 


blik“ beeinträchtigt, muß aber 
nun auch die Dauer des Auf- 
enthaltes und die familiären 
Verhältnisse berücksichtigen. 
Auch dürfen diese Personen 
nicht in ein Land abgeschoben 
werden, „in dem ihr Leben 
oder ihre Freiheit wegen ihrer 
Rasse, Religion, Staatsangehö- 
rigkeit, ihrer Zugehörigkeit zu 
einer bestimmten sozialen 
Gruppe oder wegen ihrer politi- 


“schen Überzeugung . bedroht 


sind“. 

Daß dies auf praktisch jeden 
Staat in der dritten Welt zu- 
trifft, zeigt die jüngste, nur als 
skandalös zu bezeichnende 
Entscheidung des Bundesver- 
fassungsgerichts, wonach Ta- 
milen, die in Sri Lanka poli- 
tisch gegen die dortige Regie- 
rung gekämpft haben, Asyl zu 
erhalten haben. Und das, ob- 
wohl die Tamilen im früheren 
Ceylon nicht gezielt verfolgt 
werden, sondern — ähnlich wie 
in Nordirland — unter einer Art 
von Fanatikern angezettelten 
Religionskrieg leiden. 


Bei der Einbürgerung geht der 
Gesetzesentwurf in bestimmten 
Fällen sogar nahe an einen 
Rechtsanspruch. Dies gilt 
dann, wenn der ausländische 
Jugendliche seinen Antrag zwi- 
schen dem 16. und 21. Lebens- 
jahr stellt und — neben anderen 
milden Voraussetzungen — mit 
Ausnahme von Jugendstrafen 
keine Straftaten begangen hat. 
Drogenhandel an der Schule 
reicht also nicht aus! Und für 
die ebenfalls geforderte Siche- 
rung des Lebensunterhalts rei- 
chen bereits Unterhaltsleistun- 
gen von Familienangehörigen 
oder der Anspruch auf Arbeits- 
losengeld oder Arbeitslosenhil- 
fe aus. 


Dies alles war zuerst für die 
CDU nicht tragbar. So erklärte 
ein Sprecher, daß, sollte es zu 
keinen Korrekturen kommen, 
sogar das „augenblicklich gel- 
tende Gesetz die bessere Alter- 
native zu der Neufassung“ sei. 
Dies hinderte die CSU dann 
aber nicht, ohne wirkliche Ver- 
besserungen kurz darauf „um- 
zufallen“ und dem im großen 
und ganzen unveränderten Re- 
ferentenentwurf doch noch zu- 
zustimmen. 


FDP droht mit 
Koalitionsbruch 


Die : erst erfolgte Ablehnung 


‚und die Erreichung wirklich 
nur winziger Verbesserungen. 


soH in Wirklichkeit eine Art 
„Denkzettel“ an die FDP gewe- 
sen sein. Hintergrund sei der 
massive Druck, den die Libera- 
len im November 1989 vor der 
Polenreise auf Bundeskanzler 
Kohl und die Union ausgeübt 
hatten. Sie hatten damals ge- 
droht, zusammen mit der SPD 
zu stimmen, wenn die Bundes- 


regierung vor der Polenreise 
Kohls nicht eine klare Erklä- 


rung abgibt, in der die Oder- 


Neiße-Linie von der Bundesre- 
gierung als polnische West- 


grenze bestätigt und als endgül- . 


tig anerkannt wird. Trotz gro- .“ 
ßer Empörung innerhalb der ° 
Unionsfraktion hatte diese dann 


‘fast einstimmig dieser Erklä- 


rung zugestimmt. Und nun 
sollte eigentlich diese noch of- 
fene Rechnung beglichen wer- 
den, doch scheute man sich 
dann, die Sache durchzuzie- 
hen, da die FDP intern erneut 
mit einem Koalitionsaustritt ge- 
droht haben soll. 


Und über eine Verhinderung 
des immer stärker zunehmen- 
den Mißbrauchs des Asylrechts 
ist in dem Referentenentwurf 
nicht ein Wort zu lesen. Dabei 
hatten in den ersten zehn Mo- 
naten des vergangenen Jahres 
annähernd 99.000 Personen um 
politisches Asyl ersucht, vor- 


wiegend aus Polen, der Türkei 
und Jugoslawien. Dies waren | 


25 Prozent mehr als im glei- 
chen Zeitraum 1988. Und die 


va 


Anerkennungsquote sank auf . 


nur noch 5,1 Prozent, nachdem 
sie 1988 immerhin noch 8,6 
Prozent betragen hatte. 


Dennoch geschieht 
nichts! Die Einwanderung in 
die Bundesrepublik geht nahe- 
zu ungezügelt weiter. Und im- 
mer mehr Politiker aller Partei- 
en — auch der CDU - fordern 
immer vehementer die Einfüh- 
rung eines EG-weiten Kommu- 
nalwahlrechts. Beim Wegfall 
der Grenzen ab 1993 dürfte es 
keine 
der dann in anderen Ländern 
als ihrer Heimat arbeitenden 
Personen geben. Außerdem 
dürften dann automatisch auch 
Deutsche in den anderen Län- 
dern wählen, so daß ein Aus- 
gleich gegeben ist, heißt es von 
den Befürwortern. 


Die Realität sieht aber ganz an- 
ders aus. Wie aus den Zahlen 
des Statistischen Bundesamts 
hervorgeht, lebten Mitte des 
vergangenen Jahres 1,5 Millio- 
nen Türken in der Bundesrepu- 
blik, aber nur 2.000 Bundes- 
deutsche in der Türkei. Bei den 
Jugoslawen liegt das Verhältnis 
bei 600.000 zu 600, bei den 
Italienern bei 500.000 zu 
50.000 und bei den Griechen 
bei 250.000 zu 3.000. Ähnlich 
sieht es in Spanien mit 150.000 
zu 18.000 und in Portugal mit 
80.000 zu 1.500 aus. DO 


Wahl-Diskriminierung . 


absolut 


Heinz Galinski 


Vorbehalte 
deutscher 


Juden 


Klaus Berber 


In der Dezember-Ausgabe stellte CODE einige Fakten über 
den Vorsitzenden des „Zentralrats der Juden in Deutsch- 
land“, Heinz Galinski, dar, die nur einen Schluß zulassen: 
Nämlich den, daß der heute 77jährige nach dem Motto 
„Weder vergeben, noch vergessen“ handelt und bemüht ist, 
. Deutschland für alle Zeiten das Büßerhemd tragen zu lassen. 
Doch besonders in den vergangenen Monaten ist auch aus 
jüdischen Kreisen die Kritik an Galinski gewachsen. 


Ende 1988 kam die Null-Aus- 
gabe von „Semit — Das Jüdi- 
sche Magazin“ heraus. Diese 
eigenen Angaben zufolge be- 
wußt polemisch aufgemachte 
Zeitschrift, die im großen und 
ganzen allerdings aus deutsch- 
nationaler Sicht abzulehnen ist, 
übt besonders scharfe Kritik an 
der Politik, vor allem der Be- 
satzungspolitik der derzeitigen 
israelischen Regierung, setzt 
sich für die Palästinenser ein, 
erhebt zum Teil massive Vor- 
würfe gegen die zionistischen 
Repräsentanten in der Bundes- 
republik und stellt in einigen 
Berichten sehr interessante An- 
sichten dieses Personenkreises 
und besonders Galinskis dar. 


Immer einen gewissen 
Abstand einhalten 


So antwortete dieser auf die 
Frage: „Es ist sicherlich sehr 
wichtig, daß die junge Genera- 
tion in die jüdische Gemeinde 
integriert wird; viele junge Ju- 
den möchten sich aber auch in 
die deutsche Gesellschaft inte- 


grieren. Was halten Sie 
davon?“ . 
Galinski: „Dagegen ist gar 


nichts zu sagen. Man.kann sich 
jedoch nur in die andere Umge- 


bung integrieren, wenn man 


selbst einen bewußten jüdi- 
schen Standort hat — sein Wis- 
sen hat, um auch in der Um- 
welt, in die man sich integrie- 
ren will, zu existieren. Aber 
nicht assimilieren — das ist ein 


großer Unterschied. Ich bin 
strikt gegen Assimilation, weil 
Assimilation Aufgabe des eige- 
nen Ich bedeutet, letzten Endes 
Aufgabe des Judentums.“ 


Galinski sagt damit nichts an- 
deres, als daß die Juden sich 
immer nur mit einem gewissen 
Abstand in den Staat integrie- 
ren sollen. Denn Katholiken, 
Protestanten und welche Reli- 
gionszugehörigkeit auch im- 
mer, betonen zuerst immer ihre 
Nationalität und dann ihren 
Glauben - anders als es Galins- 
ki für die Juden fordert. 


Wie sehr, dies stimmt, zeigt 
auch die Außerung des im De- 
zember 1988 aus dem Zentral- 
rat zurückgetretenen Hermann 
Alter. Dieser erklärte ebenfalls 
in „Semit“ zur Frage, ob jüdi- 
sche Jugendliche auch zur Bun- 
deswehr gehen oder von der 
Wehrpflicht befreit werden 
sollten: „Solange Politiker, 
nichtjüdische deutsche Politi- 
ker, bei vielfältigen Anlässen 
immer die besonderen Bezie- 
hungen Deutschlands zum Bei- 
spiel zu Israel und die besonde- 
ren Verpflichtungen Deutsch- 
lands gegenüber seinen jüdi- 
schen Mitbürgern im Munde 
haben, solange brauchen wir 
nicht davon zu reden, daß die 
Juden einen Sonderstatus krie- 
gen, weil sie nicht dienen müs- 
sen. Der Sonderstatus ist auf- 
grund geschichtlicher Ereignis- 
se, die noch nicht vergessen 
sind, schlicht und ergreifend 


da. Ihn wegzuleugnen halte ich 
für einen Fehler.“ 


In der gleichen Januar/Februar 
89-Ausgabe erhebt ein P. ]. 
Blumenthal schwere Vorwürfe 
gegen den Zentralrat, der seit 
dem Frühjahr 1988 von Galins- 
ki geleitet wird. So schreibt der 
amerikanische Journalist: „Der 
Zentralrat der Juden in 
Deutschland, eine aus der Not 
des Nachkriegswirrwarrs ent- 
standene Organisation, hat sich 
zu einer Miniregierung osteuro- 
päischer und einparteiischer 
Prägung entwickelt. Er gibt 
sich aus als Repräsentant der 
Jüdischen Gemeinde in 
Deutschland, aber in Wirklich- 
keit vertritt er nicht die Mei- 
nungspalette der Juden in 
Deutschland, sondern nur die 


‚ Interessen, die er für offiziell 


erklärt...“ 


Bis ein aufrichtiges Umdenken 
beim Zentralrat stattfindet, 
kann er ebensowenig sagen, er 
sei quasi der Dachverband der 
Juden in Deutschland, wie die 
PLO behaupten kann, sie sei 
alleiniger Vertreter des palästi- 
nensischen Volkes. Denn der 
Zentralrat bietet keine annehm- 
bare Heimat für alle Juden, das 
heißt, für alle Schattierungen 
der jüdischen Belange in 
Deutschland. Vor einem Plura- 
lismus hat er viel mehr Angst. 
Dag Resultat: Es fehlt am drin- 
gend notwendigen Willen zur 
schöpferischen Demokratie.“ 


Vielmehr sei der Zentralrat ein 
„Konglomerat gewählter Dele- 


gierter aus den verschiedenen , 


Gemeinden, also eine Art 
Oberster Sowjet“, deren Dele- 
gierte oft nicht das „Volk“ 
wähle, sondern diese „oft aus- 
schließlich in den Gemeinde- 
vorständen auserkoren“ wür- 
den. Und „obwohl diese jährli- 
che, eintägige Versammlung 
(des Zentralrats) — wenigstens 
auf dem Papier — die Verant- 
wortung trägt, dem Direkto- 
rum (eine Art Präsidium) 
Richtlinien zu erteilen, übt die 
Ratsversammlung in Wirklich- 
keit, ähnlich wie der Oberste 
Sowjet in der Sowjetunion, 
auch bei uns seit vielen Jahren 
ihre Kontrollfunktion nicht aus. 
Was bedeutet: Das Direktorium 
und sein noch kleinerer Kreis 
von Oberbonzen, genannt Ver- 
waltungsrat, ‘genießen de facto 
Narrenfreiheit. Der offensicht- 
lichste Beweis ist die Nach- 
mannaffäre.“ 


Blumenthal kommt zu dem 
Schluß: „Wenn kein Platz für 
eine großzügige Meinungspa- 
lette vorhanden ist — selbst 
wenn die Diskussion öffentlich 
ausgetragen wird — dann gibt es 
nur eine einzige Bezeichnung 
für unsere kleine jüdische Re- 
gierung: Totalitarismus.“ 


Extrem scharfe Kritik äußerte 
„Semit‘“ sowohl an Galinski als 
auch an der Berliner Kulturse- 
natorin Anke Martini (SPD) 
bezüglich der, „infamen Be- 
handlung der Überlebenden der 
Glaubensgemeinschaft Adass 
Jisroel in Berlin“ und beson- 
ders an dem Martini-Satz „Das 
Gemeindeleben ist tatsächlich’ 
seit 1939 eingestellt“. 


Im Editorial der September/Ok- 
tober-Ausgabe heißt es hierzu: 
„Daß hinter dieser verantwor- 
tungslosen Stellungnahme der 
Frau Martini das politische 
Agieren des Herrn Galinski 
steckt, der seit eh und je kein 
jüdisches Gemeindeleben in 
Erscheinung treten läßt das sich 
nicht seinem Alleinvertretungs- 
anspruch beugt, macht dieser 
Bericht deutlich. Man muß sich 
wirklich fragen, wie ein Staat, 
der als demokratisch anerkannt 
werden will, weiterhin die tota- 
litären Machenschaften eines 
Mini-Cäsars wie Galinski un- 
terstützen kann. Nicht genug, 
daß die Adassianer von Rein- 
hard Heydrich entrechtet und 
ausgerottet wurden, jetzt wer- 
den sie auch noch von einer 
Nachfolgerachse Galinski-Mar-- 
tini bekämpft.“ 


Damit wird also von Juden sel- 
ber, ihrem obersten Repräsen- 
tanten undemokratisches Ver- 
halten — um nicht schärfere 
Worte zu gebrauchen — vorge- 
worfen. Einem Mann, der aber 
selber nicht müde wird, für die 
Bundesrepublik angesichts des 
Wiedererstarkens der nationa- 
len Kräfte die Gefahr einer 
neuen undemokratischen Ent- 
wicklung an die Wand zu ma- 
len. Und diese Vorwürfe stam- 
men von — darauf soll noch 
einmal ganz klar hingewiesen 
werden — Juden! Würden diese 
aber mit der gleichen Wortwahl 
von Deutschen erhoben, wäre 
ein Ermittlungsverfahren der 
Staatsanwaltschaft wegen anti- 
semitischer Äußerungen wahr- 
scheinlich. Logisch? Nein, 
aber bundesdeutsche Realität! 
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Deutschland- 


Journal 


Engländer 
sehen Mittel- 
stand als Basis 
deutschen 
Wohlstands 


Eine sehr interessante Bewer- 
tung über die Basis des bundes- 
deutschen materiellen Wohl- 
stands veröffentlichte kürzlich 
das britische Wirtschaftsmaga- 
zin „The Economist“. Danach 
liege die wirkliche Quelle der 
wirtschaftlichen Gesundheit der 
Bundesrepublik in ihrem breit 
gefächerten Mittelstand begrün- 
det. So entfalle auf Unterneh- 
men mit bis zu 500 Mitarbeitern 
rund die Hälfte des westdeut- 
schen Bruttosozialprodukts. Zu- 
dem beschäftigten diese zwei 
Drittel aller Arbeitnehmer, bil- 
deten die meisten Lehrlinge aus 
und entwickelten die meisten 
deutschen Patente. Große Flexi- 
bilität und Innovationsfreude 
will der „Economist‘“ ebenfalls 
beim bundesdeutschen Mittel- 
stand ausgemacht haben. 


Umso schlimmer ist nach An- 
sicht vieler deutscher Wirt- 
schaftsexperten die „EG-Eupho- 
rie“ der etablierten politischen 
Kräfte in der Bundesrepublik zu 
beurteilen. Denn der geplante 
europäische Binnenmarkt werde 
zu einer deutlichen Schwächung 
besonders des deutschen Mittel- 
standes-führen. Anders als hier- 
zulande sei in den meisten ande- 
ren EG-Ländern die Wirtschaft 
nämlich nicht auf dem Mittel- 
stand, sondern auf der Macht 
von Konzernen aufgebaut. Die- 
se würden aber nach un 
der Grenzen „mit aller Macht“ i 

die Bundesrepublik drängen A 
mit Dumpingpreisen dem bun- 
desdeutschen Mittelstand viele 
Aufträge vor der Nase weg- 
schnappen. Eine weitere Gefahr 
sei die stetige Zunahme von 
Übernahmen, die sich in den 
kommenden Jahren noch weiter 
verstärken werde. Manche Ex- 
perten wollen sogar nicht aus- 
schließen, daß der Binnenmarkt 
zu einer deutlichen Erhöhung 
der Arbeitslosigkeit in der Bun- 
desrepublik führenwird.. DD 


10 [SODE 


"Steffi Grafund 
‘der Rassismus 


gegen Süd- 

® 
afrika 
Der Staat Südafrika wird ständig 
in der ganzen Welt des Rassis- 
mus gegen die schwarze Bevöl- 
kerung beschuldigt. Auf einen 


pauschal gegen Südafrika ge- 
richteten Rassismus hat jetzt 


aber die deutsche Weltklasse-. 


tennisspielerin Steffi Graf, die 
von der sowjetischen Nachrich- 
tenagentur „TASS“ zur besten 
Sportlerin der Welt gekürt wur- 
de, hingewiesen. In einem Inter- 
view antwortete die Weltrangli- 
sten-Erste auf die Fragen „Wie 
denken Sie über den Boykott 
von Südafrika?‘ und „Meinen 
Sie, die Politik habe im Sport et- 
was zu suchen?“ wie folgt: „Das 
istein sehr kontroverses Thema. 
Ich würde sehr gerne nach Süd- 
afrıka reisen, um das Land zu se- 
hen, aber ich kann nicht. Ich 
würde gern einmal dort Urlaub 
machen, aber wenn es herauskä- 
me, könnte ich nicht bei den 
Olympischen Spielen mitma- 
chen. Das ist traurig. Politik 
sollte nicht in den Sport hinein- 
spielen.“ 


Was die Sportverbände anderen 
vorwerfen, haben sie bereits ein- 
geführt: nämlich eine Diktatur. 
Selbst private Urlaube, um sich 
eine eigene Meinung über den 
Staat bilden zu können und nicht 
auf die meist einseitige Presse 
angewiesen sein zu müssen, 
führen zu drastischen Strafen. 
Wie verträgt sich dieses Ur- 
laubsverbot eigentlich mit dem 
Grundrecht auf Reisefreiheit? U] 


„Neo-Nazi- 
Arzt‘ die Zulas- 
sung entzogen 


Dem im schleswig-holsteini- 
schen Sörup praktizierenden 
Landarzt Hans Christian Krog 
Pedersen ist von der Ärztekam- 
mer des Landes mit sofortiger 
Wirkung die Zulassung entzo- 
gen worden. Aufgrund seiner 
Äußerungen in der Öffentlich- 
keit besitze Pedersen nicht mehr 
das zur Ausübung seines Beru- 
fes erforderliche Ansehen und 
Vertrauen der Bevölkerung. 
Aufgabe eines Arztes seien Er- 


Sn 


halt und Schutz des Lebens und 
nicht die Diskriminierung von 
„Menschengruppen, die in be- 
sonderem Maße Leiden und 
Qualen erdulden mußten“, lau- 
tete die Begründung. 


Was war nun geschehen: Der 
41jährige Däne hatte es gewagt, 
die etablierte Geschichtsschrei- 


bung über das Dritte Reich zu | 


kritisieren und behauptet, daß es 
in den damaligen deutschen 
Konzentrationslagern keine 
Gaskammern gegeben habe. Sie 
seien vielmehr erst durch die 
Siegermächte nachträglich ein- 
gebaut worden — was zumindest 
für das KL Dachau bewiesen 
ist—. Auch hatte er Kritik an den 
Männern des 20. Julis 1944 ge- 
übt und diese „Mörder“ ge- 
nannt. Die Staatsanwaltschaft 
Flensburg hat mittlerweile we- 
gen angeblich volksverhetzen- 


der Äußerungen Anklage in- 


mehreren Fällen erhoben. m 


Wiesenthal 
legte gefälschtes 
Dokument vor 


Der als Nazijäger bekanntge- 
wordene Simon Wiesenthal, der 
trotz angeblicher jüdischer Ver- 
nichtungspolitik des Dritten 


‘Reichs die Gefangenschaft in 


zwölf Konzentrationslagern 
überlebte, hat nun ein gefälsch- 
tes „Dokument“ als Beweismit- 
tel vorgelegt. 


Die österreichische linke Zeit- 
schrift „Basta“ hatte einen Be- 
richt mit einem von Wiesenthal 
übergebenen Dokument veröf- 
fentlichtt, wonach Gauleiter 
Rainer sich persönlich 
den Reichsführer-SS, Heinrich 
Himmler, gewandt habe, um 
dem Onkel des derzeitigen FPÖ- 
Bundesparteiobmanns Jörg Hai- 
der, Josef Webhofer, den riesen- 
haften Besitz des sogenannten 
Bärenthales auf dem Wege der 
„Arisierung“ zuzuschanzen. 


Im Rahmen des von Rainers 
Sohn Friedl angestrengten 
Rechtsstreits kam der vom Ge- 
richt beauftragte Bezirksinspek- 
tor Dietmar Junker vom Bundes- 
polizeilichen Kriminaldienst je- 
doch aufgrund seiner Untersu- 
chungen zu dem Ergebnis, daß 
es sich bei dem Schreiben um ei- 
ne dilettantische Fälschung han- 
delt. So stammt beispielsweise 


. portionalan Ausländer vergeben 


an 


die Schreibmaschine, auf der - 
der Brief geschrieben worden | 
war, aus dem Jahre 1946. Die 

Buchstaben SS waren mit der 
Hand geschrieben, was sich: . 
schon bei Betrachten mit einer : 
einfachen Lupe erkennen ließ. ” 
Wiesenthal selber will von der - 
Fälschung nichts gewußt haben. 


Bayern bevor- 
zugt Deutsche 
für Sozial- 
wohnungen 


Der Freistaat Bayern hat jetztim ; 
Bundesrat beantragt, künftig 
Sozialwohnungen bevorzugt an 
Deutsche zu vergeben. Das bis- 
her geltende Recht führt nach . 
Ansicht der bayerischen Lan- 
desregierung dazu, daß diese ; 
billigen Wohnungen überpro- 


EEE 


werden müßten. 


So hätten vor allem in Gebieten ' 
mit erhöhten Wohnungsbedarf .. 
Ausländer einen höheren, An- : 
teil an Öffentlich gefördertem . 
Wohnraum als es ihrem Anteil ° 
an der Gesamtbevölkerung ent- 
spreche. Dieses „Ungleichge- 
wicht“ soll nun aber abgebaut . 
werden, damit der Staat „seiner 

sozialen Verantwortung gegen- ; 
über der deutschen Bevöl-. | 
kerung‘“ besser nachkommen 

könne. a 


IG Bergbau- 
Chef neuer 
DGB-Vor- 
sitzender? 


Der Vorsitzende der IG Bergbau 
und Energie, Heinz-Werner 
Meyer, soll neuer Vorsitzender 
des Deutschen Gewerkschafts- 
bundes (DGB) werden. Berich- 
ten zufolge hat die IG Metall als 
größte und damit mächtigste 
DGB-Einzelgewerkschaft. der- 
artigen Plänen bereits zuge- 
stimmt. Grund hierfür sei die 
„große Erfahrung Meyers im 
Umgang mit der Verwaltungs- 
bürokratie der Europäischen Ge- 
meinschaft in Brüssel“. 


Der bisherige Vorsitzende des 
DGB, Ernst Breit, hat angekün- 
digt, im kommenden Jahr in den 


Ruhestand zu gehen. Als stell- 
vertretende DGB-Vorsitzende 
werden immer wieder die Na- 
men der stellvertretenden Vor- 
sitzenden der Bundesanstalt für 
Arbeit, Ursula Engelen-Kefer, 


‘ und des Vorsitzenden der Ge- 


werkschaft der Polizei, Her- 
. mann Lutz, genannt. OD 


DGB gegen 
Veröffent- 
‚lichung des 
„Neue Heimat‘“ 
Berichts 


Der DGB will die Veröffentli- 
chung des bislang mit der Ge- 
heimhaltungsstufe versehenen 
Berichts des parlamentarischen 
Untersuchungsausschusses zur 
Klärung des „Neue Heimat“- 
Skandals verhindern. Möglich 
wurde dies, weil das Bundesver- 
fassungsgericht jetzt seine frü- 
here einstweilige Anordnung, 
der Bericht müßte wegen der 
Rechtsbeschwerde über die er- 
folgte Beschlagnahme der Auf- 
‚sichtsratsprotokolle geheim blei- 
ben, aufhob. Bundestagspräsi- 
dentin Rita Süßmuth hatte dies 
jetzt dem DGB Vorsitzenden 
Ernst Breit, der Gewerkschafts- 
holding BGAG und der Bank für 
- Gemeinwirtschaft (BfG) mitge- 
teilt. Das Ergebnis war, daß alle 
drei äußerst nervös reagierten 
und für den Fall der Veröffentli- 
chung eine Klage androhten. 


Neben grundsätzlichen “rechtli- 
chen Bedenken über die Aufhe- 
bung der Geheimhaltung hin- 
aus, führte DGB-Chef Breit Sor- 
gen wegen der im Herbst statt- 
findenden Bundestagswahl an. 
Die Veröffentlichung des bis- 
lang geheimen Teils des Aus- 
- schußberichts „würde vielen ei- 
nen willkommenen Anlaß bie- 
ten, im Vorwahlkampf oder 
Wahlkampf frühere Angriffe ge- 
gen die Gewerkschaften wieder 
aufzunehmen in der Annahme, 
damit auch dem politischen 
Gegner zu schaden“. Auch wer- 
de die Koalitionsfreiheit des 
DGB in rechtswidriger Weise 
verletzt, wenn die wirtschaftli- 
chen Grundlagen der gewerk- 
schaftlichen Arbeit erschüttert 
würden, so Breit weiter. Dies sei 
nämlich der Fall, „wenn der In- 
halt vertraulicher Aufsichtsrats- 
Beratungen aus Unternehmen 
veröffentlicht werde, an denen 


Gewerkschaften maßgeblich be- 
teiligt sind“. 


Wie gerüchteweise zu erfahren 
war, soll der Hintergrund dieser 
ganzen DGB-Aktivitäten zur 
Verhinderung der Veröffentli- 
chung des Ausschußberichts 
sein, daß zwischen dem „Neue 
Heimat“-Skandal und der co op- 
Affäre zumindest .personelle 
Verbindungen bestünden. So 
war beispielsweise der kürzlich 
verhaftete ehemalige Aufsichts- 
ratsvorsitzende des alten co op- 
Konzerns, Alfons Lappas, frü- 
her auch Aufsichtsratsmitglied 
der „Neuen Heimat“ und Vor- 
standsvorsitzender der BGAG.U) 


IG Metall 


will 17. Juni 
als Feiertag 
abschaffen 


Eine „gänzliche Abschaffung“ 
des 17. Junis als Feiertag hat der 
Vorsitzende der IG-Metall, 
Franz Steinkühler, zum Ab- 
schluß des 16. Gewerkschaftsta- 
ges gefordert. Als Nationalfeier- 
tag sei der 17. Juni, der an den 
Aufstand in der DDR gegen die 
kommunistischen Machthaber 
des Jahres 1953 erinnert, „histo- 
risch längst überholt“. 


Statt dessen soll nach Ansicht 
des Chefs der größten DGB-Ge- 
werkschaften der 8. Mai als Na- 
tionalfeiertag eingeführt- wer- 
den. Mit diesem „Tag der Be- 
freiung vom Hitler-Regime‘ kä- 
me man der „antifaschistischen 
Tradition der DDR“ entgegen. 
Daneben wäre es auch ein Bei- 
trag zum „längst überfälligen 
antifaschistischen Bekenntnis 
der Bundesrepublik“. 


Kein Wort hört man dagegen 
von Steinkühler über die Konse- 
quenzen, die dieser Tag der 
deutschen Niederlage für eben 


dieses Deutschland hatte. Nicht ' 
nur, daß große Teile Deutsch- - 


lands — neben den Polen zuge- 
schlagenen und dem Gebiet der 
DDR auch das Sudetenland - 
geraubt wurden, fielen den „Be- 
freiern“ Millionen von Deut- 
schen zum Opfer. Alleine rund 
eine Million Kriegsgefangene 
ließ, wie James .Bacque in sei- 
nem Buch „Der geplante Tod“ 
aufdeckte, Eisenhower durch 
unzureichende Versorgung ster- 


ben. Bei der Vertreibung und 
den Progromen in der CSSR und 
vor allem in den von Polen be- 
setzten Gebieten wurden eben- 
falls Millionen Deutsche auf 
zum Teil bestialische Weise er- 
mordet. Nicht zu vergessen, die 
ungerechtfertigte Zahlung von 
fast 90 Milliarden DM an Wie- 


“ dergutmachung an Israel und die 


bis heute andauernde antideut- 
sche Hetze in der Welt. DO 


Entschädigung 
für polnische 
KZ-Opfer ver- 
schwunden 


Die bundesdeutsche Regierung 
hatte in den Jahren 1972 und 
1973 insgesamt rund 103 Millio- 
nen DM zur Entschädigung von 
in deutschen Konzentrationsla- 
gern umgekommenen Polen ge- 
zahlt. Nach Informationen der 
polnischen Bürgerrechtsspre- 
cherin Ewa Letowska sollen 
aber nur 324.000 DM direkt an 
die betroffenen Familien zum 
offiziellen Zloty-Kurs gezahlt 
worden sein. Frau Letowska hat 
nun von der Regierung ihres 
Landes eine Erklärung verlangt, 
wo der Rest des Geldes abge- 
bliebenist. m 


Nach DDR- 
Offnung wird 
der Rechts- 
extremismus 
stärker über- 
wacht 


Der nordrhein-westfälische Ver- 
fassungsschutz hat ab. sofort 
mehr Personal für die Überwa- 
chung des sogenannten Rechts- 
extremismus abgestellt.Gleich- 
zeitig seien Mitarbeiter aus dem 
Bereich des Linksextremismus 
abgezogen worden, bestätigte 
NRW-Verfassungsschutzchef 

Fritz Baumann. Grund hierfür 
sei, daß die Wende in der DDR 
die DKP und andere linke Grup- 
pierungen in schwere ideologi- 
sche und finanzielle Bedrängnis 
gebracht habe. „Die kämpfen 
jetzt ums nackte Überleben“, 
sagte. Baumann. Aus der Spio- 
nageabwehr sollen im bevölke- 
rungsreichsten Bundesland 


„vorerst“ jedoch keine Beamte 
wegfallen. OD 


Ordnungsge- 
mäßes Parken 
wichtiger 
alsein | 
Menschenleben 


Ein Halteverbot für Autos ist in 
Bergisch-Gladbach wichtiger 
als ein Menschenleben — zumin- 
dest nach Ansicht des dortigen 
Ordnungsamtes. Mit der Be- 
gründung, auch wenn es um Le- 
ben und Tod gehe, müsse Zeit 
sein, einen Parkplatz zu finden, 
wies das Ordnungsamt der Stadt 
den Einspruch einer Kranken- 
schwester zurück. Diese war 
von der Klinik schnellstens her- 
beigeordert worden, daes bei ei- 
nem Notfall um Leben oder Tod 
gehe. Da die 24jährige aber in 
der Nähe des Krankenhauses 
keinen Parkplatz fand, stellte sie 
den Wagen im Halteverbot ab, 
woraufhin dieser abgeschleppt 
wurde. Gegen die Rechnung 
von 140 DM legte die junge Frau 
Widerspruch ein. DO 


Presse muß ihre 
Quellen nicht 
offenlegen 


Ein Journalist muß selbstrecher- 
chierte Tatsachen nicht offenba- 
ren, die er mittelbar durch einen 
Informanten erlangt hat und de- 
ren Bekanntgabe zur Enttarnung 
desselben führen könnte. Mit 
dieser Entscheidung hat der 
Bundesgerichtshof (BGH) kürz- 
lich einem Journalisten des 
„Stern“ ein Zeugnisverweige- 
rungsrecht zuerkannt (Aktenzei- 
chen: II BGs 355/89). 


Folgendes war geschehen: Der 
Journalist hatte ein Interview 
mit einem Mitglied der Irisch- 
Republikanischen Armee (IRA) 
geführt, der auch Terroranschlä- 
ge im Ausland begangen haben 
soll. Nach Veröffentlichung hat- 
te dann Generalbundesanwalt 
Kurt Rebmann von dem Journa- 
listen Auskunft darüber ver- 
langt, wann, wo und in welcher 
Sprache das Interview geführt 
wurde und ob der IRA-Mann 
hierfürein Honorarerhielt. U 
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Bonn 


Die Schulden | 


der Parteien 


Die politischen Parteien in der Bundesrepublik haben Rechen- 
schaft über ihre Finanzlage im Jahr 1988 abgelegt. In einer 


Unterrichtung 


durch Bundestagspräsidentin 


Professor 


Dr.Rita Süssmuth sind die Rechenschaftsberichte der Par- 


teien veröffentlicht worden. 


Als einzige der Bundestagspar- 
teien war die Christlich Demo- 
kratische Union (CDU) laut 
Rechenschaftsbericht 1988 mit 
ihrer Bundesgeschäftsstelle 
überschuldet. Bei der CDU 
standen Einnahmen von 181,1 
Millionen DM und Ausgaben 
in Höhe von 177,8 Millionen 
DM gegenüber. 


Größter Spender ist die 
Deutsche Bank 


Die Einnahmen setzen sich un- 
ter anderem zu 84,5 Millionen 
DM aus Mitgliedsbeiträgen, 
25,2 Millionen DM aus Spen- 
den und 48,2 Millionen DM 
aus Wahlkampfkostenerstat- 
tung zusammen. Aus dem 
Chancenausgleich flossen 1988 
knapp 6,4 Millionen DM in die 
Unionskassen. Die CDU weist 
157,5 Millionen DM als Be- 
sitzposten aus, auf denselben 
Betrag belaufen sich auch die 
Schuldposten. 


Die Partei betont pflichtgemäß, 
daß die Schuldposten der Bun- 
desgeschäftsstelle deren Besitz 
um 32,1 Millionen DM über- 
stiegen. Die Parteiführung habe 
jedoch inzwischen ein Konzept 
ausgearbeitet, mit dem mittel- 
fristig die Entschuldung gelin- 
gen sollte. Neben der Bundes- 
geschäftsstelle seien auch die 
Landesgeschäftsstellen im 
Saarland, in Schleswig-Hol- 
stein, in Berlin und in Nieder- 
sachsen zum 31. Dezember 
1988, dem Stichtag, mit 1,1 
Millionen DM 1,3 Millionen 


DM, 383000 DM und 
2200DM überschuldet ge- 
wesen. 


Die CDU erkärt, daß sie zum 
Stichtag 676747 beitragspflich- 
tige Mitglieder gehabt habe. 
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Als größter Einzelspender er- ' 


scheint die Deutsche Bank AG 
mit 404000 DM an die CDU 
im Rechenschaftsbericht. 


Die SPD hat ihr 
Vermögen gesteigert 


Anders als bei der CDU hat 
sich bei der Sozialdemokrati- 
schen Partei (SPD) das Vermö- 
gen 1988 erhöht. Die mit 
911916 Mitglieder größte Par- 
tei verfügte 1988 über 205,1 
Millionen DM Einnahmen. 114 
Millionen DM steuerten dazu 
die Mitglieder über Beiträge 
bei, 19,2 Millionen DM. flos- 
sen aus Spenden in die SPD- 
Kassen und 53 Millionen DM 
nahm die Partei aus der Wahl- 
kampfkostenerstattung ein. 


Den Einnahmen standen Aus- 
gaben von 194 Millionen DM 
gegenüber. Ihren Besitz weisen 
die Sozialdemokraten für 1988 
mit 232,1 Millionen DM aus, 
ihre Schulden mit 54,1 Millio- 
nen DM. Bilanziert wird so ein 
Reinvermögen von 178 Millio- 


nen DM. Größte Einzelspender 


sind bei der SPD Ernst und 
Käthe Naumann aus Ahrens- 
burg mit 200000 DM. 


Auch die CSU hat 
Schulden 


Die Christlich-Soziale Union in 
Bayern (CSU) hat im Jahr 1988 
182 738 Mitglieder gezählt, die 
zu den Gesamteinnahmen der 
Partei von 44,4 Millionen DM 
rund 14 Millionen DM Beiträ- 
ge beisteuerten. 13 Millionen 
DM Spenden gingen ein, 12,1 
Millionen DM flossen der Par- 
tei aus Wahlkampfkostenerstat- 
tung zu. 2,4 Millionen DM er- 
hielt die CSU außerdem aus 
dem Chancenausgleich. 


Den Einnahmen standen 40,4 


Millionen DM Ausgaben ge- 


genüber, der Besitz der Partei 
belief sich auf einen Wert von 
61,7 ‚Millionen DM. Ihre 
Schulden weist die CSU mit 
30,9 Millionen DM aus. Als 
größten Einzelspender ver- 
zeichnet der Rechenschaftsbe- 
richt mit 125000 DM den Ver- 
ein der Bayerischen Metallin- 
dustrie in München. 


Millionen Schulden 
bei den Grünen 


Auch die Partei die Grünen hat 
fristgerecht ihren Rechen- 
schaftsbericht vorgelegt. 39,4 
Millionen DM hat die Partei 
1988 eingenommen. Die Ein- 
nahmen setzen sich unter ande- 
rem aus 5,1 Millionen DM 
Mitgliedsbeiträgen, 12,5 Mil- 
lionen DM Spenden und 9,7 
Millionen DM Wahlkampfko- 
stenerstattung zusammen. 


Ausgegeben haben die Grünen 
1988 rund 37,8 Millionen DM. 
Ihr Besitz hat einen Wert von 
53,7 Millionen DM, mit knapp 
52 Millionen DM war die Par- 
tei verschuldet. Am Stichtag 
verfügten 37839 Männer und 
Frauen über ein Parteibuch der 
Gründen. Größter Einzelspen- 
der der Partei war mit knapp 
84600DM Eckhart Stratmann 
aus Bochum. 


Konkursrecht gilt bei 
der FDP nicht 


Die Freie Demokratische Partei 
(FDP) bilanziert ihre Einnah- 
men für 1988 mit 34,2 Millio- 


nen DM. 8,5 Millionen DM 


stammten davon aus Mitglieds- 
beiträgen. 11,5 Millionen DM 
aus Spenden. 8,7 Millionen 
DM aus der Wahlkampfkosten- 
erstattung und darüber hinaus 
2,7 Millionen DM aus dem 
Chancenausgleich. 


Ausgegeben hat die Partei 1988 
knapp 26,9 Millionen DM, ihr 
Besitz belief sich auf 26,6 Mil- 
lionen DM, ihre Schulden 
weist die FDP mit derselben 
Summe aus. Buchmäßig über- 
schuldet waren nach Angaben 
der Partei der Landesverband 
Berlin mit 54600 DM, der 
Landesverband Hamburg mit 
106300 DM,. der Landesver- 
band Saarland mit 56100 DM 
und der Landesverband Schles- 
wig-Holstein mit 183900 DM. 


Wegen stiller Reserven im 
Grundbesitz könne von ‚einer 
tatsächlichen Überschuldung 
beim Landesverband Schles- 
wig-Holstein jedoch nicht ge- 
sprochen werden, heißt es im 
Rechenschaftsbericht. Von 
konkursrechtlichen Vorschrif- 
ten seien überdies auch die an- 
deren Landesverbände nicht 
betroffen, weil sie keine rechts- 
fähigen Vereine seien. 


Die Kommunisten waren 
finanziell gesund 


Die FDP hatte Ende 1988 ge- 
nau 64274 Mitglieder. Ihr 
größter Einzelspender war im - 
Jahr 1988 der Verband der Me- 
tallindustrie Nordrhein-Westfa- 
len in Düsseldorf mit 
215000DM. 


Finanzkräftigste Partei, die 
nicht im Bundestag vertreten 
ist, war 1988 die Deutsche 
Kommunistische Partei (DKP). : 
Sie weist in ihrem Rechen-. 
schaftsberichtt Gesamteinnah- 
men von 22,3 Millionen DM ° 
aus, die zu 9,8 Millionen aus 
Beiträgen und zu 10 Millionen 
aus Spenden stammten. Knapp 
22 Millionen DM hat die Partei 
ausgegeben, ihr Besitz war 6,5 
Millionen DM wert, ihre 


Schulden beliefen sich auf 5,3 
Millionen DM. 45347 Männer 
und Frauen waren Mitglieder 
der DKP, mit 820000 DM lei- 
stete Walter Welker aus Essen 
die größte Einzelspende. oO 


DDR 


Zur Konver- 
tierbarkeit der 
Ostmark 


Hermann Flieder 


Ein Schlagwort macht derzeit die Runde bei der Frage der 
künftigen Wirtschaftspolitik der DDR: Konvertierbarkeit der 
Ostmark. So sehr diese gewünscht ist, so lang ist allerdings 
. der Weg dorthin, der erst am Ende erfolgreicher Reformen 
stehen kann. Zu diesem Schluß kommt jedenfalls eine Analyse 
des ehemaligen Leiters der Planungsabteilung der Deutschen 
Notenbank, Paul Frenzel, der Ende 1982 nach einem politi- 
schen Strafverfahren in der DDR in die Bundesrepublik über- 


siedelte. 


„Das kleine Börsenlexikon“ de- 
finiert „Konvertierbarkeit‘‘ wie 
folgt: „Möglichkeit Geld bezie- 
hungsweise Devisen verschie- 
dener Länder untereinander 
zum geltenden Kurs frei auszu- 
tauschen und darüber frei ver- 
fügen zu können.“ Durch die 
Konvertierbarkeit der Währun- 
gen wird der internationale 
Handel wesentlich erleichtert, 
während Vorschriften zur De- 
visenbewirtschaftung ihn er- 
heblich behindern. Volle Kon- 
vertierbarkeit haben nur wenige 
Länder, darunter die Bundesre- 
publik. 


Auf Dauer kein 
haltbarer Zustand 


Bereits aus diesen wenigen Sät- 
zen wird klar ersichtlich, daß 
gerade heute in den Zeiten des 
Welthandels ein Land ohne 
konvertierbare Währung kaum 
noch wettbewerbsfähig ist. 
Zwar verfügen einige Staaten 
über Möglichkeiten für Kom- 
pensationsgeschäfte. Darunter 
gehött zum Beispiel die 
UdSSR, die manche Geschäfte 
mit Erdgaslieferungen bezahlte 
oder die von den Stromgesell- 
schaften zu erhaltenden Devi- 
sen abtrat. Aber auch Gorbat- 
schow hat erkannt, daß dies auf 
Dauer kein haltbarer Zustand 
ist und strebt deshalb die freie 
Konvertibilität des Rubels an. 


Einen besonders steinigen Weg 
hierzu hat aber die DDR zu ge- 


hen. Denn, wie hierzulande 
von „Experten“ oftmals vorge- 
schlagen, eine Währungsre- 
form bringt so gut wie nichts. 
Denn damit wird das Manko 
der DDR-Wirtschaft, der exor- 
bitante Warenmangel, nicht be- 
seitigt. Denn bislang lautete die 
Devise nicht, den Warenman- 
gel durch erhöhte Produktivität 
der Unternehmen (Stichwort: 
Modernisierung) zu beseitigen, 
sondern durch ständige Erhö- 
hung der Preisaufschläge den 
potentiellen Käuferkreis klein 
zu halten. 


So wurde nach Frenzels Anga- 
ben zwischen 1980 und 1984 
statistisch eine Erhöhung des 
Einzelhandelsumsatzes um 
rund neun Milliarden Mark 
ausgewiesen. Nach Abzug der 
Verbrauchsabgaben sei die 
Preissumme der verkauften 
Waren aber in Wirklichkeit um 
zwei Milliarden Mark gesun- 
ken. Dadurch werde aber das 
gesamte Preisgefüge — sowohl 
der Waren als auch der Lei- 
stungen — völlig verzerrt und 
mache „derzeit die Bestim- 
mung eines Kurses der Mark 
der DDR im Verhältnis zur 
DM oder anderen westlichen 
Währungen unmöglich, und 
vor allem die Konvertierbarkeit 
der Mark der DDR“. 


Frenzel weiter: „Wird das Ver- 
brauchsabgabenunwesen besei- 
tigt, wäre eine Abwertung des 
Bar- und gesparten Geldes. et- 
wa im Verhältnis vier oder fünf 


zu eins gerechtfertigt, sogar 
notwendig, denn die Preissum- 
me aller Waren würde sich um 
etwa 45 Prozent verringern. 
Dabei könnte eine soziale 
Komponente durch Festsetzen 
eines abwertungsfreien Betra- 
ges etwa in Höhe des durch- 
schnittlichen Monatsverdien- 
stes der Facharbeiter (rund 850 
bis 1000 Mark) berücksichtigt 
werden.“ 


Ein Aus für 
Subventionen 


Dies würde aber gleichzeitig 
auch ein Ende der Subventio- 
nierung bestimmter Güter, wie 
etwa der Grundnahrungsmittel, 
aber auch der Mieten und Ei- 
senbahnfahrkarten nach sich 
ziehen. Von daher sei der not- 
wendige parallele Schritt die 
Reform der Löhne, Gehälter 
und Renten. So beispielsweise 
die Erhöhung der Mindestren- 
ten und die Abschaffung der 
Rentenprivilegien der Staatsbe- 
diensteten. Bei den Löhnen 
und Gehältern müßte die Quali- 
fikation wieder belohnt wer- 
den. Denn derzeit verdient ein 
Arzt, Hochschuldozent oder 
Entwicklungsingenieur oft we- 
niger als ein Bauarbeiter. Dies 
hat dann aber unmittelbare Fol- 
gen auf die Motivation des be- 
treffenden Personenkreises. 


Reformen sind, so Frenzel, 
auch bei den „volkseigenen Be- 
trieben‘‘ unumgänglich, soll der 
Anschluß an. den westlichen 
Produktionsstandard geschaffen 
werden. Denn heute seien bei- 
spielsweise in den DDR-Betrie- 
ben die Grundmittel, also der 
größte Teil des bei Gemein- 
schaftsunternehmen (im Neu- 
deutsch „Joint-Ventures“) zu 
berücksichtigenden Kapitals, 
überhöht ausgewiesen. 


„Wie“, so fragt Paul Frenzel 
richtig, „soll ein bundesdeut- 
sches Unternehmen hohe Inve- 
stitionen wagen, wenn es da- 
durch als Anteilseigner und da- 
mit bei der Gewinnbeteiligung 
benachteiligt wird?“ 


Als erstes müsse deshalb das 
Eigentumsmonopol des Staates 
beseitigt werden, das dazu die- 
ne, den Betrieben jederzeit 
Geldmittel entziehen und die 
Verfügungsgewalt der Betriebe 
über die finanziellen Fonds 
weitgehend auszuschalten. Auf 
dieser Basis könne aber kein 


Betrieb mit einem bundesdeut- 
schen oder ausländischen Part- 
ner über Kapitalbeteiligung 
verhandeln. Es genüge also 
nicht allein die von Frenzel 
schon geforderte Eigentumsga- 
rantie und die freie Verfügbar- 
keit der Gewinne. Vielmehr sei 
die völlige ökonomische Selb- 
ständigkeit der Betriebe not- 
wendig. 


Die Ausbeutung durch 
Moskau 


Wie schädlich diese bisherige 
Form sei, könne man daran er- 
kennen, daß die Betriebe bis- 
lang die zentral im Plan festge- 
legten Gewinne abzuführen 
hatten — selbst wenn der Ge- 
winn gar nicht oder nur zum 


‘Teil erwirtschaftet wurde. Die- 


se „ungerechtfertigte Bereiche- 
rung des Staates‘ habe den An- 
teil der Bevölkerung bei der 
Verteilung des Nationalein- 
kommens erheblich sinken las- 
sen. Frenzel zufolge „läßt sich 
errechnen, daß zwischen 1976 
und 1986 die ‚Ausbeutungsra- 
te“. -— unter Anwendung der 
Marxschen Formel -— um 40 
Prozent erhöht wurde“. 


Eine erhebliche Verlustquelle 
sei auch die Außenwirtschaft 
der DDR. Die wegen Tilgung 
und Zinsen für Westkredite for- 
cierten Exporte seien dabei im 
Verlauf der vergangenen zehn 
Jahre „derart unrentabel gewor- 
den, daß bei einer Rückführung 
von einer Milliarde DM West- 
verschuldung dem Inland für 
etwa vier bis fünf Milliarden 
Mark Waren dem Markt entzo- 
gen“ werden müßten. 


Eine große Mitschuld an dieser 
Misere trage aber auch die 
„Geheimhaltung der nach Län- 
dern differenzierten, mittels 
verschiedener Koeffizienten 
tatsächlichen Umrechnungskur- 
se fremder Währungen“ ebenso 
wie die überhöhten Rohstoff- 
preise, die die Sowjetunion 
verlange. 


So müsse die DDR zum Bei- 
spiel für eine Tonne Erdöl rund 
860 Valutamark zahlen und für 
den Import von Erdöl minde- 
stens 40 Prozent der Gesamtex- 
porterlöse aus der UdSSR auf- 
wenden. Dies ist nach Ansicht 
Frenzels auch die Ursache für 


die jetzt bekanntgewordene 
Staatsschuld von 130 Milliar- 
den Mark. 1] 
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Gold 


Wiederent- 


deckun 


g des 


Goldstandards 


C. Gordon Tether 


Kein Land hat natürlich bei der Organisierung der Entthro- 
nung des Goldes nach dem Zweiten Weltkrieg eine größere 
Rolle gespielt als die Vereinigten Staaten. Fest dazu entschlos- 
sen, nichts unversucht zu lassen um zu gewährleisten, daß der 
Dollar seinen Platz als König des internationalen Währungs- 
schlosses einnahm, führte Washington eine teuflische. Kam- 
pagne gegen das Gold mit der Begründung, es sei von Anfang 
an ein Relikt des monetären Barbarismus gewesen. 


Anfangs nahm dies die Gestalt 
einer Weigerung der USA an, 
einer Neubewertung des Me- 
talls als Gold zuzustimmen, um 
dem durch Inflation hervorge- 
rufenen Verfall der Kaufkraft 
des amerikanischen Dollar 
Rechnung zu tragen. So be- 
harrte Washington ein Viertel- 
jahrhundert lang nach 1945, 
daß der Wert des Goldes auf 
dem Stand von 35 Dollar pro 
Unze, wie Anfang der dreißi- 
ger Jahre festgelegt, gehalten 
werden sollte. Das allzu einfa- 
che Argument dafür war, daß 
der Dollar mit diesem Wert im- 
mer noch „so gut wie Gold“ 
sei. 


Gold als Rivale: 
zum Dollar 


Als dieser Stand Anfang der 
siebziger Jahre wegen der im- 
mer stärker werdenden Nach- 
frage nach dem schnell dahin- 
schwindenden amerikanischen 
Goldbestand durch andere Län- 
der zwecks Konvertierung un- 
erwünschter Dollar-Vorräte 
aufgegeben werden mußte, tor- 
pedierte Washington praktisch 
die monetäre Rolle des Goldes, 
indem es die Verbindung zwi- 
schen ihm und dem Dollar völ- 
lig durchtrennt. 


Die Auswirkung davon war, 
daß das Metall in die geldliche 
Wildnis getrieben wurde. Und 
die Folgeerscheinung davon 
war das Ausbrechen eines Fi- 
nanz-Pessimismus, der im Lau- 
fe der Jahre immer zügelloser 
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wurde — was derzeit auf allen 
Seiten klar erkannt wird. 


Nachdem ein Hauptrivale von 
der Bildfläche verschwunden 
ist, hat der Dollar am interna- 
tionalen Finanzfirmament die 
unangefochtene Vorherrschaft 
erreicht und beibehalten. Und 
diese ungeachtet der Tatsache, 
daß er selbst eine höchst unsi- 
chere Einheit geworden ist, die 
im Hinblick auf andere führen- 
de Währungen Jahr für Jahr 
stark schwankt. Es braucht 
nicht gesagt zu werden, daß 
dies eine Situation ist, die die 
amerikanischen Behörden nicht 
wild darauf waren zu ändern. 


Aber Washington scheint in 
den letzten Monaten der Rea- 
gan-Regierung damit begonnen 
zu haben, neu über Gold nach- 
zudenken. Dies kam in dem 
Vorschlag des Finanzministe- 
rium vor rund einem Jahr zum 
Ausdruck, dem Gold in dem 
neuen internationalen Geld- 
meßsystem eine nützliche Rolle 
zuzuteilen. Vermutlich ist 
Washingtons Einsicht, daß 
letztendlich doch etwas dafür 
spricht, das Gold wieder auf 
die Bühne zurückzubringen, 
von dem Gedanken beeinflußt 


: worden, daß es keinen Sinn er- 


geben würde, das Einfrieren je- 
des offiziellen Handelsverkehrs 
mit diesem Metall, das 1971 
begann, für alle Zeiten fortzu- 
setzen. 


Man könnte sehr wohl erkannt 


‚haben, daß Gold dabei helfen 


könnte, das monetäre Schlacht- 
feld, das der Finanzfreizügig- 
keit in den letzten beiden Jahr- 
zehnten auf dem Fuße folgte, 
aufzuräumen. 


Jetzt hat die Einstellung des 
amerikanischen Finanzministe- 
riums zur Rehabilitierung des 
Goldes etwas getan, was man 
nur als einen plötzlichen ge- 
waltigen Sprung nach vorn be- 
zeichnen. kann. In diesem Falle 
ist die Szenerie nicht die west- 
liche Finanzwelt. Sie wird von 
einem Sowjetrußland bereitet, 
dass mit Finanzproblemen 
kämpft, die sich seit einiger 
Zeit aufgestaut haben und sich 
neuerdings durch die Auswir- 
kungen von Gorbatschows Re- 
volution wesentlich verschlim- 
mert haben. 


In seiner vor kurzem stattge- 
fundenen Ansprache an den Fi- 
nanzausschuß des US-Senats 
über diesen Gesichtspunkt der 
internationalen Finanzsituation, 
sagte der amerikanische Fi- 
nanzminister Jim Baker, ein in 
andere Währungen konvertier- 
barer Rubel sei notwendig, um 
innerhalb der Sowjetunion eine 
Marktkonkurrenz zu erzeugen 
und um die sowjetische Wirt- 
schaft in die der übrigen Welt 
einzugliedern. Er fuhr dann 
fort, um für den Gedanken zu 
werben, daß die UdSSR als 
größter Goldproduzent der 
Welt in Erwägung ziehen 
könnte ihren Goldbestand zur 
Garantie des Rubelwertes und 
des Wertes sowjetischer 
Schuldverschreibungen heran- 
zuziehen. 


Der Rubel und die 
Golddeckung 


Der Chef des amerikanischen 
Finanzministeriums tat,‘ kurz 
gesagt, nichts anderes, als sich 
für die Wiederherstellung ge- 
nau der gleichen Goldwäh- 
rungskonvertierbarkeit in der 
UdSSR stark zu machen, .die 
Washington noch bis vor kur- 
zer Zeit als Anathema betrach- 
tete. Darüber hinaus gab er so- 
gar zu verstehen, daß die So- 
wjets ihre Goldproduktion als 
Regulator des Geldbestands des 
Landes benutzen könnten — und 
zollte damit stillschweigend ei- 
nem anderen Gesichtspunkt des 
traditionellen Goldstandards 
Tribut. 


Gleichermaßen relevant ist die 
offensichtliche Tatsache, daß 
das Umdenken über Gold in 
den Korridoren der Macht des 
Federal Reserve Board, Vor- 


stand der US-Zentralbank, 
nicht ohne Unterstützung 
bleibt. 


Wayne Angell, ein Gouverneur 
des Federal Reserve Systems, 
machte sich zum Echo des 
Rufs des US-Finanzministe- 
rium nach einer Initiative be- 
züglich des Goldstandards, in- - 
dem er erklärte: „Ein vom Gold 
unterstützter Rubel würde im 
Inland als ehrliches Geld ange- 
sehen und unverzüglich inter- 
national als konvertierbare 
Währung gehandelt werden. 
Ohne die Einführung eines ehr- 
lichen Geldes“, setzte er hinzu, 
„kann man von den Bürgern 
der Sowjetunion nicht erwarten 
auf die Reformen zu reagieren, 
da sie keinen bedeutungsvollen 
Anreiz dazu haben.“ 


Washingtons Gedanken 
zum Gold 


Verzweifelte Situationen ver- 
langen natürlich nach verzwei- 
felten Lösungen. So muß Wa- 
shingtons Wiederentdeckung 
der Vorzüge der Lebensart des 
Goldstandards in Zusammen- 
hang mit seiner Einschätzung 
der Größenordnung der Finanz-. 
krise gesehen werden, die Gor- : 
batschows UdSSR des „New - 

Look“ in den Abgrund zu stür- 
zen scheint. Die Vereinigten 
Staaten ihrerseits selbst befin- 
den sich nicht in einem solchen 
Schlamassel und — da sie kein 
bedeutender Goldproduzent 
sind oder über riesige Reserven 


_ des Metalls verfügen - sind sie 


nicht so gut wie die Sowjetuni- 
on in der Lage für die notwen- 
dige Deckung der Konvertier- 
barkeit der Goldwährung zu 
sorgen. 


Und doch dürfte Washingtons 
„Umstellung“ auf Gold für die 
Finanzgeschäfte der westlichen 
Welt und für die Zukunft, die 
das Gold spielen wird und um 
diese in Ordnung zu bringen, 
nicht ohne Bedeutung sein. Es 
ist schließlich absurd, daß so 
wenig Gebrauch gemacht wird 
von den großen Summen offi- 
ziellen Geldes, das in staatli- 
chen Goldreserven gebunden 
ist — sie sind seit 1971 zum 
größten Teil fast völlig einge- 
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Vereinigte Länder des Deutfchen Oftens im Deutfchen Reich 


DOftpreußen, Weitpreufen, Pommern, Oft-Brandenburg, Pofen, Niederfchlefien, Oberfehlefin und Subetenland 


Vierter deutjcher Nachkriegsteilitaat, 1981 als Bundesftaat im Vertriebenenftand (Erilftaat) gegründet; 
amtliches Kürzel: VBLDO, amtlicher Kurzname : Vereinigte Oftdeutfche Länder. 


Deutsche Männer und Frauen! Liebe ostdeutsche Landsleute! 


Die deutschen Nachkriegsteilstaaten RÖ (von 1945) sowie BRD und DDR (von jeweils 1949) vertreten nicht das 
Deutsche Reich, handeln nur für ihr eigenes Teilstaatsgebiet und betrachten sich untereinander überwiegend als 
Ausland. Für alle drei sind die ostdeutschen Reichsgebiete ausnahmslos Ausland. 


Deshalb hat die Nationalversammlung des Deutschen Ostensals Volksvertretung der ostdeutschenReichsgebiete. 

anläßlich ihrer 5. Tagung am 23.05.1981 die Gründung des ostdeutschen Exilstaates beschlossen und zugleich die 

Notverfassung dieses 4. deutschen Nachkriegsteilstaates verabschiedet. Art. 6 Abs. 2 der Notverfassung lautet: 

Das Grundgesetz der Vereinigten Länder des Deutschen Ostens im Deutschen Reich ist die Verfassung des 
Deutschen Reiches vom 11. 08. 1919 (Weimarer Verfassung - WRV -, RGBi. S. 1383 ff.). 


Das Deutsche Volk hat auf Grund der Verordnung des Rates der Volksbeauftragten vom 30. 11.1918 (Reichswahlgesetz, RGBl. 
S.1345 ff.) seine verfassunggebende Nationalversammlung am 19. 01.1919 gewählt. Dieser ist ein im Auftrage der Reichsregie- 
rung durch Innenstaatssekretär Dr, Hugo Preuß geschaffener erster amtlicher Entwurf in Weimar vorgelegt worden. Nach Bera- 
tungen und Entwurfsänderungen ist die Reichsverfassung schließlich in dritter Lesung am 31.07. beschlossen, am 11.08.1919 
durch Reichspräsident Friedrich Ebert unterzeichnet und drei Tage später im Reichsgesetzblatt verkündet worden. 


Diese Reichsverfassung ist durch das Staatsvolk des Deutschen Reiches zu keiner Zeitin verfassungsgemä- 
Ber Weise (Art. 76 WRV) aufgehoben oder durch eine andere ersetzt worden. Daher ist die 


Weimarer Reichsverfassung jetzt 70 Jahre in Kraft! 


Dieser Rechtstatsache ehrend zugedenken, sollte Aufgabe aller volks- und reichstreuen Deutschen sein !Doch 
leider schweigt die Mehrheit unseres großen, durch Wohlstand oft gleichgültig gewordenen Volkes. 


Dagegen besteht Anlaßzur Trauer undzur Scham, daßim selben Jahr 1989 das westdeutsche Grundgesetz und damit der 
westdeutsche Sieger-Protektoratsstaat bereits 40 Jahre besteht. Für die Schaffung der BRD-Quasiverfassung, des Grundgeset- 
zes, und damit eines neuen Staates (noch nie dagewesenen Namens) bestand nach 1945 überhaupt kein Rechtsgrund und 
schon gar nicht ein Volksauftrag. Die 1945 absichtlich herbeigeführte und bis heute fortbestehende Handlungsunfähigkeit des 
Deutschen Reiches beruht ausschließlich darauf, daß Kriegssiegerstaaten die Regierung Dönitz des kriegsunterlegenen Rei- 
ches verhafteten und nicht etwa durch Deutsche nach deutschem Recht (Art. 4,102 ff. WRV) inrechtsstaatlicher Weise aburteilen 
ließen, sondern erst nach eigens dafür im nachhinein aufgestelltem Siegerrecht durch Richter ihrer Staaten verurteilten, ohne 
sich selbstnach eben diesem Recht fürihrfrüheres wiespäteres staatsmännisches Tun und Lassen jemals vor einem eigen- oder 
fremdstaatlichen Gericht zu verantworten. Grundgesetz und BRD sind nur dadurch zustandegekommen, daß Kriegssieger- 
staaten unter augenfälliger MißBachtung geschriebenen Völkerrechts (u. a. Art. 43 der Anlage zur Haager Landkriegsordnung) es 
ausdrücklich so für Gebietsteile des besiegten Kriegsgegners wünschten und sich diesen Vorstellungen ergebene Deutsche, 
darunter frühere Hoch- und Landesverräter, zur Verfügung stellten. 


Ebenso wie RÖ und DDR sind daher auch die aufgedrängte BRD samt ihrem Grundgesetz nicht nur unzweifelhaft 
völkerrechtswidrig, sondern auch staatsrechtswidrig entstanden, weil beides mit deutschem Reichsverfas- 
sungsrecht (auch dem vor 1933!) schlechthin unvereinbar ist. Obwohl solches Unrecht offenkundig ist, hat sich 
darüber schon in den 50er Jahren das westdeutsche Bundesverfassungsgericht, gleichsam in eigener Sache, 
polemisch hinweggesetzt, indem es das durch die Besatzungsmächte’ den Deutschen gesetzte Siegerrecht zur 
Grund- und Ausgangslage des „neuen” deutschen Staats- und Verfassungsrechtes erklärte (so in BVerfGE 2,250). 


Da verwundert es auch nicht, wenngleich es, besonders auf staatspolitischem Gebiet, für den sittlichen Tiefstand in den 

Sieger-Protektoraten bezeichnend ist, daß Erzieher und andere vom Solde der BRD oder deren Länder abhängige Bedienstete 

einschlägiger Fachgebiete oft lieber schweigen oder windfahnengleich eine ihren Dienstherren erwünschte staatspolitische 

Wahrheit vertreten und der Jugend lehren, um so weder Beförderungen noch (Beamten-)Anstellung samt Dienstbezügen zu 
gefährden. 


Wahrheit und Recht mögen sich zwar für lange Zeit verfälschen oder totschweigen lassen, doch sicher nicht für 
immer ! Ostdeutsche Heimat, Glück auf! Es lebe unser Vaterland, das Deutsche Reich! 


Augsburg, Krefeld, Ellwangen / Jagst, Hamburg, Seelze/ Hannover, Santiago deChile, den 11. August1989 (Reichsverfassungstag) 


RA Konrad Hoffmann 
Präsident der Nationalversammlung des Deutschen Ostens 
Verfassungsgemäß amtierender Staatspräsident 


Dr. Friedrich-Wilhelm Paetzold Otto Körner 
Stellvertretende Präsidenten der Nationalversammlung des Deutschen Ostens 


Dipl.-Ing. Hans-Joachim Breitkopf RA Siegfried Unnasch Prof. Dr. Siegfried Erber 
Staatskanzler Staatsrat für Außeres Sonderbotschafter für 
Staatsrat für Inneres .  außereuropäische Angelegenheiten 


Jeder Deutsche erhält gegen Fundstellen-Angabe obigen Aufrufes und Übersendung von DM 5,00 in BRD-Briefmarken (oder in 

Geldscheinen beliebiger Währung) an die Gemeinschaft Deutscher Osten (GDO), öffentlichrechtliche Körperschaft ostdeut- 

schen Verfassungsrechtes, Maximilianstraße 14 in D-8900 Augsburg, eine ausführliche Auskunft über die rechtlichen und politi- 

schen Grundlagen des ostdeutschen Exilstaates. Im übrigen wenden sich der GDO angehörende und die schwierige exilstaatli- 

che Arbeit in notverfassungsgemäßer Weise selbsttätig unterstützen wollende Deutsche an die Ostdeutsche Staats- 
kanzlei, Louise-Schroeder-Straße 17 (Dipl.-Ing. Breitkopf) in D-2000 Hamburg 50. 
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Internationalisten 


USA sollen 
den Sowjets 


die Sch 


den 


erlassen 


Mike Blair 


Amerikanische Banker üben Druck auf das US-Außenministe- 
rium aus, die Milliarden an sowjetischen Kriegsschulden, von 
denen einige auf den Ersten Weltkrieg zurückgehen, einfach 
zu vergessen, so daß der Kreml legal verlangen kann, daß 
amerikanische Banken Hunderte von Millionen Dollar an 
sowjetischen Schuldverschreibungen unterschreiben. 


Um die Schuldverschreibungen 
in den Vereinigten Staaten um- 
laufen zu lassen, haben die So- 


. wjets in New York eine Filiale 


ihrer Bank für Ausländische 
Wirtschaftsangelegenheiten 
eingerichtet. Als.  Vnesheko- 
nombank bekannt, richtete die 
Filiale ihre Hauptdienststelle 
im Hause 527 Madison PAYEBUE 
in New York ein. 


Die Schulden der 
Sowjets 


Das Problem besteht darin, daß 
aufgrund der Bedingungen des 
Johnson Debt Default Act von 
1934 Länder, die bei der ame- 
rikanischen Regierung in Ver- 
zug geraten sind, in den Verei- 
nigten Staaten von der Gewäh- 
rung von Krediten ausgeschlos- 
sen sind. 


Die Sowjets schulden den ame- 
rikanischen Steuerzahlern der- 
zeit etwa 1,5 Milliarden Dollar 
von ursprünglich 12 Milliarden 
Dollar, die auf die eine oder 
andere Weise über die Jahre 
hinweg von der amerikanischen 
Regierung stillschweigend ver- 
ringert oder abgeschrieben 
wurden. 


Die ursprüngliche Schuld von 
12 Milliarden Dollar schloß ein 
Darlehen von 192.601.297 
Dollar ein, das 1917 während 
des Ersten Weltkrieges der 
Übergangsregierung von Pre- 
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Der sowjetische Diktator 


Josef Stalin bekam von den 
Amerikanern alles, was er sich 
von Roosevelt wünschte. 


mierminister Alexander Ke- 
rensky gewährt worden war, 
bevor dieser in der Bolschewi- 
stischen Revolution gestürzt 
wurde. 


Die 192.601.297 Dollar, die 
sich die Sowjets seit der Revo- 


. lution geweigert haben zu be- 


zahlen, sind das Grundkapital 
des Darlehens. 


Es war nicht möglich, die 
Summe der aufgelaufenen Zin- 
sen zu ermitteln; es stellte sich 
aber anhand eines Berichts des 
amerikanischen Finanzministe- 
riums von 1974 heraus, daß die 
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Zinsen sich zu der Zeit auf 


548.315.165 Dollar beliefen. 


In dem Bericht wird auch dar- 
auf hingewiesen, daß weder 
vom Kapital noch von den Zin- 
sen jemals etwas bezahlt wor- 
den ist, obwohl die Zinsen ir- 
gendwann nach dem Krieg 
durch Liquidation sowjetischer 
Vermögenswerte in den Verei- 
nigten Staaten um 8.750.311 
Dollar verringert wurden. 


-Im Jahr 1972 stimmte US- 
Präsident Nixon stillschwei- 
gend zu, 722 Millionen Dollar 
zur Begleichung der Milliar- 
denschuld entgegenzuneh- 
men. 


Der Bericht kommt zu der 
Schlußfolgerung, daß die So- 
wjets den amerikanischen Steu- 
erzahlern seit 1974 eine Ge- 
samtsumme von 732.166.151 
Dollar aus dem Darlehen von 
1917 schulden. 


Die Masse, der den Vereinig- 
ten Staaten ursprünglich ge- 
schuldeten Gelder, beläuft sich 
jedoch auf mehr als 11 Milliar- 
den Dollar durch Hilfeleistun- 
gen, die den Sowjets während 
des Zweiten Weltkriegs unter 
dem sogenannten Pachtleihge- 
setz gewährt wurden, das von 
dem damaligen US-Präsidenten 
Franklin  Delano Roosevelt 
1941, Monate bevor das Land 
nach dem japanischen Angriff 
auf Pearl Harbor am 7. Dezem- 
ber 1941 in den Krieg eintrat, 
in die Wege geleitete wurde. 


-Das Gesetz ermächtigte Roose- 
velt im Namen „irgendeines 
Landes, dessen Verteidigung 
der Präsident als lebenswichtig 
für die Verteidigung der Verei- 
nigten Staaten erachtet, Kriegs- 
artikel, die nicht ausdrücklich 
verboten sind, zu verkaufen, zu 
REREen; auszutauschen, zu 


verpachten, zu verleihen ode 
sonstwie abzugeben“. = 
N 
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Roosevelt begann damit, unter & 
dem Lend-Lease Act alles nur 
Erdenkliche an die Sowjets zu 
verschiffen, angefangen von 
Panzern bis zu Damenlippen- 
stiften, und zwar schon mehre- 
re Monate bevor der US-Kon- 
greß Deutschland und Japan 
und den anderen sogenannten 
Achsenmächten nach dem An- 
griff auf Pearl Harbor den 
Krieg erklärte. Von den ur- 
sprünglich mehr als 11 Milliar- 
den Dollar war eine Gesamt- 
summe von 9.477.666.000 
Dollar für Waren bestimmt, die 
tatsächlich an die Sowjets ge- 
schickt wurden, die Restsum- 
me von über 1,5 Milliarden 
Dollar waren für „Dienstlei- 
stungen“, darunter Versandko- 
sten vorgesehen. 
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Insgesamt 49 Prozent der Güter 
war „Kriegsmaterial“ im Wert 
von 4.651.582.000 Dollar und 
5l Prozent „Nichtkriegsma- 
terial“ im Wert von 
4.826.084.000 Dollar. 
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Diese Zahlen wurden von 
Roosevelts Nachfolger, US- 
Präsident Harry S. Truman, in 
seinem „21. Bericht an den 
Kongreß über Pachtleih-Opera- 
tionen“, der nach dem Kriege 
herausgegeben wurde, genannt. 


„Obwohl Rußland nicht der 
Hauptempfänger der amerika- 
nischen Lieferungen unter dem 
Pachtleihgesetz war“, schrieb 
Truman später in-seinen Me- 
moiren, „stellten seine Bedürf- 
nisse sicherlich die breiteste 
Vielfalt dar, die man sich vor- 
stellen kann. Unsere Geleitzü- 
ge durch den Nordatlantischen 
Ozean lieferten komplette 
Walzwerke, Reifenfabriken, 
Erdölraffinerien, elektrische 
Kraftwerke, Eisenbahn-Block- 
signalanlagen, Chemiewerke, 
Lokomotiven und Waggons, 
Sprengstoffe, Nahrungsmittel, 
Lkw und andere Fahrzeuge, 
ganz zu schweigen von Knöp- 
fen im Werte von 1.647. 008 
Dollar.“ 


Truman unterließ es, Zigaret- 
tenetuis, Schallplatten, Haus- 
haltseinrichtungen, Abendgar- 
derobe für Herren und Damen, 
Lippenstifte, Parfüms, Angel- 
gerät, Puppen, Tresore, Hart- 
puderetuis mit Spiegel für Da- 
men, Notenblätter, Spielplatz- 
ausrüstungen und Uran und 
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schweres Wasser zur Herstel- 
lung von Atombomben zu er- 
wähnen. 


Eine erschütternde Enthüllung 
darüber, was die USA den So- 
wjets gaben, ist enthalten in 
dem Buch „From Major Jor- 
dan’s Diaries“ von Major 
George Racey Jordan, das 
1952 herauskam. 


Die ursprüngliche Schuld wur- 
de 1949 durch die Rückgabe 
einiger Schiffe durch die So- 
wjets aus einer Gesamtzahl von 
zwölf, die ihnen geliehen wor- 
den waren, verringert. Alle zu- 
rückgegebenen Schiffe befan- 
den sich in einem beklagens- 
werten Zustand und waren 
schrottreif. 


Moskau hat die 
Zahlungen eingestellt 


Die Sowjets gaben der Rückga- 
be der Schiffe eine eigene No- 
te. ‘Die Messedecks einiger 
Schiffe waren mit menschli- 
chen Exkrementen besudelt. 


1972 stimmte die damalige US- 
Regierung unter Präsident Ni- 
xon stillschweigend zu, von 
den Sowjets 722 Millionen 
Dollar zur Begleichung der 
Millardenschuld aus dem 
Pachtleihvertrag entgegenzu- 
nehmen. Die Begleichung soll- 
te in Abzählungen bis zum Jahr 
2001 erfolgen. 


Nachdem die Sowjetunion den 
Vereinigten Staaten in den 
siebziger Jahren etwa 48 Mil- 
lionen Dollar gezahlt hatten, 
wurden die Sowjets wortbrü- 
chig und stellten die Zahlungen 
schlichtweg ein. 


Jetzt halten die Sowjets und 
das US-Außenministerium ge- 
heime Sitzungen ab, um zu 
versuchen, zu einer Art Arran- 
gement zu kommen, damit die 
Schulden beglichen werden 
können, so daß in den Verei- 
nigten Staaten Schuldverschrei- 
bungen in Umlauf. gegeben 
werden können, um die zusam- 
menbrechende Wirtschaft in 
der Sowjetunion mit harter 
Währung für den Handel auf- 
zumöbeln. 


Die Sowjets können das John- 
son Debt Default Law (Gesetz 
über die Nichterfüllung von 
Schulden) dadurch umgehen, 
daß sie dem Internationalen 


Währungsfonds und der Welt- 
bank beitreten. 


Das Gesetz wurde nach dem 
Zweiten Weltkrieg dahinge- 
hend geändert, daß Mitglieder 
der beiden internationalen 
Banksysteme nicht mehr unter 
seine Bestimmungen fallen. 
Dies war auf der Konferenz der 
alliierten Mächte von Bretton 
Woods, New Hampshire, 
1944, in Vorbereitung der Eta- 
blierung der Vereinten Natio- 
nen festgelegt worden. 


Die Sowjets wollen brave 
Bürger werden 


Die Sowjets wohnten zwar der 
Konferenz bei, lehnten es je- 
doch ab, den beiden internatio- 
nalen Bankinstitutionen beizu- 
treten. Jetzt wo sie es mit einer 
arm- und beinamputierten 
Wirtschaft zu tun haben, möch- 
te der sowjetische Generalse- 
kretär Michail Gorbatschow, 
daß die Sowjetunion beiden 
Agenturen, ebenso wie dem in 
Genf ansässigen Welthandels- 
system, dem General Agree- 
ment of Tarifs and Trade 
(GATT). beitritt. 


Ein Beamter des US-Außenmi- 
nisteriums sagte, daß die ame- 
rikanischen und sowjetischen 
Unterhändler bereits zwei Ge- 
heimsitzungen über die Rege- 
lung von finanziellen Forderun- 
gen abgehalten haben, und daß 
eine weitere geplant sei. 


„Wir hoffen“, sagte der Beam- 
te, „daß wir in nicht allzu fer- 
ner Zukunft zu einer positiven 
Lösung hinsichtlich der Forde- 
rungen kommen werden. Die 
Sowjets wollen als brave Bür- 
ger des Weltwirtschaftssystems 
gesehen werden.“ 


Wenn das stimmt, dann wäre 
dies in der Tat das erste Mal. 
Oleg. P. Enoukow, leitender 
Angestellter der Zweigstelle 
der sowjetischen Bank in New 
York, sagte, es sei „das allge- 
meine Ziel der Bank, neue Ge- 
schäftsmöglichkeiten in den 
Vereinigten Staaten und für 
Amerikaner in unserem Lande 
ausfindig zu machen“. 


Die Sowjets haben amerikani- 
sche Banken aufgefordert, bei 
der Unterzeichnung sowjeti- 
scher Schuldverschreibungen in 
einer Gesamthöhe von 250 
Millionen Dollar die Führung 
zu übernehmen. D) 
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Weltregierung 


„Doch wir 
waren dabei!“ 


Karl von Wulf 


Die Öffnung der innerdeutschen Grenze, die sich abzeich- 
nende Konföderation und eine mittelfristig auch nicht auszu- 
schließende Wiedervereinigung West- und Miteldeutschlands 
sind derzeit auf der ganzen Welt der beherrschende 
Gesprächsstoff der Politiker. Zu weitreichend sind nämlich 
die Konsequenzen, die ein „Großdeutschland“ für das Macht- 
gefüge auf dieser Welt bedeuten würde. 


Auch die „International Herald 
Tribune“ (IHT), das Sprach- 
rohr der Internationalisten in 
Europa, widmet diesem Thema 
sehr viel Aufmerksamkeit Ein 
besonders wichtiger Tag war 
dabei der 12. Dezember des 
vergangenen Jahres. In dieser 
Ausgabe beschäftigten sich 
gleich mehrere Artikel mit dem 
thema Wiedervereinigung, das 
von allen möglichen Seiten be- 
leuchtet wurde, besonders auch 
aus der Sicht der Juden. 


Bevor diese IHT-Artikel analy- 
siert werden sollen, folgendes: 
„Staunend steht man vor der 
Tatsache, daß Ben Gurion 
1962 („Look Magazine“ vom 


16. Januar 1962) das Ende des’ 


Kalten Krieges für 1987 ankün- 
digte und Stasi-Spionagechef 
Markus Wolf nach fast 30 Jah- 
ren just 1987, völlig überra- 
schend als Generaloberst -— 
Ehrentitel: Held der Arbeit - 
zurücktrat („Spiegel“ Nr. 47/ 
89) und nun zur Opposition ge- 
zählt wird. Ob sich Kalten- 
brunner oder gar Himmler, 
wenn sie 1943 oder 1944 zu- 
rückgetreten wären, auch 1945 
als Oppositionelle oder gar Wi- 
derstandskämpfer hätten einstu- 
fen lassen können?“ 


Auf der ersten Seite der er- 
wähnten IHT-Ausgabe . sind 
ganz oben als „Lichtbild“ die 
vier Botschafter der Alliierten 
des Zweiten Weltkrieges abge- 
bildet, die in Berlin den Status 
der seit Kriegsende besetzten 


ehemaligen Reichshauptstadt 
besprechen, während „Kohl 
sein Einheitsgerede zurück- 


nimmt“ („Kohl Eases Talk of 
Unity“). So sagte der Bundes- 
kanzler laut IHT, daß sein am 
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- Montagsdemonstration 


28. November 1989 vor dem 
Bundestag verkündeter Zehn- 
Punkte-Plan mißverstanden 
oder aus dem Zusammenhang 
gerissen worden sei. Er habe 
keinen konkreten Fahrplan von 
Schritten in Richtung Wieder- 
vereinigung präsentiert, son- 
dern vielmehr eine in Richtung 
Wahlkampf zielende Heraus- 
forderung an die SPD, die nach 
seiner Ansicht willens sei, die 
16 Millionen DDR-Bewohner 
nach wie vor dem Kommunis- 
mus auszuliefern. 


Anschließend weist die IHT 
ausdrücklich darauf hin, daß 
Kohl sich stets geweigert hat, 
zu erkennen, daß die Gebiete 
der Oder-Neiße-Linie „für im- 
mer verloren sind“ (man beach- 
te den Imperativ!). 


Anheizen mit bestellten 
Demonstranten 


In einem anderen Artikel der 
selben Ausgabe wird als erster 
Test des neuen SED-Chefs und 
Wiedervereinigungsgegners 
Gregor Gysi die Leipziger 
vom 
11. Dezember 1989 geschil- 
dert, bei der die DDR-Bürger, 
die die Wiedervereinigung ver- 
langten, von bestellten Demon- 
stranten als „Nazischweine“ 
beschimpft wurden (,No to Na- 
zi Swine“). 


Der Autor dieses Artikels, ein 
gewisser David Binder, _be- 
schreibt die Gefühle und Ang- 
ste der 500 Juden der Ostberli- 
ner Gemeinde, wobei betont 
wird, daß nicht alle religiös 
orientiert seien, über die Ent- 
wicklung hin zu einem einigen 


Deutschland. Überhaupt stellt 
Binder das jüdische Element 
besonders stark heraus. 


„... herrscht eine große Freude 
(bei den Juden der DDR; der 
Verfasser), daß einer der ihren, 
Gregor Gysi, mit überwältigen- 
der Mehrheit in einer geheimen 
Wahl am Samstag zum Vorsit- 
zenden der kommunistischen 
Partei gewählt wurde. 


Klaus Gysi, der Vater von Gre- 
gor Gysi, einem 41 Jahre alten 
Rechtsanwalt, wurde als Jude 
geboren und war bis zu seinem 
Rücktritt vor einigen Jahren für 
religiöse Fragen zuständiger 
DDR-Staatsminister. 


Der Sohn ist zwar keine reli- 
giöse Person, doch besuchte er 
in den vergangenen Jahren 


mehrere von der Berliner Ge- 


meinde gesponsorte kulturelle 
Veranstaltungen.“ 


Und nun kommt es: „Die 
Streitfrage von Juden und Anti- 
semitismus in Ost-Deutschland 
(gemeint ist natürlich” Mittel- 
deutschland, die DDR; der 
Verfasser) ist komplexer als in 
anderen Warschauer Pakt-Staa- 
ten. In _ Ost-Deutschland, 
ebenso wie in Polen, Ungarn 
und Rumänien, waren viele 
Führer, die von Stalin ausge- 
wählt wurden, in diesen Län- 
dern nach dem Zweiten Welt- 
krieg ein sowjet-ähnliches 
Staatsgebilde zu installieren, 
Juden“, so David Binder (,,.... 
many leaders ... were known 
to be of Jewish origin“.). 


Die Ermordung 
Herrhausens 


Ein Insider hierzu: „In dem Ar- 
tikel, der insofern beachtlich 
ist, als daß er den Gefühlen 
von 500 Menschen eines 16- 
Millionen-Einwohner-Landes 
soviel Wichtigkeit beimißt, 
wird auch berichtet, daß später 
besonders in Polen und der 
Tschechoslowakei ‚den Juden’ 
das Versagen angelastet und 
‚antisemitische Säuberungen’ 
vorgenommen worden seien 
(‚In some cases ... anti-semitic 
purges were later set in motion, 
blaming the Jews for failu- 
res.’).“ Wie Binder weiter 
schreibt, seien in diesen Län- 
dern Bezeichnungen wie Inter- 
nationalisten, Trotzkisten und 
wurzellose Kosmopoliten 
Deckwörter für Juden. 


In einem weiteren Beitrag wird 
über den fehlenden Humor bei 

zu vielen Witzen der Deut- ' 
schen sehr eingehend berichtet. 

Die Betrachtung schließt da- . 
mit, daß Türkenwitze nichts: 
anderes als verkappte Juden- 
witze seien. 


An anderer Stelle wird die Rol- _ 
le Stefan Heyms als Vorkämp- 
fer für die DDR-Unabhängig- 
keit geschildert, wobei beson- 
ders hervorgehen wird, wer jü- 
discher Herkunft ist. 


Ein Insider weiter: „Verschie- 
dene Zeitungen im In- und 
Ausland, darunter die IHT, se- - 
hen einen Zusammenhang der 
Ermordung Herrhausens mit 
seinen engen Beziehungen zum . 
Ostblock — womit dieser wohl 
als Drahtzieher ausscheidet. . 
Der ganzseitige Beitrag des, - 
‚Wall Street Journals’ machte 
es noch klarer, indem hier- 
durch ‚einige europäische Wirt- 
schaftsführer veranlaßt seien, 
besonders in politischen Fragen 
ein niedrigeres Profil zu wah- 
ren’“. Angestellte der US-Bot- 
schaft hätten bemerkt, daß 
Herrhausen bei seinem Abend- 
essen mit US-Botschafter Ver- 
non Walters „durch ein unge- 
wöhnlich hohes Kontingent 
von Sicherheitskräften“ be- 
wacht worden sei. 


„Vernon Walters, der vielspra- 
chige US-Topdiplomat, war es, 
der das ganze Wiedervereini- 
gungsgerede vor einigen Mona- 
ten vom Stapel gelassen hatte, 
nachdem Präsident Gorbat- 
schow das deutsch-russische 
Verhältnis durch die Idee, das 
nördliche Ostpreußen mit Kö- 
nigsberg den von Stalin vertrie- 
benen Wolgadeutschen als 
Teilrepublik der UdSSR zu 
überlassen und gleichzeitig dar- 
aus eine Freihandelszone als 
Brücke zu schlagen - eine Idee 
aus dem Hause Herrhausen! — 
beflügelt hatte.“ 


Interessanterweise beklagte 
sich der ehemalige UN-Dele- 
gierte der USA, Patrick Moy-, 
nihan, in einem langen Zwei- 
spalter der IHT bitter darüber, 
daß Amerika immer noch nicht 
aus Dallas und der Ermordung 
von Freunden wie Ngo Dinh 
Niem in Vietman gelernt habe. 
Zwar sei es nie von den USA 
befohlen oder selber getan wor- 
den. „Doch wir waren dabei“ 
(„But we were around.“).. U 
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sönlicher Datenbank und Taschenrechner. 
Preis DM 298,00. 


Für VITAR bieten wir Ihnen sogar einen 
4-Wochen-Test ohne Vorauszahlung an, 
damit Sie sehen, was Sie ohne VITAR 
alles eingeatmet hätten. 

Fordern Sie daher umgehend VITAR oder 
die Gratisprospekte an, um bald "reine" und 
somit gesunde Luft einatmen zu können. 


.E.. Stück Hexaglot 6 Sprachen DM 398,00 


Wählen Sie aus dem reichhaltigen 
Sortiment unseres Hauses sinnvolle 
und besondere Geschenke zu Weih- 
nachten oder zu anderen Gelegen- 
heiten aus. Auch für den Eigenge- 
brauch eignen sich die Produkte 
bestens. 

Anforderungen der Geräte oder 
Gratisinformationen können Sie 
schnell und einfach telefonisch oder 
mit dem Coupon vornehmen beim: 
Spezialversandhaus 
VITAL-Versand Tien GmbH, Bent- 
heimer Str. 7-11/3, 4460 Nordhorn, 
Telefon (0 59 21) 40 74 (0-24 h) 


_E] Bitte senden Sie mir schnellstmöglich über 
- alle Artikel kostenloses Informationsmaterial. 

B Die Proutukts haben auch mich begeistert I 
und überzeugt. Ich fordere daher zur so- 

| fortigen Lieferung folgende Geräte an: | 


1 stück elektrische Fensterreiniger DM 198,00 


|. stück alpha 40 Di /Engl. DM 298,00 
| Stück VITAR Raumluftreiniger DM 478,00 


| O0 zur Probe, zahlbar erst nach 14 Tagen 
I oder Rücksendung des Gerätes 
.. DJ auf Rechnung, +Versandspesen (ca. DM 5,00) 
1} {} per Nachnahme, ohne Versandkosten. 
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Erster Teil 


Ivor Benson 


Das Problem des veränderten Globalismus, der Drang nach 


einer „Eine-Welt‘-Regierung ist ein Thema, das immer mehr 
Menschen bewußt wird. Einstmals handelte es sich um die 
idealistischen Tagträume der verrückten Linken, heute wird 
der Eine-Welt-Plan tatkräftig von der Hochfinanz und vom 


Big Business gefördert. 


„Konservative Führer“ haben 
den Eine-Welt-Gedanken als 
letzte große Hoffnung für die 
Vereinigten Staaten übernom- 
men, jetzt wo Amerika sich 
immer mehr im Konkurrenz- 
kampf mit Japan, Singapur, 
Südkorea und Taiwan in Asien 
und der geballten Industrie- 
macht einer neu vereinigten eu- 
ropäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft befindet. Das Thema 
„gegenseitige Abhängigkeit“ 
klingt mit schöner Regelmäßig- 
keit in den Finanz- und Leitar- 
tikelseiten der Zeitungen an, 
und die jüngsten Reformen in 
der Sowjetunion werden als 
Beweis für die Unvermeidbar- 
keit der Eine-Welt-Bewegung 
angeführt. 


Konservative führen 
jetzt die Weltrevolution 


Der amerikanische Abgeordne- 
te Bob Traxler aus Michigan 
erhob sich am 12. April 1989 
im Abgeordnetenhaus und gab 
in den „Congressional Record“ 
das zu Protokoll, was er als ei- 
nen „besonders scharfblicken- 
den Artikel“ in einer kürzlich 
erschienenen Ausgabe des 
„Wall Street Journal“ bezüglich 
der „heutigen Bedeutung des 
Begriffs ‚Eine-Weltler‘“ be- 
zeichnete. 


Die Weltrevolution wird 
gesellschaftsfähig 


Er fuhr fort: „Wie in dem Arti- 
kel ausgeführt wird, nehmen 
die wohlhabenden Konservati- 
ven von gestern, die den Be- 
griff „Eine-Weltler‘ als Beleidi- 


der Sowjetunion ist das Kon- 
zept veraltet. Aber einige Eine- 
Weltler sind wieder aufge- 
taucht — diesmal sind es Kon- 
servative.““ 


In der Tat, wie Professor Car- 
rol Quigley sehr ausführlich .in 
seiner großen „Geschichte der 
Welt in unserer Zeit‘“‘ mit dem 
Titel „Tragedy and Hope“ er- 
klärt hat, waren die einzigen 
Eine-Weltler, die wir jemals 
hatten, jetzt fälschlicherweise 
als „Konservative“ bezeichnet, 
die Machtausüber der Hochfi- 
nanz und des Großgeschäfts — 
ohne deren Schirmherrschaft 
und Unterstützung man von all 
jenen „radikal-sozialistischen“ 
Eine-Weltlern niemals etwas 
gehört hätte. 


Lenin wußte, daß Banker die Revolution der UdSSR finanzierten 
und bei der Schaffung des kommunistischen Staates die wich- 


tigsten Helfer sind. 


gung verwendeten, ihn jetzt 
liebevoll an, weil er, erst ein- 
mal abgeändert, ihren wirt- 
schaftlichen und politischen In- 
teressen dient.“ 


Der „Wall Street Journal“-Arti- 
kel beginnt mit einer historisch 
falschen Darstellung: „Vor lan- 
ger Zeit war es modisch-fein 


radikale Sozialisten als ‚Eine- ° 


Weltler‘ zu bezeichnen, die 
glaubten, daß Staatsregierun- 
gen ein Anachronismus seien, 
und daß die Völker der Welt 
sich eines Tages zu einem ein- 
zigen Arbeiterstaat vereinigen 
würden.Von diesen Leuten gibt 
es nicht mehr viele. Sogar in 


Die große Veränderung, die 
jetzt stattgefunden hat, besteht 
darin, daß die Waffe des radi- 
kalen Sozialismus beiseitege- 
worfen wurde und jetzt Bemü- 
hungen unternommen werden, 
um der Weltrevolution dadurch 
Achtbarkeit zu verleihen, daß 
man sie als „konservatives“ 
Unternehmen darstellt. 


Was der Artikel im „Wall 
Street Journal“ deutlich zum 
Ausdruck bringt, ist, daß das 
Unternehmen Weltregierung, 
über das in den letzten 50 Jah- 
ren von echten Konservativen 
so viel geschrieben wurde, eine 
verwirrende neue Identität an- 


‚endgültige 


genommen hat und nun im 
Lichte der drastisch veränder- 
ten Umstände der letzten Jahr- 
zehnte des 20. Jahrhunderts 
sorgfältig neu untersucht wer- 
den muß. 


Wenn wir jedoch verstehen 
wollen, was Eine-Welt heute 
bedeutet, ist es notwendig zu 
wissen, wie alles vor der Jahr- 
hundertwende begann und wel- - 
che „Seh-Veränderungen“ die- 
se Ziele über die Jahre hinweg 
durchgemacht haben. Was wir 
zu verstehen versuchen ist 
nämlich schlicht und einfach 
der wichtigste Gesichtspunkt 
der Machtpolitik unseres Zeit- 
alters. 


Das Jahrhundert des 
Konflikts 


Der nun folgende Absatz aus 
einem Buch von drei amerika- 
nischen Historikern, das 1949 
erstmals veröffentlicht wurde, 
dient als Startpunkt: 


„Zwei Weltkriege und dazwi- 
schenliegende Kriege, Revolu- 


tionen und Krisen werden nun 


allgemein als Episoden in ei- 
nem einzigen Zeitalter des 
Konflikts anerkannt, das 1914 
begann und noch nicht abge- 
laufen ist. Es ist ein Zeitalter, 
das der Welt mehr Veränderun- 
gen und Tragödien gebracht hat 


als irgendein anderes in der 


Geschichtsschreibung. Und 
doch, was auch immer seine 
Bedeutung und 
Konsequenz sein mag, wir 
können bereits daran denken 
und darüber schreiben als ein 
historisches Ganzes“ (,„This 
Age of Conflict“ von F. P. 
Chambers, C. P. Harris und C. 
C. Bayley; Harcourt Brace, 
1950). 


Wann genau dieses „Zeitalter 
des Konflikts“ begann, ist An- 
sichtssache; einige würden sa- 
gen, es begann um die Jahr- 
hundertwende mit dem eng- 
lisch-burischen Krieg, den wir 
jetzt als Anfang vom Ende des 
mächtigen britischen Welt- 
reichs erkennen. Man könnte 
auch dahingehend argumentie- 
ren, daß das, was wir in die- 
sem Jahrhundert erleben, nur 
Teil eines Prozesses der histori- 
schen Veränderung ist, die mit 
der. Französischen Revolution 
von 1789 begann. 


Es kann kein Zweifel über die 


„endgültige Bedeutung und 
Konsequenz“ des Zeitalters des 
Konflikts bestehen, den die 
drei Akademiker in einem 
Buch von rund 900 Seiten auf- 
gezeichnet haben; der Konflikt 
ist das Produkt einer weltwei- 
ten Revolution, die darauf ab- 
zielt, die gesamte politische 
Macht in einer einzigen Welt- 
regierung zu konzentrieren. 


. Dieser Ehrgeiz verlangt nach 
Beseitigung jeder separaten 
Kundgebung örtlicher Macht, 
einschließlich der separaten 
Staaten. Da eine alteingesesse- 
ne örtliche Macht gestört und 
unterminiert wird, folgen ihr 
“ Konflikte und Unruhe auf dem 
Fuße, so einfach ıst das. 


Aber eine einfache Antwort 
kann viele Fragen unbeantwor- 


tet lassen wie diese: Welchen . 


Grund haben wir, zu glauben, 
daß ein Plan zur Weltregierung 
zur Zeit gefördert wird? War- 
um reagieren die Völker des 
Westens so wenig auf die im- 
mer offensichtlicher werdenden 
“Anzeichen dafür, daß ihre na- 
tionale Identität bedroht wird, 
und daß sie wie eine Hammel- 
“ herde auf einen Eine-Welt- 
Staat zugetrieben werden? 


Wer sind die Leute, die dieses 
große Vorhaben fördern? Wo 
und wann begann das Ganze? 
Wie sind all die Krisen und 
Konflikte benutzt worden, um 
das große Vorhaben voranzu- 
treiben? Welche Fortschritte 
sind bei der Durchführung des 
Plans gemacht worden? Ist es 
möglich oder wahrscheinlich, 


daß eine Weltregierung zustan- 


dekommt? 


Inwiefern könnte das Streben 
nach einer Weltregierung, das 
seinen Ursprung im Westen 
hatte und so eng mit dem We- 
-sten verbunden ist, durch das 
massive Wachstum des indu- 
striellen und finanziellen Po- 
tentials der Staaten des pazifi- 
schen Bereichs, vor allem Ja- 
pans, betroffen werden? 


Die letzte und interessanteste 
Frage wird in jenem Artikel im 
„Wall Street Journal“ gestellt, 
in dem ausgeführt wird, daß 
die Vereinigten Staaten, die 
allgemein als Führer der Welt 
betrachtet werden, sich mehr 
-und mehr verschulden, wäh- 
rend Japan zur mächtigsten 
Gläubigernation der Welt ge- 
worden ist. 


Es kann keine maßgebendere 
Aussage über die Tatsachen ge- 
ben, die die These von einem 
machtkonzentrierenden welt- 
weiten Netzwerk von Finan- 
ziers, Akademikern und Politi- 
kern untermauern, als die von 
Dr. Quigley, dem verstorbenen 
Professor für Geschichte und 
Internationale Beziehungen an 
der Georgetown Foreign Servi- 
ce School in Washington. Er 
schrieb in seinem Buch „Trage- 
dy and Hope: A History of: the 
Worlds in Our Time“: 


Das geheime ‚‚Netzwerk“ 
der Insider 


„Ich kenne die Machenschaften 
dieses Netzwerks, weil ich es 
20 Jahre lang studiert habe und 
anfang der sechziger Jahre 
zwei Jahre lang seine Papiere 
und geheimen Aufzeichnungen 
untersuchen durfte. Ich habe 
keine Abneigung dagegen oder 
gegen die meisten seiner Ziele 
und stand viele Jahre meines 
Lebens diesem Netzwerk und 
vielen seiner Instrumente sehr 
nahe. Ich habe mich sowohl in 
der Vergangenheit, als auch 
kürzlich gegen einige Aspekte 
seiner Politik gewandt, aber im 
allgemeinen besteht mein 
Hauptmeinungsunterschied dar- 
in, daß das Netzwerk unbe- 
kannt bleiben will, und ich 
glaube, seine Rolle in der Ge- 
schichte ist bedeutsam genug, 
um bekannt zu sein.“ 


Zu dem „Netzwerk“, über das 
Quigley schrieb, gehören ge- 
heime und halbgeheime Orga- 


nisationen wie das Royal Insti- - 


tute of International Affairs 
(RIIA): der Council on Foreign 
Relations (CFR) — ein Spröß- 
ling des RIIA; die Trilaterale 
Kommission; das Institute of 


Pacific Relation (IPR); die Bil-: 


derberger. 


Viel von dem, was wir in „Tra- 
gedy and Hope“ lesen, war 
schon lange, bevor Quigley 
sein Buch schrieb, bekannt, es 
war zusammengefügt worden 
wie Spuren in einem Kriminal- 
fall durch sogenannte Amateur- 
Historiker, die stets das Vor- 
handensein einer Art von 
„Netzwerk“ oder Verschwö- 
rung als einzig mögliche Erklä- 
rung für das Muster der Ein- 
heitlichkeit und, der Überein- 
stimmung in der weltweiten 
Machtpolitik argwöhnten. 


Quigley machte es vollkommen 
klar, daß die Kapitalisten, die 
die Mitglieder in diesem „Netz- 
werk“ ausmachen, immer in 
Partnerschaft mit Kommunisten 
und Sozialisten in den Verei- 
nigten Staaten zusammengear- 
beitet haben. Quigley erklärte: 
„Die von diesen tatkräftigen 
Linken ausgeübte Macht war 
niemals ihre eigene oder kom- 
munistische Macht, sondern 
letztendlich die Macht der in- 
ternationalen Finanz-Clique.“ 


Quigley starb als bitterlich ent- 
täuschter Mann; sein Buch 
wurde von seinem Verleger, 
Macymillan Co. aus dem Markt 
genommen und ist heute nur in 
einer von einem Privatmann 
veröffentlichen Ausgabe erhält- 
lich. 


Die Macht 
des Geldes 


Das Konzept der Weltregierung 
war in einer Entschließung ver- 
ankert, die 1974 auf der sechs- 
ten Sondersitzung der General- 
versammlung der Vereinten 
Nationen unter dem Titel „De- 
claration on the Establishment 
of a New International Econo- 
mic Order“ ‚NIEO, (Erklärung 
zur Errichtung einer neuen in- 
ternationalen Weltwirtschafts- 
ordnung) verabschiedet wurde. 
Die Bedeutung dieser Resolu- 
tion wurde von P. T. Bauer, 
Professor für Wirtschaft und 
Staatswissenschaft an der Lon- 
don School of Economics, wie 
folgt erläutert: : 


„Die Verfolgung dieser Ziele 
bedarf einer ungeheuren Erwei- 
terung des Gebrauchs der 
Zwangsgewalt von Regierun- 
gen über Einzelpersonen, denn 
nichts anderes wäre dazu in der 
Lage, eine wesentliche Homo- 
genisierung, auf nationaler so- 
wohl als auch internationaler 
Ebene, von höchst verschiede- 
nen Nationen, Gesellschaften, 
Gruppen und Einzelpersonen 
herbeizuführen. Es wird akute 
politische und soziale Spannun- 
gen hervorrufen. Es wird die 
Energien und Hilfsmittel der 
Völker von wirtschaftlichen zu 
politischen Aktivitäten abzwei- 
gen. Eine neue internationale 
Wirtschaftsordnung könnte tat- 
sächlich daraus hervorgehen, 
aber es wird keine der Freiheit 
oder des Wohlstands sein.“ 


Bauer ist sich, wie es jeder in- 


telligente Beobachter sein muß, 
darüber im klaren, daß es keine 
„neue internationale Wirt- 
schaftsordnung“ geben kann, 
die nicht gleichzeitig eine neue 
politische Ordnung - oder 
Weltregierung - ist. 


Diejenigen, die über die ge- 
plante Weltregierung gut infor- 
miert sind und, wie Bauer, 
glauben, daß dieses Ziel nur 
mit Zwang und Grausamkeit 
erreicht werden kann, fühlen 
sich oft außerstande zu verste- 
hen, warum es in der Öffent- 
lichkeit so wenig Reaktionen 
auf ihre wiederholten Warnun- 
gen gibt. Warum diese dumpfe 
stillschweigende Billigung so- 
gar unter sogenannten Konser- 
vativen, Leute mit Meinungen 
und Einstellungen, die mit den 
Erfordernissen einer Eine- 
Welt-Herrschaft gänzlich un- 
vereinbar sind? 


Ein gigantischer Marke- 
ting-Mechanismus 


Der erste Teil der Antwort dar- 
auf besteht darin, daß das Dra- 
ma einer imperialistischen Ei- 
ne-Welt-Ambition nur Teil ei- 
nes weit größeren weltge- 
schichtlichen Dramas ist, in 
dem wir alle mehr oder weni- 
ger verfangen sind. Dieses ge- 
waltigere _weltgeschichtliche 
Drama hat mit Technik, den 
uns bei unserer Beherrschung 
der Natur zur Verfügung ste- 
henden Fachkenntnissen und 
Hilfsmitteln zu tun. Das ganze 
menschliche Dasein ist von 


‚Wissenschaft und Technologie 


umgestaltet worden — und die- 
ser Vorgang setzt sich mit be- 
schleunigtem Tempo fort. 


Was wir unsere moderne Zivi- 


lisation nennen, ist wenig mehr 
als ein gigantischer weltweiter 
Produktions- und Marketing- 
Mechanismus, mit der Hochfi- 
nanz als Kontrollmechanismus 
— zunächst nur für kommerziel- 
le Transaktionen und schließ- 
lich für alles, auch für die Po- 
litik. 


Und die meisten Leute im We- 
sten sind so emsig. damit be- 
schäftigt, diese Zivilisation ar- 
beitsfähig zu machen und sich 
in diesem Konkurrenzkampf 
um ihre privaten Interessen zu 
kümmern, daß sie nicht in der 
Lage sind, über politische An- 
gelegenheiten nachzudenken 
und sie im Innersten nachzu- 
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empfinden. Es ist außerdem ei- 
ne Zivilisation, in der abwei- 
chende Meinungen und Nicht- 
übereinstimmung in vielfältiger 
Weise bestraft werden können. 


Eine der wichtigsten Folgen 
der neuen Technik war die 
Umwandlung der gesamten 
Erdoberfläche in ein Opera- 
tionsfeld für die neuindustriali- 
sierten Länder des Westens, 
wodurch ein Zeitalter der mit- 
einander im Wettstreit liegen- 
den Imperialismen und Kolo- 
nialismen heraufbeschworen 
wurde. 


Eine globale Umgebung wurde 
geschaffen, in der nur zu er- 
warten war, daß Träume einer 
Eine-Welt-Regierung Gestalt 
annehmen würden. Denn mit 
Geld, als einziges Ruhebett 
und Instrument großer Macht 
und verfügbar in bislang uner- 
träumten Mengen, schien es 
dem Geist jetzt möglich zu 
sein, die Weltgeschichte als 
Ganzes zu beherrschen und zu 
formen, so wie es bisher nur 
die getrennte Geschichte selb- 
ständiger Nationen beeinflus- 
sen konnte. 


Es gibt ein Wort für diese küh- 
‚ne neue Konzept: „Historizis- 
mus‘. Ob dieser Historizismus 
durchführbar ist oder nicht, ob 
er den letztendlichen Realitäten 
der menschlichen Natur und 
von daher gesehen der Ge- 
schichte selbst entgegensteht, 
ist die Frage, die einige wenige 
moderne Denker tiefschürfend 
untersucht haben, die aber für 
die Politiker oder die Medien 
niemals zur Diskussion stand. 


Die Gedanken von 
Cecil John Rhodes 


Eine _Weltrevolutions-Bewe- 
gung, die ein Zeitalter des 
Konflikts und des Leidens ohne 
Präzedenzfal in der Ge- 
schichtsschreibung hervorgeru- 
fen hat, hat nur eine oberfläch- 
liche Ähnlichkeit mit dem Un- 
ternehmen Weltregierung, das 
gegen Ende des 19. Jahrhun- 
derts erstmals formuliert und 
vom Stapel gelassen wurde. 
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Aber wir müssen wissen, wie 
alles begann und von wem es 
begonnen wurde, wenn wir 
verstehen wollen, wie und 
durch wen es in etwas ganz an- 
deres — das „Netzwerk“ oder 
die Verschwörung umgewan- 
delt wurde, mit der die Welt 
jetzt zu kämpfen hat. 


Das „Netzwerk“ von dem viel, 
wenn auch nur dem Namen 
nach, bis heute übriggeblieben 
ist, hatte seinen Ursprung in 
den Gedanken von Cecil John 
Rhodes, des Multimillionärs, 
der De Beers, das riesige süd- 
afrikanische Diamantberg- 
werks- und Verkaufskonglome- 
rat gründete und der damit 
rechnete, daß sein Name in 
dem Namen eines kleinen Lan- 
des in Mittel- und Südafrika — 
Rhodesien, jetzt Zambia und 
Zimbabwe genannt — unsterb- 
lich gemacht werde. 


Rhodes, ein Junggeselle, wur- 
de zur lebenden Verkörperung 
einer Absicht, die ihn bereits 
stark zu motivieren begann, als 
er, im Alter von 24 und bereits 
wohlhabend, sein zweites Te- 
stament machte. Darin ernann- 
te er zwei Testamentsvollstrek- 
ker, denen er sein ganzes Geld 
übergab „an und für die Grün- 
dung, Förderung und Entwick- 
lung einer geheimen Gesell- 


- schaft, deren wahrer Sinn und: 


Zweck die Erweiterung der bri- 
tischen Herrschaft überall in 
der Welt, die Vervollkomm- 
nung eines Systems der Aus- 
wanderung aus dem Vereinig- 


ten Königreich und Kolonisie- . 


rung durch britische Untertanen 
aller Länder, in denen die Mit- 
tel zum Lebensunterhalt durch 
Energie, Arbeit und Unterneh- 
müngsgeist erreichbar sind, 
und besonders die Besetzung 
des gesamten Kontinents von 
Afrika, des Heiligen Landes, 
des Tales des Euphrats, der In- 
seln Zypern und Candia (Kre- 
ta), des gesamten Südamerika, 
der Inseln des Stillen Ozeans, 
die bisher noch nicht zu Groß- 
britannien gehören ... die 
spätere Wiedergewinnung der 
Vereinigten Staaten von Ame- 


rika als integraler Bestandteil. 


des britischen Empire 

schließlich die Gründung einer 
so starken Macht ist, daß da- 
nach Kriege unmöglich werden 
und die besten Interessen der 
Menschheit gefördert werden.“ 


Es kann daher kein Zweifel 
darüber bestehen, daß die ge- 


samte  Weltregierungs-Bewe- 
gung als britisches imperialisti- 
sches Unternehmen begann, 
wobei der Gedanke vorherrsch- 
te, das, was damals das größte 
Reich der Welt war, in einen 
einzigen Weltstaat zu verwan- 
deln. Um die Zeit, als er sein 
siebentes und letztes Testament 
abfaßte, war Rhodes zu der 
Schlußfolgerung gekommen, 
die beste Methode, das briti- 
sche Empire zur Position eines 
Weltstaates zu erheben, sei die 


“ Förderung eines Erziehungswe- 


sens an der Oxford University, 
wo junge Männer, sorgfältig 
aus Universitäten überall aus 
den englischsprechenden Län- 
dern, einschließlich Amerika 
zusammengebracht, und in die 
bestehenden Geheimnisse sei- 
ner großen Mission eingeweiht 
werden könnten. Nach noch- 
maliger Überlegung, nach ei- 
nem Interview mit Kaiser Wil- 
helm, sollten auch eine Anzahl 
deutscher Schüler Stipendien 
gewährt werden, um jedem 
möglichen Widerstand aus die- 
sen Kreisen vorzubeugen. 


Die Vision vom 
britischen Empire 


In diesem letzten Willen steht 
nichts über eine geheime Ge- 
sellschaft, weil eine Geheimge- 
sellschaft mit Rhodes an der 
Spitze, ein „Circle of Initia- 
tes“, ein äußerer Kreis oder 
„Association of Helpers“, die 
später als Round Table Organi- 
zation bekannt werden sollte, 
bereits ins Leben gerufen wor- 
den war. So war das Herzstück 
der Geheimgesellschaft schon 
spätestens März 1894 vor- 
handen. 


Quigley führt eine große Anzahl 
einflußreicher Männer auf, die 
in den goldenen und mit Dia- 
manten besetzten Kreis der aus- 
erwählten Wenigen hineingezo- 
gen wurden, alle fest dazu ent- 
schlossen, die Vision von Rho- 
des vom britischen Empire als 
Weltregierung in die Tat umzu- 
setzen. 


Die Waffe zur politischen 
Kriegsführung 


Wir stellen fest, daß der visionä- 
re Utopianismus von Rhodes 
und seinem Kreis viel mit dem 
marxistisch-leninistischen Evan- 
gelium gemeinsam hat, das glei- 
chermaßen rationalistisch ist 


und gleichermaßen von dem Ge- 

danken der Errichtung eines 

„himmlischen Königreichs auf 

Erden“ beseelt wird, wobei bei- 

de Ziele als so edel und so be- 

deutsam angesehen werden, daß 

auch die zweifelhaftesten Me- 
thoden dadurch gerechtfertigt 

werden. 


Wie die Ereignisse beweisen 
sollten, hatten Rhodes und seine 
Helfershelfer keinerlei Skrupel, 
die faulsten Mittel anzuwenden, 
um in Südafrika einen bewaffne- 
ten Kampf heraufzubeschwö- 
ren, der stattdessen eine „Hölle 
auf Erden“ herbeiführte. Es war 
ein Angriffskrieg, der das Leben 
von Tausenden von Briten und 
Buren als Soldaten auf dem | 
Schlachtfeld und das Leben ei- 
ner noch größeren Anzahl von 
Frauen und Kindern in den Kon- 
zentrationslagern forderte, die 
durch Lord Kitcheners Politik 
der verbrannten Erde notwendig 
wurden und ohne die die Buren 
niemals besiegt worden wären. 


Träume von der zukünftigen Se- 
ligkeit der ganzen Menschheit 
reichten mit ihrer Motivations- 
kraft aus, um Südafrika viele 
Jahre vor und während des Bu- 
ren-Krieges .in eine Schlangen- 
grube des Bösen zu verwandeln, 
in der die niedrigsten Impulse 
der menschlichen Natur, wie 
‚seit Jahrhunderten niemals zu- 
vor, florierten. Und eine der 
größten und giftigsten Schlan- 
gen war eine Erscheinung, von 
der die Welt seitdem geplagt 
wird: eine prostituierte Presse, 
die als Waffe zur politischen 
Kriegsführung benutzt wird. 


J. A. Hobson, ein führender Au- 
tor und Journalist jener Tage 
schreibt in seinem Buch über 
den englisch-burischen Krieg 
über südafrikanische Zeitungen, 
die „einer kleinen Körperschaft 
von Männern gehören, von ihr 


“ beherrscht und betrieben wer- 


den, mit dem direkten Ziel, ei- 
nen Konflikt herbeizuführen“. 


Er fügt hinzu: „Was ich be- 
schrieben habe, ist nichts ande- 
res, als eine wortgewandte Fa- 
brik der Falschdarstellung, die 
den Zweck verfolgt, die Briten 
zum Handeln anzuregen. Denje- 
nigen, die mit dem Mechanis- 
mus nicht vertraut sind, mag es 
unglaublich erscheinen, daß es 
mit den modernen Mitteln der 
Kommunikation möglich war, 
das Gewissen und den Verstand 


. 


Englands zu vergiften. Aber 
wenn man begreift, daß die gro- 
ße Londoner Presse ihre Infor- 
mationen fast ausschießlich von 
der ausgehaltenen Presse Süd- 
afrikas erhält, löst sich das Rät- 
sel auf“ („The War in South Af- 
rica““). 


Das Erbe 
der Illuminaten 


Der westliche Imperialismus, 
der britische mehr als irgendein 
anderer, wenn er sich auch 
zwangsläufig als erschreckender 
Fehlschlag herausstellte, wie 
Hobson in seinem Buch „Impe- 
rialism: a Study‘ voraussagte, 
hatte einige bedeutende positive 
Aspekte. Wie der römische Im- 
perialismus vor 2000 Jahren war 
er auch kreativ und konstruktiv. 
In Afrika wurde der Sklaven- 
handel abgeschafft, die Land- 
wirtschaft weitgehend verbes- 
sert, Pest und Epidemien besei- 
tigt. 


Zerstörungswut war anderer- 
seits das Hauptmerkmal der Ei- 
ne-Welt-Revolutionsbewegung, 
von: der der „englische Gedan- 
ke“ verdrängt wurde; daher das 
Zeitalter des Konflikts und des 
Leidens ohne Präzedenzfall. 


Wir können jetzt erkennen, daß 
der tödliche Fehler in Rhodes’ 
Unternehmen Weltregierung der 
Faktor des tiefen Geheimnisses 
war. Dies soll er von den Jesui- 
ten und von geheimen Gesell- 
schaften wie die Illuminaten und 


die Freimaurer übernommen ha- ' 


ben, deren interne Machen- 
schaften, um die Zeit der Fran- 
zösischen Revolution ein Jahr- 
hundert früher herum entlarvt 
wurden. Denn es war der Faktor 
der Geheimhaltung, der es mög- 
- Jich machte, daß Rhodes’ „Netz- 
werk“ durchdrungen und über- 
nommen und zu ganz anderen 
Zwecken mißbraucht wurde, als 
seinen Gründern vorschwebte — 
darunter die völlige Demontage 
des britischen Weltreichs, das 
doch das Modell der neuen 
Weltordnung sein sollte. 


Die geheimen 
Absprachegremien 


Ideen und Träume von einer ver- 
heißungsvollen neuen Welt ver- 
breiteten sich rasch, nachdem 
der Rhodes-Plan in Gang gesetzt 
worden war. 


Als amerikanische Studenten 
mit Rhodes-Stipendium zur Ox- 
ford University kamen, wurden 
die Tätigkeiten der Round Ta- 
ble-Gruppen auf die Vereinigten 
Staaten ausgedehnt und lösten 
eine Bewegung zur Wiederver- 
einigung von Großbritannien 
und Amerika mit dem Namen 
„Union Now“ aus, für die sich 
viele mächtige und einflußrei- 
che Amerikaner, darunter An- 
drew Carnegie begeisterten. 
Auch für diese Männer gab das 
Evangelium Zusammenhalt, 
moralische Rechtfertigung und 
soziale Bedeutung für das Leben 
von Menschen, die sich sonst 
nur mit einer niedrigen Jagd 
nach Wohlstand befaßten. Einer 
der prominentesten Wanderpre- 
diger dieser Ethik in den Verei- 
nigten Staaten war Clarence 
Streit, der in engster Zusam- 
menarbeit mit dem Rhodes Trust 
wirkte. 


Quigley sagt uns, was dann ge- 
schah; „Am Ende des Krieges 
von 1914 wurde es klar, daß die 
Organisation dieses Systems 
(der Round-Table-Gruppe) sich 
weithin ausgedehnt hatte. Wie- 
der einmal wurde die Aufgabe 


Lionel Curtis übertragen, der in . 


England und in jedem Domi- 
nium eine Frontorganisation zu 
der vorhandenen Round-Table- 
Gruppe ins Leben rief. Diese 
Frontorganisation, Royal Insti- 
tute of International Affairs (Kö- 
nigliches Institut für Internatio- 
nale Angelegenheiten) genannt, 
hatte ihren Kern in jedem Be- 
reich der bestehenden unterge- 
tauchten Round-Table-Gruppe. 


In New York war sie als Council . 


on Foreign Relations (Rat für 
auswärtige Beziehungen) be- 
kannt.“ 


Eine Art unsichtbarer 
Regierung 


Die neuen Organisationen, die 
die Round-Table-Groups weit- 
gehend ersetzten, verfolgten ei- 
nen doppelten Zweck. Sie dien- 
ten als Brains Trust oder Denk- 
Tanks, die dem Hauptzweck der 
Förderung des Eine-Welt-Ideals 
diente. Da sie direkte Verbin- 
dungen zu den obersten Befehls- 
ebenen des Großgeschäfts, ein- 
schließlich Banken, mit Regie- 
rungen und politischen Parteien 
und Universitäten unterhielten, 
dienten diese Körperschaften 
auch als inoffizielle Arbeitsäm- 
ter, deren Aufgabe darin be- 


stand, angemessen indoktrinier- 
te Rhodes-Schüler in Positionen 
zu schleusen, wo man von ihnen 
erwarten konnte, daß sie ihren 
ganzen Einfluß ausüben wür- 
den, um die gemeinsame Vision 
eines Eine-Welt-Himmels auf 
Erden verwirklichen zu helfen. 


Der Council on Foreign Rela- 
tions spielte bei der Gestaltung 
der amerikanischen Politik, so- 
wohl der Innen- als. auch der Au- 
Benpolitik, eine so wichtige Rol- 
le, daß man ihn ohne zu übertrei- 
ben als Amerikas unsichtbare 
Regierung bezeichnen kann. In 
den 38 Jahren vor 1972 waren 
sämtliche Außenminister bis auf 
drei Mitglieder des CFR. Dr. 
Henry Kissinger, US-Präsident 


Nixons Chef-Sicherheitsberater 


und späterer Außenminister, 
kam aus dem Stab des CFR zu 
seiner Stellung. 


Ein Weltsystem 
finanzieller Kontrolle 


Über den CFR ist viel geschrie- 
ben worden, aber fast alles kann 
man als „Untergrund-Literatur“ 
bezeichnen, das heißt, als 
Schrifttum, das in den Veröf- 
fentlichungen des Establish- 
ments oder auf den Verkaufsti- 


schen der Buchhändler des Esta- 


blishments nicht zu finden ist. 


Gary Allen faßt. zusammen: 
„Obwohl die formelle Mitglied- 
schaft im CFR sich aus beinahe 
1.500 der höchst elitären Namen 


in den Welten der Regierung, 


der Arbeit, des Geschäfts, des 
Finanzwesens, der Kommuni- 
kation, der Stiftungen und der 
Akademikerschaft zusammen- 
setzt, trotz der Tatsache, daß 
fast jede Schlüsselposition in je- 
der Regierung seit den Zeiten 


‚Roosevelts von CFR-Mitglie- 


dern vertreten war, ist es zwei- 
felhaft, daß ein Amerikaner un- 
ter Tausenden auch nur den Na- 
men dieses Rates erkennt.“ 


Wie nur zu erwarten war, waren 
ein Großteil der vom CFR Er- 
nannten, die in aufeinanderfol- 
genden Regierungen in Schlüs- 
selpositionen gehievt wurden, 
Rhodes-Schüler. 


In Amerika, von wo aus mächti- 
ge Einflüsse, die die politische 
Entwicklung auf dem ganzen 
Erdball berührten, herüber- 
strömten, brütete der CFR eine 
Reihe von Zweigorganisationen 


aus, von der eine der bedeutend- 
sten das Institute of Pacific Rela- 
tions (IPR) war, das sich, wie : 
sein Name besagt, hauptsäch- 
lich mit den Entwicklungen im 
Fernen Osten, einschließlich 
China befaßte. Dan Smoot zählt 
in seinem Buch „The Invisible 
Government“ noch 13 andere 
Organisationen auf, in denen der 
CFR einen vorwiegenden Ein- 
fluß ausübte, darunter das Ame- 
rican Committee on Africa. 


Es war nur zu erwarten, daß mit 
der Verlagerung des Schwer- 
punkts der Hochfinanz von Lon- 
don nach New York und die 
Verbreitung von Agenturen des 
Council on Foreign Relations 
die eigentliche Macht des Netz- 


‚werks auch nach Amerika verla- 


gert wurde. Schon bald nach 
Veröffentlichung seines Buches 
wurde Quigley klar, daß in sei- 
nem Bericht über das „Netz- 
werk“ etwas Wichtiges fehlte; 
nämlich die Geschichte über Dr. 
Jekyll, die von jemandem ge- 
schrieben wurde, der nichts von 
den nächtlichen Tätigkeiten des 
abscheulichen Mr. Hyde wußte. 


Verlegenheit beim 
Establishment 


Nichtsdestoweniger hatte Qui- 
gley genug aufgedeckt, um in 
den inneren Kreisen des Netz- 
werks peinliche Verlegenheit 
hervorzurufen. Als einer der an- 
gesehensten Akademiker des 
Establishments hatte er ohne den 
Schatten eines Zweifels das 
Vorhandensein einer finanzka- 
pitalistischen Machtelite nach- 
gewiesen, die sich verbissen 
zum Ziel gesetzt hat, „ein Welt- 
system der finanziellen Kontrol- 
le in Privathänden zur Beherr- 
schung des politischen Systems 
eines jeden Landes und der 
Wirtschaft der Welt als Ganzes“ 
zu schaffen. 


Aber Quigley sagt nichts über 
die Tätigkeiten dieser Machteli- 
te. Er sagt uns nicht, warum das 
Netzwerk stets auf Geheimhal- 
tung bestand, warum es der Ge- 
heimhaltung bedurfte; offen- 
sichtlich wußte er das nicht. Die 
Wahrheit dämmerte Quigley all- 


‚mählich nach 1968, als sein 


buch „Tragedy and Hope“ nicht 
mehr erhältlich war. Man sprach 
darüber, daß es eingezogen oder 
verboten worden sei — der Ver- 
lag Macmillan Co. teilte nur 
mit, es sei vergriffen. 0 
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Euro äische Gemeinschaft 


Die deutsche 


Krise 


Oscar Boline 


Im 40. Jahr seit der Gründung der beiden deutschen Staaten, 
der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demo- 
kratischen Republik, befinden sich beide mitten in Krisen, die 
die gesamte Planung der Europäischen Gemeinschaft durch- 
einanderbringen, die darauf abgerichtet ist, ein neues friedli- 
ches und einheitliches Europa zu schaffen. 


Die voll funktionierende Euro- 
päische Gemeinschaft, die der 
Kontinent seit Ende des Zwei- 
ten Weltkrieges anstrebte, war 
das Ziel politischer und wirt- 
schaftlicher Überlegungen, Pla- 
nungen und vieler Beratungen. 


Kritik seitens der politi- 
schen Opportunisten 


Westdeutschland, wie die Bun- 
desrepublik gewöhnlich im In- 
und Ausland genannt wird, ist 
Schauplatz politischer Manöver 
wie sie Deutschland seit An- 
fang der dreißiger Jahre, in de- 
nen das Dritte Reich entstand, 
nicht mehr gekannt hat. Die 
Regierung von Bundeskanzler 
Helmut Kohl gerät immer mehr 
unter Kritik, weil sie in der eu- 
ropäischen Politik nicht die 
starke Rolle spielt, die man ei- 
gentlich von Bonn erwartet. 


Zum größten Teil konzentriert 
sich diese Kritik auf Kohls 
Versagen sich als Führer eines 
Landes mit der mächtigsten 
Wirtschaft im westlichen Block 
zur Geltung zu bringen. Viele 
sind der Meinung, Deutschland 
müsse im Vordergrund aller 
politischen Gespräche mit den 
. führenden Persönlichkeiten 
Westeuropas und der Vereinig- 
ten Staaten stehen. 


Kohl ist ein Mann, der gerne in 
einer Mannschaft arbeitet; er 
will kein aggressiver Politiker 
sein, der täglich versucht in die 
Schlagzeilen zu kommen. Die- 
se Rolle macht ihn unter seinen 
Staatschefkollegen zu einem 
angesehenen Mitarbeiter, öff- 
net aber auch den Weg zu aller 
Art von Kritik seitens seiner 


annehmen soll, führte inner- 
halb Deutschlands zu weit ver- 
breiteten Forderungen, daß 
Bush und Mrs. Thatcher 
Deutschlands Rechtsgrundla- 
gen Achtung entgegenbringen 
sollten. Diese wurden später 
unter dem Schlagwort „Souve- 
ränität“ zusammengefaßt, das 
Mrs. Thatcher selbst in ihrer 
derzeitigen Auseinandersetzung 
mit der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft verwen- 
det. Sie vertritt die Ansicht, 
daß jene Bürokraten in ihrer 
Hauptdienstelle in Brüssel 


durch ihre Bestimmungen die 
britische 
letzten. 


„Souveränität“ ver- 


Franz Schönhuber (links), Vorsitzender der Republikaner, sprach 


mit unserem Mitarbeiter Oscar Boline überdieZieleseinerPartei. 


politischen Gegner und der po- 
litischen Opportunisten. 


Es ist beinahe ein Jahr her, 
seitdem der britische und ame- 
rikanische Plan zur „Verbesse- 
rung“ der in Deutschland sta- 
tionierten Kurzstreckenraketen 
namens „Lance“ Schlagzeilen 
machte. Diese Raketen sind 
ausschließlich auf Ziele inner- 
halb der Grenzen der Bundes- 
republik und der DDR gerich- 
tet. Aber das vorgeschlagene 
„Modernisierungsprogramm“ 
würde nur bedeuten, daß die 
Raketen noch mehr deutsche 
Ziele treffen könnten. Dies ließ 
den Ruf wiederaufleben: ‚Je 
kürzer die Reichweite, desto 
toter der Deutsche“. 


US-Präsident George Bushs 
und Premierministerin Marga- 
ret Thatchers Beharren darauf, 
daß die Bundesrepublik ihre 
Pläne für die Lance-Raketen 


Es war der Erfolg der Republi- 
kaner — Deutschlands neue 
konservative Partei — bei der 
Wahl zum Europa-Parlament 
(EP) Mitte Juni 1989, der neue 
Rufe nach deutscher „Souve- 
ränität“ entfachte. Hans-Jochen 

ogel, Vorsitzender der SPD, 
erschreckt durch die Gewinne 
der Republikaner in einstmals 
sicheren SPD-Gebieten, über- 
nahm das Schlagwort, um die 
Wähler zu seiner Partei zurück- 
zuholen. 


Fragen nach der deut- 
schen Souveränität 


Die Briten und Amerikaner 
werden von der SPD besonders 
deswegen aufs Korn genom- 
men, weil sie die deutsche 
„Souveränität“ vor allem durch 
das Statut über die Stationie- 
rung der westlichen Streitkräfte 
in Deutschland verletzten. Die- 


ser Disput über die mutmaßli- 3 
che Mißachtung der deutschen 
Souveränität, ob es sich nun 


um fremde Truppen 
Lance-Raketen handelt, fördert 
viele Verstimmungen zutage, 


die sich in den letzten 40 Jah- 


ren aufgestaut haben. 


Bei den Wahlen im Juni 1989 
holten die Republikaner 7,1 
Prozent der Stimmen und ge- 
wannen sechs Sitze im EP, ob- 
wohl sie nur in wenigen Wahl- 


bezirken Kandidaten aufgestellt ° 


hatten. Es war für alle Beob- 
achter offensichtlich, daß wenn 
die Republikaner besser organi- 
siert wären, mit mehr Kandida- 
ten in mehr Wahlbezirken, sie 
dann zu einer beachtlichen 
Kraft in der deutschen Politik 
werden können, mit der die 
etablierten Parteien rechnen 
müssen. 


Dies erwies sich durch die Er- 
gebnisse der Wahlen in Nord- 
rhein-Westfalen Anfang Okto- 
ber 1989, bei denen die Repu- 
blikaner weiter an Boden ge- 
wannen, als richtig. Dadurch 
erweiterte sich die Erkenntnis, 
daß die Republikaner jetzt, da 
Vorbereitungen zu den allge- 
meinen Wahlen zum Bundestag 
getroffen werden, die Ende 
dieses Jahres stattfinden sollen, 
überall Kandidaten aufstellen 
werden. 


oder 


Das Vorbild heißt | 


Bismarck 


Es heißt, die SPD sei beson- 
ders beunruhigt, weil aus den 
Ergebnissen der Wahlen in 
Nordrhein-Westfalen ein weite- 
res Umschwenken von traditio- 
nellen SPD-Anhängern zu den 
Republikanern erkennbar war. 
Die Wahl von Republikanern 
in den‘Senat von Berlin und in 
den Stadtrat von Frankfurt im 
Februar 1989 hatte man zu- 
nächst nur als Wahlurnenka- 
priolen angesehen. Aber jetzt 
werden diese Ergebnisse als er- 
ste Anzeichen des weitverbrei- 
teten Wachstums einer neuen 
politischen Bewegung be- 
trachtet. 


Die meisten Beobachter schrei- 


ben dieses Anwachsen der Re- 
publikaner dem Talent der ehe- 
maligen Fernsehpersönlichkeit 
Franz Schönhuber zu. Schön- 
huber, jetzt Parteivorsitzender 
der Republikaner, besitzt die 
Fähigkeit mit einfachen klaren 


ri nF 


Begriffen, die jeder versteht, 
zu den Wählern zu sprechen. 
Er wird als der deutsche Ro- 
nald Reagan angesehen und in 
Straßburg als der „große Kom- 
munikator“ bezeichnet. 


Schönhuber spricht frei und 
deutlich über die auf dem Spiel 
stehenden Dinge und ist ein 
Bewunderer von Fürst Otto von 
Bismarck, den er als den größ- 
ten deutschen Staatsmann 
achtet. 


Wie Bismarck strebt Schönhu- 
ber nach guten Beziehungen 
zur UdSSR. Er betrachtet das 
von Bismarck ins Leben geru- 
fene und immer noch bestehen- 
de Sozialwesen, in dem jede 


Mutter, sei sie Frau Krupp mit ° 


Milliarden Mark oder der ärm- 
ste unverheiratete Teenager, 
bei der Geburt eines Kindes 
vom Staat die gleiche monatli- 
che Beihilfe erhält, als weitaus 
fortschrittlicher als ähnliche 
Programme in der westlichen 
Welt. 


Schönhuber brachte auch sehr 
deutlich zum Ausdruck, daß er 
den zukünftigen politischen 
deutschen Staat nicht als Ab- 
klatsch der Vereinigten Staaten 
sehen will. 


„Mein Ideal ist nicht Ameri- 
ka“, sagte er. „Ich mag die 
amerikanische Freiheit, aber 
ich bin kein Anhänger des 
‚American way of life’. Es ist 
ein System, in dem die Stärk- 
sten so angesehen werden, als 
hätten sie den Segen Gottes, 
“während die Schwachen dieje- 
nigen sind, die von Gott ver- 
flucht werden. Mir gefällt ein- 
fach das amerikanische Sozial- 
wesen nicht. 


Wie ich schon oft gesagt habe, 
ist der Kommunismus eine to- 
tale Ideologie und ‚Kapitalis- 
mus“ ist nichts als ein Schlag- 
wort. Wir müssen zwischen 
beiden einen Weg finden. Wir 
müssen ein Sozialwesen haben, 
das ein starkes Mitgefühl für 
die Menschen hat. Unsere Par- 
tei, die Republikaner, hat gro- 
ße Ziele, die nicht vergleichbar 
sind mit denen der amerikani- 
schen Republican Party. Wir 
hegen ähnliche Gedanken über 
persönliche Freiheit, aber nicht 
über die Verantwortlichkeiten 
des Staates gegenüber dem 
Volk. Es ist meine Meinung 
und die Meinung der Republi- 
kaner, daß menschliche Erwä- 


gungen, soweit es den Staat be- 
trifft, über alle anderen Erwä- 
gungen den Vorrang haben 
müssen. Wir glauben an den 
von Bismarck errichteten sozia- 
len Wohlfahrtsstaat.“ 


Als er gefragt wurde, inwiefern 
die jüngste Flut von Flüchtlin- 
gen aus der DDR über die 
Grenze nach Westdeutschland 
die Frage der Wiedervereini- 
gung . Deutschlands und die 
Souveränität beeinflußt, ant- 
wortete Schönhuber: 


Wir Republikaner sind für die 
Wiedervereinigung Deutsch- 
lands in seinen Grenzen von 
1937. Wir wollen einen Frie- 
densvertrag, der unsere Gren- 
zen und die Probleme der deut- 
schen Souveränität ein für alle- 
mal regelt. Wir wollen nicht, 
daß die Amerikaner, die Briten 
und die Franzosen sich nach 
Belieben in unsere Angelegen- 
heiten einmischen. Wir wollen 
nicht so behandelt werden, als 
seien wir ein drittrangiges be- 
setztes Land. Wir wollen unab- 
hängig sein. Wir wollen nicht 
länger besetzt sein. 


Wir wollen nicht, daß ein deut- 
scher Kanzler’ in New York 
oder in Washington in jeder 
Frage der Außenpolitik nach- 
fragen muß was er tun darf 
oder muß.“ 


„Wir sind keine Kinder. Wir 
sind normale Menschen. Wir 
sind keine Affen oder Löwen 
oder Nerze. Wir sind entschie- 
den gegen die Ideen Hitlers 
und haben wiederholt gesagt, 
daß diese verbrecherisch wa- 
ren. Wir, die Republikaner, 
vertreten die Ansicht, daß alle 
Kernwaffen, seien sie amerika- 
nischer oder russischer Her- 
kunft, Waffen des Teufels sind 
und auf deutschem oder euro- 
päischem Boden nichts zu su- 
chen haben.“ 


Als ich Schönhuber fragte, was 
er und die Republikaner tun 
würden, wenn sich auf einer 
Konferenz zur Regelung der 
Ansprüche aus dem Zweiten 
Weltkrieg andere Parteien wei- 
gern würden, Deutschlands 
Anspruch auf Wiederherstel- 
lung der Grenzen von 1937 an- 
zuerkennen, antwortete Schön- 
huber prompt: „Ich werde das 
akzeptieren. Und die Republi- 
kaner auch.“ [a 


Terrorismus 


Ein weiterer 
Waffen-für- 


Geisel- 


Skandal 


Victor Marchetti 


Aufdeckung der Fakten hinter dem Bombenanschlag auf die’ 
Pan Am 103 war bereits das Thema in der Januar-Ausgabe 
von CODE. Wir berichteten, daß die amerikanischen und 
israelischen Geheimdienste zusammen mit der bundesdeut- 
schen Kriminalpolizei versuchten, ihre offensichtliche Nach- 
lässigkeit, den terroristischen Bombenanschlag auf den Pan 
Am-Flug 103 zu verhindern, zu vertuschen versuchten. Wir 
schrieben, daß Spitzenbeamte in allen drei Regierungen von 
dem Betrug wußten und augenscheinlich bei der Vertuschung 
mitwirkten. Wir begründeten diese Einschätzung auf Aussa- 
gen, die in dem für Pan Am erstellten Untersuchungsbericht 


enthalten sind. 


In dem Bericht wurden sechs 
verschiedene Warnungen vor. 
dem geplanten Bombenan- 
schlag auf den Flug 103 an den 
CIA zitiert. Diese Warnungen 
wurden dem israelischen Mos- 
sad, dem Bundeskriminalamt 
(BKA) und sogar den Terrori- 
sten selbst zugeschrieben. Die 
letztere Warnung wurde natür- 
lich unbeabsichtigt abgegeben. 


Keine der Warnungen wurden 
von der CIA-Terrorabwehr- 
Geiselhilfe-Mannschaft mit 
dem Decknamen COREA, die 
seinerzeit auf dem Frankfurter 
Flughafen im Einsatz war, vor- 
schriftsmäßig beachtet. Die 
CIA-Mannschaft war in das 
Drogen schmuggelnde, schieß- 
wütige von Monzar al-Kassar 
beherrschte und von Syrien un- 
terstützte Netzwerk eingedrun- 
gen und überwachten dieses. 
Die CIA-Mannschaft deckte 
auch insgeheim die Heroin 
schmuggelnden - in die USA - 
und schießwütigen Aktivitäten 
dieser Gruppe, in der schwa- 
chen Hoffnung, einen vernich- 
tenden Schlag gegen den Ter- 
rorismus zu führen, bezie- 
hungsweise in der verfahrenen 
Lage der im Libanon von den 
Iran unterstützenden extremisti- 


schen Elementen festgehalte- 
nen amerikanischen Geiseln ei- 
nen Durchbruch erzielen zu 
können. 


Ohne daß die CIA-Mannschaft 
es wußte ritt eine extremisti- 
sche palästinensische Gruppe 
sozusagen auf dem Buckel von 
al-Kassars Netzwerk, in der 
Absicht, eine amerikanische 
Luftlinienmaschine zu spren- 
gen — als Racheakt für den ver- 
sehentlichen Abschuß einer ira- 


nischen Passagiermaschine 
durch ein amerikanisches 
Kriegsschiff im Persischen 


Golf ein Jahr zuvor. 


Der CIA komplizierte 
die Lage in Frankfurt 


Bei der extremistischen Gruppe 
handelte es sich um die Popular 
Front for the Liberation of Pa- 
lestine-General Command 
(PFLP-GC) angeführt von dem 
Terroristen Ahmed Fbril. Ji- 
bril, ein verschworener Gegner 
des PLO-Versitzenden .Jasir 
Arafat, erhält schon seit lan- 
gem Unterstützung für seine 
terroristischen Tätigkeiten so- 
wohl vom Iran als auch von Li- 


byen. 
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Terrorismus 


.Ein weiterer 
Waffen-für- 
Geisel-Skandal 


Wegen ihrer Untergrundverbin- 
dungen und Überwachung der 
Drogentätigkeiten al-Kassars 
war die CIA-Mannschaft in 
Frankfurt, die eng mit dem 
deutschen BKA zusammenar- 
beitete, davon überzeugt, daß 
sie von jedem Versuch, die 


amerikanische Maschine anzu- ° 


greifen, rechtzeitig erfahren 
und somit in der Lage sein 
würde, diesen zu vereiteln. Of- 
fensichtlich hatte die CIA- 
Mannschaft ihre Fähigkeiten - 
und die der Terroristen - völlig 
falsch eingeschätzt. Sowohl der 
CIA als auch seine Untergrund- 
Stütze, al-Kassar, wurden von 
Jibrils terroristischen Gruppen 
überlistet. 


Die Lage in Frankfurt wurde in 
den dem Bombenanschlag auf 
den Flug 103 unmittelbar vor- 
ausgehenden Tagen durch eine 
interne Verwirrung bei dem 
CIA weiter kompliziert. Eine 
„andere CIA-Mannschaft, die 
mit einem Auftrag zur Geisel- 
hilfe im Libanon gewesen war, 
tauchte unerwartet in Frankfurt 
auf. Die Mannschaft befand 
sich auf dem Heimweg, nach- 
dem sie wegen eines Streits um 
die Zuständigkeit mit der Ope- 
ration COREA, der sich aus 
der Rolle des Beschützten, die 
al-Kassars Schmuggelnetz bei 
den Aktivitäten des CIA spiel- 
te, ergab, von ihrem Auftrag 
im Libanon davongelaufen 
war. 


Am frühen Abend des 21. De- 
zember 1988 wurde der Pan- 
Am-Airliner „Maid of the 
Seas“ durch eine terroristische 
Bombe über Schottland aus 
dem Himmel gesprengt. Fünf 
Mitglieder der  Geiselhilfe- 
Mannschaft wurden bei der 
Zerstörung der Maschine ge- 
tötet. 


Führt die Spur ins 
Weiße Haus? 


Sobald sich der CIA und ande- 
re westliche Geheimdienststel- 
len über das Ausmaß ihrer Feh- 


ler klar wurden, wurde unver- 
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züglich eine offizielle Vertu- 


schung des Bombenanschlags 
in Szene gesetzt. Daß solch ein 
schwerer Einsatzfehler began- 
gen worden war, der den Tod 
von 259 Passagieren und Be- 
satzungsmitgliedern und 11 
Personen am Boden hervorrief, 
war für den CIA und die ameri- 
kanische Regierung Grund ge- 
nug, damit zu beginnen, die 
Wahrheit von dem amerikani- 
schen Volk fernzuhalten. Aber 
die Tatsache, daß die verdeck- 
ten Aktivitäten des CIA in 
Frankfurt die Kenntnis von und 
die Beschützung eines Drogen- 
rings, der Heroin in die UsA 
schmuggelte, mit sich brach- 
ten, machten die Notwendig- 
keit für eine luftdichte Vertu- 
schung sogar noch zwingender 
notwendig. 


In den Monaten, die dem Bom- 
benanschlag auf den Flug 103 
folgen, vollbrachte der CIA - 
mit beträchtlicher Unterstüt- 
zung durch das BKA, den 
Mossad und den britischen Ge- 
heimdienst (SIS) — eine Mei- 
sterleistung in der Verdunklung 
und Fehlleitung aller Bemü- 
hungen, sogar der des FBI, die 
Wahrheit hinter dieser tragi- 
schen Angelegenheit ans Ta- 
geslicht zu bringen. 


Während sie ihre eigenen Spu- 
ren — und diejenigen, die auf 
die Beteiligung des Weißen 
Hauses hinwiesen — verdeckte, 
lenkte der CIA_geflissentlich 
die Aufmerksamkeit von den 
wirklichen Ereignissen ab, in- 
dem er durchblicken ließ, die 
Katastrophe sei im wesentli- 
chen auf unzureichende Sicher- 
heitsvorkehrungen seitens der 
Luftfahrtgesellschaft zurück zu- 
führen. 


Aber wie das bei vielen Vertu- 
schungen der Fall ist, kommt 
der Betrug langsam ans Tages- 
licht. Die Familien der Opfer 
des Fluges 103, unter anderen, 
üben weiterhin starken Druck 
aus, um eine gründliche und 
offene Untersuchung durchzu- 
setzen. Da sie nicht in der Lage 
sind, wachsende Zweifel in der 
Öffentlichkeit zu zerstreuen, 
hat die Bush-Regierung nun- 
mehr auf. den alten Trick zu- 
rückgegriffen, eine präsidentia- 
le Kommission zu bilden, die 
sich mit der Sache befassen 
soll. Anne McLaughlin, che- 
maliger stellvertretender US- 
Arbeitsminister und Gattin der 


Fernseh-Persönlichkeit John 
McLaughlin, wurde ausge- 
wählt, die Kommission zur Un- 
tersuchung der Pan-Am-Kata- 
strophe zu leiten. 


Die Wahrheit über den 
Bombenanschlag 


Immer wenn das ' Weiße Haus 
verzweifelt danach trachtet, ei- 
nen größeren Skandal zu vertu- 
schen, ruft es eine Kommission 
auf der Ebene des Präsidenten 
ins Leben, um das amerikani- 
sche Volk zu verwirren und zu 
täuschen. Das klassische Bei- 
spiel hierfür ist die Warren 
Kommission, die offiziell die 
Wahrheit bezüglich des Mordes 
an US-Präsident John F. Ken- 
nedy verhüllte. Andere weniger 
„erfolgreiche“ Kommissionen 
des Präsidenten waren die Rok- 
kefeller Commission, die Mitte 
der siebziger Jahre versuchte, 
die schmutzigen Tricks des 
CIA zu übertünchen, und die 
kürzliche Tower Commission, 
der die Aufgabe zufiel, die, 
Fehler in Zusammenhang mit 
der iranischen Waffen-gegen- 
Geiseln- und Canita- Affäre zu 
verdecken. 


Dies war die Lage, als wir im 
vergangenen Monat an die Öf- 
fentlichkeit gingen, nachdem 
wir uns den für Pan Am erstell- 
ten vertraulichen 
chungsbericht beschafft hatten. 
Das erste, was wir taten, war 
die möglicherweise explosiven 
Behauptungen in diesem Be- 
richt zu überprüfen. Unsere In- 
formationsquellen in Kreisen 
der Geheimdienste und der Re- 
gierung bestätigten im wesent- 
lichen die Richtigkeit des ge- 
schilderten Szenarios. 


Aber es waren weitere Infor- 
mationen erforderlich, vor al- 
lem, weil der Bericht für Pan 
Am erstellt wurde, die: viel- 
leicht selbst bei ihren Sicher- 
heitsmaßnahmen bezüglich des 
Fluges 103 fahrlässig gehandelt 
haben könnte. Darüber hinaus 
waren die Untersuchungsbeam- 
te, die den Bericht anfertigten, 
ehemalige israelische Mossad- 
Offiziere, die vielleicht eigene 


. Interessen verfolgt haben könn- 


ten. Nach weiteren Untersu- 
chungen unsererseits wurden 
die grundlegenden Fakten in 
dem Bericht jedoch im wesent- 
lichen erhärtet. 


Zu diesem Zeitpunkt baten wir 


Untersu- . 


einen Mann im amerikanischen 
Kongreß um Hilfe, der den 
Mut hat, das System in einer 
Angelegenheit von dieser Grö- 
Benordnung und Unsicherheit 
herauszufordern. Es ist der Ab- 
geordnete James Traficant, der, 
nachdem er sich von der Rich- 
tigkeit des Berichtes überzeugt 
hatte, diesen bei gleichzeitiger 
Abhaltung einer Pressekonfe- 
renz am 6. November 1989 im 
Cannon House Office veröf- 
fentlichte und damit die Bemü- 
hungen, die Wahrheit über den 
Bombenanschlag auf den Flug 
103 ans Tageslicht zu bringen, 
ins Rollen brachte. 


Seitdem führt der CIA - im 
Namen der Bush-Regierung — 
hinter den Kulissen einen 
Krieg, um die Tatsachen von 
dem amerikanischen Volk fern- 
zuhalten. Wenn auch einige der 
landesweit erscheinenden grö- 
Beren Zeitungen den Bericht. 
abgedruckt haben und andere 
die nunmehr’ein Jahr zurücklie- 
gende Katastrophe tatkräftig 
untersuchen, so arbeiten ver- 
schiedene andere — darunter die 
„New York Times“ und 
„Washington Post“ anschei- 
nend mit dem CIA zusammen, 
um die Sache zu vertuschen. 
Eine ähnliche Situation 
herrscht in Westeuropa vor. 


Aber die Fernseh-Nachrichten- 
medien scheinen am meisten 
von dem CIA eingeschüchtert 


worden zu sein. Nach abschlie- ° 


ßenden Interviews mit Trafi- 
cant lehnten es mehrere Sender 
in den USA und Europa ab, 
diese auszustrahlen — nachdem 
sie von ihren jeweiligen Regie- 
rungen unter Druck gesetzt 
wurden. 


In Privatgesprächen haben je- 
doch viele der Journalisten zu 
verstehen gegeben, daß ihnen 
bekannt ist, daß der Bomben- 
anschlag auf den Pan-Am-Flug 
103 die Folge eines Versagens 
der Geheimdienste CIA und 


Mossad war — und daß ihre Re-- 


dakteure von der Regierung un- 
ter Druck gesetzt werden, den 
Deckel über dieser Büchse der 
Pandora zuzuhalten. 


Die gleichen Journalisten wei- 
sen jedoch auch darauf hin, 
daß es nur noch eine Frage der 
Zeit ist, bis. dieser Deckel mit 
Gewalt geöffnet wird — wenn 
Traficant die Angelegenheit 
weiterhin im US-Kongreß und 
in den Medien vorantreiben 
kann. m) 
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Rüstung 


Wird die 
NATO noch 
gebraucht? 


Mike Blair 


Das anscheinende Auseinanderfallen des sogenannten Ost- 
blocks könnte letztendlich die Einsparung von unberechenba- 
ren Milliarden bedeuten, die jährlich von den NATO-Mit- 
gliedsstaaten für die Verteidigung des freien Westeuropas aus- 


gegeben werden. 


Niemand hätte es vor einem 
Jahr gewagt. vorherzusagen: 
Den fast völligen Zusammen- 
bruch eines der linientreuesten 
roten Regime des Sowjet- 
blocks, der DDR. Alle Mit- 
gliedsstaaten des Warschauer 
Paktes — nun auch Rumänien — 
weisen Anzeichen der Demo- 
kratisierung auf. Beobachter 
der Sowjets fürchten sich vor- 
auszusagen, wie weit Glasnost 
und Perestroika des sowjeti- 
schen- Staats- und Parteichefs 
Michail Gorbatschow das Aus- 
einanderfallen der Satelliten- 
Regime des Sowjetblocks zu- 
lassen wird. 


0Die Herren des Kreml können 
sich nicht länger auf die Soli- 
darität der Mitglieder des War- 
schauer Paktes zur Verteidi- 
gung der Sowjetunion und ihrer 
Satelliten, aus denen sich das 
Militärbündnis 40 Jahre lang 
zusammensetzte, verlassen. 
Gleichzeitig fragen sich ameri- 
kanische Militärexperten sowie 
hohe Militärs in Westeuropa, 
wie lange es noch dauern wird, 
bis die NATO nicht mehr ge- 
braucht wird, um den War- 
schauer Pakt in Schach zu 
halten. : 


Wenn der Warschauer Pakt 
weiter auseinanderfällt, dann 
wird die NATO so veraltet sein 
wie das Modell T. 


Auch der Warschauer 
Pakt ist überflüssig 


Auf die Führungspersönlichkei- 
ten aller NATO-Staaten wird 
nämlich bereits starker Druck 


Löwenanteil der Verteidigung 
Westeuropas zu finanzieren. 


Heute unterhalten die Vereinig- 
ten Staaten 343423 Soldaten in 
Westeuropa, die meisten davon 
— 250168 — sind in der Bundes- 
republik stationiert. Das zweit- 
größte Kontingent der US- 
Truppen befindet sich auf 
Stützpunkten in Großbritan- 
nien, nämlich 26669 Soldaten. 
Auf See befinden sich 19020 
amerikanische Seeleute auf 
Schiffen, die bei der NATO in 
Diensten stehen. 


Weitere an die NATO abge- 
stellte amerikanische Verbände 
sind: Belgien, 3418; Griechen- 
land, 3490; Grönland, 305; Is- 
land, 3161; Italien, 14911; 
Niederlande, 3130; Norwegen, 


Das Nato-Hauptquartier in Brüssel: Milliarden Dollar könnten 
eingespart und beim Krieg gegen die Drogen eingesetzt werden. 


ausgeübt, die Notwendigkeit 
für das Vorhandensein der NA- 
TO weniger stark zu betonen 
und die neuen Regierungen 
Osteuropas weiter zu ermuti- 
gen, sich darüber klarzuwer- 
den, daß der Warschauer Pakt 
ebenso überflüssig geworden 
ist. 


Bei. der Vorbereitung dieses 
Artikels versuchten wir die ge- 
nauen Kosten zu ermitteln, die 
der amerikanische Steuerzahler 
aufbringen muß, um die ameri- 
kanische Beteiligung an der 
NATO fortzusetzen. Genaue 
Zahlen waren jedoch nicht 
leicht zu erhalten, obwohl an- 
genommen wird, daß es Ame- 
rika von einem Viertel bis zu 
einem Drittel seines Verteidi- 
gungshaushaltes kostet, den 


219; Portugal, 1645; Spanien, 
9027 und Türkei, 4964. 


Es kostet derzeit den amerika- 
nischen Steuerzahler die un- 
glaubliche Summe von 129900 
Dollar pro Jahr, einen amerika- 
nischen Soldaten zu bewaffnen 
und auszurüsten. 


Danach kostet es Amerika 
mehr als 34 Milliarden Dollar 
pro Jahr, um seine NATO- 
Truppen zu unterhalten. Aus 
einer Informationsquelle ver- 
lautet, daß es etwa eine Mil- 
liarde Dollar pro Jahr kostet, 
damit die Vereinigten Staaten 
ausländische Stützpunkte zur 
Verteidigung Westeuropas 
pachten können. Verpächter 
einiger dieser Stützpunkte sind 
Länder, die erwarten, daß 
Amerika sie verteidigt. 


Es kostet Amerika etwa 40 
Milliarden Dollar jeder Düsen- 
Kampfjäger, und Hunderte da- 
von sind den Verteidigungs- 
streitkräften der NATO zuge- 
teilt. 


Jeder M-1 Abrams-Panzer ko- 
stet mehr als 11 Millionen Dol- 
lar und Hunderte werden benö- 
tigt, um die amerikanischen 


Michail 


Gorbatschow kann 
sich nicht länger auf die Soli- 
darität der Mitglieder des War- 
schauer Paktes verlassen. 


Truppen der NATO-Streitkräfte 
in Europa zu unterstützen. 


Neue Tötungsangriffs-U-Boote 
werden in Betrieb genommen, 
um die U-Boot-Abwehrstreit- 
kräfte der NATO zu verstär- 
ken. Die neue Seawolf-Klasse 
wird die amerikanischen Steu- 
erzahler 1,7 Milliarden Dollar 
jedes Stück kosten. 


Wenn, und es ist ein großes 
Wenn, die Vereinigten Staaten 
und Westeuropa sich bald in 
der Lage sehen werden, ohne 
große NATO-Ausgaben auszu- 
kommen, um kommunistischen 
Streitkräften des Warschauer 
Pakts entgegentreten zu kön- 
nen, dann könnten Milliarden 
von Dollar anderen Bedürfnis- 
sen zugeführt werden. 

Als Beispiel, viele von Ameri- 
kas Milliarden Dollar könnten 
für einen echten Krieg gegen 
Drogen abgezweigt werden. 


Die Internationalisten hätten 
wenig Argumente, um jenen zu 
entgegnen, die schon seit lan- 
gem fordern, die amerikani- 
schen Truppen aus Europa in 
die Heimat zurückzuholen. Es 
gäbe auch kaum Argumente 
gegen den Gedanken, daß sich 
die Europäer endlich selbst ver- 
teidigen sollten und könnten. U 
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Absprachen 
zwischen FBI 
und KGB 


Warren Hough und George Nicholas 


Das amerikanische FBI, das lange als Bollwerk gegen kommu- 
nistische Infiltration und Unterwanderung angesehen wurde, 
wird gezwungen mit dem KGB, der gefürchteten sowjetischen 
Geheimpolizei, in Erfüllung eines kürzlich in Moskau von US- 
Generalstaatsanwalt Richard Thornburgh unterzeichneten 
Abkommen, zusammenzuarbeiten 


Obwohl Sprecher der Bush-Re- 
gierung, die sich bei dieser Sa- 
che keineswegs wohlfühlen, 
das Abkommen herunterspie- 
len, sagten bestürzte Geheim- 
dienstexperten in Washington, 
daß die: Vereinbarung „das Tor 
zu einer neuen Ära gemeinsa- 
mer Einsätze, Coups und 
schmutziger Tricks durch ame- 
rikanischa und sowjetische 
Agenten öffnet“. 


Die neue Allianz zwischen 
Staatssicherheits-Bürokraten in 
Washington und Moskau wird 
als Mittel ins Auge gefaßt wer- 
den, um den kubanischen Dik- 
tator Fidel Castro, der sowohl 
für die USA als auch für das 
reformistische Regime des 
sowjetischen starken Mannes, 
Michail Gorbatschow, zu einer 
Bedrohung geworden ist, zu 
stürzen, stellen diese Informa- 
tionen fest. 


Ein Sprecher des amerikani- 
schen Justizministeriums bestä- 
tigte, daß am 12. Oktober 1989 
in Moskau durch Thornburgh 
und A. T. Sukhorow, dem Ge- 
neralstaatsanwalt der UdSSR, 
ein „formelles Zusammenar- 
beitsabkommen“ unterzeichnet 
wurde, dementierte jedoch die- 
sen Bericht im Hinblick auf 
Castro und tat die Vereinba- 
rung als „Routineangelegen- 
heit“ ab. 


„Mit der Vereinbarung wird le- 
diglich unsere langjährige Pra- 
xis des Datenaustausches mit 
den . sowjetischen Behörden 
über Fälle von angeblichen 
Kriegsverbrechen und ähnliche 
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Geheimdienstes, der kürzlich 
das US-Justizministerium „an- 
geekelt“, wie er sagte, verlas- 
sen hat. „Die OSI-Anwälte und 
Untersuchungsbeamten, die be- 
reit waren mit dem KGB, der 
für seine berüchtigten abgekar- 
teten Spiele bekannt ist, Infor- 
mationen auszutauschen, waren 
Parias des Justizministeriums. 
Es war ihnen nicht einmal ge- 
stattet, ihre Büros in unserem 
Hauptgebäude einzurichten.“ 


Andere Kreise bestätigten, daß 


der Mitarbeiterstab des OSI, 
das wegen seiner Bereitschaft, 
anrüchige Anschuldigungen 
von der sowjetischen Geheim- 
polizei entgegenzunehmen und 
sie dazu zu verwenden naturali- 
sierte amerikanische Bürger 
wegen Kriegstaten, die angeb- 
lich vor 40 Jahren oder noch 


US-Außenminister James Baker (links) und der sowjetische 
Außenminister Schewardnadze sprechen über die Kooperation 
FBI-KGB. 


Ermittlungen, die auf den 
Zweiten Weltkrieg zurückge- 
hen bestätigt“, sagte David 


Runkel, der Hauptmitarbeiter 
Thornburghs in öffentlichen 
Angelegenheiten. 


Aber andere Informationen aus 
dem US-Justizministerium 
nannten Runkels Erklärungen 
„dummes Zeug“. 


Es geht immer noch um 
Kriegsverbrechen 


„Bis jetzt waren die einzigen 
Beamten, die willens sind mit 
dem KGB zusammenzuarbei- 
ten, der Mitarbeiterstab des 
OSI (Office of Special Investi- 
gations), erklärte ein altgedien- 
ter Untersuchungsbeamter des 


längerer Zeit begangen wur- 
den, strafrechtlich zu verfol- 
gen, verachtet wird und von 
anderen Beamten aus dem 
amerikanischen Gesetzesvoll- 
zug geschnitten werden. 


„Das ist der erste Grund, war- 
um dieser neue von Thorn- 
burgh unterzeichnete Pakt alles 
andere als Routine ist‘, stellte 
Richard Clement, ein altge- 
dienter Beamter des US-Bun- 
desgeheimdienstes (Federal se- 
curity), der jetzt ein Berater 
des Außenministeriums ist, 
fest. „Unter dem alten System 
waren nur die Skalpjäger des 
OSI bereit, mit den sowjeti- 
schen Schreckgespenstern zu- 
sammenzuarbeiten. Aber jetzt 
unter diesem formellen Ab- 
kommen sind das FBI und an- 


US-Generalstaatsanwalt 
Richard Thornburgh führte 
eine Delegation nach Moskau, 
um das Geheimabkommen zu 
unterzeichnen. 


dere Dienststellen auch dazu 
verpflichtet, mit dem KGB In- 
formationen auszutauschen.“ 


Darüberhinaus, wenn auch der 
Wortlaut des von Thornburgh 
unterzeichneten Abkommens 
sich hauptsächlich mit soge- 
nannten Untersuchungen von 
Kriegsverbrechern und damit 
zusammenhängenden Fällen 
befaßt, ist dies nur der erste 
Schritt in einer Reihe in Mos- 
kau und Washington geplanter 
gemeinsamer Tätigkeiten, ver- 
lautet aus gut unterrichteten 
Kreisen. 


Herzliche Beziehung 
zwischen KGB und CIA 


„Der nächste Schritt wird aus 
einem Abkommen zwischen 
den USA und Sowjets beste- 
hen, gemeinsame Einsätze zur 
Bekämpfung von Terroristen 
zu übernehmen“, sagt Arkadej 
Matvejew, ein sowjetischer 
Journalist. „Und dieses Ab- 
kommen wird wiederum etwas 
Neues in die Wege leiten, näm- 
lich internationalisierte Ge- 
heimdiensttätigkeiten.“ 


Das Bilderberg-Konsortium, 
die Analytiker und Planer der 
Trilateralen . Kommission und 
andere globalistische Makler 
der Macht freuen sich schon 
auf die allmähliche Verschmel- 
zung der amerikanischen und 
sowjetischen Geheimdienstbü- 
rokraten. Aber. amerikanische 
Bürger, die daran gewöhnt sind 
in einem souveränen verfas- 
sungsmäßig garantierten Staat 
zu leben, werden diese Verän- 
derungen als ‚furchterregend 
und subversiv’ empfinden“. 
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„Es besteht kaum eine Frage 
‚darüber, das die Eine-Welt-Be- 
fürworter eine wesentliche Um- 
wandlung unseres traditionellen 
Systems planen“, sagt ein che- 
maliger CIA-Beamter, der jetzt 
Direktor eines Fonds in Wa- 
shington ist. 


Hinter den Kulissen führten 
Robert Gates, der ehemalige 
stellvertretende Direktor des 
CIA, der jetzt ein hochstehen- 
der Stratege des Sicherheits- 
dienstes im Weißen Haus ist, 
und General Vitaly Ponoma- 
rew, der stellvertretende Chef 
des KGB, im Sommer 1989 ei- 
ne Reihe von geheimen Ge- 
sprächen in Moskau. Das The- 
ma: „Engere Zusammenarbeit 


zwischen den beiden Geheim- | 


diensten.“ 


Gemeinsame Bekämp- 
fung des Terrorismus 


Die herzlicher werdenden Be- 
ziehungen zwischen dem CIA 
und dem KGB drücken sich in 
einer Reihe von Entscheidun- 
gen aus, die im Herbst 1989 
durch das Weiße Haus getrof- 
fen wurden. Der erste Schritt 
war eine Ankündigung durch 
den US-Außenminister James 
Baker - ein führender Globa- 
list -—, die Reisebeschränkun- 
gen, die es für Diplomaten aus 
dem kommunistischen Block 
seit langem erforderlich ma- 
chen sich um eine Sonderge- 
nehmigung zu bemühen, wenn 
sie weiter als 40 km von ihrer 
Dienststelle reisen, aufzu- 
heben. 


Sowohl das FBI als auch das 
US-Verteidigungsministerium 
haben ihre Gegnerschaft zu 
dieser Maßnahme bekundet, 
während der CIA sie jetzt be- 
grüßt. 


„Typischerweise begünstigt das 
Abkommen die Sowjets,“ stell- 
te Clement fest, der während 
der Reagan-Jahre als Sicher- 
heitsdirektor der riesigen Gene- 
ral Services Administration 
(Verwaltung für Allgemeine 
Dienstleistungen) diente. „Der 
KGB hat ‚mehr als 200.000 
Agenten in diesem landeswei- 
ten internen Geheimdienstnetz 
sitzen, die verfügbar sind, um 
‚, amerikanische Diplomaten auf- 
zuspüren, wohin sie auch im- 
mer in der Sowjetunion reisen 
mögen. Aber hier sind weniger 
als 15 Prozent der rund 8.000 


FBI-Agenten in der Spionage- 
abwehr tätig.“ 


Viele Mitarbeiter. aus Geheim- 
dienstkreisen äußerten sogar 
noch größere Vorbehalte gegen 
die nächste geplante Zusam- 
menarbeit zwischen dem KGB 
und dem FBI: Gemeinsame 
amerikanisch-sowjetische Ak- 
tionen zur Bekämpfung von 
Terrorismus. 


„Dies hat die Leute wirklich er- 
schreckt,“ berichtete der ehe- 
malige Staatssicherheitsbeamte 
des US-Justizministeriums. 
„Sollen wir dem KGB die Ent- 
scheidung darüber lassen, wer 
oder was ein Terrorist ist? Das 
könnte dazu führen, daß nicht 
wenige Amerikaner auf kom- 
munistische Haftbefehle hin im 
Gefängnis landen. Und eine 
Zusammenarbeit mit der ge- 
setzlosen amoralischen sowjeti- 
schen Geheimpolizei kann nie- 
mals Gesetzesvollzug genannt 
werden — jedenfalls nicht nach 
unserer Auffassung.“ 


Durch internationalistische In-, 


sider zu einer Verschmelzung 
mit Moskau gedrängt, wird die 
Bush-Regierung auch von dem 
sowjetischen Führer Gorbat- 
schow mit einem Geheimköder 
gelockt: Das Ende des gewalt- 
tätigen fanatischen und ameri- 
kafeindlichen Castro-Regimes 
im benachbarten Kuba. 


„Wir erhalten Berichte, die so- 
wohl in ihrer Häufigkeit als 
auch in ihrer Zuverläßlichkeit 
steigen, dahingehend, daß Spit- 
zenpolitiker in Moskau und 
Washington in Privatgesprä- 
chen über einen gemeinsamen 
Vorstoß reden, Castro zu stür- 
zen — und er ist sehr beunruhigt 
darüber,“ berichtete Agustin 
Alles, Nachrichtenmann des 
größten spanischsprachigen 
Rundfunkzentrums in Südflo- 
rida. 


Andere von uns interviewte 
Kreise bestätigten diese Berich- 
te mit weiteren Einzelheiten. 
Aber Beamte des US-Geheim- 
dienstes äußerten sich etwas 
vorsichtiger: „Sicherlich wäre 
es schön, wenn der KGB uns 
helfen würde, Castro hinauszu- 
werfen,“ sagt Milan Kowic, 
ein altgedienter Sachbearbeiter 
des CIA der jetzt im Ruhestand 
lebt. „Aber ich mache mir Sor- 
gen darüber, wer der Nächste 
sein wird.“ m] 


Insider 


Die Tochter 
des fünften 
Mannes 


Peter Blackwood 


Die italienische katholische Tageszeitung „Avvenire‘“ hat die 
Spekulation über einen der erregendsten, rätselhaftesten und 
vertuschten Gesichtspunkte bezüglich der Umstände des Mor- 
des an dem schwedischen Premierminister Olof Palme vom 
28. Februar 1986 wieder aufleben lassen. 


In der Zeitung von „Avvenire“ 
erschien ein Bericht unter der 
Überschrift „Zweideutige 
‚Wahrheiten‘ über Palmes 
Tod“, indem die Frage gestellt 
wird, wie die verbesserte Fä- 
higkeit zur Desinformation sei- 
tens des sowjetischen KGB im 
Zeitalter der Herrschaft von 
Michail Gorbatschow ausge- 
nutzt wurde, um zu verhindern, 
daß die Wahrheit über den 
Mord an Palme bekannt wird. 


Palmes 
angebliche Geliebte 


Der Journalist Maurizio Blon- 
det erinnerte daran, daß mehre- 
ren schwedischen Untersu- 
chungsbeamten, die von dem 
Fall Palme zurückgetreten wa- 
ren, untersagt wurde, die Rolle 


von Emma Rothschild, Palmes _ 


angebliche Geliebte, in der 
ganzen Angelegenheit zu unter- 
suchen. Blondet stellte fest, 
daß Emmas Vater, Victor Lord 
Rothschild, von einigen Leuten 
in Großbritannien beschuldigt 
wurde, der viel diskutierte 
„fünfte Mann“ im sowjetischen 
Kim. Philby — Anthony Blunt- 
Donald MacLean-Guy Bur- 
gess-Spionagenetz zu sein. 


Die portugiesische Wochenzei- 
tung „O Diabo“ griff ebenfalls 
die „Emma connection“ auf. In 
einem Artikel unter der Über- 
schrift „The Palme Case Again 
— Inside the ‚Soviet Track’“ 
führt die Zeitung eine Reihe 
von bisher unbeantworteten 
Fragen über den Mord an Pal- 
me auf, auch über „außereheli- 


che Beziehungen des Premier- 
ministers mit der Tochter von 
Lord Rothschild Emma 
Rothschild“. 


Die Sache mit Emma Roth- 
schild ist fast zu einem Tabu 
geworden, seitdem sie im De- 
zember 1986 in den internatio- 
nalen Medien wie eine Bombe 
einschlug. Etwa um den 4. De- 
zember herum beginnend, und 
ein paar Tage dauernd, hatten 
verschiedene - Publikationen, 
darunter die „Daily Mail“ und 
der „Daily Express“ in Groß- 
britannien, die „Bild Zeitung“ 
und verschiedene andere nicht- 
schwedische skandinavische 
Blätter sie als Palmes geheim- 
nisvolle „englische Mätresse“ 
identifiziert. 


In Privatgesprächen wurde sei- 
nerzeit viel darüber spekuliert, 
daß sie bei den Umständen um 
die Mordsache herum eine Rol- 
le gespielt habe, sei es da- 
durch, daß sie den Mördern ei- 
nen Tip über seinen Aufent- 
haltsort gab, oder daß sie ver- 
trauliche Informationen über 
Palmes Absichten und Pläne an 
sowjetische Netzwerke durch- 
sickern ließ, oder etwas noch 
Schlimmeres getan hat. 


Polizeichef untersagt 
die Befragung 


Die Story wurde jedoch schnell 
fallengelassen, wenn auch für 
einige unternehmungslustige 
Journalisten die Sache damit 
noch nicht zuende war. Über 
das Wochenende vom 6. bis 7. 
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Insider 


Die Tochter des 
fünften Mannes 


Dezember 1986 wurde ein Re- 
porter für Großbritanniens In- 
dependent Television tätlich 
angegriffen, wobei seine Ka- 
mera zertrümmert wurde, und 
zwar von Leibwächtern, die 
Emma Rothschild begleiteten, 
als sie ihre Wohnung in Stock- 
holm verließ. 


Die Bewertung dieses Vorgan- 
ges durch eine mit den Sowjets 
in Verbindung stehende Institu- 
tion in Stockholm war seiner- 
zeit unzweideutig: „Die schwe- 
dische Polizei wird die Emma 
Rothschild-Story niemals an 
die Öffentlichkeit bringen.“ 


Hans Holm£r, der schwedische 
Polizeichef, der die Untersu- 
chung leitete, hatte jede Befra- 
gung von Emma Rothschild 
untersagt. 


Seit Dezember 1986 ist kaum 
irgendwo auch nur ein einziger 
Satz über Emma Rothschilds 
Verbindungen zu Palme veröf- 
fentlicht worden. Es ist eine 
derart heikle Angelegenheit, 
daß, nach britischen Informa- 
tionsquellen, Emma Rothschild 
sich selbst eingeschaltet hat, 
um in Großbritannien die Ver- 
öffentlichung eines Buches mit 
dem Titel „Blood in the Snow“ 
(„Blut im Schnee‘), das von 
dem britischen Journalisten 
Chris Mosey geschrieben wur- 
de, zu unterbinden, nur weil 
darin en passant und in einer 
- höchst unverfänglichen Weise 
auf ihre Beziehungen zu Palme 
hingewiesen wird. 


Nach der alle zwei Wochen er- 
scheinenden britischen Wo- 
chenzeitung „Private Eye‘ traf 
Emma Rothschild mit ihrem 
Freund Lord Weidenfeld, Vor- 
standsvorsitzender des Verlags- 
hauses Weidenfeld and Nichol- 
son, das das Buch herausgeben 
‚sollte, eine Vereinbarung, um 
die Veröffentlichung zu verhin- 
dern. Es ist bis zum heutigen 
Tage nur in Schweden veröf- 
fentlicht worden. 


‘ Britische Kreise behaupten 
auch, daß ein Vertuschungs- 
buch über den Mord an Palme, 
das Anfang des Jahres 1989 in 
Großbritannien veröffentlicht 


0 Een 


wurde, von Emma Rothschild 
als Ghostwriter geschrieben 
wurde.- 


Lauwarme Erklärung 


“ vor dem Parlament 


Die Enthüllungen über das 
Verhältnis von Emma Roth- 
schild zu Palme vom Dezember 
1986 erfolgten unter einem 
höchst bemerkenswerten Zu- 
sammentreffen der Ereignisse. 
Ihr Vater, Victor Rothschild, 
war in den vorangegangenen 
drei Wochen Thema einer Kon- 
troverse gewesen. Britische 
Zeitungen spekulierten dar- 
über, daß er in dem Blunt- 
Burgess-MacLean-Philby- 
Spionagenest der „fünfte 
Mann“ gewesen sein könnte. 
Am: 27. November wurde ein 
Korrespondent der „Daily 
Mail“ von Schlägern überfal- 
len, als er versuchte, Seiner 
Lordschaft außerhalb der sich 
im Familienbesitz befindlichen 
Bank N. M. Rothschild ein 
paar Fragen zu stellen. 


Am 4. Dezember. gab die briti- 
sche Premierministerin Marga- 
ret Thatcher vor dem Parlament 
eine lauwarme Erklärung ab, in 
der sie nur behauptete, es lägen 
„keine Beweise“ dafür vor, daß 
Rothschild _ein sowjetischer 
Spion war, die üblichen For- 
mulierungen über seine be- 
kannten Verdienste um das 
Land aber ausließ. 


Tatsache ist aber, daß Victor 
Rothschild seit 1930 in dem 
geheimen Cambridghe Apost- 
les-Kult an der englischen 
Cambridge Universität Mit- 
glied war. Bekannt sind auch 
seine und seines Vaters Förde- 
rung auf verschiedenen Ebenen 
der Tätigkeiten der sowjeti- 
schen Spione Burgess, Blunt 
und den anderen. Dies ist in 
zahlreichen Hintergrundberich- 
ten dokumentiert worden. 


Ob Victor Rothschild der fünf- 
te Mann, oder der erste Mann 
oder sonstwer ist, er ist sicher- 
lich eine Schlüsselfigur der in- 
neren Kreise des angelsächsi- 
schen Gemeinwesens, das als 
der „Trust“ bekannt ist. Man 
muß nicht nur im Bankenkom- 
plex der Familie Rothschild 
oder in den besonderen Einzel- 
heiten der Verbindungen zu 
dem Spionagenetz von Cam- 
bridge nach Schlüsseln suchen, 


sondern in den: verzweigten 
Verflechtungen in der Politik. 


In diesem Sinne ist Victor 
Rothschild einzigartig, da er 
den Schnittpunkt der prosowje- 
tischen Bestrebungen im We- 
sten, des internationalen Bank- 
wesens, der Politik der „Ener- 
gieknappheit“ der Seven-Sister- 
Ölgesellschaften, des Wieder- 
auflebens der malthusianischen 


Ideologien der Zeit nach dem. 


Zweiten Weltkrieg, und einige 
der häßlicheren Gesichtspunkte 
der Infrastruktur des „wissen- 
schaftlichen Nachrichtendien- 
stes“ in Großbritannien dar- 
stellt. 


Die ganzen sechziger Jahre 
hindurch war Victor Rothschild 
einer der höheren Forschungs- 
direktoren im Shell Oil-Kom- 
plex. Von 1965 bis 1970 war 
er Forschungskoordinator für 
die Royal Dutch Shell Group. 
In dieser Zeit trug diese anglo- 
niederländische Firma mit dazu 
bei, die malthusianische Bewe- 
gung um die Gründung des 
„Grenzen-für-das-Wachstum“- 
Club of Rome International 
herum ins Leben zu rufen. 


Das Netzwerk 
der Verbindungen 


In den späteren siebziger Jah- 
ren wurde Victor Rothschild 
von der britischen Regierung 
zum Leiter eines neugegründe- 
ten Denk-Tank auf Regierungs- 
ebene, offiziell als Central Po- 
licy Review Staff bekannt, er- 
nannt. Obwohl er den CPRS 
im Ganzen koordinierte, war 
seine eigene persönliche Spe- 
zialität die Frage der Energie. 
Nach einem Rückblick in die 
Geschichte des CPRS von 1968 
unter dem Titel „Inside the 
Think Tank“, war Rothschild 
in der Lage, sein „ausgedehn- 
tes Netzwerk von Verbindun- 
gen und persönlichen Beratern“ 
in den Ölfirmen bei der Abfas- 
sung eines Sonderberichts des 
CPRS über Energie und Preise 
auszunutzen. 


Seit Anfang der siebziger Jah- 
re, so wird in dem Buch be- 
richtet, hatte Shell „Szenarien 
unter Einschluß von beträchtli- 
chen Erhöhungen der Preise für 
Ol“ entworfen. Als Rothschild 
im Sommer 1973 seinen Be- 
richt für die britische Regie- 
rung fertigstellte, in dem er ei- 
ne wesentliche Erhöhung der 


Ölpreise voraussagte, wurden 
er und. seine Mannschaft des 
„Angsteinjagens“ bezichtigt. 


Bald danach brach der ara- 
bisch-israelische Krieg von Ok- 
tober 1983 und die darauffol- 
gende Ölpreiskrise aus. Wie 
das Buch triumphierend fest- 
stellt; „Rothschild und seine 
Mannschaft hatten Recht behal- 
ten. Ihre pessimistische Vor- 
aussicht wurde von der Regie- 
rung anerkannt.“ 


Mitte bis Ende der siebziger ° 
Jahre, nachdem er den CPRS 
verlassen hatte, war Victor 
Rothschild in Kampagnen ge- 
gen die Kernenergie und für 
die Verringerung der Weltbe- 
völkerung verwickelt. Er pole- 
misierte in einem Öffentlichen 
Vortrag gegen jene, die glau- 
ben könnten, daß die Besied- 
lung des Weltraumes, ange- 
heizt durch die Entwicklung 
der thermonuklearen Kraft, ei- 
ne spätere Lösung des Weltbe- 
völkerungsproblems darstellen 
könne. 


Planungen für den 
politischen Notfall 


Und keineswegs überraschend 
waren Victor Rothschild und 
Tochter Emma zentrale Figuren 
im korporativistisch-malthusia- 
nischen institutionellen Appa- 
rat, der gebildet wurde, um mit 
einer Ara des Energiemangels, 
der Verknappungen, der Spar- 
programme und dergleichen 
fertigzuwerden. 


Heute sitzt Emma Rothschild 
im Kuratorium eines Londoner 
Denk-Tanks, der sich Institute 
for Public Policy Research (In- 
stitut zur Erforschung der öf- 
fentlichen Politik) nennt. Der 
IPPR ist eine Umgruppierung 
des alten CPRS - der von Mar- 
garet Thatcher vor einigen Jah- 
ren aufgelöst wurde —. Vorsit- 
zende des Treuhändergremiums 
des IPPR ist die Baronin Tesse 
Blackstone, früher eine Gehil- 
fin von Victor Rothschild im 
CPRS und Mitverfasserin von 
„Inside the Think Tank“. 


Direktor des IPPR ist James 
Cornford. In der Zeit von 1974 
bis 1975, als Professor an der 
University of Edinburgh, be- 
kleidete Cornford eine Schlüs- 
selposition in der Trilateralen 
Kommission David Rockefel- 
lers. OD 
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ANZEIGE 


DIE WELTNEUHEIT: OHNE WASSER — OHNE REINIGUNGSMITTEL 
IN SEKUNDEN GLASKLARE FENSTER 


“ elektrischer Fensterreiniger 


“ 


Rt 
E Er 
ie 


.  gerung auch auf größere Höhen mit Besenstiel sehr gut. 


Machen Sie Schluß mit dem 
unangenehmen und lästigen 
Fensterputzen. Jetzt können 
Sie auf einfache und pro- 
blemlose Art alle glatten Flä- 
chen (Fenster, Spiegel, Glas- 
türen, Fliesen usw.) reinigen. 
Hygienisch und keimfrei. 
Ohne Streifen. 


Die Funktionsweise 


Der neue elektrische Fenster- 
reiniger Blitz-Blank-Meister 
funktioniert ohne großen 
Aufwand: ohne Wasser, N 
ohne Reinigungsmittel! 


Sie fahren nach Aufheizen 
des Gerätes leicht über die zu 
säubernde Fläche. Eine 
leichte Dampfschicht zwi- 
schen der zu reinigenden 
Fläche und dem Gerät löst 
jeden Schmutz sorgfältig 
und sauber auf. Ideal auch 
für Wintergärten und Büro/ 
Ladengeschäfte mit großen 
Schaufenstern. 


Einige Auszüge aus den zahlreichen 
Erfahrungsberichten unserer Kunden: 


Eheleute Staps aus Wiggensbach sind begeistert und schreiben: 
Schon bei unserer Bestellung waren wir mehr als skeptisch. Wie wird 
das „Ding“ wohl funktionieren? Aber schon nach drei „Übungs- 
fenstern“ waren wir hellauf begeistert. Eine tolle Idee! 


Dr. Petri aus Vechta ist auch vom Blitz-Blank-Meister überzeugt und 
berichtet: 

Als Skeptiker glaubte ich nicht so recht an die Wirksamkeit Ihres 
angebotenen Gerätes. Ich entschloß mich jedoch zum Kauf. Meine 
bisherigen „Fensterputzverrenkungen“ hinterließen nur ein „schlam- 
piges“ Ergebnis, so daß meine Frau erst richtig „ran“ mußte. Heute 
habe ich die Fakultät gewechselt und bin zum Fensterputz-Meister 
aufgestiegen; beim dritten Arbeitsgang waren die Scheiben kristall- 
klar dank des Blitz-Blank-Meisters. Ich freue mich schon jetzt auf 
die großen Augen meiner Frau beim Anblick der glasklar zu erken- 
nenden Umwelt. 


Frau Küchle aus Albstadt schreibt: 

Ihren Blitz-Blank-Meister habe ich jetzt ausgiebig verwendet und bin 
sehr begeistert. Fensterputzen war lange Zeit ein großes Problem für 
mich, da ich nicht mehr auf Leitern steigen kann. Der Reiniger erspart 
mir dies, und so bereitet es mir jetzt gar keine Probleme mehr. Fenster- 
putzen könnte direkt ein neues Hobby von mir werden... 


Frau Gierß aus Stuttgart 1 ist ebenfalls begeistert: 

Ich habe den Blitz-Blank-Meister erhalten und sofort in Betrieb 
genommen. Ich bin sehr angetan, konnte ich doch auf zweimal 
meine gesamten Fenster sauber machen (15 Fenster - große!) Die 
Handhabung ist einfach, das Gerät ist nicht zu schwer, die Verlän- 


ne > EI 


Ein faires Angebot: 
14 Tage zur Probe 


Wir möchten, daß auch Sie, liebe 
Leser von CODE, sich von den 
Vorteilen des Blitz-Blank-Meisters 
überzeugen. Deshalb bieten wir Ih- 
nen an, das Gerät 14 Tage lang zu 
testen. 

Fordern Sie den elektrischen Fenster- 
reiniger ohne Vorauszahlung und 
Verpflichtung mit dem untenstehen- 
den Coupon oder einfach per Telefon 
an. Sie haben dann die Möglichkeit, 
das Gerät auszuprobieren. Sollten 
Sie, entgegen unserer Erwartung, 
nicht mit dem Blitz-Blank-Meister 
zufrieden sein, so können Sie diesen 
gegen eine Gebühr von DM 15 wieder 
an uns zurückschicken. Sie zahlen 
diese Gebühr nur im Fall der Rück- 
sendung. Wir sind jedoch sicher, daß 
Sie den tollen Fensterreiniger behal- 
ten werden. In diesem Fall überwei- 
sen Sie nur den Kaufpreis in Höhe 
von DM 198. 


UNSER GESCHENK: 
Alle Leser von CODE, 
die einen BLITZ-BLANK-MEISTER bestellen, 
erhalten 10 Reinigungstücher GRATIS. 


Wenn auch Sie in Zukunft ohne Reinigungsmittel und ohne 
Wasser Ihre Fenster, Spiegel, Glastüren, Fliesen usw. einfach 
und ohne Kraftaufwand säubern wollen, so sollten Sie noch 
heute den Coupon ausschneiden und senden an: 
VITAL-Versand Tien GmbH, Bentheimer Str. 11, 

4460 Nordhorn, oder schnell telefonisch (05921) 4074. 


BESTELL-COUPON 


Ja, auch ich möchte 
demnächst auf moderne 
und begeisternde Art 
Fenster reinigen und 
bestelle: 


Name 
Vorname 


Straße 


Gratis-Infos 


U Zustellung des 
Blitz-Blank-Meisters — 
komplett mit 10 Tüchern 

U auf Rechnung/zur Probe 


U per Nachnahme 


PLZ/Ort 


Unterschrift 
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VITAL-Versand Tien GmbH, Bentheimer Str. 11, 4460 Nordhorn 


— | 
= Edsar Bronfman 


TREE SHEFLERTT 


Die 


EEE ESTER ZELTE EEE 


Geschichte 
einer Familie 


Dritter Teil 


John Springfield 


Als Präsident des Jüdischen Weltkongresses (JWK) wandte 
Edgar Bronfman die gleichen Methoden an, mit denen das 
Vermögen seiner Familie durch Alkoholschmuggel zusammen- 
gekommen war, um zionistische Belange für seine Geschäfte 
‚mit der Sowjetunion auszubeuten. 


Edgar Bronfmans zynische und 
verderbliche Ausnutzung sol- 
cher Dinge wie die Strafverfol- 
gung von „Nazi-Kriegsverbre- 
chern“ und Freiheit für sowjeti- 
sche „Refuseniks“ (Dissiden- 
ten) wurde unter anderem von 
dem israelischen Premiermini- 
ster Yitzhak Shamir, dem 
österreichischen „Nazi-Jäger“ 
Simon Wiesenthal, von in der 
UdSSR inhaftierten jüdischen 
Führungspersönlichkeiten und 
anderen Personen verurteilt. 
Das Vorgehen Bronfmans un- 
terscheidet sich auch sehr von 
dem seines Vorgängers im 


JWK, des verstorbenen Nahum . 


Goldmann, der sich stets be- 
mühte, die allgemein binden- 
den Aspekte des Judentums in 
den Vordergrund zu stellen. 


Nachfolger für 
Armand Hammer 


In Privatgesprächen erfahren 
wir von ehemaligen hochste- 
henden Beamten des amerika- 
nischen Abwehrdienstes, daß 
Edgar Bronfman Spitzenkandi- 
dat für die Nachfolgerschaft 
des alternden Armand Hammer 
als Verhandlungsführer zwi- 
schen dem Kreml und dem Ii- 
beralen Establishment der USA 
über rückwärtige Kanäle ist. 
Der verstorbene James- Jesus 
Angelton, Verbindungsmann 
des CIA zum israelischen Mos- 
sad, betrachtete Hammer als ei- 
nen sowjetischen Agenten. 


Jahrzehntelang war Hammer 
Teil des anglo-sowjetischen 


UdSSR-Trade and Economic 
Council sitzt, und daß er sein 
Ost-West-Forum selbst finan- 
ziert hat — als Lobby für erwei- 
terte Handelstätigkeit, für von 
der amerikanischen Regierung 
unterstützte Kredite und für die 
Behandlung seiner Geschäfts- 
partner in der Sowjetunion 
nach der Meistbegünstigungs- 
klausel. 


Bronfman, Erbe eines durch 
Alkoholschmuggel mit Meyer 
Lansky und Charles „Lucky“ 
Luciano angehäuften Vermö- 
gens ist eine jener korrupten, 
gierigen Figuren, von denen 
die Sowjets sehr wohl wissen 
wie man sie ausbeuten kann. 


Zu Bronfmans Hauptdienstlei- 
stungen für Moskau zählte sei- 
ne Kampagne gegen die Strate- 


Armand Hammer (links) trinkt mit dem sowjetischen Botschafter 
Dobrynin auf den Einmarsch in Afghanistan. 


„Trust“, jenes Netzwerkes über 
das gewisse westliche Banker 
und Geheimdienstagenten den 
sowjetischen Staat nach 1917 
unterstützen. Obwohl es Be- 
weise dafür gibt, daß Edgar 
Bronfman der kommende Füh- 
rer des „Trust“ ist, eine Rolle 
die vielleicht durch seine Fami- 
lienbindungen zu Verwandten 
von Lord Victor Rothschild be- 
günstigt wird, ist die einfachere 
Erklärung hierfür, daß Bronf- 
man motiviert wird, zionisti- 
sche Belange auf eine für die 
Sowjetunion günstige Weise 
auszubeuten, in erster Linie 
wegen der großen Profite, die 
er sich von Geschäften mit der 
UdSSR in Höhe von mehreren 
Milliarden Dollar verspricht. 
Es ist bemerkenswert, daß Ed- 
gar Bronfman zusammen mit 
einem Generalleutnant des 
KGB im Vorstand des US- 


gic Defense Initiative, SDI 
(Strategische Verteidigungs-In- 
itiative), seine Bemühungen 
der Anklage des Präsidenten 
Ronald Reagan, die Sowjetuni- 
on sei ein „übles Imperium“, 
entgegenzutreten, und seine 
Rolle bei der Schwächung der 
Politik Reagans für eine starke 
Verteidigung während dessen 
ersten Amtsperiode (1981 bis 
1985), indem er die gemeine 
Behauptung aufstellte, der 
Staatschef sei Antisemit. 


Während des Übergangs von 
der einen Reagan-Regierung 
auf die andere in den Jahren 
1984 bis 1985 erklärte Bronf- 
man, daß er es in dieser Zeit 
als seine Aufgabe ansehe, zio- 
nistische Belange auszubeuten, 
um die Opposition des Westens 
gegen das „üble Imperium“ zu 
beenden, so daß der Grundstein 


für die neue Entspannung ge- 


legt werden konnte, die Mi- 
chail Gorbatschow seitdem ein- 
geführt hat. Das Schicksal der 
in der UdSSR verfolgten jüdi- 
schen Refuseniks war lediglich 
ein „Gewinn-Chip“ für Bronf- 
man, der dazu aufrief, die Ge- 
setzesänderungen von Jackson 
Vanik und Stefenson, mit de- 
nen der amerikanische Handel 
mit der Sowjetunion wegen der 
sowjetischen Menschenrechts- 
verletzungen eingeschränkt 
werden sollte, aufzuheben. 


Geschäfte mit den 
Sowjets 


Bronfmans Plan basierte auf 
von der US-Regierung abgesi- 
cherten Krediten für Geschäfte, 
die er selbst mit den Sowjets 
abschließen wollte, wobei Gor- 
batschows Verhalten gegenüber 
den ethnischen, religiösen und 
nationalen Statthalterschaften 


in der Sowjetunion außer Acht 
gelassen werden sollte; unter 
anderen auch die Tatsache, daß 
Truppen des Innenministeriums 
Giftgas verwendeten um geor- 
gische Demonstranten zu er- 
morden. 


Simon Wiesenthal durch- 
löcherte wiederholt Bronf- 
mans Vendetta gegen Öster- 
reichs Präsident Kurt Wald- 
heim. 


1984 durften nur 896 Juden die 
Sowjetunion verlassen — weni- 
ger als in allen Jahren nach 
1970 — und diejenigen, die in 
der Sowjetunion leben, wurden 
durch den KGB systematisch 
zu einem Abbruch ihrer religiö- 
sen und kulturellen Tätigkeiten 
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gezwungen, wie auf der Natio- 
nal Conference on Soviet Jew- 
ry (Staatliche Konferenz über 
das Sowjetische Judentum) be- 
kannt wurde. 


US-Präsident wurde 


Als 
Ronald Reagan von Bronfman 
gedrängt, als großer Friedens- 
stifter ”für die Geschichts- 
bücher zu kandidieren. 


Und doch, kaum waren diese 
‚schrecklichen Zustände — die 
sicherlich Reagans Analyse des 
„üblen Imperiums“ erhärteten — 
im Januar 1985 bekanntgewor- 
den, schrieb Edgar Bronfman 
schon einen Kommentar für die 
„New York Times“ mit der 
Überschrift: „Die Frage der so- 
wjetischen Juden sollte von der 
Tagesordnung des Kalten Krie- 
ges gestrichen werden und ... 
sollte als Mittel dienen, um ei- 
ne Minderung der Spannungen 
zwischen Ost und West herbei- 
zuführen.“ 


Kritik an Washington im 
Auftrage Moskaus 


Bronfman machte diese Aus- 
führungen genau in dem Au- 
genblick, als die Sowjets Rea- 
gans SDI-Programm herunter- 
machten. Er empfahl, daß die 
Sowjets ihre psychologische 
Kriegsführung gegen die Rea- 
gan-Regierung durch eine 
„ernsthafte sowjetische Bemü- 
hung“ ergänzen sollten, die 
Auswanderung der Juden zu li- 
beralisieren, und damit „kalte 
Krieger auf beiden Seiten zu 
unterhöhlen“. 


Bronfman drängte Präsident 
Reagan sogar dazu, als großer 
Friedenstifter „für die Ge- 
schichtsbücher zu kandidie- 
ren“, indem er SDI, die von 


Moskaus Propaganda fälschli- 
cherweise als Kriegswaffe an- 


‚statt als wichtiger Schritt zur 


Vermeidung eines Krieges dar- 
gestellt wird, aufgibt. 


Im Januar 1985 sagte Bronf- 
mans Gehilfe im Jüdischen 
Weltkongreß, Elon Steinberg, 
einem Journalisten, daß Bronf- 
mans Vorschlag an die Juden, 
gegen „Raumwaffen“ zu oppo- 
nieren, auf der. Sitzung des 
Leitausschusses des JWK in 
Wien diskutiert wurde. 


Möglicherweise waren es zwei 
wesentliche Einflüsse innerhalb 
des Anglo-Soviet-Trust, die 
Bronfman veranlaßt haben, die 
sowjetische Desinformation ge- 
gen die SDI nachzuplappern: 
Armand Hammer und Averell 
Harriman. ; 


Bei der Gründung des Trust im 
Jahre 1920 stellte Lenin selbst 
Hammer Felix Dzersinsky, 
dem Chef der Tscheka (Ge- 
heimpolizei) vor. Nach Unter- 
lagen des US-Außenministe- 
riums hat Hammer die zwanzi- 
ger und dreißiger Jahre hin- 
durch mit dem sowjetischen 
Geheimdienst zusammengear- 
beitet, mit seiner ganzen Fami- 
lie. Seine erste Frau, Olga Va- 
dina, so heißt es in diesen Un- 
terlagen, war eine „Schwalbe“ 
für die sowjetische Geheimpo- 
lizei und war damit beauftragt, 
Hammer zu assistieren. 


Armand Hammer und 
Averell Harriman 


Bronfman unterhielt durch die 
„Operation Unabhängigkeit“, 
einer Gruppe die ehemals als 
„Ihe Millionaires’Club“ be- 
kannt war, enge Beziehung zu 
Hammer. Sie steckten mit dem 
israelischen Minister für Han- 
del und Industrie Ariel Sharon 
unter einer Decke als sie staats- 
eigene israelische Industrien 
billig aufkauften. Andere die in 
diesen Plan zur Ausplünderung 
Israels verwickelt waren, sind: 
Edgars Bruder Charles und der 
Anwalt Kenneth Bialkin, der 
auch eine führende Figur in der 
Anti-Defamation League der 
B’nai B’rith-Loge und Partner 
der Anwaltspraxis Wilkie, Farr 
und Gallagher war. 


Während Edgar Bronfman sich 
um die Juden in der Diaspora 
kümmerte, schwärmte sein Ge- 
schäftspartner Armand Ham- 


mer zur Zeit der zweiten Rea- 
gan-Regierung für Nancy Rea- 
gan, und die Sowjets halten es 
Hammer zugute, daß er durch 
seine Kanäle zum Weißen 
Haus das erste Gipfeltreffen 


zwischen Reagan .und Gorbat- . 


schow in die Wege leitete. 


Hammer ist zusammen mit 
Bronfman auch ein Vorstands- 
kollege des amerikanisch-so- 
wjetischen Handels- und Wirt- 
schaftsrates, dessen Mitglieder 
glauben, daß sie von einem er- 
weiterten Handel mit den So- 
wjets profitieren werden. 


Das Verhältnis zwischen 
Bronfman und Averell Harri- 
man, der bis zu seinem Tod im 
Jahre 1986 der Guru für das 
„liberale östliche Establish- 
ment“ war, läßt sich weniger 
leicht nachvollziehen. Bronf- 
man und Harriman waren 
Nachbarn im Hinterland von 
New York, wo sie häufig über 
Ost-West-Politik sprachen. 


Wie gegen Hammer errmittelte 
James Angletons Spionage-Ab- 
wehrstab auch gegen Harri- 
man, und in „Operation Dino- 
saur“ wurde festgestellt, daß 
dieser unter den Einfluß des 
Tscheka-Chefs Felix: Dzer- 
zhinsky geraten war, als er in 
den zwanziger Jahren in der 
UdSSR eine Mangankonzes- 
sion betrieb. 


Bronfman und Harriman waren 
eigentlich seltsame Bettgenos- 
sen, da Harriman sein Fami- 
lienvermögen dazu verwendet 
hatte auf Konferenzen im Na- 
tional History Museum in New 
York in den zwanziger und 
dreißiger Jahren internationale 
Studien für Rassenhygiene zu 
finanzieren, an denen Rassen- 
wissenschaftler der Nazis mit- 
wirkten. Harriman unterstützte 
offenbar den faschistischen 
Diktator Benito Mussolini, 
nachdem er Rußland verlassen 
hatte. Harriman führte später 
eine liberale Parteiung der De- 
mokraten an, die gegen SDI 
war, im Einklang mit den So- 
wjets. 


Die Jagd auf 
Dr. Arthur Rudolph 


Bronfman machte ‚nicht nur 
1985 auf der Vorstandssitzung 
in Wien den JWK gegen 
„Raumwaffen‘“ mobil, sondern 
er unterstützte auch ein Vorge- 
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hen des sowjetischen Geheim- 
dienstes gegen amerikanische 
Wissenschaftler, die die neuen 
Systeme entwickelt haben, dar- 
unter Dr. Arthur Rudolph, der 
zu Unrecht durch das Office of 
Special Investigation (OSI) des 
amerikanischen Justizministe- 
riums „Nazi-Kriegsverbrechen“ 
bezichtigt und im Frühjahr 
1984 aus den Vereinigten Staa- 
ten ins Exil getrieben wurde. 


Bronfman setzte den JWK im 
Gespann mit dem OSI ein, das 
zu Recht beschuldigt wird, die 
stalinistische „Säuberungsju- 
stiz‘“ in die Vereinigten Staaten 
eingeführt zu haben, und zwar 
durch Vereinbarungen gegen 
jene von der UdSSR als 
„Kriegsverbrecher“ zum Ziel 
genommenen Personen straf- 
rechtlich vorzugehen, durch die 
Einbringung von „dokumenta- 
rischem Beweismaterial“, das 
durch die Abteilung Desinfor- 
mation des KGB gefälscht wur- 
de und „Zeugenaussagen“, die 
der KGB durch Nötigung er- 
preßt hatte sowie durch die un- 
gesetzliche Ausweisung von 
amerikanischen Staatsbürgern, 
die mit solchem „Beweismate- 
rial““ belastet wurden, in sowje- 
tisch besetzte Gebiete, wo sie 
in Konzentrationslagern gefol- 
tert wurden. 


Das OSI entstand während 
Henry Kissingerss Programm 
„Detente I“, (Entspannung I), 
als 1971 das US-Außenministe- 
rium in der Frage der Auswan- 
derung von sowjetischen Juden 
mit der sowjetischen General- 
staatsanwaltschaft Kontakt auf- 
nahm. Als nächstes wurde 
1979 mit Unterstützung der 
kommunistischen „Mitläuferin“ 
Elizabeth Holtzmann im US- 
Kongreß das OSI gegründet. 
Sei Ziel war es, Ermittlungen 
einzuleiten gegen 200 auf einer 
Liste von „Nazi-Flüchtlingen“ 
stehende Personen, die von 
dem der Kommunistischen Par- 
tei nahestehenden Propagandi- 
sten und Aktivisten in der 
USA-East German Friendship 
Society, Charles R. Allen, ge- 
führt wird, und die er zusam- 
mengestellt hatte, als er noch 
beim JWK tätig war. 


Der KGB lieferte ge- 
fälschtes Beweismaterial 


Zwei Jahre nach der Gründung 
des OSI reisten die OSI-Beam- 
ten Neal Sher und Allan Ryan 


Edgar Bronfman 
Die 
Geschichte 
einer Familie 


nach Moskau, wo sie mit dem 
sowjetischen Generalstaatsan- 
walt Roman Rudenko zusam- 
mentrafen, der sich vorher mit 
Kissingers Abgesandten getrof- 
fen hatte. Zu den Höhepunkten 
der Laufbahn Rudenkos gehört, 
daß er in den zwanziger Jahren 
während der Hungersnot in der 
Ukraine Völkermord beging, 
daß er in den dreißiger Jahren 
viele von Stalins 
rungs“-Prozessen gegen politi- 
sche Gegner führte, und daß er 
beim Aufbau des Gulag-Sy- 
stems für Zwangsarbeiter mit- 
half, 


Als Sher und Ryan vom OSI 
mit ihm 1981 zusammentrafen, 
vereinbarten sie, durch den 
KGB fabriziertes Beweismate- 
rial jener Sorte einzuführen für 
"die das OSI inzwischen berüch- 
tigt ist. Die Taktik der Säube- 
rungsprozesse ist jene „Gerech- 
tigkeit“ auf die Bronfman den 
JWK durch seine Zusammenar- 
beit mit dem OSI eingeschwo- 
ren hat. ; 


Als das OSI in den Jahren 1982 
bis 1984 zuschlug, war Rü- 
dolph, der Konstrukteur der 
Raketen Pershing I und Saturn, 
Berater für eine Gruppe von 
Physikern, die an SDI arbeite- 
ten. Es ist inzwischen erwie- 
sen, daß die Anklage gegen 
Dr. Rudolph vorsätzlicher 
Schwindel und darauf abge- 
stimmt war, SDI lahmzulegen, 
wie die Sowjets verlangten. 
Diese Tatsache trat nach einer 
eingehenden drei Jahre währen- 
den Untersuchung der Vorwür- 
fe des OSI gegen Rudolph 
durch zwei bundesdeutsche 
Strafverfolgungsbehörden zuta- 
ge. Sie kamen im März 1987 
nach Überprüfung des „Be- 
weismaterials“ des OSI und der 
Aussagen von 300 anderen 
Zeugen zu der Schlußfolge- 
rung, daß Dr. Rudolph keine 
„Kriegsverbrechen“ begangen 
hat. 


Das OSI hatte eine solche un- 
parteiische, gerichtliche Über- 
prüfung niemals gewollt.‘ So 
wurde Dr. Rudolph 1982 einer 


„Säube- ° 


von Eli Rosenbaum, der jetzt 
Bronfmans Angestellter im 
JWK ist, geleiteten OSI-Mann- 
schaft gegenübergestellt und 
mit haltlosen Anklagen terrori- 
siert, er habe während des 
Zweiten Weltkriegs, als er als 
ziviler Wissenschaftler im Mit- 
telwerk in der Konstruktion 
von V-2-Raketen tätig war, 
Sklavenarbeiter aus Konzentra- 
tionslagern beschäftigt. Ru- 
dolph wurde mitgeteilt, daß er, 
falls er nicht freiwillig auf sei- 
ne amerikanische Staatsbürger- 
schaft verzichten würde, einem 
Verfahren zur Deportation nach 
Deutschland, dessen Staatsbür- 
ger er nicht war, unterzogen 
würde. 


Das OSI lehnte es ab, Rudolph 
gegenüber die angeblichen Zeu- 
gen für diese Greueltaten oder 
sonstigen Beweismaterialien zu 
nennen. Mit diesem juristischen 
Angriff konfrontiert, ohne aus- 
reichende Mittel für eine wirksa- 
me Verteidigung, zog es der 
77jährige Dr. Rudolph im Mai 
1984 vor, die Vereinigten Staa- 
ten zu verlassen. Der JWK be- 
grüßte diesen „Sieg“. 


Als die Regierung der Bundesre- 
publik Deutschland 1985 die 
Anklagen des OSI gegen Ru- 
dolph nicht bestätigte und gegen 
seine Ausweisung protestierte, 
rotteten sich Bronfman und der 
JWK zusammen, um die große 
Lüge, die das OSI soeben gegen 
einen amerikanischen Staatsbür- 
ger angewendet hatte, zu recht- 
fertigen. Unter anderem über- 
gab das OSI dem JWK Nieder- 
schriften seines Verhörs von Dr. 
Rudolph, die der JWK dann in 
stark verkürzter Fassung an die 
Medien freigab. Israel Singer 
vom JWK verurteilte den Leiter 
des Fernmeldewesens des Wei- 
ßen Hauses, Pat Buchanan, der 
schon lange die Verwendung 
von gefälschtem sowjetischen 
Beweismaterial durch das OSI 
kritisiert hatte, als dieser die 
Frage aufwarf, ob Dr. Rudolphs 
amerikanische Staatsbürger- 
schaft nicht wieder hergestellt 
werden sollte. 


Die Unterstützung durch den 
JWK machte es dem OSI-Direk- 
tor Neal dann möglich, auf einer 
Weltversammlung von jüdi- 
schen Überlebenden des Holo- 
caustim April 1985, wo Sher die 
wilde Behauptung aufstellte, et- 
wa 600 „Nazi-Wissenschaftler“ 
hätten auf der Gehaältsliste der 
NASA gestanden und das ameri- 


kanische militärwissenschaftli- 
che Programm beruhe auf diesen 


Edgar Bronfman ist Spitzen- 
kandidat für die Nachfolge- 
schaft des alternden Armand 
Hammer: 


„Nazis“, die US-Regierung mit 
der Behauptung zu besudeln, sie 
schütze „flüchtige Nazis“. 


Das Ziel von OSI und JWK be- 
stand klar und deutlich darin, die 
SDI-Forschung aufgrund von 
zurechtgeschwindelten Ankla- 
gen genau in dem Augenblick zu 
stoppen, als sowjetische Spetz- 
naz-Komimandoeinheiten ver- 
dächtigt wurden, in dem ge- 
heimnisvollen Tod von SDI- 
Wissenschaftlern in Großbritan- 
nien und anderswo verwickelt 
zu sein. 


Kurt Waldheim, Österreichs 
Präsident, wurde zum Ziel der- 


großen ”Nazi Jagd“ von 
Bronfman und seinem Jüdi- 
schen Weltkongreß. 


Nachdem Bronfman den World 


Jewish Congress in diese auf 
vielen Ebenen geführte Kam- 
pagne gegen SDI eingespannt — 
hatte, führte er eine Aktion 


durch, die vielleicht seinen Vor- 


gängern Nahum Goldmann, der 


sich sein Leben lang um ein bes- 
seres Verständnis zwischen den 
Juden und den Bürgern der Bun- 
desrepublik Deutschland be- 


müht hatte, noch mehr schok- 


kiert und verärgert hätte. 


Die „Bitburg“- 
Kampagne gegen Reagan 


Es bot sich nämlich im April 
1985 eine Gelegenheit, noch 
stärkeren psychologischen 
Druck auf Präsident Ronald 
Reagan auszuüben, als die 
„New York Times“ plötzlich 
„herausfand“, daß dieser sich 
mit der Absicht trug auf seiner 


Reise nach Deutschland auch 


den Friedhof von Bitburg zu be- 
suchen - die Reiseroute für den 
Deutschland-Besuch war schon 
seit Herbst 1984 öffentlich be- 
kannt —. Die „New York Times“ 
nannte die Reise „kontrovers“, 
weil herausgekommen sei, daß 


ee 


zwei Nazi SS-Offiziere auf dem & 


gleichen Friedhof zusammen 
mit amerikanischen Soldaten 
und Soldaten der deutschen 
Wehrmacht bestattet sind. Bit- 
burg ist eine Stätte, an der Ein- 


heiten der US-Army schon seit 


Jahrzehnten jedes Jahr Gedenk- 
stunden abhalten. Anzeichen, 
die darauf hinweisen, daß die 
Sowjets bei dem sich daraus er- 
gebenden Protest gegen den Bit- 
burg-Besuch eine Rolle spiel- 
ten, werden durch die Tatsache 
erhellt, daß der sowjetische Be- 
amte Aleksandr Sukharev auf 
dem Höhepunkt dieses Protestes 
eine ausgedehnte Rundreise 
durch die Vereinigten Saaten 
unternahm. Er ist der Justizmi- 
nister der Russischen Föderati- 
ven Republik und hatte an der 
Verbindung des OSI zum Desin- 
formationsdienst des KGB, die 
mit dem Generalstaatsanwalt 
der stalinistischen „Säuberungs- 
prozesse“ Rudenko geschmiedet 
wurde, mitgewirkt. Er ist auch 
einer der sowjetischen Sponso- 
ren von Edgar Bronfmans häufi- 
gen Reisen nach Moskau. 


Moskaus Belohnung für 
Bronfman 


Genau in der Mitte des Sukha- 
rov-Besuchs verkündete Bronf- 


man der „Washington Post“, 


daß der JWK sich auf internatio- 
naler Ebene ‚zusammenschlie- 
ßen würde, um den Präsidenten 
daran zu hindern, Bitburg zu be- 
suchen. Wenn das Weiße Haus 
dennoch darauf bestehen würde, 
dann würde man den Präsiden- 
ten körperlich daran .hindern, 
auch das Lager Bergen-Belsen 
zu besuchen, warnte der damali- 
ge Vizepräsident des JWK und 
Bronfmans Gehilfe Kalman 
Sultanik. Böses verkündend 
sagte Sultanik, daß der Präsident 
das Konzentrationslager „nur 


mit Hilfe der Polizei“ betreten - 


würde. 


Während der Bitburg-Kontro- 
verse kündigte Edgar Bronf- 
“ man, dessen JWK_ tagtäglich 
Schmähungen gegen Präsident 
Reagan geschleudert und ihn be- 
schuldigt hatte gegenüber dem 
Nazismus „weich“ zu sein, ei- 
nen „Durchbruch“ in den sowje- 
tisch-jüdischen Beziehungen 
an. Er sagte, Sukharev habe ihn 
für den 22. Juli zu seiner ersten 
offiziellen Reise nach Moskau 
als Präsident des JWK eingela- 
den. Vorgeblich war der Zweck 
dieser Reise eine bedeutende 
Verstärkung der Auswanderung 
von sowjetischen Juden nach Is- 
rael, die Anerkennung Israels 


durch die Sowjets und andere ° 


Abkommen zu erreichen. 


. War diese Reise eine sowjeti- 
sche Belohnung an Bronfman 
für dessen Kampagne, Präsident 
Reagan und Bundeskanzler Hel- 
mut Kohl, dessen Land seiner- 
zeit wegen der Stationierung 
von Pershing-II-Raketen Ziel ei- 
ner intensiven Attacke der „irre- 
gulären Kriegführung“ durch 
- die Sowjets und deren Agenten 
war, in peinliche Verlegenheit 
zu bringen? 


Bemerkenswerterweise verur- 
teilte der damalige Außenmini- 
ster Yitzhak Shamir, heute Isra- 
els Premierminister, Bronfmans 
Reise in die Sowjetunion und 
sagte, Israel habe „für seine 
Kontakte mit Moskau keine pri- 
vaten ausländischen Emissäre 
nötig“. Shamir ging noch weiter 
und sagte, Bronfman sei „nicht 
dazu befugt im Namen Israels 
und des jüdischen Volkes zu 
verhandeln“ und er fügte hinzu, 
der JWK möge sich auf seine 
„menschenfreundliche Rahmen- 
tätigkeit“ beschränken. | 


Nach seiner Rückkehr aus der 
Sowjetunion veranlaßte Bronf- 
man den JWK zu seiner näch- 
sten großen „Nazi-Jagd“.Dies- 


mal war der ehemalige General- 
seketär der Vereinten Nationen, 
Kurt Waldheim, das Ziel, der 


. angetreten war, den Wahlkampf 


um das Amt des österreichi- 
schen Bundespräsidenten zu ge- 
winnen. Bei dieser berüchtigten 
Konfrontation wendete Bronf- 
man Taktiken an, die von Ver- 
drehung von Tatsachen bis zu 
Behauptungen über Zeugenbe- 
stechungen reichten, und die ei- 
ne ärgerliche Verurteilung sei- 
tens des bekannten „Nazi-Jä- 
gers“ Simon Wiesenthal und an- 
derer nach sich zogen, und die 
den JWK fast gespalten hätten, 
als österreichische führende Per- 
sönlichkeiten des Judentums 
warnend darauf hinwiesen, daß 
solche schmutzigen Tricks eine 
antisemitische Welle auslösen 
könnten. 


Der Fall 
Kurt Waldheim 


Im wesentlichen bestanden die 
Beschuldigungen des JWK dar- 
in, daß wie Edgar Bronfman am 
4. Mai 1987 auf einer Presse- 
konferenz in Budapest ausführ- 
te, Waldheim Leutnant in einer 
sehr großen Wehrmachtseinheit 
war, die mit Kriegsverbrechen 
gegen Juden und Partisanen in 
Verbindung gebracht wurde, 
und er somit ein „wesentlicher 
Bestandteil der Nazi-Tötungs- 
maschinerie war“. Daher, fügte 
Bronfman hinzu, ist es „fast ein 
Verbrechen sehr viel mit diesem 
Mann zu tun zu haben“. Bronf- 
man meinte zum Schluß Böses 
verkündend, wenn Waldheim 
„auch nur etwas Patriotismus in 
seiner Seele hege, seine Ärzte 
für ihn eine Lösung finden wür- 
den, damit er zurücktritt. 


Wer lügt? Michael Graff, Gene- 
ralsekretär der Österreichischen 
Volkspartei (OVP), sagte am 
11. April 1986, daß in der Kam- 
pagne gegen Waldheim Doku- 
mente benutzt wurden, die ‚„‚ma- 
nipuliert sind“. Dann behauptete 
am 4. Juni 1986 das österreichi- 
sche Magazin „Wochenpresse“, 
ihm liege die Aussage eines ehe- 
maligen griechischen Partisa- 
nen, Sokratis Chatzisvangelis, 
vor, daß der JWK ihn mit der 
Zahlung von 150.000 Dollar be- 
stechen wollte, Beweismaterial 
gegen Waldheim herzustellen: 

Vielleicht die beste Analyse des 
Beweismaterials des JWS 
stammt von Simon Wiesenthal, 
der Bronfmans Vendetta gegen 
Waldheim wiederholt durchlö- 


cherte. Schon am 11. März 1986 
sagte Wiesenthal, es gebe keine 
Beweise, um die Beschuldigung 
wegen „Kriegsverbrechen“ zu 
untermauern. Als nächstes griff 
die „Jerusalem Post“ am 4. April 
1986 den JWK wegen seines 
„billigen Demagogentums“ an 
und fragte, „ob es der Stein der 
Weisen wäre, die Behandlung 
der Waldheim-Affäre dem Jüdi- 
schen Weltkongreß mit seinen 
manchmal recht seltsamen 
Dienstleistungen zu über- 
lassen“. 


Der Keil zwischen 


Washington und Wien 


Dann schrieb im Mai 1986 Tu- 
viah Friedman, Direktor des In- 
stituts für Dokumentation in Is- 
rael, eine weitere größere „Nazi- 
jagende“ Organisation, einen 
Brief an die „Jerusalem Post“, in 
dem zu lesen war: „Es erscheint 
mit seltsam, daß nach 40 Jahren 
der JWK plötzlich mit seinen 
Behauptungen über Waldheim 
herauskommt.‘ Und schließlich 
sagte Wiesenthal im Juni 1986 
klar und deutlich, daß aus dem 
Beweismaterial des .JWK nicht 
hervorgehe, daß Waldheim „ein 
Verbrechen empfahl oder daß er 
ein Verbrechen befahl“. 


Trotz dieser Vorsicht seitens der 
„Nazi-Jäger‘ auf internationaler 
Ebene, übte der JWK ungeheu- 
ren Druck auf den amerikani- 
schen Generalstaatsanwalt Ed- 
win Meese aus, der dem OSI ge- 
stattete, Waldheim auf eine 
„Watch List“ von Personen zu 
setzen, denen die Einreise in die 
Vereinigten Staaten verwehrt 
wird. 


So haben Bronfman und das OSI 
Moskau dadurch geholfen, daß 
sie einen Keil zwischen den Ver- 
einigten Staaten und Österreich 
trieben, während einflußreiche 
sowjetische Agenten sowohl 
Bundeskanzler Helmut Kohl als 
auch Papst Johannes Paul II. we- 
gen ihrer von hohen Grundsät- 
zen getragenen Unterstützung 
des österreichischen Bundesprä- 
sidenten angriffen. 


Die Waldheim-Affäre wurde 
zum Sprungbrett für eine ähnli- 
che Bronfman-Kampagne, die 
dann praktisch zu einem Staats- 
streich in der Bundesrepublik 
Deutschland führte, als Bronf- 
man sich am 11. November 
1988 an die Spitze der öffentli- 
chen Anklage stellte, mit der 
Forderung, der Präsident des 


Deutschen Bundestags, Philipp 
Jenninger, möge zutrücktreten, 
indem er Jenningers leiden- 
‚schaftliche Verurteilung des jü- 
dischen Holocaust in einer Re- 
de, die dieser am Vorabend der 
‚sogenannten „Reichskristall- 
nacht“ vor dem Parlament ge- 
halten hatte, grob verzerrte. Ei- 
nen Monat vor dem Sturz Jen- 
ningers hatte Bronfman Ostber- 
lin besucht, wo der Chef der mit- 
teldeutschen Kommunisten, 
Erich Honecker, ihm die höch- 
ste Ehre, die „Freundschaft des 
Volkes in Gold“, zuteil werden 
ließ. 


Während Bronfman öffentlich 
Jenningers Kopf forderte, den 
Wiesenthal und andere einen 
wahren Freund Israels genannt 
hatten, wurde die interne Ak- 
tion, diese große Lüge gegen 
Jenninger wirksam zu machen, 
von der Vereinigung der Ver- 
folgten des Naziregimes (VVN) 
durchgeführt, die schon früher 
von staatlichen Behörden der 
Bundesrepublik Deutschland als 
Teil des Desinformationsdien- 
stes A des KGB, der vom Ge- 
heimdienst der DDR, der Stasi, 
geleitet wird, identifiziert 
wurde. 


An hervorragender Stelle war 
auch der „Nazi-Jäger“‘ Beate 
Klarsfeld an den Angriffen ge- 
gen Jenninger beteiligt, die ge- 
meinsam mit Bronfmans IWK 
den Papst Johannes Paul II. we- 
gen seiner mutigen Uhnterstüt- 
zung des Bundespräsidenten 
Waldheim verurteilt hatte. In ih- 
rer 1972 erschienenen Selbst- 
biographie „Wo immer sie sein 
mögen“, gibt Beate Klarsfeld 
zu, daß sie eine Agentin der 
DDR und Freundin Erich Ho- 
neckers war, mit Bindung an das 
Netz der terroristischen Baader- 


Meinhof-Gruppe, das ausge- 
worfen worden war, um die 
Bundesrepublik Deutschland 


„unregierbar‘“ zu. machen, was 
auch das erklärte Ziel der VVN 
ist. 


Zusammenfassend kann gesagt 
werden, daß unter Edgar Bronf- 
man der Jüdische Weltkongreß 
falsche Anklagen des „Nazi-Re- 
vanchismus“ verwendete, um 
die politischen Ziele der Sowjet- 
union durchzusetzen, und sei es 
nur damit die Bronfmans ihr mit 
Alkoholschmuggel erworbenes 
Vermögen durch Handelsab- 
schlüsse mit Gorbatschow in 
Höhe von vielen Millionen Dol- 


. lar weiteraufbauenkönnen. D 
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Europa- 


Journal 


Französischer 

. Minister für 
‚totalen Krieg 

gegen Drogen 


„Ein totaler Krieg muß geführt 
werden gegen Drogen, die Plage 
der modernen Zeit‘, schrieb der 
französische stellvertretende 
Außenminister Edwige Avice in 

- der französischen Tageszeitung 
„Le Figaro“. 


Avice verlangte, daß „Lösungen 
für die Wirtschaft, Volksge- 
sundheit, das Sozialwesen und 
die öffentliche Ordnung“ gefun- 
den werden müssen. „Die Ver- 
einten Nationen, Amerika und 
Europa hallen wider von dem 
Echo der Rede des Präsidenten 
Baro, es ist unmöglich, nicht 
Partei zu ergreifen.“ 


Der sozialistische Minister er- 
klärte, daß „der Drogenhandel, 
wie berichtet wird, einen Um- 
satz von 500 Milliarden Dollar, 
das heißt 40 Prozent der Ge- 
samtschuld der dritten Welt, 
oder die Gesamtheit der Schul- 
den Lateinamerikas aufweist. 


Der Preiszusammenbruch des ° 


kolumbianischen Kaffees hat ei- 
nen sofortigen Anstieg des Co- 
ca-Anbaus in Kolumbien verur- 
sacht. Aber das Einkommen der 
Farmer kann nicht mit den Mil- 
lionen von Dollar verglichen 
werden, die aus dem Wiederver- 
kauf von Drogen erzielt werden. 
Das Geld wird durch Steuerhä- 
fen und Banken außerhalb der 
Küste gewaschen.“ Oo 


Gorbatschows 
Reformen als 
faschistisch 
angegriffen 


Marjorie Brady, stellvertreten- 
der Direktor der Russian Re- 
search Foundation (Russische 
Forschungsstiftung) in London, 
griff in einem Kommentar mit 
der Überschrift „The Fascist 
Element in Perestroika“, der im 
„Wall Street Journal“ veröffent- 
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licht wurde, die sogenannten 
Reformen des sowjetischen 
Führers Michail Gorbatschow 
an. Brady schrieb: „Die neuen 
sowjetischen Wirtschafts- und 
Sozialstrukturen zielen darauf 
ab, sich einem anderen Modell 
als dem Markt anzupassen. 


Während Gorbatschow von eini- 
gen starren zentralen Kontrollen 
abkommen will, versucht er un- 
bedingt Wirtschaftsstrukturen 
von einer Art zu schaffen, die 
bei den Gedankenschulen in der 
Wirtschaft Österreichs oder Chi- 
cagos kaum Anklang finden 
werden. Herr Gorbatschow 
sucht nach einem dritten Weg. 


Die Nähe der sowjetischen Pere- 
stroika zu der faschistischen So- 
zial-Blaupause war augen- 
scheinlich, als Herr Gorbat- 
schow dem sowjetischen Volks- 
deputierten-Kongreß seine 
Wirtschaftsvision vorlegte.“ 


Brady fährt fort: „Im Gegensatz | 


zu der. weit verbreiteten Mei- 
nung erfüllte Mussolini nicht 
sein Versprechen dafür zu sor- 
gen, daß die Züge pünktlich fuh- 
ren. Es ist zweifelhaft, ob eine 
Firma nach sowjetischem Stil 
die sowjetischen Züge pünktlich 
fahren lassen, oder die Läden 
mit Ware füllen wird, nach de- 
nen die Verbraucher so verzwei- 
felt verlangen“. oO 


Britischer SAS 
bildet Guerillas 
aus 


Truppen des britischen Special 
Air Service (SAS) haben kam- 
bodschanische Guerillas ausge- 
bildet, die jetzt mit Pol Pots Ro- 
ten Khmer kämpfen, berichtet 
die Zeitschrift „Jane’s Defence 
Weekly“. x 
Auf Betreiben der Vereinigten 
Staaten genehmigte das briti- 
sche Verteidigungsministerium 
1985 die Beteiligung des SAS. 
Und aus Kreisen in Hongkong 
verlautet, daß Veteranen aus 
dem Krieg um die Malwinen- 
(Falkland)-Inseln nach Thailand 
geflogen wurden, um ein „Sabo- 
tage-Bataillon“ zusammenzu- 
stellen, das vorgeblich von 
Truppen kommandiert wird, die 
loyal zu dem ehemaligen kam- 
bodschanischen Herrscher Prinz 
Sihanuk stehen. Diese Truppen 


werden jetzt in die „Nationalar- 
mee“ des von den Roten Khmer 
dominierten kambodschani- 
schen Vier-Parteien-Wider- 
stands, bei weitem die am besten 
bewaffnete und mächtigste der 
Gruppen, eingegliedert. Unter 
dem Diktator Pol Pot töteten die 
Roten Khmer während ihres 
kurzlebigen Regimes drei Mil- 
lionen Kambodschaner. _ 


Großbritannien hat eine Resolu- 
tion der Generalversammlung 
der Vereinten Nationen mitun- 
terstützt, in der „fremde — das 
heißt vietnamesische — bewaff- 
nete Einmischung in und die Be- 
setzung von Kampuchea bedau- 
ert wird“. In der UN-Resolution 
wird zu einer „umfassenden Lö- 
sung“ in Kambodscha aufgeru- 
fen und auf den amerikanisch- 
chinesischen Plan zur Einbezie- 
hung der Roten Khmer in eine 
Koalitionsregierung- in Phnom 
Penh hingewiesen. | 


Rote Armee 
verlangt 
Lebensmittel 


Die sowjetische Rote Armee 
startet eine Gegenoffensive ge- 
gen die Politiker, die versuchen, 
den Haushalt der Armee zu be- 
schneiden und die militärische 
Macht einzudämmen. Die So- 
wjetarmee warnt: Genug mit der 
Hungerbesoldung. In der sowje- 
tischen Soldatenzeitung „Roter 


Stern“ erschien kürzlich ein Ar- ° 


tikel von General Kanarik, der 
eine von dem sowjetischen Ver- 
teidigungsministerium gebildete 
Kommission zur Untersuchung 
des Zustands der Sowjetarmee 
leitete. 


Über Kanariks Untersuchungs- 
ergebnisse wurde in „Roter 
Stern“ unter der Schlagzeile 
„Die Armutsschwelle‘“ berich- 
tet. Er schreibt ganz unver- 
blümt: „Ein Volk, das seine ei- 
gene Armee nicht ernähren will, 
ernährt die Armee des Feindes.“ 


-Kanarik berichtet, daß sich in 


der ganzen Sowjetarmee eine 
beträchtliche Unzufriedenheit 
breit macht. „Eine Armee ist 
stark, wenn das Volk sie liebt. 
Aber die Menschen spucken uns 
an, wenn wir vorübergehen, in 
den baltischen Ländern, im 
Transkaukasus. Die sowjeti- 
schen-Streitkräfte sind nicht mo- 
tiviert und werden nicht ver- 
standen.“ 


Kanarik sagt, die Haushaltsbe- 
schneidungen machen die Le- 
bensbedingungen noch mißli- 
cher. Allein im Militärbezirk 
Leningrad haben 200 junge Of- 
fiziere um ihren Abschied gebe- 
ten und diese „hohe Zahl ist nur 
die Spitze des Eisbergs, des Gei- 
stes der Demobilisierung“. 


Er schreibt, daß 91 Prozent von 
2000 Offizieren aus einer Stich- 
probenerhebung sich darüber 
beklagt haben, daß ihr Sold der 
„von ihnen geforderten körperli- 
chen Anstrengung, Energie, 
Zeitaufwand und psychologi- 
scher Verantwortung“ nicht ent- 
spricht. Oft hätten die Familien 
nichts zu beißen und zu brechen, . 
und ihre Unterkünfte seien 
schlecht. „Junge Offiziere leben 
im Elend“. 


Ein sowjetischer General sagte 
zu Kanarik; „Ein Soldat in der 
amerikanischen Armee verdient 
mehr als ich, und ich bin Gene- 
ral, und ein jüngerer Offizier in 
der amerikanischen Armee ver- 
dient mehr als unser Verteidi- 
gungsminister.“ 


Die Sowjetarmee als Institution 
hat „keineswegs das Handtuch 
geworfen“, schlägt aber gegen 


‚ Jene zurück, die versuchen, sie 


am Zügel zu halten. 


Ehemaliger 
britischer Ver- 
teidigungschef 
beklagt Zu- 
sammenbruch 


Der ehemalige britische Vertei- 
digungsminister Michael Hesel- 
tine verwies auf den Zusammen- 
bruch des Fertigungssektors und 
rief zu einer interventionisti- 
schen Industriepolitik auf. 


„Es treibt mir die Tränen in die 
Augen, ansehen zu müssen, was 
geschieht. Der Zusammenbruch 
des Produktionsbereiches ist der 
Kernpunkt dessen, was falsch 
gelaufen ist, und wir müssen die 
Ernsthaftigkeit der Lage erken- 
nen. Die Wirtschaft wird nicht 
ganz einfach durch den Druck 
der hohen Zinssätze in Ordnung 
kommen.“ 


Auf der Jahreskonferenz der 
Conservative Party in Blackpool 
vollzog Heseltine einen vernich- 


tenden Angriff auf die Wirt- 
schafts- und Industriepolitik der 
Regierung. Sein Angriff kon- 
zentrierte sich auf die Industrie- 
politik Thatchers, vor allem auf 
die Weigerung .des Staates, die 
britische Industrie zu unterstüt- 
zen, und auf den Glauben, die 
britische Wirtschaft könne 
durch Dienstleistungen ohne ei- 
ne Produktionsbasis überleben. 


Heseltine griff auch den Punkt 
an, daß Großbritannien versu- 
che, mit Dienstleistungen, Tou- 
rismus und Überseegewinnen 
allein zu überleben. „‚Unsere Ri- 
valen übertreffen uns, weil sie 
die Dinge herstellen,die wir ein- 
führen“, sagte er. Er rief zueiner 
interventionalistischen Strategie 
zum Wiederaufbau der Industrie 
. auf. Notwendig sei ein „Klima 
. der langfristigen vorzüglichen 
Leistung, der dazugehörigen 
Disziplin, um dieses Ziel zu er- 
reichen, und der regierungsseiti- 
gen Unterstützung solcher Be- 
mühungen“. 


„Der Preis, den die Gesellschaft 
für die Politik der letzten zehn 
Jahre zu zahlen hat, sind ver- 
schmutzte Flüsse, Straßen voller 
Unrat und Menschen, die sich 
auf Haustürschwellen zur Ruhe 
legen.“ 


Heseltines Initiative steht im 
Widerspruch zum Ausblick des 
britischen Finanzministers Ni- 
gel Lawson, der im Mai 1985 
vor dem House of Lords gesagt 
hatte: „Ich muß gestehen, ich 
verstehe das Argument nicht, 
daß ein Pfund, das durch Dienst- 
leistungen verdient wird, nicht 
eben so viel wert sein kann, wie 
ein Pfund, das durch die Produk- 
tion von Fertigwaren verdient 
wird. Wenn sich herausstellt, 
daß wir weltweit tüchtiger bei 


der Erbringung von Dienstlei- 


stungen als bei der Herstellung 
von Gütern sind, dann liegt das 
Interesse unseres Landes in ei- 
nem Überschuß bei Dienstlei- 
stungen und einem Defizit bei 
Waren.“ oO 


Warnung vor 
einem finanziel- 
len Hiroshima 


Die italienische Tageszeitung 
„La Repubblica“ warnte in ei- 
- nem Leitartikel vor einem finan- 
ziellen „Hiroshima“, ausgelöst 
durch eine massive Ausgabe von 


neuem Geld für das internatio-- 


nale Finanzwesen. Der Leitarti- 
kel kommentiert: „Der bereits 
im Umlauf befindliche Papier- 
berg ist gewaltig, so daß, wenn 
massive neue Massen hineinge- 
bracht werden, die Folge davon 
ein finanzielles Äquivalent der 
auf Hiroshima abgeworfenen 
Atombombe sein wird, aber im 
weltweiten Ausmaß.“ 


Der „Papierberg“ ist außer Kon- 
trolle geraten, warnte „La Re- 
pubblica“ und fügte hinzu, daß 
dies nicht nur auf die Vereinig- 
ten Staaten, sondern sich auch 
auf Europabezieht. [] 


Französischer 
Experte warnt 
vor einem 


nuklearen 


Sarajewo 


Die Krise des Sowjetreiches 
birgt ungeheure Gefahren in 
sich, darunter die Möglichkeit 
eines nuklearen Sarajewos, und 
der Westen ist völlig unvorbe- 
reitet, um diesen Gefahren zu 


- begegnen, warnte Pierre Lellou- 


che, der außenpolitische Berater 
des ehemaligen französischen 
Premierministers Jacques Chi- 
rac in einem Kommentar in der 
Zeitschrift „Newsweek-Interna- 
tional“. Der Titel trägt die Über- 
schrift „The Soviet Threat is 
Real“ („Die sowjetische Bedro- 
hung ist real“). Es heißt dort: 
„Wir im Westen sind uns. der 
Gefahren nicht bewußt, die das 
Auseinanderbröckeln von Mos- 
kaus Imperium in sich birgt.“ 


Lellouche schreibt, die vorherr- 
schende Stimmung im Westen 
ist eine der Selbstgefälligkeiten. 
Dies, so sagt er, ist „unklug, 
denn die Bedrohung aus dem 
Osten könnte realer sein als je 


zuvor. Die Sowjetunion hat im- 


mer noch die größte Armee der 
Welt und rund 25 000 Kernwaf- 
fen, und eine destabilisierte, 
aber immer noch mächtige So- 
wjetunion ist gefährlich. Zu er- 
warten, daß die UdSSR ruhig 
zusehen wird, wie ihre Regie- 
rung, ihr Land und ihre Verbün- 
deten auseinanderfallen, kommt 
reinem Tagträumen gleich. Dies 
mag sehr wohl die Ruhe vor dem 
Sturm sein. Und wir sollten dar- 
auf vorbereitet sein. ' 


Wir im Westen sollten erken- 
nen, daß wir die Lage, der wir 
uns gegenübersehen, nicht in 
der Gewalt haben. Wenn man 
sich die Leistung des Westens in 
den letzten Monaten betrachtet, 
bekommt man den Eindruck, 
daß wir glauben, wir hätten es 
mit einem kurzfristigen Problem 
zu tun. Dies ist ein schwerwie- 
gendes Mißverständnis. Dies ist 
nicht die Zeit zur Selbstgefällig- 
keit. Es ist eine Zeit großer 
Hoffnung, aber auch eine von 
großen potentiellen Gefahren. 
Ein ‚halbes Jahrhundert lang 
machten wir uns Sorgen über ein 
Szenario ähnlich wie 1939, mit 
einem neuen Hitler, der wieder 
einen Blitzkrieg auslöst. Es 
kann durchaus sein,daß wir in 
eine Lage geraten, die viel näher 
bei 1914 liegt, mit vielen poten- 
tiellen Sarajewos.“ 


Lellouche greift westliche Poli- 
tiker an, weil sie so sehr auf mi- 
litärische Abrüstung fixiert sind, 
daß die sozialen und wirtschaft- 
lichen Realitäten Osteuropas un- 
beachtet bleiben. 


„Alles, womit die Vereinigten 
Staaten bislang vorwärts ge- 
kommen sind, sind 500 Millio- 
nen Dollar für Polen — der Preis 
für einen einzigen B-2 Stealth- 
Bomber“. im) 


‘Spanien fordert 


Marshall-Plan 
um Kokain zu 
stoppen 


Spanien hat-auf einer Versamm- 
lung von Drogenbekämpfungs- 
Experten und für die internatio- 
nale Sicherheit verantwortlichen 
Staatssekretäre in Madrid einen 
„Mini-Marshall-Plan“ vorge- 
schlagen, um die Kokain erzeu- 
genden Länder in die Lage zu 
versetzen, andere Produkte zu 
erzeugen. Vertreter aus Spa- 
nien, Italien, den USA, Frank- 
reich, Kolumbien, Bolivien und 
Peru nahmen an der Sitzung teil. 


Pläne für die Industriestaaten, 
den Polizeikräften von Latein- 
amerika mit Knowhow und 
technischer Unterstützung zur 
Seite zu stehen, wurden eben- 
falls besprochen. 


Der französische Staatspräsi- 
dent Francois Mitterrand unter- 
strich, daß die Banken ihre Bü- 


cher offenlegen müssen, wenn 
der Kampf gegen den illegalen 
Drogenhandel erfolgreich sein 
soll. „Ich verlange beim Kampf 
gegen Drogendealer äußerste 
Härte“, meinte Mitterrand. U 


Türkisch- 
syrische Krise 
durch Flug- 
zeugabschuß 


Am 21. Oktober 1989 schossen 
zwei syrische MiG-21 zwanzig 
Kilometer innerhalb der türki- 
schen Mittelmeerprovinz Hatay 
ein türkisches propellergetriebe- 
nes Vermessungflugzeug ab, 
wobei zwei Piloten und drei 
Techniker den Tod fanden. Dem 
Abschuß folgte eine diplomati- 
sche Krise, deren Schwerpunkt 
in erneute systematische Aus- 
schwärmung von kurdischen 
PKK-Terrorkommandos aus Sy- 
rien heraus liegt. 


Der türkische Premierminister 
Turgut Ozal beschuldigte Sy- . 


‚rien, kürzlich eine Vereinbarung 


von 1987 gebrochen zu haben 
und warnte davor, daß dies eine 
Vergeltung nach sich ziehen 
könnte. Laut „Financial Times“ 
könnte eine Form der -Vergel- 


‚tung darin bestehen, den Fluß 


des Euphratwassers nach Syrien 
hinein zu stoppen, ein Schritt, 
der sich ohnehin als notwendig 
erweisen könne, da die Land- 
wirtschaft der Türkei im letzten - 
Frühjahr von einer schweren 
Dürre betroffen wurde, die der 
türkischen Wirtschaft einen 
Verlust von mindestens zwei 
Millionen Dollar brachte. 


Das Toben der PKK geschah 


zeitgleich mit einem internatio- 
nalen kurdischen Kongreß in Pa- 
ris, auf dem Frankreichs First 
Lady Danielle Mitterrand den 
Vorsitz führte. Ein groß heraus- 
gestellter Redner war ein sowje- 
tischer Kurde, der mitteilte, daß 
nach einer neuen Volkszählung 
mehr als zwei Millionen Kurden 
in der Sowjetunion leben. Der 
Kongreß rief Proteste aus Anka- 
rahervor.. OD 


Satanismus | 


Die Verbin- 
dung zwischen 
Drogen un 


Roc 


Peter Blackwood 


Wenn auch verhalten, lenkte die American Medical Associa- 
tion (AMA) die Aufmerksamkeit auf die Verbindung zwischen 
Rock und einem gefährlichen Verhalten Jugendlicher. Zum 
ersten Mal hat eine „im Trend liegende“ nicht-religiöse Orga- 
nisation eine direkte Verbindung zwischen Rockmusik und 
Experimentieren mit Sex, Drogen und Satan aufgezeigt. 


Die angesehene Group on 
Science and Technology der 
American Medical Association 
hat einen Bericht herausgege- 
ben mit dem Titel „Adolescents 
and Their Music“ (,„Heran- 
wachsende und ihre Musik“), 
in dem Ärzten, die Teenager 
behandeln, geraten wird, sich 
des Zusammenhangs zwischen 
Rockmusik, besonders der 
„Heavy-Metal“-Abart, und ab- 
wegigem und asozialem Ver- 
halten bewußt zu sein. 


Haß und Drogen _ 
in den Liedertexten 


Die Studie wurde in der Ausga- 
be des „Journal of the Ameri- 
can Medical Association“ (JA- 
MA) vom 22. September 1989 
veröffentlicht. „Ein Aspekt der 
Umgebung der Heranwachsen- 
den, der seit seinem Erscheinen 
in den fünfziger Jahren Anlaß 
zur Besorgnis gibt, ist die Rol- 
le der Rockmusik, speziell de- 
ren Liedertexte“, heißt es in 
dem Bericht. 


Diese Besorgnis wurde noch 
verstärkt durch die bildliche 
Darstellung auf Rockmusik-Vi- 
deobändern“, deren „gewalttä- 
tige und sexuelle Inhalte... für 
viele verwirrend sind“. Heavy 
Metal-Musik „stellt einen lau- 
ten, pulsierenden Rhythmus 
dar und die Liedertexte sind 
voller Hinweise auf Haß, Miß- 
brauch von Drogen, sexuelle 
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Verwirrungen und gelegentlich 
wird der Satanismus verherr- 
licht“. 


Obwohl der Bericht äußerst 
konservativ ist - er schließt mit 
der Feststellung ab, daß kein 
substantieller Beweis dafür 
vorliegt, daß Rock einen 
schädlichen. Einfluß auf das 
Verhalten von Heranwachsen- 
den hat -, übt er nichtsdesto- 
weniger eine nützliche Funk- 
tion aus, indem er zahlreiche 
Untersuchungen zitiert, aus de- 
nen stillschweigend ein Kausal- 
verhältnis zwischen der Begei- 
sterung von Heranwachsenden 
für Rockmusik und der Beteili- 
gung am Drogenmißbrauch und 
anderen destruktiven, Verhal- 
tensweisen hervorgeht. 


Indem versichert wird, daß „als 
wichtigstes Element der Verge- 
sellschaftung von Heranwach- 
senden... die negative Aussage 
der Rockmusik nicht außer 
Acht gelassen werden sollte“, 
weist die Studie warnend dar- 
auf hin, daß es für Teenager, 
die tief in der Heavy-Metal- 
Subkultur versunken sind, „Be- 
weise, wenn auch nur anekdo- 
tenhafte, gibt, die darauf hin- 
deuten, daß diese Heranwach- 
senden Gefahr laufen könnten, 
sich zu Drogenmißbrauch oder 
gar zur Beteiligung an satani- 
schen Aktivitäten hinreißen zu 
lassen“. 


In der Studie werden: mehrere 


Morde angeführt, „die mit ei- 
ner Faszination für Heavy-Me- 
tal-Musik in Zusammenhang 
standen“; darunter der Fall des 
„Night Stalker“ (Nachtwand- 
ler)-Serienmörders Richard Ra- 
mircz, der satanische Slogans 
und Symbole an den Tatorten 
seiner Verbrechen zurückließ 
und „von der Heavy Metal 
Band AC/DC besessen gewe- 
sen sein soll“. 


Sie weist auch auf zahlreiche 
andere Studien hin, in denen 
Heavy-Metal-Rock und andere 
Arten von Rockmusik mit Dro- 
genmißbrauch und voreheli- 
chem Sex in Verbindung ge- 
bracht werden. 


Eine solche Studie über che- 
misch abhängige Heranwach- 
sende fand heraus, daß 60 Pro- 
zent der Befragten Heavy-Me- 
tal-Rock als ihre Lieblingsmu- 


'sik angaben, was den Autor zu 


der Feststellung veranlaßte, 
daß derartige Musik bei emp- 
findsamen Teenagern mit de- 
struktivem Verhalten einher- 
gehe und dieses fördern könne. 


Eine andere Studie über die 
Auswirkung vom Musik-Fern- 
sehen (MTV) entdeckte, daß 
Schüler der 7. und 10. Klasse, 
nachdem sie mehr als eine 
Stunde lang Videos mit einer 
Auswahl von Musik betrachtet 
hatten, „im Vergleich zu einer 
Vergleichsgruppe von anderen 
Heranwachsenden, eher dazu 
neigen, vorehelichen Ge- 
schlechtsverkehr gutzuheißen“. 
Eine Verhaltensstudie ‚fand 
heraus, daß laute Musik-Vi- 


deos die Betrachter sofort nach 


dem Anschauen gegen Gewalt- 
tätigkeiten abgestumpft haben“. 


Es gibt keinen „guten 
Rock“ 


Aber vielleicht das erschrek- 
kendste Untersuchungsergebnis 
über das der JAMA-Report be- 
richtet, ist die Tatsache, daß 
der durchschnittliche Teenager 
zwischen der 7. und 12. Klasse 
sage und schreibe 10500 Stun- 
den Rockmusik hört. 


Die Studie enthält zwei größere 
Schwachpunkte. Erstens, hat 
sie nicht erkannt, daß im Falle 
der Rockmusik das Medium in 
der Tat die Botschaft ist. Es 
gibt keinen „guten Rock“. Die 
Musik selbst ist menschen- 
feindlich und muß daher zu 


menschenfeindlichem Verhal- 
ten aufstacheln. 


Obwohl ausgesprochen satani- 
sche und pervertierte Lieder- 
texte und mit dem Auge wahr- 


nehmbare Bilder die negativen 


Auswirkungen der Rockmusik 
verschlimmern, ist es die Art 
der Musik, die anstößig_ ist. 
Der Versuch, in einem typi- 
schen Heavy-Metal-Stück die 
Wörter „Gott“ und „Liebe“ 
durch „Satan“ und „töten“ zu 
ersetzen, mag noch verheeren- 
dere Auswirkung auf die 
menschliche Psyche hervorru- 
fen, weil er im Unterbewußt- 
sein den Gedanken an das Gute 
mit dem gleichsetzt, was kraft 
ihres geistlosen Chaos im we- 
sentlichen vom Übel ist. 


Ein Bestandteil kulturel- 
ler Kriegsführung 


Die Autoren der JAMA-Studie 
versäumen es nicht nur, ein 
Werturteil gegen Rock abzuge- 
ben, sondern sie unterlassen es 
auch, die Art von kultureller 
Renaissance, basierend auf der 
Förderung von großer klassi- 
scher Musik, vorzuschlagen, 
die das offensichtliche Gegen- 


gift gegen die Banalität und' 


Verderbtheit ist, die die Pop- 
kultur im allgemeinen charak- 
terisiert. 


Der zweite größere Schwach- 
punkt der Studie ist die Be- 
handlung von Rock als soziolo- 
gisches Phänomen statt als eine 


vorsätzliche Verschwörung ge-. 


gen den menschlichen Geist. 


Trotz dieser Probleme hat die 
AMA dadurch einen wichtigen 
Dienst geleistet, daß sie, wenn 


auch verhalten, auf die dem . 


Rock innewohnenden Gefahren 
hinweist und nützliche Muni- 
tion für jene liefert, die versu- 
chen, die Rock-Bewegung als 
kulturelle Kriegführung gegen 
die westliche Zivilisation zu 
brandmarken. . 


Bu 


a. 


Israel 


Zionismus 
und Politik 


Israel Shahak 


Die Meinung eines Insiders über den zionistischen Staat. Dr. 
Israel Shahak ist ein führender Bürgerrechts-Aktivist und 
einer von Israels lautstärksten Gegner der zionistischen Poli- 
tik. Bis letztes Jahr war er Professor für Chemie an der 
Hebräischen Universität in Jerusalem. 


Es war ein großer Schock als 
herauskam, daß der israelische 
Premierminister David Ben 
Gurion. gelogen hat. Ich hatte 
wirklich- geglaubt, der Suez- 
Krieg von 1956 sei ein Vertei- 
digungskrieg gewesen. Aber 
dann kommt er und sagt, es ist 
ein Krieg, um das Königreich 
von David und Salomon und 
Sinai sei kein Teil von ÄAgyp- 
ten. Ich sah ein, daß ich diesen 
messianischen Gedanken be- 
‚kämpfen mußte. 


Ich glaube immer noch, daß 
das Palästinenserproblem nicht 
der entscheidende Faktor der 
Lage im Nahen Osten ist. Die 
Schwierigkeit der Situation 
liegt darin begründet, daß es 
Israels Wunsch ist über den 
ganzen Nahen Osten zu domi- 
nieren. Die Palästinenser sind 
lediglich die ersten Opfer. 


Ich benutze das Wort „domi- 
nieren“, weil die meisten Israe- 
lis keine weiteren Gebiete an- 
nektieren, ebenso wie Mena- 
chem Begin den Libanon nicht 
annektieren wollte, sondern nur 
die Vorherrschaft dort auszu- 
üben wünschte. Es besteht der 
Wunsch, diese Wasserquellen, 
die jenseits von Palästina lie- 
gen, zu dominieren. 


Ich glaubte, daß Juden, die 
nicht in einer jüdischen Gesell- 
schaft leben, verrückt, seien. 
Das ist, wäs die Zionisten den 
Juden einreden wollen. Isra- 
elisch-jüdische Erziehung be- 
ruht immer noch auf der Vor- 
stellung, daß nur Juden in der 
‚jüdischen Gesellschaft in Palä- 
stina — jetzt Israel — gesunde 
Menschen und alle anderen Ju- 
den geisteskrank oder zumin- 
dest halb geisteskrank seien. 
Israelis, die auswandern, wer- 


der Palästinenser falsch einge- 
schätzt. Die palästinensische 
Gesellschaft, die ziemlich 
durch Drogen infiziert war, vor 
allem im Gazastreifen vor zwei 
Jahren, ist, glaube ich, jetzt in 
dieser Hinsicht eine der sauber- 
sten Gesellschaften. Die Unter- 
drückung der Prostitution, die 
Gleichheit oder Fastgleichheit 
der Frauen, dies alles sind 
Quellen ihrer Stärke. Palästi- 
nenser - besitzen wunderbare 
Kräfte der Ausdauer und der 
Errungenschaft. 


Das Argument, daß Israel von 
einem Palästinenserstaat ge- 
fährdet würde, entbehrt jeder 


Das israelische Wirtschaftswunder! 


den das auch, wie Jitzhak Ra- 
bin häufig sagt. 


Ich hätte mich auch dann gegen 
den Zionismus gestellt, wenn 
der jüdische Staat auf einer un- 
bewohnten Insel, die irgendwo 
im Ozean aus dem Nichts auf- 
taucht, errichtet worden wäre, 
weil ich glaube, daß seine 
grundsätzlichen Prämissen über 
Juden und über die gesamte 
Menschenrasse einfach falsch 
sind. 


Wegen der Eroberung und. we- 
gen des Willens zur Vorherr- 
schaft werden immer mehr Ju- 
den zu Soldaten und dann im- 
mer mehr Soldaten zu Agenten 
der Geheimpolizei, und am En- 
de des Prozesses steht eine Ge- 
sellschaft, in der die Juden nur 
Eroberer, Geheimagenten und 
Soldaten sind und sein werden. 
Das übrige wird von Sklaven 
erledigt. 


Ich habe die Ausdauerkräfte 


Grundlage. Solange die Ameri- 
kaner ein Israel unterstützen, 
das über den Gebieten herrscht, 
unterstützt es nach strategi- 
schen Begriffen etwas, was im- 
mer mehr einem zerbrochenen 
Schilfrohr ähnelt. 


Palästinenser und 
die Intifada 


Die Gesellschaft, als moderne 
Gesellschaft, ist im Untergang 
begriffen solange Israel die Ge- 
biete besetzt hält, und wird da- 
her für amerikanische Zwecke 
immer nutzloser. Israel will 
von den Vereinigten Staaten 
grenzenlose Unterstützung. 
Und dies ist natürlich eng mit 
Israels Streben nach Vorherr- 
schaft im Nahen Osten ver- 
knüpft. Diejenigen in den Ver- 
einigten Staaten, die sagen, 
daß sie Shamir oder irgend eine 
israelische Regierung oder Ein- 
richtung unterstützen, um da- 
mit amerikanischen Zwecken 


zu dienen, machen einen Feh- 
ler. Welche Zwecke die Ameri- 
kaner auch immer im Nahen 
Osten verfolgen, die Unterstüt- 
zung des heutigen Israel wird 
diesen nur entgegenwirken und 
sie zerstören. 


Die amerikanisch-jüdische Ge- 
meinschaft ist gegen einen „zu- 
sätzlichen Palästinenserstaat“. 
Ein „zusätzlicher Palästinenser- 
staat‘ bedeutet, daß Jordanien 
jetzt in ihren Augen ein palästi- 
nensischer Staat ist. Aber der 
amtliche Namen Jordanien lau- 
tet das „Haschemitische König- 
reich Jordanien“, und nicht der 
„erste palästinensische Staat“. 


Es bedeutet, so direkt wie ir- 
gendetwas in der Politik gesagt 
werden kann, daß die derzeiti- 
ge Regierung von Israel durch 
seine treuen amerikanisch-jüdi- 
schen Diener beabsichtigt, Jor- 
danien zu erobern und dessen 
Regime zu ändern. Andernfalls 
hätten sie in einer formalen Er- 
klärung nicht durchblicken las- 
sen, daß Jordanien nicht Jorda- 
nien ist. 


„Yedioth Aharonot“, eine isra- 
elische Zeitung mit großer Auf- 
lage, ermittelte in einer kürzli-. 
chen monatlichen Meinungs- 
umfrage, daß 58 Prozent der is- 
raelischen Juden mit einem 
Bürgerkrieg unter den Juden 
rechnen, und nur 40 Prozent 
tun das nicht. Natürlich gelang- 
ten diese Ergebnisse nicht in 
die „New York Times“ oder 
die „Washington Post‘. 


Der israelische Schriftsteller 
Amos Oz schwörte auf einer 
Massenversammlung in Tel 
Aviv fast einen Bürgerkrieg 
herauf, als er sagte, daß die re- 
ligiösen Siedler und andere Fa- 
natiker den Likud immer stär- 
ker dominieren. Er glaubt, daß 
die Siedler, nachdem sie mit 
den Palästinensern abgerechnet 
haben — was für ihn der weni- 
ger bedeutsame Teil ist —, die 
israelische Gesellschaft dann in 
eine Gesellschaft umwandeln 
werden, die für Juden wie er 
kein Platz mehr wäre, an dem 
es sich lohnt zu leben. m 


Nahost- 
Journal 


Gefahr für 
Israels Sicher- 
heit 


Trotz des’ ständigen Geschreis 
der amerikanisch-zionistischen 
Pro-Israel-Lobby mit der Be- 
hauptung, der zionistische Staat 
lebe unter ständiger Bedrohung 
einer arabischen Invasion, ist es 
in Wirklichkeit so, daß die isra- 
elischen Streitkräfte ( IDF) der- 
artige Befürchtungen nicht he- 
gen. Immer wieder haben IDF- 
Generäle und Strategen in ihren 
militärischen Fachzeitschriften 
geschrieben, daß sie keine Be- 
drohung durch einen arabischen 
Angriff erkennen können, und 
‚daß sie zuversichtlich sind, daß 
Israel jede Kombination arabi- 
scher Streitkräfte, die mögli- 
cherweise angreift, besiegen 
könnten. 


Und doch beharren zionistische 
aktivistischeö Organisationen 
und Publikationen darauf, die 
Fiktion unter ihren Anhängern 
im amerikanischen Kongreß 
aufrechtzuerhalten. Es handelt 
sich hier um einen ausgezeich- 
neten Trick zur Auftreibung von 
Geldern. Er dient auch dazu, 
sich die weitere Unterstützung 
Israels durch den amerikani- 
schen Kongreß zu sichern — und 
zwar sowohl in der Form von Fi- 
nanzhilfe für den israelischen 
Militärindustrie-Komplex wie 
auch einer Untergrabung der Be- 
mühungen seitens der US-Re- 
gierung, den gemäßigten und 
freundlich gesinnten arabischen 
Ölstaaten Waffen zu verkaufen. 


Während also das Jewish Insti- 
tute for National Security Af- 
. fairs neue Bedrohungen gegen 
. Israel erfindet, um das „strategi- 
sche Verhältnis“ zwischen den 
Vereinigten Staaten und dem Ju- 
denstaat zu festigen, schreibt 
General Dan Shomron, der 
Stabschef der IDF, er mache 
sich über die arabische Bedro- 
hung keine allzu großen Sorgen. 
Aber die palästinensische Intifa- 
da, die er als „Volksaufstand“ 
bezeichnete, sei doch eine Ge- 
fahr für Israels Sicherheit. 


Gleichermaßen, während das 
Washingtoner Institute for Near 
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- East Policy — das wenig mehr als 


ein Sprachrohr für die AIPAC ist 
- in der Ausgabe der Zeitschrift 
„Moment“ wegen der.neuen Be- 
drohung Israels durch den Irak 
die Trommel rührt, schreibt der 
General der Reserve Aharon 
Levran des Jaffe Centre for Stra- 
tegic Studies, die arabische Be- 
drohung sei von geringer Bedeu- 
tung. Aber wie Shorom setzt er 
hinzu, daß die Intifada eine Be- 
drohung von großer Bedeutung 
sei. 


„Das Fehlen eines deutlichen 
Erfolgs bei der Bekämpfung 
des Palästinenser-Aufstands“, 
schreibt Levran, „ist ein Sicher- 
heitsproblem erster Größenord- 
nung, da es weitreichende stra- 
tegische Folgen für Israels Zu- 
kunft haben kann. Der Aufstand 
verlangt von Israel einen hohen 
Preis. Doch seine schwerwie- 
gendste strategische Bedeutung 
liegt darin, daß nach 40 Jahren 
Besatzung die Palästinenser den 
Weg gefunden zu haben schei- 
nen, Israel zu überwinden oder 
ihm ihren Willen aufzu- 
zwingen.“ 


. Und Levran sagt: „Jetzt besteht 


zum ersten Mal die Möglichkeit, 
daß die Palästinenser durch ei- 
nen gewaltigen Kampf ihr Ziel — 
die Unabhängigkeit — erreichen 
können, während Israel trotz 
seiner soldatischen Tapferkeit 
den Anschein erweckt, einen 
solchen Kampf schwer gewin- 
nen zu können. 


Obwohl dies kein klassischer 
Krieg ist, ist es deutlich ein 
Krieg mit anderen Mitteln und 
ein Machtkampf, dessen Aus- 
gang Israels Zukunft tief beein- 
flussen wird.“ 


Obwohl er es nicht sagt, stimmt 
Levran offensichtlich mit Shom- 
rons Schlußfolgerungen über- 
ein, daß Israels Atomwaffenar- 
senal praktisch gewährleistet, 
daß kein arabischer Staat angrei- 
fen wird. Es sind nämlich die 
Araber, die in Furcht vor Israel 
leben und nicht umgekehrt. 


Was den Palästinenser-Aufstand 
betrifft, so sieht Israels militäri- 
sche Führung wenig Hoffnung, 
außerhalb einer ausgehandelten 
friedlichen Lösung. Wie Shom- 
ron kürzlich vor der Knesset 
sagte, wenn Israel nicht dazu be- 
reit ist, mit den Palästinensern in 
der West Bank und im Gaza- 
streifen ein Abkommen zu tref- 


fen, dann bleiben ihm nur drei 
Möglichkeiten zur Auswahl: 
Die Palästinenser massenweise 
auszuweisen, sie bis zur Unter- 
werfung auszuhungern oder sie 
alle umzubringen. 


Solche militärischen Ratschläge 
sind für israelische Politiker, vor 
allem für zionistische Eiferer 
wie Premierminister Jitzhak 
Shamir, schwer zu schlucken. 
Aber sie müssen für die ameri- 
kanisch-zionistische Israel-Lob- 
by noch schwerer zu verdauen 
sein. 


Es wäre eine zähe Verkaufsar- 
beit für Israel-freundliche Akti- 
visten in Washington, sogar für 
die besten Freunde Israels im 
amerikanischen Kongreß, ganz 
zu schweigen den amerikani- 
schen Steuerzahler davon zu 
überzeugen, daß die US-Regie- 
rung eine derart brutale und blu- 
tige Politik unterstützen sollte. 
Kann es sein, daß der Stein 
mächtiger als das Schwert ist? U 


Das große 
amerikanische 
Schwindelspiel 


Das Weiße Haus zeigt seine 
Meisterschaft in einer Karneval- 
Narretei. Obwohl die Bush-Re- 
gierung eine Schau abzog, als 
sei sie ehrlich verärgert, nach- 
dem die NBC-Nächrichtensen- 
dung berichtet hatte, daß Israel 
im Austausch für Uran die Tech- 
nologie ballistischer Raketen an 
Südafrika abgibt,- war weder der 
Präsident noch das Außenmini- 
sterium ernst darauf bedacht, Is- 
rael für diese vermutliche Be- 
drohung des Völkerfriedens zu 
bestrafen. Nun, warum dann die 
ganze Aufregung? 


In den kürzlichen Berichten in 
den Medien darüber, daß Israel 
Südafrika an der Raketen-Tech- 
nologie teilhaben läßt, wurde 
aufgeführt, daß die Vergabe die- 
ser Technologie gegen amerika- 
nische Gesetze verstoße, weil 
diese Raketen zum Abschuß von 
Atomwaffen verwendet werden 
können. 


Aber es wäre sinnvoller gewe- 
sen, wenn die Bush-Regierung 
wegen Israels eindeutig nachge- 
wiesenem Besitz von Atomwaf- 
fen - ein Verstoß, der die USA 


dazu berechtigt, dem zionisti-. 


schen Staat Hilfeleistungen zu _ 


verweigern — Alarm geschlagen 
hätte, anstatt sich darüber zu be- 
klagen, daß Israel ungesetzli- 


cherweise Raketen-Knowhow- 


gegen südafrikanisches Uran 
tauscht. 


Aber die Verärgerung war mehr 


Getöse als alles andere, das dar- 
auf abzielte, die Ereignisse zu 
manipulieren, aber kein aufrich- 
tiger Zorn. Nach einer von ei- 
nem hochstehenden Mitarbeiter 
des US-Außenministeriums vor 
einem Kongreß-Ausschuß abge- 
gebenen Erklärung, sind die 
Vereinigten Staaten nicht dazu 
bereit, ihr strategisches Verhält- 
nis zu Israel wegen der Sache 
mit der Übergabe von Technolo- 
gie zu gefährden. Der stellver- 
tretende amerikanische Außen- 
minister Richard Clarke sagte 
vor einem Unterausschuß des 
Hauses, daß die Bush-Regie- 
rung Israels Entwicklung der 
ballistischen Mittelstreckenra- 
keten Jericho Il nicht als „desta- 
bilisierend“ genug betrachte, 
um entweder eine Einstellung 
der Hilfe an Israel oder eine Ein- 
schränkung der militärischen 
Zusammenarbeit zu rechtfer- 
tigen. 


Interessanterweise wurde der ei- 


gentliche Kernpunkt — die ver- 


botene Übergabe dieser Techno- 
logie an die Südafrikaner - nie- 
mals erwähnt. Und was viel- 
leicht. noch interessanter ist, 
Clarke setzte Israels Erwerb von 
chinesischen ballistischen 
CSS2-Raketen im Jahr 1988 mit 
Israels Jericho II gleich. Clarke 
gab seine Erklärung bei einer 
Anhörung über den bevorste- 
henden Verkauf von 315 in den 
USA gebauten M-1A2-Panzern 
an die Saudis. 


Die Situation bleibt jedoch un- 
angenehm für die Israelis, die 
sofort ihre Public Relations-Ma- 
schinerie auf volle Touren 
brachten, um der unvermeidli- 
chen Öffentlichkeit und amtli- 
cher Mißbilligung entgegenzu- 
wirken. Die Washingtoner „Je- 
wish Week“ berichtete, daß „is- 
raelische Beamte und ihre ame- 
rikanisch-zionistischen Anhän- 
ger über die Schädigung von Is- 
raels Image durch die Berichte 
über die Zusammenarbeit mit 
Südafrika tief besorgt waren“. 
Und die israelische Botschaft 
dementierte die Berichte sofort 
und teilte mit, daran „sei kein 
Wort wahr“. 


ER BIENEN 


% 


lee, 


Aber das US-Außenministerium 
war anderer Meinung. Indem sie 
sich weigerten, Berichte zu be- 
stätigen oder zu bestreiten, stell- 
ten höchste amerikanische Re- 
gierungsbeamte, darunter der 
amerikanische Außenminister 
James Baker, sich unwissend 
und brachten Israel gegenüber 
verschwommene Drohungen 


zum Ausdruck für den Fall, daß . 


die Berichte der Wahrheit ent- 
sprechen sollten. 


Tage später sagte Margarete 
Tutwiler, die Sprecherin des 
Außenministeriums: „Baker hat 
die Sache nicht vergessen. Der 
Außenminister wird das tun, 
was er für notwendig erachtet.“ 
Und US-Senator Robert Dole, 
der von der Washingtoner „Je- 
wish Week“ als „kürzlicher Kri- 
tiker Israels“ bezeichnet wird, 
sagte, er sei „nicht sicher“, daß 
er so weit gehen würde, die Hil- 
fe an Israel zu streichen, aber er 
würde „den Israelis gegenüber 
eine sehr starke Erklärung da- 
hingehend abgeben, daß wir die- 
se Art von Zusammenarbeit 
nicht gutheißen“. 


Es gibt viele Gründe, warum die 
israelische Zusammenarbeit mit 
Südafrika zu diesem Zeitpunkt 
aufgegriffen wird und es sind 
mit Sicherheit nicht die glei- 


chen, die von der Regierung ver- ” 


breitet werden. Schließlich sind 
weder Israels Entwicklung von 
Atomwaffen, noch seine Zu- 
sammenarbeit mit Südafrika 
keineswegs Dinge, die den ame- 
rikanischen Politikern oder dem 
Geheimdienst vorher nicht be- 
kannt waren. Und sie wußten 
auch schon seit Jahren von der 
Zusammenarbeit zwischen den 
beiden Ländern bei der Entwick- 
lung von anderen Waffen. Zum 
Beispiel ist der südafrikanische 
Düsenjäger Cheetah dem israeli- 
schen Lavi — der von den USA 
unter der Bedingung, daß die 
Technologie in Israel bleibt, fi- 
nanziert wurde - verdächtig 
ähnlich. 


Was mit den kürzlichen Enthül- 
lungen erreicht wurde, war, Is- 
rael die Daumenschrauben an- 
zusetzen zu einem Zeitpunkt, 
wo die Bush-Regierung ver- 
sucht, die Entwicklung von stra- 
tegischen Waffen seines eigen- 
sinnigen Verbündeten zu zü- 
geln, während sie gleichzeitig 
versucht, bei Verhandlungen 
mit den Palästinensern in den 
besetzten Gebieten aus der toten 


Ecke herauszukommen. Es war 
nur ein Spiel. Am Ende erwie- 
sen sich die amerikanischen Ent- 
hüllungen über die israelisch- 
südafrikanische Zusammenar- 
beit bei der Entwicklung von 
Atomwaffen nur als Sturm im 
Wasserglas. 


Aber die Bush-Regierung spiel- 
te das Spiel voll durch. Premier- 
minister Jitzhak Shamir, der die 
USA besuchen und zu amerika- 
nisch-zionistischen Gruppen 
sprechen und Gelder für die 
Neuansiedlung von sowjeti- 
schen Juden in Israel auftreiben 
wollte, wurde auf die Folter ge- 
spannt, ob er auch nur eine for- 
melle Einladung vom Weißen 
Haus für seinen Besuch bekom- 
men würde..Über die kalte Ab- 
fertigung, die Shamir mögli- 
cherweise zuteil geworden wä- 
re, wurde in Israel auf den Titel- 
seiten der Zeitungen berichtet 
und die israelische Tageszeitung 
„Hadashot‘‘ warnte davor, daß, 
wenn das Weiße Haus sich wei- 
gern würde, Shamir zu empfan- 
gen, dies als „beißende und un- 
nötige Beleidigung“ gegenüber 
dem Premierminister, gegen- 
über Israel und gegenüber den 
amerikanischen Juden ausgelegt 
würde. Bush gab schließlich 
nach und das Weiße Haus gab 
eine formelle Einladung an den 
Premierminister heraus, aber 
nur Tage bevor er seine geplante 
Rundreise durch die USA begin- 
nen wollte. Oo 


Israels 
Handels- - 
bindungen zu 
Japan 


Israel wünscht schon seit lan- 
gem starke Wirtschaftsbezie- 
hungen zu Japan, aber bislang 
war die zionistische Regierung 
in dieser Hinsicht erfolglos. Das 
Fehlen einer natürlichen Han- 
delsbeziehung zwischen den 
beiden Staaten sowie der ara- 
bische Wirtschaftsboykott des 
zionistischen Staates haben Isra- 
els beste Bemühungen stets be- 
hindert. Nun scheint jedoch ein 
Durchbruch bevorzustehen. 


Eine Gruppe von: israelischen 
Beamten des Ministeriums für 
Industrie und Handel, angeführt 
von dem stellvertretenden Gene- 
raldirektor Max Livnat, hielt 


sich in Japan auf, um Geschäfte 
anzukurbeln. Livnat kehrte mit 
der Überzeugung nach Hause 
zurück, daß der „bilaterale Han- 


del zwischen Israel und Japan - 


sich in den kommenden zwei 
oder drei Jahren wesentlich ver- 
stärken wird. Sie wollen Bezie- 
hungen zu uns entwickeln“, sag- 
te er. 


Die großen Hoffnungen der Is- 
raelis beruhen weitgehend auf 
ihren einzigartigen Handelsab- 
kommen mit den USA und der 
Europäischen Gemeinschaft, 
mit denen Israel ein Freihandels- 
abkommen getroffen hat. So 
könnte Israel — und will auch — 
als Kanal für japanische Exporte 
in diese Länder dienen. Zum 
Beispiel durch die Bildung von 
Joint-Ventures mit japanischen 
Firmen könnten israelische Fir- 
men eine Mehrwertfunktion auf 
verschiedene japanische Pro- 
dukte ausüben und diese unter 
der Zollfreiheit ihrer Freihan- 
delsverträge in die USA oder die 
Europäische Gemeinschaft ex- 
portieren. 


Dieser Gedanke scheint Fuß zu 
fassen, zumindest bei einigen ja- 
panischen Firmen. Im letzten 
Sommer :gab Honda Pläne zur 
Eröffnung eines Autowerks in 
Israel bekannt und in jüngster 
Zeit haben japanische Geldanle- 
ger israelische Firmen, darunter 
Electronics Systems Ltd. in 
Herzliya und H. C. Algae in Ei- 
lat aufgekauft. Andere Ab- 
schlüsse stehen bevor. 


Der israelische Handel mit Ja- 
pan war traditionsgemäß gering- 
fügig, er ist jedoch in den letzten 
Jahren stetig gewachsen: Von 
385 Millionen Dollar im Jahr 
1985 auf 1,1 Milliarden Dollar 
im Jahr 1986, und es wird ge- 
schätzt, daß er 1989 fast zwei 
Milliarden Dollar erreicht hat. 
Die Bilanz ist zu Israels Gun- 
sten, weitgehend, weil ein 
Großteil des Handels aus israeli- 
schen geschliffenen Diamanten 
besteht, die von Japanern ge- 
kauft werden. Im Rahmen einer 
weiteren Arbeitsgemeinschaft, 
die kürzlich bekanntgegeben 
wurde, kaufte Tasaki Shinju Co. 
— japanische Perlenhändler - ei- 
ne Diamantenschleiffabrik. 


Die Israelis hegen schon seit lan- 
gem eine Haß-Liebe gegenüber 
den Japanern. Sie bewunderten 
und beneideten Japans technolo- 
gische und kommerzielle Ent- 


eigenen Interessen und Fähig- 
keiten auf. diesen Gebieten auf 
die der Japaner zu beziehen. 
Aber die Japaner reagierten nur 
zögernd auf die israelischen An- 
näherungsversuche und wenn 
sie es taten, dann waren diese 
Reaktionen für die Israelis über- 
raschend und enttäuschend. 


Im vergangenen Jahr führte der 
japanische Handelsminister auf 
Einladung Israels eine Delega- 
tion, in der mehr als 300 japani- 
sche Firmen vertreten waren, . 
auf eine Erkundungsreise nach 
Israel. Es wurden keine Han- 
delsgeschäfte von irgendwel- 
cher Bedeutung abgeschlossen, 
aber zum großen Erstaunen ihrer 
israelischen Gastgeber, gab die 
japanische Delegation am Ende 
des Besuches eine Erklärung ab, 
in der Israel wegen seiner Be- 
handlung der Palästinenser ver- 
urteilt wurde. Indem sie dieser 
Verletzung auch noch eine Be- 
leidigung folgen ließen, leistete 
die Delegation auch noch einen 
finanziellen Beitrag an die Palä- 
stinenser. 


Monate später versuchten die Is- 
raelis wieder einmal ihre Wirt- 
schaftsbeziehungen zu Japan da- 
durch zu verbessern, daß sie ihre 
eigene Handelsdelegation nach 
Japan entsandten. Aber die 
konnte auch keine bedeutsamen 
Vereinbarungen treffen. 


Der Minister für Industrie und 
Handel, Ariel Sharon, der der- 
zeit mit politischen Angelegen- 
heiten beschäftigt ist, begleitete 
die Handelsdelegation nach Ja- 
pan nicht. Sharon gab vor zwei 
Jahren auf einer Handelskonfe- 
renz in Washington vertraulich 
bekannt, er wünsche keine Ge- 
schäfte mit den Japanern zu ma- 
chen. 


Die zionistische Regierung ist 
jedoch dazu entschlossen, ihre 
Beziehungen zu Japan zu ver- 
bessern. Der Außenminister 
Mosche Arens hielt sich fünf Ta- 
ge lang in Japan auf und arbeite- 
te dort mit den Japanern eine 
Vereinbarung zur Bildung einer 
gemeinsamen Kommission für 
den Austausch von Besuchen 
und zur Führung von regelmäßi- 
gen Gesprächen über politische 


“und wirtschaftliche Fragen aus. ° 


Obwohl der japanische Premier- 
minister Toshiki Kaifu Arens 
dazu drängte, mit der PLO zu 
verhandeln und: Land für Frie- 
den einzutauschen, wird Arens 
Besuch von den Israelis als er- 
folgreich erachtet. O 
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Anti-Defamation League 


Die kom- 


mende 


Schlacht 


Victor Marchetti 


Nachdem sie zwei Jahre lang in der Defensive war — weitge- 
hend wegen der schlechten Publicity, die Israel sich selbst 
durch seine hartnäckige Weigerung zu einer friedlichen Eini- 


gung mit den Palästinensern zu kommen bereitet hat, plant 


die Anti-Defamation League (ADL) der B’nai B’rith-Loge 
einen Gegenangriff auf breiter Basis, um die steigende Flut 
der „Israel und Juden feindlichen Meinung“ in der amerikani- 
schen Öffentlichkeit zurückzudrängen, heißt es aus wohl 
unterrichteten Kreisen der zionistischen Lobby. 


Außerdem plant die ADL die 
Regierung von US-Präsident 
“ George Bush sowohl frontal als 
auch von den Seiten herauszu- 
fordern. Die Zionisten-freund- 
liche Bruderschaft und die 
Freunde Israels im amerikani- 
schen Kongreß werden einge- 
setzt, um jede Initiative des 
Weißen Hauses, die als schäd- 
lich für Israel erachtet wird, zu 
unterminieren und Druck auf 
die Regierung auszuüben, eine 
Israel  freundlichere Haltung 
anzunehmen — wie das in den 
„Schönwettertagen von Ronald 
Reagan“ der Fall war. 


Anhebung des amerika- 
nischen Bewußtseins 


Unterdessen werden in der 
amerikanischen Regierung gut 
plazierte Kollaborateure und 
Sympathisanten „ihren Beitrag 
dazu leisten“, ebenso wie ein- 
flußreiche Persönlichkeiten, die 
dem US-Präsidenten und sei- 


nen Hauptberatern nahestehen. . 


Die Nachrichtenmedien werden 
ebenfalls „stark dazu ermu- 
tigt“, sich Israel freundlicher 
zu nähern als das in den letzten 
Jahren — seit dem Erwachen 
der Intifada, dem palästinensi- 
schen Aufstand — der Fall war. 


Die neue Offensive wird von 
einem Vorstoß zur „Anhebung 
des Bewußtseins“ der Amerika- 
ner, insbesondere der amerika- 
nischen Juden, gegenüber der 
Bedrohung durch Antisemitis- 
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mus gekennzeichnet sein. Dies 


ist natürlich eine faule Sache,” 


aber sie wird benutzt werden, 
um den Angriff gegen die 
Bush-Regierung und deren aus- 
gewogener Einstellung zu den 
Nahostfragen zu maskieren. 
Nach der Denkweise der ADL 
kann es nur eine richtige Nah- 
ostpolitik geben: Totale Unter- 
stützung. für Israel und den Zio- 
nismus. Alles was dahinter her- 
hinkt, ist nach der Auslegung 
ein unwiderlegbarer Beweis für 
Antisemitismus. 


Instinktives Mißtrauen 
gegenüber Bush 


Indem sie ihre Führungsrolle in 
der Judenheit noch einmal 


durch Angriffe auf Präsident. 


Bush deutlich macht, führt die 
ADL eine immer länger wer- 
dende Liste von Beschwerden, 
die es auszubeuten gilt - ange- 
fangen von der Tatsache, daß 
der Präsident von der amerika- 
nischen Judenheit noch niemals 
als wahrer und ergebener 
Freund Israels erachtet worden 
ist. Die Juden hätten Bush ge- 
genüber stets ein instinktives 
Mißtrauen gehegt, das zum 
Teil auf dessen familiärer Her- 
kunft, das heißt seiner Zugehö- 
rigkeit zu Amerikas ‚weißem 
angelsächsischem protestanti- 
schem Establishment von Neu- 
england seit dessen Gründung, 
beruht. Seine Lippendienste 
gegenüber Israel während der 
Reagan-Jahre — und besonders 


heute — haben wenig dazu bei- 
getragen ihre Meinung zu än- 
dern. ? 


Der landesweite Direktor Abra- 
ham (Abe) Foxman und andere 
Führer der ADL, vor allem 
Seymour Reich, Präsident der 
B’ai B’rith-Loge und Vorsit- 
zender der Conference of Presi- 
dents of Major American Je- 
wish Organizations, glauben, 
daß Bush und seine Regierung 
tatkräftig darauf hinarbeiten, 
den Einfluß der zionistischen 
Pro-Israel-Lobby in mehrfacher 
Hinsicht zu beschneiden. Ei- 
nerseits hat es die Liquidierung 
des Kalten Krieges dem Präsi- 
denten ermöglicht, die zügello- 
se proisraelische neokonserva- 
tive Bewegung mit ihren 
schrecklichen Warnungen vor 
der sowjetischen Bedrohung im 


Nahen Osten beiseitezu- 
schieben. 
Gleichzeitig, so glaubt die 


ADL, hat die Regierung ein 
sorgfältige ausgearbeitetes Pro- 
gramm in Angriff genommen, 
um Israels Bedeutung dadurch 
weiter zu untergraben, daß sie 
die Freundschaft und langfristi- 


: ge Bedeutung der gemäßigten 


ölproduzierenden arabischen 
Länder für die Vereinigten 
Staaten fördert und hervorhebt. 
Teil dieses Programms sei die 
ständige Flut von „Ölgeschich- 
ten“, die in den letzten Mona- 


ten ihren Weg in die amerika- . 


nische Presse gefunden hätten. 
Dieses „neue Olbewußtsein“ 
sei der zugrundliegende Faktor 
der Bereitschaft der Regierung, 
auf größere Verkäufe von 
Kriegsmaterial an die Araber 
zu drängen — trotz der Macht 
der proisraelischen Bruder- 
schaft im Kongreß. 


Die Geschichten aus dem 
Weißen Haus 


Die Änderung in den amerika- 
nisch-sowjetischen Beziehun- 
gen ermöglichte es der Regie- 
rung auch in gewissem Aus- 
maß, einer weiteren langfristi- 
gen Angelegenheit auszuwei- 
chen, die amerikanischen Ju- 
den am Herzen liegt: Das so- 
wjetisch-jüdische Flüchtlings- 
problem. Unter normalen Um- 
ständen wären die ADL und 
die zionistische Lobby in der 
Lage gewesen, alle Juden, die 
die UdSSR verlassen wollen, 
den USA aufzuzwingen. 


Die ADL und 


darüber, was sie als die „Bush-- 
CIA-Taktik“ bezeichnen, die 
jetzt angewendet werde, um Is- 
raels Image in der Wahrneh- 
mung der amerikanischen Öf- 
fentlichkeit zu beflecken. Sie 
glaube, daß das Weiße Haus 
unter Ausbeutung des sinken- 
den Prestiges Israels, ‘das von 
der emotionellen Berichterstat- 
tung der Nachrichtenmedien 
über die palästinensische Intifa- 
da herrührt, willkürlich Stories 
durchsickern lassen hat, die Is- 
rael in einem schlechten Licht 
darstellen. 


Zu diesen Berichten, die später 
durch vertrauliche Bestätigun- 
gen durch den CIA untermauert 
wurden, gehören durchgesik- 
kerte Meldungen, die den Staat 
Israel mit. dem kolumbiani- 
schen Kokainkartell in Verbin- 
dung bringen. Darin wird ent- 
hüllt, daß israelische Waffen- 
händler Waffen und „Ausbil- 
dung zur Terroristenbekämp- 
fung“ an die Drogenlords ver- 
kauft haben. Und erst in jüng- 
ster Zeit ließ das Weiße Haus 
wissen, daß Israel Südafrikas 
Atomwaffen-Entwicklungspro- 
gramm unterstützt hat. 


Tadel für jede Kritik 
an Israel 


Diese Reihe von Entwicklun- 
gen, zusammen mit der offen- 
sichtlichen Absicht der ameri- 
kanischen Regierung, die Ver- 
handlungen mit der PLO, 
Ägypten und anderen arabi- 
schen Staaten und ihren Bemü- 
hungen, auf eine friedliche Re-. 
gelung des Palästinenserpro- 
blems zu drängen fortzusetzen, 
hat das Niveau der Bewußt- 
seinsspaltung innerhalb der 
ADL und des aktivistischen Ju- 
.dentums auf einen Höhepunkt 
gebracht. 


„Das Syndrom ‚wir gegen sie’ 
ist wieder einmal im Spiel“, 
sagt ein ADL-Aktivist, „und 
der Faktor des ‚Belagerungszu- 
stands’ wird auch bald seinen 
Beitrag dazu beisteuern. Für 
Foxman und Reich gleitet die 
Situation mit Bush aus der 
Hand. Israels Überleben steht 
auf dem Spiel, und das Ge- 
spenst des Antisemitismus be- 


. droht wieder einmal die ameri- 


kanische Judenheit. Das ist das 
Zeug, welches vielen Leuten 
Feuer unter dem Hintern 
macht.“ 


ihre Freunde - 
‘sind jedoch besonders wütend 
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£ Reyisionismus 


Churchill und 
- der Zweite 
_ Weltkrieg 


Erster Teil 


David Irving 


Der britische Historiker David Irving hielt auf der neunten 
internationalen Konferenz des Institute for Historical Review 
einen Vortrag zum Thema „Churchill und der Eintritt der 
USA in den Zweiten Weltkrieg‘. Irving ist auch Verfasser 
einer sehr kritischen Biographie über Churchill, deren erster 
Band bisher nur in englischer Sprache vorliegt. 


Churchill war ein prächtiger 
Mensch, ein wunderbarer 
Schriftsteller, ein brillanter 
Redner. Selbst wenn er am 
schlechtesten schrieb, war er 
besser als viele von uns ande- 
ren Autoren, wenn wir ent- 
schieden unser Bestes tun. Ich 
habe das schon oft gesagt und 
es ist zweifellos die Wahrheit. 
Er hatte die Gewohnheit nach 
einem schneidenden Satz zu 
suchen, und wenn ich auf mei- 
ne eigenen Untaten in den letz- 
ten 25 Jahren — mein Leben als 
dann 
fällt mir gelegentlich ein Satz 
ein, den ich im zweiten Band 
von „Churchills Krieg“ zitiere: 
„Das Leben eines Menschen 
ähnelt einem Gang durch eine 
lange Passage, an der die Fen- 
ster zu beiden Seiten geschlos- 
sen sind. Jedesmal, wenn man 
ein Fenster erreicht, wird es 
durch eine unsichtbare Hand 
geöffnet; aber das Licht, das es 
hereinläßt, erhöht durch seinen 
Kontrast lediglich die Dunkel- 
heit am Ende.“ 


Ein Mann mit sehr 


seltsamen Seiten 
Ein eindrucksvolles Beispiel 
für Churchills anschauliche 


Schreibkunst. Und doch war er 
ein Mann mit sehr, sehr seltsa- 
men Seiten. Er war fast ein 
perverser Mensch, der es lieb- 
te, sich in den Leuten zur 
Schau zu stellen. Man wird 
dies allerdings in der üblichen 
Churchill-Biographie nicht fin- 


ihre Wurzeln in seiner ruhelo- 
sen Kindheit gehabt haben. Er 
hatte die wunderliche Gewohn- 
heit, sich zur Schau zu stellen, 
genau wie ein ungezogenes 
Kind, sowohl seinen jungen 
Sekretären, als auch seinen Re- 
spektspersonen gegenüber. Je- 
der glaubte, ihm wäre eine ein- 
zigartige Bevorzugung zuteil 
geworden, aber dies geschah so 
häufig, daß es eigentlich keine 
Zufälle gewesen sein können. 


Ganz gleich, wie hochstehend 
die betreffende Persönlichkeit 
war - mit Ausnahme, so 
scheint es, Seiner Majestät — 
es konnte ihr passieren, daß sie 
von Großbritanniens Premier- 
minister unter dem einen oder 
anderen Vorwand im Zustand 
völliger Nacktheit empfangen 
wurde. 


Churchill empfing häufig seine 


Winston Churchill brauchte den Krieg für seinen Ehrgeiz, Dik- 
tator von Großbritannien zu werden. 


den. Man findet es aber in mei- 
ner Arbeit. Solche Blitzlichter 
eines reifen Scharfsinns wur- 
den abgeschwächt durch zeit- 
weilige Verhaltensweisen, die 
Zeugen nur als kindisch be- 
zeichnen konnten. 


Der gleiche General, der ge- 
langweilt beobachtete, wie 
Churchill wieder einmal in Wut 
geriet, bemerkte zu Hugh Dal- 
ton, dem Minister für Econo- 
mic Warfare (wirtschaftliche 
Kriegsführung): „Man hat das 
Gefühl, daß eine Kinderschwe- 
ster kommen müßte, um ihn 
abzuholen.“ 


Einige seiner Fetische müssen 


Minister im Bad sitzend oder 
gerade aus dem Bad herausstei- 
gend — und die so beglückten 
Leute wurden später als Chur- 
chills „Companions of the 
Bath“ (Eigentlich: Angehörige 
des niedrigsten Standes des 
Ritterordens, hier: „Badgefähr- 
ten‘) bezeichnet. Er ähnelte 
nach der Formulierung des Bri- 
gadegenerals Menzens, Chef 
des Geheimdienstes, einem in 
einen seidenen Kimono gehüll- 


ten „hübschen rosaroten 
Schweinchen“. 
„Manchmal“, so erinnerte sich 


„C“ im Jahre 1967, „mußte ich 
mit dem PM sprechen, als er 
unbekleidet war. Und einmal, 


als er sich in der Badewanne 
befand, bemerkte er mir gegen- 
über, er habe nichts vor mir zu 
verbergen.“ 


In einem anderen Falle bedeu- 
tete ihm Churchill zu schwei- 
gen und wies auf seinen Perser- 
kater Nelson, der gerade aus 
dem Fenster schaute: „Er steht 
in Verbindung mit den Pelika- 
nen am See“, sagte er, und die 
leiten unsere Informationen an 
den deutschen Geheimdienst 
weiter!“ 


Splitternackt mit einer 
Zigarre im Mund 


Nicht einmal Ausländern wur- 
de diese Tortur erspart: Am 23. 
August 1941 bat er den Butler 
von Chequers Court (seit 1917 
Landsitz der britischen Pre- 
mierminister), Elliot Roosevelt 
zu ihm zu führen. „Ich klopfte 
an die Tür“, schrieb der Sohn 
des US-Präsidenten, „und trat 
ein. Churchill diktierte. gerade 
seinem Sekretär etwas und hat- 
te dabei eine dicke Zigarre im 
Mund ... er war splitternackt 
und marschierte im Zimmer auf 
und ab.“ 


Andere kamen bei ihm kaum 
gnädiger davon; er trug seine 
weiße Leinenunterwäsche als 
er im Mai 1943 den kanadi- 
schen Premierminister Mac- 
kenzie-King empfing: „Er bot 
einen tollen Anblick, sah aber 
wie ein Knabe aus — die Bak- 
ken rosarot und sehr frisch“. 
(Ich bin nicht sicher, welche 


Backen er meinte!). 


Dies ist eines der Probleme, 
mit denen Churchill es in den 
Kriegsjahren zu tun hatte: Die 
Amerikaner dazu zu überreden 
einzutreten und seinen Krieg 
für ihn zu führen. Denn bis 
spätestens 1940 war es Chur- 
chills Krieg geworden. Er hatte 
nichts mehr mit Polen zu tun, 
Polen war vergessen, sobald 
Polen besiegt war, 
Krieg wurde spätestens 1940 
eine Sache der Selbstverlänge- 
rung. Es war für Churchills ei- 
gene politische Herrschaft 
wichtig geworden, daß der 
Krieg weiterging. 


Churchill kam im 
allgemeinen gut an 


Weniger als 20 Prozent der 
Amerikaner vertraten im Juni 


— 
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Revisionismus 
Churchill und 
der Zweite 
Weltkrieg _ 


1942 die Ansicht, daß es nach 
dem Krieg zu einer engeren 
Zusammenarbeit mit Großbri- 
tannien kommen sollte. Dies 
wurde im Juni 1942 durch eine 
Gallup-Umfrage ermittelt. Für 
sie waren die Briten aristokra- 
tisch, hochnäsig, selbstsüchtig, 
arrogant und kalt. Nun, es ist 
nichts dabei, arrogant zu sein, 
wir haben viel Geld dafür aus- 
gegeben, unsere Jungen in 
Schulen zu schicken, um ihnen 
Arröganz beizubringen. 


Die Gallup-Umfrage ergab 
auch, wie die Engländer da- 
mals die Amerikaner sahen: 
Deren Image war von Einbil- 
‘dung, überheblicher Selbstsi- 
cherheit, Verbrecherunwesen, 
Schiebung und Korruption. ge- 
prägt - dies klingt beinahe anti- 
semitisch —. 


Churchill kam im allgemeinen 
gut an: 45 Prozent mochten ihn 
— 25 Prozent mochten Tschiang 
Kai-schek. . Sieben Prozent 
mochten Stalin. Zu denjenigen, 
die ihn nicht mochten, gehör- 
ten die Neger, die Iren, die 
Farmer im Mittelwesten und 
Bürger deutscher Abstammung 
— aus irgendeinem merkwürdi- 
gen Grund! 


Als Churchill in den Vereinig- 
ten Staaten an Land ging, er- 
hielt er keineswegs nur einmü- 
tig begeisterte Zuschriften. Die 
Akten des FBI, die ich im Rah- 
men meiner 
schung eingesehen habe, ent- 
halten einige kostbare Briefe, 
die das FBI abgefangen hatte, 
darunter folgendes anonymes 
Schreiben einer kalifornischen 
Mutter mit drei Kindern: 


„Jedesmal, wenn Sie bei uns an 
Land gehen, ‚bedeutet dies et- 
was Schreckliches für uns. 
Warum bleiben Sie nicht da- 
heim und schlagen Ihre 
Schlachten selbst, anstatt uns 
da hineinzuziehen, um Ihren 
erbärmlichen Hals zu retten? 
Sie nutzen ünseren Vollidioten 
von einem Präsidenten auf wi- 
derliche Weise aus“ (19. Juni 
1942). 1 
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Churchill-For- _ 


Sehen Sie, wenn ich als Histo- 
riker für irgend etwas bekannt 
bin, abgesehen davon, ein lä- 
stiger Bursche zu sein, dann 
dafür, daß ich die Dinge auf- 
decke. Und die Dinge aufdek- 
ken, bedeutet nicht unbedingt, 
daß man ins Archiv geht, dort 
etwas sieht und sagt: „Schauen 
Sie sich das an, das ist etwas 
ganz Außergewöhnliches.“ 


Suche nach den Lücken 
in den Akten 


Wenn man lange genug in die 
Archive geht, zehn oder zwan- 
zig Jahre lang, dann wird man 
das, was ich einen „Lückolo- 
gen‘ nennen möchte. 


Ich kann in Archiven Lücken 
aufspüren, und diese werden 
immer schwieriger aufzuspü- 
ren, weil sie überkleistert und 
die Akten geschlossen worden 
sind, und erst nachdem ‘man 
die Archive über einen Zeit- 
raum von vielen Jahren durch- 


. forscht hat, bekommt man so 


ein Gespür dafür, daß etwas 


“ nicht da ist, was da sein sollte. 


Und man bekommt diese Art 
von Gespür, wenn man in die 
amerikanischen Archive schaut 
und dann in die britischen Ar- 
chive, und dann nach Austra- 
lien oder Kanada und zu den 
anderen Archiven geht, und ei- 
nem plötzlich einfällt: „Mo- 
ment mal, in den amerikani- 
schen Archiven habe ich einen 
ganzen Haufen von Dokumen- 
ten darüber gefunden, aber hier 
befinde ich mich in dem Ar- 
chiv außerhalb von London, 
und doch ist da eine Lücke!“ 


Es dauert lange, bevor man sei- 


‘ nen Finger auf jene Lücke le- 


gen kann — weil sie nicht da ist 
-, da. ist nicht unbedingt ein 
Hinweis, auf dem zu lesen ist: 
„Was ist das für eine Lücke. 
Versuchen Sie herauszufinden, 
was es ist“. 


Auf diese Weise bin ich so et- 
was wie ein Lückologe (Lük- 
kenforscher) geworden und ich 
suche danach, was in den Ak- 
ten fehlt. Und besonders in der 
Geschichte darüber, wie es uns 
gelang, die Amerikaner 1941 
mit hineinzuziehen — da sind 
Lücken. Es gibt Lücken in den 
Akten, die sich vor allem mit 
Japan und den Vereinigten 
Staaten befassen. Und es gibt 
Lücken in den Akten bis ganz 
zurück nach 1936, als die 


Amerikaner erstmals in das 
Britische Empire einfielen. 


Unterlagen bis zum 
Jahr 2017 gesperrt 


Sie wissen nichts von dieser In- 
vasion, weil jetzt angesichts 
der Tatsache, daß wir ein be- 
sonderes Verhältnis zu Ihnen 
haben, niemand mehr sehr viel 
Aufhebens darüber macht. Es 
gibt nicht nur einen Staat, der 
ein besonderes Verhältnis zu 
Ihnen hat, da ist noch ein ande- 
rer — jedesmal, wenn Israel als 
Amerikas treuester Freund be- 
zeichnet wird, fährt Mrs. That- 
cher zusammen -. Und die Tat- 
sache, daß Sie uns gelegentlich 
gemein behandelt haben, wird 
fein säuberlich übersehen. 


Die Tatsache, daß Sie uns 1940 
bis 1941 rücksichtslos ausge- 
plündert haben, wird überse- 
hen. Ebenso die Tatsache, daß 
Präsident Roosevelt 1936 US- 
Marines aussandte, um die In- 
sel Kanton zu besetzen, seiner- 
zeit britischer Besitz im Be- 
reich der Phoenix-Inseln im 
Südpazifik, damals nur von ei- 
nem British Resident (mit gro- 
Bem „R“) -bewohnt, der eine 
Eingeborene zur Frau hatte - 
sie lebten in einer Grashütte 
und ließen den Union Jack an 
einem Flaggenmast wehen -. 
Die Pan Am benötigte die Insel 
bei ihren Flügen zum Südpazi- 
fik als Zwischenlandepunkt, 
und daher schickte Roosevelt 
die Marines dorthin, um die 
Briten hinauszuwerfen. 


Nun, vielleicht ist es für Sie 
überraschend, daß es in den 
britischen Archiven keinerlei 
Hinweis darauf gibt. Aber im 
Katalog der britischen Archive 
findet sich ein Hinweis darauf. 
Es heißt dort: „American poli- 
cy: Canton Island, closed until 
the 21st century“ („Amerikani- 
sche Politik: Kanton-Insel; ge- 
schlossen bis zum 21. Jahrhun- 
dert“). Alle Seiten, die sich auf 
diese peinliche Periode bezie- 
hen, sind bis 2017 geschlossen 
— daher werde ich sie nie zu se- 
hen bekommen. 


Dies ist ein typisches Beispiel 
für Lücken, nach denen man 
sucht. Man findet Unterlagen 
darüber in den amerikanischen 
Archiven, deutlich genug, und 
auf diese Weise bin ich zum er- 
stenmal auf diese Dinge gesto- 
Ben — in ‘den Privatpapieren 


‚ Martin 


von Harold Ickes, der seiner- 
zeit Secretary of the Interior 
(Innenminister) war. Es gehör- 
te zu seinem Wirkungskreis. 


Ich glaube, Professor Warren 
S. Kimball, der ein großer 
Churchill-Forscher im amerika- 
nischen Universitätswesen an 
der Rutgers University ist, war 
die erste Person, die auf die 
Lücken in den britischen Ar- 
chiven in bezug auf die japani- 
schen Akten aufmerksam 
machte. Denn alle Geheim- 
dienstakten, die sich auf Japan 
beziehen, sind eingezogen wor- 
den, und nicht nur irgendwel- 
che Akten, die sich auf Japan 
beziehen, sondern genau der 
Monat vor Pearl Harbor, ver- 
schwunden, nicht mehr in den 
britischen Archiven. 


Geheimnis um die Akten 
über Pearl Harbor 


Ich erwähne . bescheiden die 
Tatsache, daß man, .wenn man 
sich ein wenig umschaut, noch 
andere Lücken sehen kann. 
Wenn man sich die Biographie 
von Winston Churchill betrach- 
tet, die von Martin Gilbert ge- 
schrieben und von Heinemann 
veröffentlicht wurde; er ist der 
autorisierte Churchill-Biograph 
— was eher darauf hindeutet, 
daß niemand anders über Chur- 
chill schreiben sollte, aber ich 
habe mir angemaßt, auf meine 
anmaßende Weise, eine nicht ' 
autorisierte Biographie zu 
schreiben —, wenn man sich al- 
so Martin Gilberts Biographie 
betrachtet, dann stellt man auf 
einer Seite im vierten Band 
fest, daß mit Sicherheit etwas 
daraus entfernt worden ist, was 
sich auf den 26. November 
1941 bezieht, der ein sehr 
wichtiger Tag in der Geschich- 
te vor Pearl Harbor ist. 


Der 26. November 1941 ist der 
Tag, an dem wir auf die Ame- 
rikaner einredeten, den Japa- 
nern gegenüber standhaft zu 
bleiben und damit sicherzustel- 
len, daß der Krieg ausbrechen 
würde. Und an diesem Tag in 
Gilberts Biographie 
werden Sie feststellen, daß of- 
fensichtlich irgendwann ein 
Absatz entfernt worden ist, 
weil es einen Hinweis auf ei- 
nen Brief gab, den Churchill an 
den Präsidenten schrieb, der 
aber an jenem. Tag herausge- 
nommen wurde — und wir .wis- 
sen, daß er verschwunden ist, 


denn im nächsten Absatz fährt 
Martin Gilbert dummerweise 
mit den Worten fort: „... am 
gleichen Tage geschah dies und 
das!“ 


Und hier ist nicht mehr der 
gleiche Tag gemeint. So konn- 
te man ausfindig machen, wo 
die Lücke war. Es ist offen- 
sichtlich alles wieder in Ord- 
nung gebracht und die Seiten 
sind neu gesetzt worden, denn 
etwas in bezug auf den 26. No- 
vember 1941 war daraus ent- 
fernt worden. 


Wenn man in den amerikani- 
schen Archiven unter diesem 
Datum nachschaut und sich in 
das Gebäude der National Ar- 
chives an der Pennsylvania 
Avenue in Washington D. C. 
begibt und alle Telegramme 
betrachtet, die an dem betref- 
fenden Tage zwischen London 
und Washington hin- und: her- 
gingen, etwa vierzig von ihnen 
liefen über Botschaftskanäle, 
dann sieht man die Seriennum- 
‘ mern der Telegramme und 
plötzlich sind da zwei Tele- 
gramme, die Seriennummern 
hatten, die nicht im Archiv 
sind — sie sind aus dem Archiv 
verschwunden. Und so etwas 
gab es nicht. Wenn einem Te- 
legramm eine Seriennummer 
zugeteilt worden war und diese 
Telegrammnummer nicht be- 
nutzt wurde, dann kommt ein 
unbeschriebenes Blatt ins Ar- 
chiv mit der Referenznummer 
„nicht benutzt“. 


Keiner der Historiker 
kam darauf 


So wurden zwei Telegramme 
aus dem Archiv entfernt, da die 
Numerierung eine Lücke auf- 
weist. Und wir wissen nicht 
genau, was am 26. November 
geschah, abgesehen von seltsa- 
men Anspielungen darauf in 
den Tagebüchern von Roose- 
velts Stab. Dadurch fangen die 
Lücken an, bedeutungsvoll zu 
werden. Und dann wird einem 
klar, warum man über die briti- 
schen und amerikanischen Ar- 
chive nicht so ganz glücklich 
ist — und es ist ein Riesending, 
es ist so groß, daß man sich 
fragt, warum man es nicht 
gleich entdeckt hat. 


Und gerade die großen Dinge 
fallen den Leuten oft nicht auf. 
Wie’ zum Beispiel in dem be- 
rühmten Fall der Adolf Hitler- 


Tagebücher, die 1983 veröf- 
fentlicht wurden. Ich interes- 
sierte mich für die chemische 
Untersuchung des für den Ein- 
band verwendeten Klebstoffs 
und der Tinte und des Papiers 
und so weiter — aber es war die 
dicke Sache, die wir alle über- 
sahen. Ich muß das zugeben. 
Das war die Tatsache, daß als 
ich. die Tagebücher sah — da 
waren 62 davon auf dem Tisch 
aufgestapelt — alles die glei- 
chen Hitler-Tagebücher in sei- 
ner Handschrift, anscheinend 
echt. 


Etwas ganz Offensichtliches 
hätte uns jedoch allen auffallen 
müssen: Die Tatsache, daß 
wenn es 62 Tagebücher gab, 
alle die gleichen, auf jenem 


‘Tisch im Jahre 1983, dann be- 


deutete dies, daß damals im 
Jahre 1920 Adolf Hitler in ein 
am Ort befindliches Schreibwa- 
rengeschäft gegangen ist und 
gesagt hat: „Ich hätte gerne 62 
Tagebücher bitte ... ich will 
ein Tagebuch schreiben!“ 


Sehen Sie? Keiner von uns 
kam darauf, ich muß das zuge- 
ben, obwohl ich mich irgend- 
wie schäme, dies zuzugeben. 
Und so ist es auch mit den Ar- 
chiven in Übersee, in London 
und hier in Washington. In 
Washington hat die amerikani- 
sche Regierung jetzt alle abge- 
fangenen japanischen Meldun- 
gen freigegeben. Alles, was 
entschlüsselt wurde aus den ja- 
panischen .diplomatischen Ak- 
ten, einigen der Marineakten 
sowie Militärsignale, die wir 
1940 und 1941 und danach den 
berühmtem „Magic“-Maschi- 
nen, dem Depeschenschlüssel 
„Purple“ und verschiedenen an- 
deren Schlüsseln aus dieser Se- 
rie entschlüsselt haben, ist jetzt 
von der NSA (National Securi- 
ty Agency) an das Staatsarchiv 
(National Archives) in Wash- 
ington freigegeben worden. 
Millionen von Seiten von abge- 
fangenen Meldungen, die die 
Japaner hervorbrachten und 
von Entschlüsslern der US-Ar- 
my und Navy während des 
Zweiten Weltkriegs entschlüs- 
selt wurden, befinden sich in 
amerikanischen Archiven. In 
den britischen Archiven befin- 
det sich nicht eine einzige Seite 
einer von den Engländern ent- 
schlüsselten japanischen Mel- 
dung. 


Das ist nicht so leicht festzu- 
stellen, denn es ist eine Lücke! 


Es gibt keine Sorte von Lücken 
auf den Regalen mit einem 
Schild auf dem steht: „Hier 
werden die von den Engländern 
entschlüsselten Meldungen ein- 
mal hinkommen, wenn sie frei- 
gegeben werden!“ Man 
schweigt ganz einfach völlig 
still darüber. 


Engländer kannten alle 
japanischen Geheimnisse 


Zum Beispiel stieß ich vor eini- 
gen Monaten auf eine Anord- 
nung von Churchill in Sachen 
Sicherheit. Man beobachtete 
die Bewegungen des japani- 
schen Außenministers. Chur- 
chills Stabschef, ein Mann na- 
mens Ismay, schreibt an Chur- 
chill: „Nun, was machen wir 
mit- dem beigefügten Doku- 
ment?“ Und das beigefügte Do- 
kument, das vom Inhalt her ge- 
sehen ganz offensichtlich eine 
abgefangene japanische Mel- 
dung vom Februar 1941 ist, 
wurde von der britischen Re- 
gierung eingezogen. Und da ist 
ein Einzugsblatt, auf dem 
steht, daß das beiliegende Do- 
kument entfernt worden ist, 
aber man weiß nicht, was es 
ist. Man weiß nur durch Rück- 
schlüsse aus Begleitschreiben, 
daß es sich um eine abgefange- 
ne japanische Meldung han- 
delt. 


Nun, was bedeutet dies alles? 
Es bedeutet, daß wir Engländer 
in den Jahren vor Pearl Harbor 
mit Sicherheit japanische Si- 
gnale lasen. Ich möchte kurz 
darauf eingehen genau welche 
Codes wir lasen, und das be- 
deutet, daß wir uns so sehr da- 
für schämen, was wir aus jenen 
Signalen herausbekamen, daß 
wir nicht zuzugeben .wagen: 
Erstens, daß wir überhaupt ja- 
panische Meldungen empfin- 
gen, und zweitens wir nicht das 
Risiko einzugehen wagen, ir- 
gendwelche dieser Meldungen 
für das Archiv freizugeben, 
falls in fünf Jahren von heute 
so ein schlauer David Irving 
daherkommt und sieht, welche 
Folgerungen daraus zu ziehen 
sind. Wir sind berechtigt, eine 
weitere Folgerung, drittens, 
daraus zu ziehen, nämlich daß 
Leute, die Dinge verbergen, 
dies im Grunde aus einem 
schlechten Gewissen heraus 
tun. j 


Soweit uns bekannt ist, haben 
die Amerikaner keine ihrer ab- 


gefangenen japanischen Mel- 
dungen verborgen. Ich glaube, 
jeder befugte Historiker wird 
mit mir bei dieser Feststellung 
einer Meinung sein. Die Ame- 
rikaner waren sehr freizügig 
bei der jetzigen Freigabe aller 
ihrer abgefangenen Meldungen 
in das Staatsarachiv. Es ist in 
der Tat eine verwirrende Fülle 
von abgefangenen Meldungen 
— wir wissen nicht, was wir mit 
ihnen anfangen sollen —, es 
gibt Millionen davon. Kein 
einzelner Historiker hat die 
Zeit dafür, sie alle durchzuse- 
hen, so viele sind es. Und doch 
haben wir Engländer nicht eine 
einzige Seite freigegeben. Man 
findet nicht einmal hier und 
dort falsch eingeordnete Seiten 
in den Archiven - alle sind 
fleißig aus den Akten. aussor- 
tiert worden. 


Wichtige Akten fehlen 
im Archiv 


Ich glaube, was hier geschehen 
ist, war folgendes: Damals, im 
September 1939, begannen wir 
die verschlüsselten Einsatzmel- 
dungen der japanischen Flotte, 
JN-225 (JN: Japanese Navy) zu 


-lesen, und diese abgefangenen 


Meldungen der japanischen Ma- 
rine wurden schließlich von uns 
auf einer weit höheren Ebene ge- 
lesen, als es den amerikanischen 
Entschlüsslern möglich war. 


Ich könnte Ihnen verschiedene 
Dokumente vorlesen, wenn ich 
Ihnen die Verärgerung darlegen 
wollte, die die Amerikaner uns 
gegenüber darüber empfanden, 
daß wir nicht alles an sie freiga- 
ben, was wir hatten. George 
Marshall schrieb diesbezüglich 
Briefe an den Präsidenten. Ein 
Mann namens McCormack wur- 
de 1943 nach Großbritannien 
geschickt, um herauszufinden, 
ob es irgendeine Möglichkeit 
gab, die britischen Nachrichten- 
behörden zu veranlassen, noch 
mehr von ihren abgefangenen 
Meldungen freizugeben, denn 
es war den Amerikanern inzwi- 
schen bewußt geworden, daß 
wir mehr entschlüsselten als wir 
freigaben. 


Und wir stehen jetzt vor dem 
Problem herauszufinden, war- 
um wir die abgefangenen JN- 
225-Meldungen nicht an das Ar- 
chiv in Großbritannien freigege- 
ben haben und ob wir berechtigt 
sind, Schlußfolgerungen daraus 
zu ziehen. Es ist eine Lücke und 
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Becidarlnine 
Churchillund 


der Zweite 
Weltkrieg 


es ist eine peinliche Lücke. Ich 
glaube, das ist ein Grund warum 
— wie Warren Kimball ausführte 
— gewisse auf Japan bezogene 
Akten des britischen Außenmi- 
nisteriums von September bis 
Oktober und besonders im No- 
vember 1941 völlig aus dem bri- 
tischen Archiv entfernt wurden, 
obwohl sie sich anscheinend nur 
auf Japan beziehen und nicht un- 
bedingt abgefangenes Material 
enthalten. Sie wurden unter Ver- 
letzung unserer Dreißig-Jahre- 
Regelung aus dem Archiv ent- 
fernt und werden archiviert, 
wenn wir alle längst tot sind. 
Dies ist wiederum eine Hand- 
lungsweise des schlechten Ge- 
wissens. 


Lesen sie keine gedruck- 
ten Tagebücher! 


Mein Kollege John Costello, ein 
hervorragender Schriftsteller, 
der detaillierte Bücher über 
Pearl Harbor geschrieben hat, 
stellte formelle Anträge an das 
Ministry of Defence in Großbri- 
tannien und ihm wurde gesagt: 
„Es wäre nicht im nationalen In- 
teresse, diese Akten freizuge- 
ben‘. Nicht im nationalen Inter- 
esse! Jetzt, fast 50 Jahre später, 
dürfen wir immer noch nicht er- 
fahren, was vor Pearl Harbor ge- 
schah? 


Schauen wir uns einmal einige 
der anderen Lücken an, so daß 
Sie sehen können, auf welche 
Weise wir alle an der Nase her- 
umgeführt worden sind und wie 
es möglich war, daß einige unse- 
rer berühmtesten Historiker 
nicht herausgefunden haben, 
wie wir in die Irre geführt wur- 
den. Schauen wir uns zum Bei- 
spiel einmal das Privattagebuch 
von Henry Stimson an. 


Der US-Secretary of War 
(Kriegsminister), Henry Stim- 
son, Republikaner, ein älterer 
Herr, aufrichtig, nett und 
freundlich, anständig, schrieb 
ein sehr ins einzelne gehendes 
Tagebuch. Wie es einige andere 
. Kabinettsmitglieder — gottsei- 
dank — auch getan haben, dik- 
tierte er es auf eine Diktaphon- 
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scheibe. Wenn er sich am Ende. 


eines Tages zurückzog, diktierte 
er, was er zu sagen hatte auf eine 
Scheibe und am nächsten Mor- 
gen arbeitete die Sekretärin auf 
der Schreibmaschine auf, was 
der Chef am Vortage diktiert 
hatte. Diese Tagebuch- 
eintragungen sind manchmal 25 
oder 30 Seiten lang und, wenn 
Sie zur Yale University gehen, 
dann können Sie das Henry 
Stimson-Tagebuch im Original 
lesen. 


Ich betone die Bedeutung für je- 
den von Ihnen, der schreiben 
oder wissen will, was wahre Ge- 
schichte ist: Lesen Sie keine 
„gedruckten“ Fassungen : von 
Tagebüchern, lesen Sie das Ori- 
ginal, wenn Sie die Gelegenheit 
dazu haben. Wenn nicht, dann 
beschaffen Sie sich Mikrofilm 
oder Fotokopien, denn nur dann 
bekommen Sie ein Gefühl dafür, 
wo die Fälschung vorgenommen 
worden ist. 


Vielsagende Korrekturen 
der Tagebuchschreiber 


Ich erinnere mich daran, eines 
von Rommels Tagebüchern ge- 
lesen zu haben: Rommel hatte 
im November 1941 gerade eine 
besonders dumme Schlacht ver- 
loren und eine oder zwei Wo- 
chen später wurde ihm klar, was 
für einen dummen Fehler er ge- 
macht hatte und er ließ seinen 
Sekretär, einen Unteroffizier die 
betreffende Seite im Tagebuch 
neu schreiben — und korrigierte 
dadurch die Geschichte nach 
dem Ereignis! Der Unteroffizier 
setzte sich nieder und schrieb 
den Text peinlich genau ab und 
er beging den Fehler, den wir al- 
le am ersten Tag des neuen Jah- 
res begehen, er setzte das fal- 
sche Jahr im Kopf der Seite ein: 
November 1942! Das ist sehr 
verräterisch. 


Das gleiche passiert in Henry 
Stimsons Tagebuch, im Monat 
vor Pearl Harbor. Wenn Sie in 
das Original-Tagebuch schauen, 
dann finden Sie klare Beweise 
dafür, daß an den Seiten des 
Stimson-Tagebuchs vor Pearl 
Harbor herumgepfuscht wurde. 
Wahrscheinlich von ihm selbst. 


Alle Sekretärinnen haben ihre 


‚eigenen höchst persönlichen Ge- 


wohnheiten: Sie rücken um eine 
gewisse Anzahl von Buchstaben 
in der ersten Zeile eines Absat- 
zes ein, sie betätigen nach einem 


Punkt oder Komma zwei- oder 
dreimal die Leertasten, sie un- 
terstreichen das Datum oder 
nicht, sie schreiben 23 Zeilen 
auf einer Seite oder was auch 
immer. Und Stimsons Sekretä- 
rin, eine Chefsekretärin in der 
obersten Etage in Washington, 
tat genau das. Sie tippte das Ta- 
gebuch in peinlichster Genauig- 
keit. Das bedeutet natürlich, daß 
wenn sie einen Absatz auf einer 
Seite oder einen oder zwei Sätze 
herausnimmt und neu schreibt, 
man dies feststellen kann. Und 
natürlich, wenn jemand anders 
dies zwei oder drei Jahre später 
tut, das heißt den Text neu 
schreibt, dann ist es noch besser 
festzustellen, weil es dann eine 
andere Sekretärin ist. 


Wenn Sie sich das Stimson-Ta- 
gebuch anschauen, werden Sie 
feststellen, daß im November 
und Oktober 1941, zwei Monate 
vor Pearl Harbor, wiederholt 
Passagen aus dem Stimson-Ta- 
gebuch entfernt worden sind, 
und daß aus Gründen, die ich 
soeben beschrieben habe, Seite 
für Seite von einer anderen Se- 
kretärin neu geschrieben worden 
sind. 


Und am Tage Pearl Harbors 
selbst, 7. Dezember 1941, fin- 
den wir, daß ab Seite drei das 
ganze Tagebuch neu geschrie- 
ben wurde. Wiederum von der 


gleichen Sekretärin, und zwar . 


diejenige, die es drei oder vier 
Jahre später neu schrieb, denn es 
enthält immer die gleichen ur- 
eigensten Gewohnheiten der 
zweiten Dame und nicht der ur- 
sprünglichen Sekretärin. 


Verschlüsselte Nach- 
richten über den 
Wetterbericht 


Wieviele Historiker haben das 
herausgefunden? Und sind wir 
berechtigt, irgendwelche 
Schlüsse zu ziehen, was hinein- 
kam und was herausgenommen 
worden ist? Nun, wie das Glück 
so will, am 4. November 1944 
erhielt Stimson einen seltsamen 
Telefonanruf von Henry Mor- 
genthau. Henry Morgenthau, 
Finanzminister, rief Henry 
Stimson an, er war tief beunru- 
higt, weil die Beschuldigung er- 
hoben worden war, der Morgen- 
thau-Plan habe das Leben von 
zwei Divisionen GT’s gekostet. 
Morgenthau ruft also Stimson an 
und bittet sozusagen um Absolu- 


tion. Er sagt: „Sagen Sie, daß 
dem nicht so ist, Henry!“ 


Und wenn Sie das Morgenthau- 
Tagebuch einsehen, in der Roo- 
sevelt-Bibliothek in Hyde Park, 
dann finden Sie folgenden inter- 
essanten, mit Bleistift geschrie- 
benen Eintrag, den wiederum 
niemand entdeckt hat — nicht 
einmal Arthur Schlesinger jun., 
soviel ich weiß —, 4. November 
1944, 8 Uhr 45: „Rief Henry 
Stimson, Cold Springs, an und 
drang auf ihn ein, er möge doch 
etwas tun (Deweys Behauptung, 
der Morgenthau-Plan habe den 
Krieg verlängert, zu bestreiten). 
Er klang müde, müder als je zu- 
vor. Er sagte, er sei müde, weil 
er in den letzten zwei Wochen 
am Pearl-Harbor-Bericht gear- 
beitet habe, um alles herauszu- 
halten, was dem Präsidenten 
schaden könnte.“ 


Da haben wir es! Um die gleiche 
Zeit herum ging, er seine Tage- 


‚bücher durch und dachte: Mein 


Gott, habe ich das in den Tage- 
büchern niedergelegt? Das neh- 
me ich lieber heraus: „Miß Mo- 
neypenny, würden Sie bitte die- 
se Seiten für mich tippen?“ — Es 
ist also eine Vertuschung. 


Verräterische Lücken in 
den Archiven 


Wieder einmal können Sie aus- 
findig machen, was aus jenen 
Seiten verschwunden ist. Denn 
wenn.Sie das ganze Jahr 1941 le- 
sen, stellen Sie fest, daß Stim- 
son alle anderen Monate hin- 
durch Tag für Tag die Einzelhei- 
ten der Magics, die er bekommt, 
die abgefangenen Meldungen 
der Japaner, die diplomatischen 
Berichte, schriftlich niederlegt. 
Stimson legt sie so lange jeden 
Tag schriftlich nieder, bis ur- 
plötzlich, kurz vor Pearl Harbor, 
um den 3. November herum, je- 
der Hinweis auf Japan austrock- 
net. Ab 3. November, bis hin- 
durch zum 26. November, gibt 
es anscheinend in seien Tagebü- 
chern, in der überarbeiteten Fas- 
sung, überhaupt keinen Hinweis 
auf Japan. 


Nun, das kann auch nicht anders 
sein. Was er getan hat: Er ist sein 
Tagebuch durchgegangen und 
hat systematisch alles herausge- 
nommen. Denn er ist fürchter- 
lich erschrocken, weil hier ein 
Beweisstück nach dem anderen 
darüber vorliegt, daß die Japa- 
ner etwas im Schilde führten. So 


ging er sein Tagebuch von vorne 
. bis hinten durch und beseitigte 
alle diese Hinweise. 


Nun ist in den britischen Archi- 
ven noch eine andere Lücke und 
wiederum springt einem dies nur 
dann ins Auge, wenn man das 
Thema intensiv in den anderen 
Archiven bearbeitet hat. Dies 
betrifft die „Winds message“. 
Ich möchte mich hier nicht auf 
eine komplizierte Beschreibung 
dessen einlassen, was die „Wind 
message“ war. Möge es genü- 
gen zu sagen, daß die Japaner 
sich darüber klar geworden wa- 
ren, daß sie, wenn der Krieg 
ausbrechen würde, eine gehei- 
me Methode haben müßten, um 
ihren Botschaftern im Ausland 
mitzuteilen, wer der Feind sei 
und wann der Krieg ausbrechen 
wird. Sie entschlossen sich da- 
her dazu, die verschiedenen 
Botschaften anzuweisen, beim 
örtlichen japanischen Wetterbe- 
richt, der überall in der Welt 
ausgestrahlt wurde — eine ge- 
wöhnliche von Tokio ausge- 
strahlte Wettervorhersage, - 
aufzupassen. Diese entfernt lie- 
genden Botschaften in London, 
Rom und Berlin sollten auf ge- 
wisse Meldungen achten, wie 
der Wind wehte und ob es reg- 
nen würde. 


Und auch die „Windmeldun- 
gen“, am 19. November 1941 
aus Tokio herausgegeben, wur- 
den von uns entschlüsselt - diese 
vorbereitende Meldung vom 25. 
November, sollten wir sagen — 
wurde von uns, den Engländern 
und Amerikanern am 25. No- 
vember entschlüsselt. Botschaf- 
ten gingen an alle unsere Abhör- 
stellen hinaus: Singapur, Hong- 
kong, die Ost- und Westküste 
der Vereinigten Staaten und 
Großbritannien — auf das gering- 
ste Zeichen der Sendung „Winds 
execute“ zu achten. 


Churchills großer 
Alptraum 


Im amerikanischen Archiv be- 
finden sich tonnenweise Doku- 
mente über die „Windmel- 
dung“, in der SRH-Serie im 
Staatsarchiv (National Archi- 
ves), Record Group 557. Sie 
werden feststellen, daß es Darle- 
gungen darüber gibt, es gibt Zu- 
sammenfassungen, es gibt 
Überlegungen und Anschuldi- 
gungen und Debatten und Pearl 
Harbor-Hearings über die 
„Winds message“. 


Wir Engländer wurden auch auf- 
gefordert, unsere Ohren für die 
„Winds message“ offenzuhal- 
ten. Offensichtlich, weil wir die 
„Winds message“ wahrschein- 
lich ebenfalls empfangen wür- 
den. Denn die besonderen Ei- 
genheiten der Verbreitung von 
Funkwellen bringen es mit sich, 
manchmal aus Tokio ausge- 
strahlte Rundfunkmeldungen zu 
empfangen, die die Amerikaner 
nicht empfangen können. Daher 
hörten wir sie auch ab. Und 
doch, wenn Sie in das auf Japan 
bezogene britische Archiv 
schauen, wenn Sie auch in das 
BBC-Archiv schauen, dann 
werden Sie nicht einmal einen 
Hinweis auf die „Winds messa- 
ge“, ganz zu schweigen auf die 
Suche nach ihnen oder deren Er- 
gebnis finden. Haben wir nun 
oder haben wir nicht jene 
„Winds message“ empfangen, 
die uns hinreichend warnten, 
ebenso wie die Amerikaner, 
nämlich am 4. Dezember, also 
drei Tage vor Pearl Harbor, daß 
Japan kurz davorstand, Großbri- 
tannien und die Vereinigten 
Staaten anzugreifen, nicht Ruß- 
land. j i 


Nun, ich glaube, wir haben sie 
empfangen. Ich glaube, daß un- 
sere Geheimdienste die „Wind 
message“ empfangen haben, 
und daß Churchill diese lebens- 
wichtigen Informationen entwe- 
der an die Vereinigten Staaten 
weiterleitete oder nicht. 


Die Amerikaner wollten 
keinen Krieg 


Churchills großer Alptraum 
durch das ganze Jahr 1941 hin- 
durch war, daß er in einen Krieg 


mit Japan - allein — hineinstol- . 


pern könnte. Und daß die Verei- 
nigten Staaten sich bis zur letz- 
ten Minute heraushalten und 
dann immer noch nicht eintreten 
würden. Das steht in allen Über- 
legungen Churchills sowohl in- 
nerhalb wie außerhalb seines 
Kabinetts und in Privatgesprä- 
chen an der Wand geschrieben. 
Aber natürlich bedeuteten Chur- 
chills Überlegungen innerhalb 
seines Kabinetts nicht sehr viel, 
weil sein Kabinett so viel Gehirn 
hatte, wie die Band in der Jonny 
Carson Show. 


Sehen Sie, Churchill wußte 
zwar, daß Roosevelt den Krieg 
wollte, ihm war aber auch Roo- 
sevelts Grundproblem bekannt, 
nämlich, daß das amerikanische 


Volk keinen Krieg wollte. Chur- 
chill tat daher alles, was er tun 
konnte, um Roosevelt aus sei- 
nem Dilemma herauszuhelfen. 


Wir lasen die verschlüsselten 
deutschen U-Boot-Meldungen. 
Wir wußten, wo sich die deut- 
schen U-Boote im Atlantik be- 
fanden. Deswegen gab sich 
Churchill alle Mühe sicherzu- 
stellen, daß unsere Geleitzüge, 
die, von amerikanischen Schif- 
fen begleitet, über den Atlantik 
kamen, direkt auf die deutschen 
U-Boote zuhielten. Er hoffte, 
daß die U-Boote ein amerikani- 
sches Schiff versenken würden. 
Jetzt, wo wir nach und nach Zu- 
gang zu allen Akten bekommen, 
haben wir klar vor Augen, was 
vor sich ging. Man fängt an zu 
verstehen, wo die britischen 
Staatsinteressen liegen; nämlich 
diese Dinge niemals freizu- 
geben. 


Damals, im Jahre 1941, war 
Churchills größtes Problem der 
Botschafter, Joseph P. Kenne- 
dy, der amerikanische Botschaf- 
ter im Court of St. James, einer 
meiner Lieblingscharaktere des 
Zweiten Weltkriegs, Vater des 
späteren John F. Kennedy, der 
aber nicht zu meinen Lieblings- 
charakteren zählte. Joseph Ken- 
nedy war ein ruhmreicher irisch- 
katholischer Eiferer. Roosevelt 
hatte einen Sinn für Humor, als 
er ihn zum Botschafter für Lon- 
don ernannte, und er gab zu, daß 
es nur so eine Art Witz sein soll- 
te. Churchill empfand dies aber 
alles andere als einen Witz als er 
Premierminister wurde. 


Was Churchill 
im Schilde führte 


Kennedy hatte die Gewohnheit, 
die Wahrheit nach Washington 
zu berichten. Als Kennedy zu 
Chamberlain, dem Premiermi- 
nister, ging und ihn fragte, war- 
um dieser Churchill nicht in sei- 
nem Kabinett haben wollte, ant- 
wortete Chamberlain: „Der 
Mann ist sehr labil, und er ist zu 
einem doppelfäustigen Trinker 
geworden.“ 


Churchill wußte, was Kennedy 
berichtete, denn wir lasen auch 
die amerikanischen Depeschen- 
schlüssel und Churchill tat alles, 
um Kennedy loszuwerden — mit 
sauberen oder faulen Tricks. 
Wie aus seinen Tagebüchern 
klar hervorgeht — wir haben eini- 


ge Bruchstücke aus Kennedys 
Tagebüchern, die recht interes- 
sant sind, denn er war bösartig 
antisemitisch eingestellt -, 


‘glaubte Kennedy, Churchill sei 


zu allem fähig, die Vereinigten 
Staaten in den Krieg hineinzu- 
ziehen. In einem Telegramm be- 
richtet er nach Washington, er 
glaube, daß Churchill drauf und 
dran sei, die amerikanische Bot- 
schaft in London zu bombardie- 
ren und dann zu behaupten, die 
Deutschen hätten es getan. 


Später, im gleichen Jahr, als 
Kennedy sich entschließt, in 
Florida Ferien zu machen, 
nimmt er zunächst das Flugzeug 
nach Lissabon und geht dann an 
Bord der „USS Manhattan“ und 
fährt damit über den Atlantik. Er 
hatte ein wenig Angst bekom- 
men, denn er wußte, mit wem er 
es zu tun hatte. Er hatte es mit 
Churchill zu tun, er schickte ein 
Telegramm zum US-Außenmi- 
nisterium des Inhalts: „Geben 
Sie bitte bekannt, daß wenn die 
‚USS Manhattan‘ torpediert und 
versenkt wird, dies nicht als ca- 
sus belli angesehen wird, daß 
die Vereinigten Staaten deswe- 
gen keinen Krieg erklären wer- 
den, weil ich Grund zu der An- 
nahme habe, daß Churchill den 
Plan hegt, die ‚„USS Manhattan‘ 
zu torpedieren, da er weiß, daß 
ich an Bord bin!“ 


Diese Telegramme sind natür- 
lich nicht in den veröffentlichten 
Bänden über die Auslandsbezie- 
hungen der Vereinigten Staaten 
enthalten. Ich fand sie im Archiv 
- sie sind in Suitland, Maryland 
-, und ich zitierte sie bereits im 
ersten Band meiner Churchill- 
Biographie und werde im zwei- 
ten Band noch amüsantere Tele- 
gramme zitieren. Sie beweisen, 
daß Kennedy richtig erkannt 
hatte, was Churchill im Schilde 
führte. Er versuchte, die Verei- 
nigten Staaten auf Biegen oder 
Brechen in den Krieg hineinzu- 
ziehen. m 


Der vorstehende Beitrag von David 
Irving ist in englischer Sprache erst- 
malig in der Zeitschrift „The Journal . 
of Historical Review“, Ausgabe 


Herbst 1989, erschienen. Diese Zeit- 
schrift wird vom Institute for Historical 
Review, P. O. Box 13 06, Torrance, 
Kalifornien, herausgegeben. 


Revisionismus 


Mein Leben 
als Revisionist 


Vierter Teil und Schluß 


Robert Faurisson 


Der französische Professor Robert Faurisson hat mit seinen 
revisionistischen Erklärungen, Schriften und Studien weltweit 
eine lebhafte und kontroverse Diskussion unter den, Histori- 
kern ausgelöst. Er mußte für seine revisionistischen Außerun- 
gen massive Kritik und grausamen Terror erleiden. 


Fünfunddreißig Jahre wollte 
man uns weismachen, daß das 
Wannsee-Protokoll (20. Januar 
1942) ein Beweis für die beab- 
sichtigte Vernichtung der Juden 
ist. Dann wurde diese Behaup- 
tung stillschweigend fallenge- 
lassen. Das Dokument selbst 
ist suspekt. Viele Revisionisten 
lehnen es folglich ab, ihm ir- 
gendeinen Wert beizumessen. 
Ich gehörte auch zu ihnen; jetzt 
nicht mehr. Ich glaube vor al- 
lem, daß das Dokument falsch 
gelesen wurde, auch von mir. 
Wir waren alle Opfer einer der- 
artigen psychologischen Kondi- 
tionierung, daß wir in den bei- 
den entscheidenen Absätzen 
Wörter wie „Freilassung“ und 
„Aufbau‘‘ sowie den in Klam- 
mern gesetzten Satz („Siehe 
Erfahrung der Geschichte‘“) 
nicht sehen konnten. Im Lichte 
dieser Begriffe, die man 
manchmal sogar verschwinden 
läßt, wenn das Protokoll an- 
geblich wiedergegeben wird, 
sage ich, daß das, was Heyd- 
rich auf der Konferenz in Ber- 
lin-Wannsee im Auge hatte, ei- 
ne Freilassung der Juden war, 
die den Krieg überleben wür- 
den, und einen jüdischen Auf- 
bau nach der furchtbaren Prü- 
fung des Krieges und der 
Zwangsarbeit. 


Ein Volk 
unter anderen 


Die Geschichte ist voll von 
‘ derartigen körperlichen und 
moralischen Prüfungen, aus de- 
nen ein Volk, so sagt man, re- 
generiert hervorgeht. Die Na- 
tionalsozialisten, die in dieser 
Hinsicht den Zionisten sehr na- 
hestanden, dachten, daß nach 
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die Juden sind letzten Endes 
ein Volk unter anderen und 
keine „Parasiten“. 


Ich erinnere daran, daß es noch 


» im März 1942 und vielleicht 


sogar noch später in Neuen- 
dorf, im nationalsozialistischen 
Deutschland, einen Kibbuz gab 
— Documents on the Holocaust, 
Yad Vashem, 1981, Seite 155 —. 


Hilberg und Browning 
auf „Null“ reduziert 


Der Rückzug der Vernich- 
tungsspezialisten über einen 
Zeitraum von 35 Jahren hin- 
weg, läßt sich an den aufeinan- 
derfolgenden Erklärungen er- 


Professor Dr. Robert Faurisson (rechts) begleitete in Toronto 
den Prozeß gegen Ernst Zündel (links). 


dem Krieg „die Besten“ unter 
den Juden eine Elite darstellen 
würden; die Keimzelle eines 
jüdischen Aufbaues, wo kör- 
perliche Arbeit, landwirtschaft- 
liche Kolonien, das Gefühl ei- 
ner gemeinsamen Bestimmung 
den Aufbau einer jüdischen 
Heimstätte ermöglichen würde; 


messen, die sie zu dem angeb- 
lich von Hitler erteilen Befehl 
abgegeben haben. Zunächst 
ließ man uns in dem Glauben, 
es sei ein schriftlicher Befehl 
vorhanden; dann wurde uns 
dieser Befehl als mündlich prä- 
sentiert; heute will man uns 
einreden, dieser Befehl habe 


aus einem einfachen „Kopfnik- 


ken“ (sic!) seitens Hitler be- 
standen, der kraft einer Fähig- 
keit des Gedankenlesens sofort 
von einer ganzen Bürokratie 
verstanden wurde! 


Die Theorie des „Kopfnickens“ 
geht auf Christopher Browning 
und die des Gedankenlesens 
auf Raul Hilberg zurück. Wir 
haben somit deri Bereich des 
NICHTS erreicht. Hilberg, der 
ein Verfechter des schriftlichen 
Befehls — oder sogar zweier 
schriftlicher Befehle - war, 
wußte von vornherein, daß er 
keinen Beweis für das Vorhan- 
densein dieses Befehls — oder 
beider Befehle — vorbringen 
konnte. Zu» einem späteren 
Zeitpunkt um 1984 herum wur- 
de er sich darüber klar, daß die 
Theorie des mündlichen Be- 
fehls auch unhaltbar war; auf 
dem Kolloquium von Stuttgart 
(3. bis 5. Mai 1984) übernahm 
er nämlich ein revisionistisches 
Argument und erklärte bezüg- 
lich des angeblich von Eich- 
mann oder von Höss erhaltenen 
mündlichen Befehls: 


„Eichmann und Höss haben 
nicht selbst mit dem Führer ge- 
sprochen. So hören wir nur von 
einem Mann wie Eichmann, 
der von Eichmann gehört hatte, 
der von Himmler gehört hatte, 
was Hitler gesagt hatte. Für 
den Geschichtsschreiber ist das 
allerdings nicht die beste Quel- 
le“ — „Der Mord an den Juden 
im Zweiten Weltkrieg“, DVA, 
1985, Seite 187 —. 


Die Auschwitz-Alben 
von Klarsfeld 


Serge Klarsfeld, der Ehemann 
von Beate Klarsfeld, hat un- 
freiwillig zum Rückzug der 
Vernichtungsspezialisten beige- 
tragen. Um die These der an- 
geblichen Vergasungen in 
Auschwitz-Birkenau zu unter- 
mauern, blieb ihm nichts an- 
ders übrig, als zu einem groben 
Betrug zu greifen. 


1985 veröffentlichte er ein Al- 
bum mit fast 190 Fotos, die 
1944 in Auschwitz von einem 
deutschen Fotografen aufge- 
nommen wurden. Einige dieser 
Fotos waren bereits bekannt. 
Das Ganze hätte schon 1945 
veröffentlicht werden sollen; es 
ist so reich an Informationen, 
daß ich persönlich nichts ken- 
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‚ne, was besser über die Realität 
von Auschwitz aufklärt als die- 
se erstaunlichen Fotografien. 
Dieser verhältnismäßig ehrli- 
chen Ausgabe gab Klarsfeld 
den Titel „Das Auschwitz-Al- 
bum/Lili Jacob’s Album“, -— 
New York, The Beate Klars- 
feld Foundation, Vorwort vom 
5. August 1980 —. Diese Aus- 


von Peter Hellmann, übersetzt 
aus dem Amerikanischen von 
Guy Casaril, französische Aus- 
gabe bearbeitet und ergänzt 
von Anne Freyer und Jean- 
Claude Pressac — Editions du 
Seuil, 1983 —. 


Die Reihenfolge der Fotos wur- 
de völlig durcheinanderge- 


Der Eingang zum Lager Auschwitz -Birkenau, mit dem sich Fau- 
= risson sehr eingehend beschäftigt. 


gabe kam nicht in den Handel, 


sondern wurde, so scheint es, 
den großen Bibliotheken und 
den wichtigsten jüdischen Ver- 
bänden vorbehalten. 


Im darauffolgenden Jahr veröf- 
fentlichte er die gleichen Fotos 
unter folgendem Titel „The 
Auschwitz Album/A Book 
Based Upon an Album Disco- 
vered by a Concentration Camp 
Survivor, Lili Meier“, Text 
von Peter Hellmann — New 
York, Random-House, 1981 -—. 
Diesmal waren die Aufma- 
.chung des Buches und der 
Kommentar zu den Fotos nicht 
so ehrlich. 


Mit der französichen Ausgabe 
fiel Serge Klarsfeld ganz ein- 
fach auf Verfälschung zurück. 
Es muß gesagt werden, daß 
ihm dabei von einer seltsamen 
Persönlichkeit geholfen wurde: 
ein Apotheker namens Jean- 
Claude Pressac, dessen Dienst- 
leistung sogar Georges Wel- 


lers, der ihn zunächst beschäf- . 


tigt hatte, jetzt zurückweist. 
Der Titel lautete „Das Ausch- 
witz-Album, nach einem Al- 


bum, das von Lili Meier, Über-. 


lebende des Konzentrationsla- 
gers aufgedeckt wurde“, Text 


bracht, um die These der Ver- 
nichtungsspezialisten zu erhel- 
len. Einige Überschriften der 
verschiedenen Abschnitte wa- 
ren abgeändert; neue Über- 
schriften wurden sogar ge- 
fälscht, um den Eindruck zu 
vermitteln, es handele sich um 
Original-Überschriften; die 
Kommentare waren völlig will- 
kürlich. 


Ein Plan von Birkenau wurde 
hinzugefügt — Seite 42 —, aber 
dieser wurde vorsätzlich ge- 
fälscht. Dies geschah so: Um 
den Leser glauben zu machen, 
daß die Gruppen von jüdischen 
Frauen und Kindern, die von 
dem Fotografen zwischen den 
Krematorien II und II über- 
rascht wurden, nicht weiter ge- 
hen konnten und daher in den 
„Gaskammern“ dieser Krema- 
torien endeten, durchschnitten 
Klarsfeld und Pressac schlicht- 
weg an dieser Stelle einen 
Weg, der in Wirklichkeit bis zu 
einer großen Brauseanstalt wei- 
terführte — hinter dem Bereich 
der Krematorien gelegen -, 
wohin sich diese Frauen und 
Kinder auch begaben. Mit ei- 
nem weiteren Trick vermieden 
sie jeden Hinweis auf einen 
Sportplatz, längs des Kremato- 


riums III gelegen: diese Ver- 
gnügungsstätte war schlecht 
mit der Nähe eines Ortes ver- 
einbar, wo jeden Tag Tausende 
von Juden vergast worden sein 
sollen. 


Alle Erklärungen haben 
eine gemeinsame Quelle 


Am 29. Mai 1986 gab Klars- 
feld in einem Gespräch mit der 
Wochenzeitung „VSD“ — Seite 
37 — zu, daß noch niemals 
„echte Beweise“ für das Vor- 
handensein von Gaskammern 
veröffentlicht wurden, sondern 
„Ansätze von Beweisen, die 
Faurissonier zwar in Verlegen- 
heit, aber noch nicht zum 
Schweigen gebracht haben“. 
So haben wir sogar von diesem 
Pfleger der Gerechtigkeit das 
Geständnis, daß man die ganze 
Welt dazu verpflichtet hatte, an 
diese Gaskammern zu glauben, 
ohne daß jemals ein Beweis 
veröffentlicht wurde, jedenfalls 
nicht bis Mai 1986, das heißt 
mehr als 40 Jahre nach Kriegs- 
ende! 


Das ist auch ein stillschweigen- 
des Eingeständnis, daß Geor- 
ges Wellers in seinem Buch 
von 1981 „Les Chambres ä gaz 
ont existe/Documents t&moi- 
gnages, .chiffres“ („Die Gas- 
kammern waren vorhanden/Do- 
kumente, Zeugenaussagen, 
Zahlen“), Gallimard, 1981, 
keine „echten Beweise“ vorge- 
legt hat. Was dieses Werk dar- 
stellt, ist das Vorhandensein 
von Krematorien. Klarsfeld 
räumte auch mit dieser Erklä- 
rung ein, daß ein anderes Werk 
ein Fehlschlag war: „Les 
Chambres a gaz, secret d’Etat“ 
(wörtlich: „Die Gaskammern, 
Staatsgeheimnis‘“) verfaßt von 
24 Autoren, darunter Wellers, 
Edition de Minuit, 1984; die 
deutsche Originalausgabe, 
1983 vom Fischer-Verlag her- 
ausgegeben, trägt den Titel 
„NS-Massentötungen durch 
Giftgas“. 


Effektiv beruht dieses Werk 
auf folgender Theorie: Die 
Gaskammern waren das größte 
aller Geheimnisse, Staatsge- 
heimnis. Man darf nicht erwar- 
ten, daß Beweise im üblichen 
Sinne des Wortes entdeckt wer- 
den. Auf dem Umschlag sind 
zwei Dosen Zyklon abgebildet. 
Nach einer Formulierung, die 
ich aus dem Munde von Michel 
de Boüard hörte, „erschießt 


man uns in diesem Buch mit 
Fußnoten und es gibt so gut 
wie keine Quellen dafür an“. 
Ich selbst möchte hinzufügen, 
daß diese Fußnoten keinerlei 
wissenschaftlichen Wert besit- 
zen; sie verweisen zum größten 
Teil auf Erklärungen von deut- 
schen Staatsanwälten oder 
Richtern über Auschwitz, Tre- 
blinka, Sobibor usw. Was man 
uns jedoch verheimlicht ist, 
daß alle diese Erklärungen eine 
gemeinsame Quelle haben: Die 
Zentralstelle in Ludwigsburg, 
die seinerzeit von Adalbert 
Rückerl geleitet wurde, Lan- 
desjustizverwaltung zur Auf- 
klärung von NS-Verbrechen. 
Mit anderen Worten, Herr 
Rückerl, einer der Hauptauto- 
ren des Buches zitiert sich 
selbst, um zu beweisen, daß er 
Recht hat! 


1987 besuchte mich der Jour- 
nalist Michel Folco. Ich zeigte 
ihm das Interview mit Serge 
Klarsfeld. Ich teilte ihm mit, 
daß ich eine Gegendarstellung 
an „VSD“ geschickt hatte, die 
mir schließlich verweigert wur- 
de. Folco wollte anschließend 
einerseits Georges Wellers und 
andererseits Serge Klarsfeld 
aufsuchen. Wellers war über 
dieses Interview von Klarsfeld 
in „VSD“ unterrichtet. Er fand 
es ärgerlich und bedauerlich. 
Es entspann sich ein ziemlicher 
Wirbel, an dessen Ende Klars- 
feld am 23. März 1987 — das 
heißt sechs Monate nach dem 
Interview — ein Dementi her- 
ausgab, aber ein Dementi, das 
einer Bestätigung gleichkam 
und das nicht von „VSD“, son- 
dern in der Zeitschrift von 
Georges Wellers „Le Monde 
juif“ — Januar-März 1987, Sei- 
te 1 — veröffentlicht wurde. 


Klarsfeld schrieb: „Es ist au- 
genscheinlich, daß in den Jah- 
ren nach 1945 die technischen 
Aspekte der Gaskammern ein 
vernachlässigtes Thema waren, 
weil sich niemand vorstellen 
konnte, daß man eines Tages 
deren Vorhandensein beweisen 
muß.“ 


Das Geständnis ist bezeich- 
nend. Wie Klarsfeld selbst 
sagt, hat man die „technischen 
Gesichtspunkte“ der Tatwaffe 
„vernachlässigt“ und nicht dar- 
an gedacht „deren Vorhanden- 
sein nachzuweisen“! Kein Ge- 
richt, angefangen vom Nürn- 
berger Gerichtshof, hat sich in 
allen Strafprozessen dieser Art 
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wirklich darum bemüht, die or- 
dentliche Verfahrensweise ein- 
zuhalten. Die Gaskammer war 
die tragende Säule des ganzen 
Gebäudes der Verbrechen, die 
den Deutschen angelastet wer- 
den, aber man hatte „ver- 
säumt“, sie nach seinen „tech- 


nischen Gesichtspunkten“ zu 
untersuchen. 


Folgen eines Geständnis- 
ses von Jean Daniel 


In Frankreich war „Le Nouvel 
Observateur“ von Jean Daniel 
die Wochenzeitung mit großer 
Auflage, die am meisten er- 
picht darauf war, den Revisio- 
nismus zu bekämpfen. Mehr 
als einmal hatte sie Fotos von 
„Gaskammern“ veröffentlicht. 
Aber nachdem er seine 
Schlacht verloren hatte, gab 
Daniel am 26. April 1983 - 
Seite 31 - zu: „Es gibt kein 
einziges Foto von Gaskam- 
mern.“ 


Das besagt, daß das, was man 
noch heute beharrlich den Tou- 
risten als Gaskammern in Strut- 
hof, in Mauthausen, in Hart- 
heim, in Dachau, in Majdanek 
darbietet, nur eine Täuschung 
ist. Von September 1983 bis 
September 1987 verzichtete die 
französische Presse sozusagen 
auf‘ die Veröffentlichung von 
Fotos von Gaskammern, was 
immerhin ein Fortschritt gegen- 
über der amerikanischen Presse 
ist, die weiterhin Fotos von so- 
genannten „Gaskammern“ ver- 
öffentlicht. 


Die Angst, Dokumente 
zu enthüllen 


1986 wurde von einem ameri- 
kanisch-jüdischen Anwalt, Ge- 
rald L. Posner, ein Buch mit 
dem Titel „Mengele, The Com- 
plete Story“ - in Zusammenar- 
beit mit John Ware, New 
- York, McGraw-Hill — veröf- 
fentlicht. Der Titel ist irrefüh- 
rend in dem Sinne, daß der 
Verfasser uns offensichtlich 
verheimlichtt, was Mengele 
nach dem Kriege über Ausch- 
witz geschrieben haben kann. 
Auf Seite 48 wird berichtet, 
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daß) Mengele sich laut Aussage 
seines Sohnes Rolf bezüglich 
seiner in Auschwitz verbrach- 
ten Jahre „völlig ohne Reue“ 
zeige und „keinerlei Scham“ an 
den Tag lege. 


Ich neige meinerseits dazu zu 
glauben, daß Mengele keine 
Reue und keine Scham.an den 
Tag legte, weil es nichts zu be- 
reuen gab, und nichts, worüber 
er sich schämen müßte. Ich bin 
davon überzeugt, daß seine 
persönlichen Unterlagen die re- 
visionistischen Ansichten voll 
bestätigen, und daß aus diesem 
Grunde die Vernichtungsspe- 
zialisten, die sich diese Papiere 
über seinen Sohn angeeignet 
haben könnten, sich weigern, 


‘deren Inhalt bekanntzugeben. 


„In Rolfs Wohnung befanden 
sich zwei Koffer mit mehr als 
30 Bänden von persönlichen 
Niederschriften Mengeles“, 
Seite 302. 


Ich denke insbesondere an ein 
Schriftstück mit der Überschrift 
„Fiat Lux“ — das auf Seite 316 
erwähnt wird -; der Titel läßt 
vermuten, daß Mengele darin 
ein Licht auf die Realität von 
Auschwitz wirft. Ich bin nicht 
der einzige, der vermutet, daß 
Gerald Posner, Rolf Mengele 
und eine ganze Mannschaft an- 
geblicher Experten oder For- 
scher uns diese Dokumente 
vorenthalten. 


Man liest in „Holocaust and 
Genocide Studies“ — Band 2, 
Nr. 1, 1987, Seite 9 —: „Hatte 
(Mengele), der nichts bereute, 
tatsächlich über die entschei- 
denden Jahre nichts schriftli- 
ches niedergelegt? Und wenn 
er über diese Jahre geschrieben 
hat, wer hat diese Notizen ver- 
nichtet oder versteckt?“ 


Ich glaube, daß die Behand- 
lung, die somit den Nieder- 
schriften von. Dr. Mengele zu- 
teil wurde, ein stillschweigen- 
der Beweis dafür ist, daß die 
Revisionisten Recht haben, 
wenn sie behaupten, daß we- 
sentliche Dokumente der Über- 
prüfung durch Historiker entzo- 
gen werden. Die Wahrheit über 
Auschwitz liegt in Moskau, in 
Arolsen (Hessen) und. in New 
York oder irgendwo in der 
Bundesrepublik 
bei den Manuskripten Menge- 
les; in Arolsen beim Internatio- 
nalen Suchdienst des Roten 
Kreuzes, der den Revisionisten 
seit 1987 verschlossen ist und 
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der reich an unschätzbaren Do- 
kumenten über das Schicksal 
eines jeden in Auschwitz Inter- 
nierten ist; und in Moskau, wo 
man bislang fast alle von den 
Deutschen in der Zeit von 1940 
bis 1945 geführten Sterberegi- 
ster (Totenbücher) unter Ver- 
schluß hält. Die übrigen Toten- 
bücher — zwei oder drei Stück 
von ihnen — befinden sich im 
Auschwitz-Museum und viel- 
leicht auch in Form von Foto- 


kopien in Arolsen, aber auch 


dort wird jede Einsicht ver- 
wehrt. (Anmerkung: In der 
Zwischenzeit - September 
1989 — sind die Totenbücher 
von Auschwitz von Görbat- 
schow freigegeben worden. Sie 
enthalten die Namen von rund 
74.000 Personen, die in Ausch- 
witz gestorben sind; die Redak- 
tion). 


Meine Frage lautet: „Warum 
haben die Holocaust-Historiker 
die systematische Unterschla- 
gung von Dokumenten jahr- 
zehntelang stillschweigend hin- 
genommen? Worauf warten 
sie, bevor sie diese Dokumente 
veröffentlichen? 


Unfreiwillige Enthüllun- 
gen über das Entstehen 
des Mythos 


1985 (Copyright 1984) veröf- 
fentlichte David S. Wyman 
„Ihe Abandonment of the 
Jews/America and the Holo- 
caust“, 1941 bis 1945, Panthe- 
on Books. Dieses Werk, das in 
der Tradition ähnlicher Werke 
von Arthur Morse, von Walter 
Laqueur oder von Martin Gil- 
bert angesiedelt ist, in denen 
diese Autoren sich damit befaßt 
haben, was die Alliierten wäh- 
rend des Krieges über Ausch- 
witz oder andere „Vernich- 
tungslager“ gewußt haben 
könnten, offenbart bei seinem 
Verfasser darin eine Gutgläu- 
bigkeit und sogar eine Einfäl- 
tigkeit, die von Europäern ge- 
wöhnlich „amerikanisch“ ge- 
nannt wird. Das Vorwort wur- 
de von dem unredlichen Zeu- 
gen Elie Wiesel geschrieben 
und die Zeugenaussage, mit 
der das Buch beginnt, stammt 
von Hermann Gräbe, einem 
notorischen Falschzeugen - 
siehe „Der Spiegel“, 29. De- 
zember 1965, Seite 26-28. 


Laut Wyman hätten die Alliier- 
ten glauben müssen, was sie 
über Auschwitz und Treblinka 


hörten, aber sie glaubten in 
Wirklichkeit nicht daran, Sogar 
in Moskau, im Mai 1945, wa- 
ren die amerikanischen Zei- 
tungskorrespondenten anschei- 
nend unaufmerksam oder skep- 
tisch. 


Wyman schreibt: „Darüber hin- 
aus wußten die amerikanischen 
Korrespondenten nichts von 
oder glaubten nicht an die frü- 
heren Berichte über Auschwitz 
(früher als der berühmte sowje- 
tische Bericht vom 6. Mai 
1945), darunter derjenige der 
im November (1944) der brei- 
ten Öffentlichkeit vom War . 
Refugee Board (WRB) be- 
kanntgegeben wurde.“ 

Die Alliierten waren sehr wohl 
berechtigt, sich so zu verhalten 
und nicht an den WRB Report 
vom November 1944 zu glau- 
ben, der hauptsächlich auf Ru- 
dolf Vrba zurückgeht, oder an 
den sowjetischen Bericht über _ 
Auschwitz vom 6. Mai 1945, 
das heißt, das Dokument USSR 
008, das unter seinen vier Un- 
terzeichnern den Biologen Ly- 
senko und den Metropoliten 
Nikolaus oder Nikolai zählte; 
ersterer wurde nach dem Krie- 
ge als Fälscher entlarvt, wäh- 
rend letzterer die Gefälligkeit 
so weit trieb, daß er das falsche 
Gutachten unterschrieb, mit 
dem den Deutschen das Massa- 
ker von Katyn angelastet wurde 
(Dokument USSR 054). Seite 
für Seite hilft David S. Wyman 
ungewollt mit, darzulegen, daß 
die Revisionisten in zwei we- 
sentlichen Punkten Recht 
haben: 


Erstens: Die angeblichen „In- 
formationen“ über die Juden- 
vernichtung waren nichts’ als 
verwirrende, verschwommene, 
widersprüchliche, absurde Ge- 
rüchte; 


Zweitens: Die jüdischen Ver- 


-bände und vor allem der Jüdi- 


sche Weltkongreß, dessen Vor- 
sitzender der Rabbiner Stephen 
Wise war, übten ständig Druck 
auf die Behörden und die Me- 
dien aus, um diese Gerüchte 
als Tatsachen zu präsentieren. 


Das Wort „pressure“ (Druck) 
kommt in diesem Buch immer 
wieder vor. Die angebliche 
Gleichgültigkeit oder Untätig- 
keit der amerikanisch-jüdischen 
Verbände während des „Holo- 
caust“ ist ein Mythos; die Rea- 
lität ist, daß diesen Verbänden 
trotz ihrer  fortwährenden 


Druckausübung große Skepsis 
entgegengebracht wurde, was 
auch ganz normal ist, wenn 
man an den Mangel an Sub- 
stanz der angeblichen ‚„Infor- 
mationen“ über die „Judenver- 
nichtung“ denkt. Auf jeden 
Fall legt dieses Buch entgegen 
der Absicht seines Verfassers 
offen, wie während des Krie- 
ges der Mythos des Holocaust 


und der Gaskammern geboren 


wurde und sich entwickelt hat. 
Wyman hätte sich viel Arbeit 
ersparen können, wenn er den 
herrlichen Artikel von Arthur 
R. Butz „Context and Perspec- 
tive in the ‚Holocaust’ Contro- 
versy“ („Zusammenhänge und 
Ausgangspunkte in der „Holo- 
caust-Kontroverse“) gelesen 
hätte, den dieser auf der Kon- 
ferenz der Revisionisten im 
Jahr 1982 vortrug und der am 
Schluß der neueren Auflagen 
seines Buches „The Hoax of 
the Twentieth Century“ abge- 
druckt ist — Seite 335-369. 


Zugeständnisse von 
Pierre Vidal-Naquet 


Pierre Vidal-Naquet hat soeben 
seine antirevisionisten Schrif- 
. ten neu herausgebracht. Das 
Werk trägt den Titel „Les As- 
sassins de la Memoire“, Edi- 
tions de la Decouverte, 1987. 
Der Verfasser macht darin den 
Revisionisten eine Reihe von 
Zugeständnissen, wobei das er- 
ste darin besteht, ihnen vorzu- 
werfen, daß sie, wie er sich 
ausdrückt, die Geschichte son- 
dern die „Erinnerung“ ermor- 
den. Er gibt ihnen auch in vie- 
len anderen Punkten Recht; 
Hinsichtlich des mehr als su- 
spekten Charakters der Zeugen- 
aussage, die dem SS-Mann 
Pery Broad zugeschrieben wird 
— Seite 54 -; hinsichtlich des 
Wertes des „in Nürnberg ange- 
sammelten Beweismaterials“, — 
Seite 47 -; hinsichtlich der Tat- 
sache, daß Simone Veil unter 
ihrem Mädchennamen Simone 
Jacob zu den Vergasten gezählt 
wurde — Seite 65 —. Es sei bei- 
läufig erwähnt, daß dies auch 
für den kommunistischen 
Funktionär der großen französi- 
schen Arbeiterzentrale, Henri 
Krasucki und für dessen Mutter 
"zutrifft; ebenso wie für Gilbert 
Salomon, in Frankreich heute 
der „Fleischkönig‘“ genannt, 
sowie auf einige Tausende von 
weniger berühmten Juden 
Frankreichs; hinsichtlich der 
Heiligsprechung des jüdischen 


Volkes wegen Auschwitz und 
hinsichtlich des Profits, den Is- 
rael und einige jüdische Grup- 
pen daraus ziehen — Seite 125, 
130, 162, 214, Fußnoten 90 
und 93, 223 (Fußnote 90) -; 
hinsichtlich der Aussage des 
SS-Mann Kurt Gerstein, das 
„voller Widersprüche und vol- 
ler Dinge ist, die kaum zu 
glauben sind“, — Seite 154 -; 
hinsichtlich der Zahlen der 
Auschwitz-Opfer: vier Millio- 
nen nach den Polen und den 
Sowjets, „um dreieinhalb Mil- 
lionen herum“ für Lanzman, 
aber eine Million für Vidal-Na- 
quet (ich persönlich. glaube 
eher an 50.000 bis 60.000 To- 
te, aber bislang wurde noch 
keine amtliche Untersuchung 
durchgeführt und die Totenbü- 
cher von Auschwitz werden 
immer noch von den Alliierten 
unter Verschluß gehalten); hin- 
sichtlich der „imaginären Gas- 
kammern‘“ — Seite 219, Fußno- 
te 44 -. 


Das interessanteste Zugeständ- 
nis bezieht sich auf Auschwitz I: 
Vidal-Naquet glaubt nicht mehr 
an die Echtheit der Gaskammer 
in diesem Lager. Aber die „Gas- 
kammer von Auschwitz IT“ wird 
von Millionen von Touristen be- 
sichtigt, denen sie als echt prä- 
sentiert wird — Seite 131-132 
und Fußnote 94 auf Seite 214 —. 


Ich erinnere in diesem Zusam- 
menhang daran, daß die erste 
Person unter den Historikern jü- 
discher Abstammung, die das 
Nichtvorhandensein einer Gas- 
kammer in Auschwitz I bestätig- 
te, Olga Wormser-Migot war, 
und zwar schon 1968 — „Le Sy- 
steme concentrationnaire nazi 
(1933-1945)“, Presses Univer- 
sitaires de France -; sie schrieb 
damals; „Auschwitz I .. ohne 
Gaskammer“ - Seite 157 —. 


Gerichtliche Unter- 
drückung eine gefähr- 
liche Waffe 


Vidal-Naquet trat wie ein Staats- 
anwalt gegen die Revisionisten 
auf. Er ging soweit, mich beim 
Poliakov-Verfahren vor Gericht 
anzuklagen. Er vertritt die Mei- 
nung; „Man muß über die Revi- 
sionisten diskutieren ... man 
diskutiert nicht mit den Revisio- 
nisten‘“ — „Les Assassins de la 
Memoire“, Seite 10 —. 


Um einen Vergleich aus dem 
Sport heranzuziehen, Vidal-Na- 


quet glaubt, er sei stärker im 
Tennis als Faurisson, aber nicht 
nur das, er behauptet auch, Fau- 
risson betrügt beim Tennis. 
Aber wenn dieser ihm ein Match 
vorschlagen würde,. vor einem 
Schiedsrichter und einem Publi- 
kum, dann würde er gerne spie- 
len, aber nur unter der Bedin- 
gung, keinen Gegner vor sich zu 
haben. Er fordert vom Schieds- 
richter, ihn von vornherein als 
Sieger zu erklären und die Zu- 
schauer müssen diese Entschei- 
dung als rechtsverbindlich aner- 
kennen. 


Vidal-Naquet befürwortet die 
Unterdrückung derjenigen, die 
er „die Mörder“, „die kleine nie- 
derträchtige Bande“, „die Ex- 
kremente“ nennt. Aber nach den 
Erfahrungen, die er gemacht 
hat, erscheint ihm die Unter- 
drückung in juristischer Form 
leider gefährlich; genauer ge- 
sagt, die Richter Frankreichs 
verurteilen zwar die Revisioni- 
sten, wie man es von ihnen ver- 
langt, aber nicht so hart wie Vi- 
dal-Naquet und seine Freunde es 
gerne hätten. 


Er schreibt; „Die gerichtliche 
Unterdrückung ist eine gefährli- 
che Waffe, die sich gegen jene 
wenden kann, die sie handha- 
ben. Der 1979 von verschiede- 
nen antirassistischen Verbänden 
gegen Faurisson angestrengte 
Prozeß endete mit einem Be- 
schluß des . Berufungsgerichts 
von Paris mit Datum vom 26. 
April 1983, mit dem die Ernst- 
haftigkeit der Arbeit von Fauris- 
son anerkannt wird; das ist wohl 
der Gipfel, und mit dem er prak- 
tisch nur verurteilt wurde, weil 
er böswillig handelte, indem er 
seine Thesen in Slogans zusam- 
menfaßte“ — Seite 182 —. 


Hier kann der Rückzug der Ver- 
nichtungsspezialisten an der 
Tatsache ermessen werden, daß 
diese endlich gezwungen wer- 
den, vier Jahre nach dem Ereig- 
nis, daß das Pariser Gericht die 


. Ernsthaftigkeit meiner Arbeit 


anerkannt und mich praktisch 
(schwer) verurteilt hat, weil ich 
seiner Ansicht nach böswillig 
handelte, als ich meine Thesen 
in Slogans zusammenfaßte. Es 
darf nicht vergessen werden, 
daß man seit vier Jahren, von 
1983 bis 1987, erfolgreich den 
Wortlaut des Gerichtsbeschlus- 
ses so verfälscht hat, daß der 
Eindruck entsteht, ich sei wegen 
Geschichtsfälschung verurteilt 
worden. 


In Frankreich glauben einige jü- 
dische Autoren nicht mehr an 


. die Gaskammern oder raten da- 


zu, nicht zu sehr auf eine Unter- 
suchung über das Vorhanden- 
sein dieser erstaunlichen Waffe 
zu bestehen. Das trifft für Jo- 
seph Gabel zu, der schrieb; 
„Faurisson hat es mit wirkli- 
chem Geschick verstanden, die 
Fehler seiner Gegner auszubeu- 
ten“ und „die Diskussion zu den 
schwächsten Positionen der ‚Ex- 
terminationisten’ (sic) abzulen- 
ken (Exterminationisten = Ver- 
nichtungsspezialisten oder Ver- 
fechter der Verniehtungsthe- 
se).“ Er fährt fort; „Es war nutz- 
los und gefährlich, sich auf eine 
derartige Diskussion (über die 
technischen Probleme der Funk- 
tion der Gaskammern) einzulas- 
sen. Es genügt festzustellen, daß 
die Massenvergasung techni- 
sche Probleme aufwirft ..., daß 
es nicht den Opfern obliegt, den 
Schlüssel zur Lösung dieser Pro- 
bleme zu liefern ... Diese Dis- 
kussion über die technischen 
Gesichtspunkte des Völker- 
mords vor einer Öffentlichkeit, 
die reicher an Vorurteilen als 
an Kenntnissen ist, war eine 
falsche Taktik. Die Herren Vi- 
dal-Naquet, Wellers und ihre 
Kollegen haben sich auf dem 
vom Gegner ausgewählten 
Schlachtfeld herumgeschlagen“ 
— „Reflexions sur l’avenir des 
Juifs“, Klincksiek, 1987, Seite 
135-136. 


Geständnis 
als Zeitbombe 


Die Zeitschrift „Article 31" war 
schnell dabei, einen .Brief von 
Ida Zajdel und von Marc Ascio- 
ne — Januar/Februar 1987, Seite 
22 - zu veröffentlichen, in dem 
die These entwickelt wird, nach 
der die Gaskammern niemals 
vorhanden waren; sie wurden 
von einigen SS-Leuten ausge- 
dacht, die somit in ihren „Ge- 
ständnissen“ eine „Zeitbombe“ 
gegen die Juden legten. 


Eine Zeitschrift mit akademi- 
schem Niveau wie „Holocaust 
and Genocide Studies“, die erst 
kürzlich ins Leben gerufen wur- 
de, bekundet, daß selbst die 
Verantwortlichen für Yad Va- 
shem sich jetzt dessen bewußt 
sind, daß es für die Historiker 
nicht mehr möglich ist, die Ge- 
schichte des. Holocaust unter 
Mißachtung der Wahrheit zu 
schreiben wie das bislang die 
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Regel war. Ich empfehle den 
Revisionisten, diese Zeitschrift, 
die von Yehuda Bauer und Har- 
ry James Cargas herausgebracht 
wird, aufmerksam zu lesen. 


Ich beobachte schon seit einigen 
Jahren die Veröffentlichungen 
von Yehuda Bauer; ich stelle bei 
ihm eine „revisionistische“ Ten- 
denz fest, sich Fragen zu stellen 
über die nationalsozialistische 
Politik gegenüber den Juden und 
über gewisse Elemente, die dar- 
auf hinweisen, daß diese darauf 
abzielt, während des ganzen 
Krieges mit den Juden der inter- 
nationalen Kreise in Verbindung 
zu bleiben, um eine Auswande- 
rung, nicht aber eine Vernich- 
tung der europäischen Juden zu 
erleichtern — „Europa-Plan“, die 
mäßigende Rolle Himmlers, die 
Joel Brand-Affäre, Verhandlun- 
gen mit tschechischen, schwedi- 
schen, schweizerischen, ungari- 
schen Juden —. Sogar in der Fra- 
ge der „Einsatzgruppen“ ist man 
sich jetzt dessen bewußt, daß al- 
les, was die Verfechter der Ver- 
nichtungsthese propagiert ha- 
ben, überprüft werden muß, vor 
allem die Zahlen der Hinrichtun- 
gen — „Holocaust and Genocide 
Studies, Band 2, Nr. 2, 1987 
und insbesondere die Seiten 
234-235 -—. 


Die tönernen Füße 
der Legende 


Nur diejenigen, die erst kürzlich 
Revisionisten geworden sind, 
können sich vorstellen, daß der 
Revisionismus ebenso sicher 
den Sieg über die These der Ver- 
nichtungsspezialisten davontra- 
gen wird, wie der Tag auf die 
Nacht folgt. In Wirklichkeit 
werden die Lügen der Vernich- 
tungsspezialisten der breiten Öf- 
fentlichkeit noch jahrzehntelang 
auferlegt werden. Um die Fa- 
bein eines Krieges zu durchbre- 
chen, scheint ein neuer Krieg 
notwendig zu sein. Ohne den 
Zweiten Weltkrieg wäre das 
Greuelmärchen über die von den 
'„Boches“ im Ersten Weltkrieg 
.abgehackten belgischen Kinder- 
hände vielleicht heute noch im 
Geiste der breiten Öffentlichkeit 
lebendig. 


52 [SODE 


Wie Arthur R. Butz darlegt — 
„The Journal of Historical Re- 
view, Frühjahr 1980, Seite. 9 —, 
ruht die Holocaust-Legende auf 
tönernen Füßen. Dieser Koloß 
kann unseren Horizont noch ei- 
ne beträchtliche Zeit lang ver- 


dunkeln. Je mehr die Revisioni- 


sten sich zuflüstern, daß die Fü- 
Be dieser Legende aus Ton sind, 


- umso mehr werden die Holo- 


caust-Gläubigen uns mit ihrem 
Trommelwirbel übertönen. Auf 
akademischem Gebiet werden 
sie mehr und mehr „Kolloquien“ 
veranstalten, die eigentlich nur 
Soloquien sind. 


Ich zweifle daran, daß die Lob- 
by der Vernichtungsspezialisten 
auf akademischen Gebieten ei- 
nen anderen Erfolg erringen 
werden, als die Historiker einzu- 
schüchtern. Es wird immer deut- 
licher werden, daß diese Lobby 
nichts zur Geschichtswissen- 
schaft beiträgt: weder ein neues 
Dokument, noch einen neuen 
Gedanken. Die Historiker kön- 
nen sich streng genommen nur 
im revisionistischen Sinne ent- 
wickeln. 


So erlebten wir das Entstehen 
des „Funktionalismus“ im Ge- 
gensatz zum Intentionalismus“, 
und so entwickelt sich in 
Deutschland mit Hillgruber, 
Nolte, Fest ... eine neue Bewer- 
tung und Relativierung des Ho- 
locausts, die ich meinerseits so- 
fort als „Ersatzrevisionismus“ 
bezeichnet habe. Am Rande die- 
ses „Ersatzrevisionismus“ und 
des wirklichen Revisionismus 
kauern sich in Erwartung besse- 
rer Zeiten qualifizierte Histori- 
ker wie Hellmut Diwald, Alfred 
Schickel und David Irving. Bei 
den Revisionisten wächst vor al- 
lem mit Mark Weber (USA), 
Carlo Mattogno (Italien) und 
Enrique Aynat (Spanien) eine 
neue Generation heran. Ich weiß 
noch andere Namen zu nennen, 
halte es aber für ratsamer, das 
jetzt noch nicht zu tun. 


Eine bequeme Form 
der Indoktrination 


Das Shoah-Business wird weiter 
blühen. Es werden immer mehr 
Holocaust-Museen entstehen, 
und die Holocaust-Propaganda 
wird weiterhin in die weiterbil- 
denden Schulen und Universitä- 
ten eindringen. Die Konzentra- 
tionslager werden zu Attraktio- 
nen, die mit Disneyland ver- 
gleichbar sind. Es genügt diese 


Lager heute zu besuchen, um 
sich darüber klar zu werden, daß 
sie in zwei- oder 'dreihundert 
Jahren immer noch da sein wer- 
den: ihr touristischer Wert ist.of- 
fenkundlich. 


Polen zieht kaum Touristen mit 
„harter“ Währung an, außer we- 
gen Auschwitz, Majdanek, Tre- 
blinka und einiger anderer La- 
ger. Die „Reiseleiter“ fangen 


'an, sich den Gewinn auszurech- 


nen, den sie aus diesen Orten 
ziehen können, wo es eigentlich 
garnichts zu sehen gibt, wo die- 
ses Vakuum aber ständig mit 
„Symbolen“ aufgefüllt wird. So 
wenig es mit den Augen zu se- 
hen gibt, umso mehr stellt man 
uns in der Einbildung zur Schau. 


Von diesem Standpunkt aus ge- 
sehen ist Treblinka ein idealer 
Ort. Alles ist dort symbolisch: 
der Eingang zum Lager, seine 
Umzäunung, die Eisenbahn- 
schienen, die Zugangsrampe, 
der Weg zu den Gaskammern 
und zu den Scheiterhaufen unter 
freiem Himmel, der Standort 
dieser Kammern und Scheiter- 
haufen. Die polnischen Behör- 
den werden daher ein ebenso rie- 
sigeres Museum bauen wie das 
eigentliche Lager, das in Wirk- 
lichkeit klein ist — nicht einmal 
200 mal 50 Meter. 


In der Bundesrepublik Deutsch- 
land und in Österreich gibt es 
wahrscheinlich schon jetztkaum 
noch ein Schulkind, einen Sol- 
daten oder Polizeibeamten, der 
nicht ein oder mehrere Konzen- 
trationslager besuchen mußte, 
um sich von den Schrecken des 
Nationalsozialismus berieseln 
zu lassen und: sich im Vergleich 


dazu von den Tugenden der dor-, 


tigen „demokratischen“ Regie- 
rungen zu überzeugen. Man 
kann sich keine Regierung vor- 
stellen, die die Verantwortung 
dafür übernehmen wird, eines 
Tages auf diese so bequeme 
Form der ideologischen Indok- 
trination zu verzichten. 


Es gibt keinen Grund dafür, 


warum Israel und der Jüdische 
Weltkongreß ihre Forderungen 
und ihre Bemühungen zur För- 
derung der Holocaust-Religion 
einschränken sollten. Milliardä- 
re jüdischer Abstammung, wie 
in Frankreich der Baron Roth- 
schild, in Großbritannien Robert 
Maxwell, in Italien Carlo de Be- 
nedetti, in Moskau Armand 
Hammer, in den Vereinigten 
Staaten und Kanada Edgar 
Bronfman werden wahrschein- 


lich immer mehr Geld bekom- 
men - denn es ist zweifelhaft, 
daß sie ihr eigenes Geld ausge- 
ben werden —, um den Auswir- 
kungen der revisionistischen 


"Skepsis entgegenzutreten. Das 


persönliche Vermögen von Ed- 
gar Bronfman, heutiger Vorsit- 
zender des Jüdischen Weltkon- 
greß und Schnaps-Kaiser, wird 
auf 3,6 Milliarden Dollar ge- 
schätzt. Die französichen Revi- 
sionisten wiegen sozusagen nur 
3 Franken und 6 Sous. Es ist da- 
her klug, sich nicht in irgend- 
welche Illusion über die Erfolgs- 
aussichten in der breiten Öffent- 
lichkeit zu ergehen, deren Pres- 
se von diesen Magnaten be- 
herrscht wird. 


Leute haben mir gesagt, ein 
Wunder sei stets möglich. Die 
politische Weltlage kann sich in 
einem für den Revisionismus 
günstigen Sinne entwickeln. 
Wer weiß, ob sich die arabisch- 
muselmanische Welt nicht eines 
Tages müde wird, die Lektion 
über den jüdischen Holocaust, 
die man ihr erteilt hat, wiederzu- 
kauen? Wer weiß, ob die kom- 
munistische Welt mit den abrup- 
ten Veränderungen in ihrer In- 
nen- und Außenpolitik nicht 
bald erkennt, daß der Augen- 
blick gekommen ist, um die offi- 
zielle Geschichte über Katyn 
und Auschwitz „richtigzustel- 
len“ und zum Beispiel zu den 
„Totenbüchern“ von Auschwitz 
freien Zugang zu gewähren? 
Wer weiß, ob die Historiker der 
dritten Welt oder der ehemali- 
gen dritten Welt nicht eines Ta- 
ges damit beginnen werden, die 
Geschichte des Zweiten Welt- 
kriegs aus ihrer Sicht zu schrei- 
ben ohne sich groß um die Tabus 
der westlichen Welt zu küm- 
mern? 


Es wird noch lange das Schick- 
sal der Revisionisten Sein, in 
Dunkelheit und Gefahr zu arbei- 
ten. Ihr Abenteuer gleicht dem 
der Renaissance, wo einige Gei- 
ster fast überall in Europa sich’ 
gleichzeitig und spontan zum 
Kampf gegen das Dunkel des 
Aberglaubens aufmachten? Die- 
se Forscher der Renaissance lei- 
steten ihre Arbeit dadurch, daß 
sie zu den Urtexten, zur analyti- 
schen Kritik, zur sachlichen 
Überprüfung zurückkehrten; sie 
zogen den Zweifel dem Glauben 
vor; sie wandten sich vom Glau- 
benabundder Vernunftzu D 
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Nationalismus 


Das Japan, 
das Nein 
sagen kann 


Karl Philipp 


Unter dem Titel „Das Japan, das Nein sagen kann“, verfaßten 
Sony-Chef Akio Morita und Shintaro Ishihara ein Buch mit 
gewaltiger Sprengkraft. Gedacht war besagte Literatur nur 
für Japaner. John Hillkirk von der amerikanischen Tageszei- 
tung „USA Today“ schreibt dazu: „Ausgehungerte Piranhas 


gleich, 


verschlingen amerikanische Kongressabgeordnete, 


“ CIA-Agenten und Geschäftsleute die illegalen Übersetzungen 
dieser Publikation.‘ Hunderte von Kopien wurden bereits 
durch die Hochleistungskopierer amerikanischer Büros ge- 


jagt. 


Was ist so explosiv an diesem 
- Buch? Das Buch charakterisiert 

die USA als ungeliebten 
- Freund, als rassistisches Land 
“und es läßt durchblicken, daß 
Japan die ihm aufgezwungenen 
- Kapitulationsbedingungen zu 
- vergelten gedenkt. 


Die Autoren schreiben unver- 
hohlen, daß die USA nicht 
mehr fähig sind, ihre eigenen 
- Probleme zu bewältigen und 
daß sich Japan alleine deshalb 
alle „wohlmeinenden“ Einmi- 
schungen in japanische Angele- 
genheiten verbittet. Japan und 
insbesondere die japanische 
Führung wird aufgerufen, auf- 
zustehen und „Nein“ zu „Onkel 
Sams‘ Forderung zu sagen, ja- 
panische Ausfuhren zu be- 
schränken, aber amerikanische 
Einfuhren zu fördern. 


Das für Amerikaner Undenk- 
bare wird ausgesprochen. Ja- 
pan könnte, sollte es dazu ge- 
‚.nötigt werden, das Gleichge- 
wicht‘ der Kräfte in der Welt 
“durch den Verkauf von Com- 
“ puterchip-Technologie an die 
a Sowjetunion dramatisch verän- 
dern. . x 
r 
' Fast alle Seiten des Buches re- 
_ flektieren eine in Japan wach- 
sende reinstimmung, eige- 
ne nationale Interessen gegen- 
über den USA in Zukunft un- 
 nachgiebig geltend zu machen. 
. Tatsächlich antwortete Japan 
kürzlich auf ein Nachsuchen 


Japanische Waren überschwemmen die westlichen Länder. 


Unglaublich. Ein Peitschenhieb 
aus sicherer Entfernung auf den 
torkelnden Riesen? Aus japani- 
scher Sicht wankt der in sich 
verfaulte, ausgehöhlte, sterben- 
de Koloß - tödlich angeschla- 
gen — unter seinem als Sterbe- 
tuch über ihm wehenden Ster- 
nenbanner. Es scheint, als be- 
ziehe der ewig lächelnde 
Zwerg aus dem Land der auf- 
gehenden Sonne schon jetzt 
Posten, um den Sturz des fal- 
lenden Giganten genüßlich von 
seinem Logenplatz aus verfol- 
gen zu können. 


Japan hat das amerikanische 
Wirtschaftssystem defacto zur 


Kapitulation gezwungen. Ishi-. 


hara und Morita sagen völlig 
unverblümt, was einflußreiche 
japanische Geschäftsleute bis- 
lang nur im privaten Kreis und 
hinter vorgehaltener Hand aus- 
zusprechen wagten. 


Diese sich fortentwickelnde ja- 
panische Selbstsicherheit ließ 


Durch eine geschickte Kalkulation können sie weltweit die 
Preise mit ihren Produkten unterbieten. 


der Bush-Administration nach 


" einem freieren Warenverkehr 


mit einem „Sieben-Punkte- 
Plan“. Darin bot Japan der US- 
Regierung mit zynisch-ironi- 
schen Worten an, die marode 
amerikanische Wirtschaft, qua- 
si unter japanischer Aufsicht, 
neu zu gestalten und zu reorga- 
nisieren. 


der Vorstandsvorsitzende von 
Japans größter Unternehmeror- 
ganisation Keidanren, Kazuo 
Nukazawa, während eines In- 
terviews mit der in allen ameri- 
kanischen Bundesstaaten er- 
scheinenden Tageszeitung 
„USA Today“ durchblicken. 
„Die USA tun so“, bemerkte 
Nukazawa nicht ohne Spott, 


„als hätten sie das Recht, Ver- 
änderungen zu verlangen. Aber 
ein solches Recht besitzen sie 
nicht mehr.“ 


Beobachter glauben, aus dieser 
Aussage die Drohung heraus- 
gehört zu haben, Japan könnte 
seine jährlichen Käufe von 
amerikanischen Schuldver- 
schreibungen in Höhe von 30 
Prozent des gesamten Ausgabe- 
wertes einstellen. 


Buchautor Ishihara, dem man 
die besten Chancen als Premier 
für die neunziger Jahre ein- 
räumt, läßt die Katze aus dem 
Sack. „Während des Zweiten 
Weltkrieges bombardierte die 
amerikanische Luftwaffe zivile 
Ziele in Deutschland“, erklärt 
er nicht ohne Verbitterung, 
„aber nur auf das bereits kapi- 
tulationsbereite Japan wurden 
Atombomben zu Testzwecken 
geworfen. Das war eine ganz 
abscheuliche Art von Ras- 
sismus.“ 


Solche Äußerungen passen in 
der Tat zu Aussagen prominen- 
ter japanischer Persönlichkei- 
ten, die vorsichtig artikulieren, 
man strebe die Zerstörung der 
amerikanischen Wirtschaft als 
Rache für Nagasaki und Hiro- 
shima an. „Der Bombenangriff 
am 7. Dezember 1941 auf 
Pearl Harbor verlief noch er- 
folglos“, versucht sich der in 
Hawaii ansässige japanische 
Geschäftsmann Kim Kaharito 
süffisant zweideutig zu formu- 
lieren, „die kommerziellen Of- 
fensiven der achtziger Jahre 
hingegen werden uns den End- 
sieg bringen. Heute gehören 
uns mehr als fünfzig Prozent 
aller Hotels auf Hawaii. Ohne 
uns geht hier nichts mehr.“ 


Und ein ehemaliger in Ham- 
burg stationierter - japanischer 
Marineattachee gelobte kürz- 
lich in Toronto: „Japan befin- 
det sich im Krieg mit den 
USA. Wir werden Amerika 
wirtschaftlich besiegen. Wir 
werden Vergeltung üben für 
den uns von den USA zugefüg- 
ten Gesichtsverlust im Pa- 
zifik.“ 


Der totale Wirtschaftskrieg Ja- 
pans gegen die USA soll mit ° 
weiteren wirkungsvollen und 
anderen weitreichenden politi- 
schen Veränderungen flankiert 
werden. „Es gibt in Japan be- 
deutende Wirtschaftsführer“, 
berichtet Ishihara ungeniert, 
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„die schon seit langem großes 
Interesse an der Entwicklung 
von Sibirien hegten. Viele von 
"ihnen sind der Meinung“, ent- 
rätselt er die japanische 
Marschrichtung, „daß Japan 
neutral werden und für den 
Fall, daß die Sowjets die be- 
setzten Inseln im Norden zu- 
rückgeben, das mit den USA 
bestehende Sicherheitsabkom- 
men aufkündigen solle. Und 
dafür gibt es mittlerweile be- 
rechtigte Aussichten.“ 


Der kühne japanische 
Wirtschaftsplan 


Solche Aussagen lassen die 
Amerikaner erschaudern. „Nie- 
mals zuvor“, gesteht Demokrat 
James Exon, „habe ich ein 
Buch so viel Konsternation in 
Washington auslösen sehen wie 
dieses Dokument. Ich kann gar 
nicht glauben, was da zu lesen 
ist. Auch wenn es ursprünglich 
nur für Japaner gedacht war.“ 


Und Republikaner Mel Levine 
schmollt schreckverzerrt: „Das 
Buch liefert die nackten Bewei- 
se dafür, daß Japan seine Wirt- 
schaftsmacht dazu benutzt, uns 


herumzuschubsen.“ 
Exon komplettiert Levins Be- 
fürchtungen: „Das Buch ist 


Teil eines kühnen japanischen 


Wirtschaftsplans, welcher Ja-' 


pan in die Lage versetzen soll, 
uns zu diktieren, was wir zu 
tun und zu lassen haben.“ - 


Aber am meisten ist man in’ 


„Capitol Hill“ darüber entsetzt, 
daß Japan seine „High-tech- 
Muskeln“ spielen lassen und 
den Sowjets Computerchips 
liefern könnte. „Die Leute vom 
‚Hügel’ (US-Regierung)“, ver- 
meldet Levine besorgt, „sind 
von dieser Strategie abge- 
schreckt. Sie fürchten sich da- 
vor, von den Japanern als ‚Gei- 
seln’ im Geschäft mit den So- 
wjets genommen zu werden.“ 


Als die Wogen der Entrüstung 
in Washington sich aufzutür- 
men begannen, versuchten die 
Japaner zu beschwichtigen. 
„ch stimme nicht mit allen na- 
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tionalistischen Ansichten mei- 
nes Kollegenautors Ishihara 
überein“, N 
den Reportern während einer 
Pressekonferenz im November 
1989. Auch die japanische Re- 
gierung ließ nichts unversucht, 
die entstandene Kontroverse 
herunterzuspielen. 


„Ishihara‘“, beschwichtigten 
Mitglieder der japanischen Re- 
gierung, „vereinigte ja nur die 
drittmeisten Stimmen als 
Linksradikaler bei der letzten 
Präsidentschaftswahl auf sich.“ 
Fürwahr, wenig tröstliche De- 
mentis und Distanzierungen. 
Oder machen sich die Japaner 
etwa auf fernöstliche Art über 
die selbstgefällige US-Admini- 
stration lustig? Die Amerikaner 
fragen sich naiv erregt, warum 
denn dieses Buch überhaupt 
gedruckt wurde und warum es 


nur in Japanisch erscheinen 


durfte. 


Japan bewahrte sich die 
nationale Würde 


Eines steht fest. Die Japaner 
verfolgen einen Plan. Einen 
raffinierten . Plan. Kaltblütig 
und lächelnd. Vergleiche zwi- 
schen Deutschland und Japan 
anzustellen, muß erlaubt sein. 
Schließlich waren das Deutsche 
Reich und das Königreich Ja- 
pan Verbündete im Zweiten 
Weltkrieg und letztendlich un- 
terlagen beide dem gemeinsa- 
men Feind USA. Beide Länder 
wurden gezwungen, bedin- 
gungslos zu kapitulieren und 
beide Staaten mußten nach dem 
Zusammenbruch rechtlos und 
gedemütigt sogenannte Kriegs- 
verbrecherprozesse über sich 
ergehen lassen. Interessant die 
Entwicklung bei ein und der- 
selben Ausgangslage. 
schaftlich und politisch vollzog 
sich bei beiden Kriegsverlie- 
rern eine sehr ähnliche Ent- 
wicklung. 


Im Gegensatz zu den Nach- 
kriegsregierungen der beiden 
besetzten deutschen Teilstaaten 
verstanden die Japaner die ih- 
nen gemachten Schauprozesse 


“ als Demütigung. Schon sehr 


bald legte der japanische Kai- 
ser an den Gräbern der von den 
Amerikanern gehenkten japani- 
schen Militärs Kränze nieder 
und erklärte diese zu Volkshel- 
den. Durch diese Haltung be- 
wahrte sich Japan seine natio- 
nale Würde. 


versicherte Morita 


Wirt- 


Bemerkenswerterweise gab es 
in Japan trotz der unvorstellba- 
ren wirtschaftlichen Aufbauar- 
beit im Gegensatz zur Bundes- 
republik niemals Bedarf an 
fremdländischen Arbeitskräf- 
ten. Auf keinen Fall wollte 
man in Nippon eine Verfrem- 
dung des japanischen Wesens 
riskieren. 


Der ehemalige Ministerpräsi- 
dent Nakasone erklärte den 
wirtschaftlichen Erfolg seines 
Landes damit, daß es in Japan 
keine Rassenvermischung ge- 
be. Nur deshalb sei der fleißige 
japanische Volkscharakter er- 
halten und stark geblieben. 
Fremdländische Einflüsse hät- 


ten zwangsläufig gegensätzli- 


che Strömungen hervorgerufen, 
die den Interessen des japani- 
schen Volkes zuwidergelaufen 
wären. 


Für diese Äußerungen mußte 
sich Nakasone entschuldigen. 
Aber seine vor dem Parlament 
abgegebene Entschuldigung äh- 
nelte sehr der Distanzierung 
von Morita gegenüber seinem 
Buchautorenkollegen Ishihara 
sowie den Beschwichtigungs- 
formeln des japanischen Parla- 
ments, Ishihara habe ja nur die 
drittmeisten Stimmen bei der 
Präsidentschaftswahl erhalten. 


Nakasone entschuldigte sich 
zwar vor allen Menschen, die 
er durch seine Aussage mög- 
licherweise verletzt habe. 
Gleichzeitig bekräftigte er, daß 
die völkische Unversehrtheit 
Japans für Volk und Land ein 
Glück sei. „Und es macht uns 
stark“, fügte er hinzu. 


Es wäre im Land des Fujijama 
undenkbar, daß der eigene Prä- 
sident seinem eigenen Volk die 
abscheulichsten Verbrechen an- 
lastet. Die Japaner glauben 
nicht, daß sich Herr von Weiz- 
säcker beispielsweise im Januar 
1989 über die wahren Täter 
von Katyn in Unkenntnis be- 
fand. Legte von Weizsäcker 
nicht kurz vorher noch Schuld- 
bekenntnisse im Namen aller 
Deutschen für angeblichen von 
Hitlers SS im Wald von Katyn 
verübten Morden an etwa 
15000 polnischen Offizieren 
und Soldaten ab? 


Nur zwei Monate später berei- 
tete Gorbatschow dieser ekeler- 
regenden Lüge ein Ende. Sta- 
lins mördende Soldateska war 
für das Genickschußmassaker 


verantwortlich. Bis heute hat 
der Bundespräsident kein Wort 
über seinen Irrtum, kein Wort 
der Entschuldigung gegenüber 


seinem Volk verloren. Genauso - 


verhält es sich mit den 240 000 
von den Stalin-Truppen abge- 
schlachteten Ukrainer. 


Der Bundespräsident 
findet kein Wort über 
den Irrtum 


„Warum meldet sich Ihr Bun- 
despräsident eigentlich nur 
dann zu Wort“, wollte der ja- 
panische Geschäftsmann Kim 
Kaharito wissen, „wenn er sei- 
nem eigenen deutschen Volk 
irgendein Verbrechen andich- 
ten kann? Warum tritt er nicht 
als Anwalt seines so sehr ver- 
leumdeten Volkes in Erschei- 
nung. Warum weigert er sich, 
den nach der Kapitulation an 


. etwa einer Million deutscher 


Kriegsgefangener verübten 
Massenmord auf Befehl des 
aus Schweden stammenden Ge- 
neral Eisenhower anzupran- 
gern?“ 


Tatsächlich zeichnet sich der 
Bundespräsident durch betrete- 
nes Schweigen immer dann 


aus, wenn deutschen Menschen 


großes Leid zugefügt wurde. 
„Kaharito ist nicht auf dem lau- 
fenden“, widerspricht der briti- 
sche Historiker David Irving 
dem Japaner, „der Bundesprä- 
sident ist lernfähig geworden. 
Er behauptet nicht mehr, daß er 
wisse, daß es in Auschwitz 
Gaskammern zur Tötung von 
Juden gegeben habe.“ 


Anlaß für Irvings Äußerung 
waren mit dem Bundespräsi- 
denten geführte Schriftwechsel 
im Zusammenhang mit Irvings 
Vortragsreisen in der Bundes- 
republik, Österreich, USA und 
Spanien. Der Historiker spricht 
seit Juni 1989 in überfüllten 
Sälen vor Tausenden von wiß- 
begierigen Menschen über das 
Gutachten des Amerikaners‘ 
Fred Leuchter, Ingenieur für 
Gaskammern zur Tötung von 
Menschen. Das Gutachten 
zieht das Fazit, daß es weder in 
Auschwitz, Birkenau noch 
Majdanek Gaskammern zur 
Tötung von Menschen gegeben 
habe. 


Der Bundespräsident erhielt in 
diesem Zusammenhang zahlrei- 
che Briefe. Viele wollten wis- 
sen, wie er als Staatsoberhaupt 


zu dieser „Sechs-Millionen- 
“ Weltlüge“ noch schweigen 
könne. Im April 1989 zum 
Leuchter-Gutachten befragt, 
ließ der Bundespräsident mit- 
teilen, daß ihm das Gutachten 
bekannt sei. Aber es stünde im 
„Widerspruch zu den von Ge- 
schichtswissenschaftlern ermit- 
telten Fakten“. 


Als von Weizsäcker im August 
1989 erneut angeschrieben 
wurde, ließ er wissen, daß er 
„keinen Grund habe, an den 
von den Geschichtswissen- 
schaftlern ermittelten Fakten zu 
zweifeln“. 


Auf eine im Oktober erfolgte 
Anmahnung eines Schreibens 
vom Juni, ließ der Bundesprä- 
sident überraschenderweise 
mitteilen: „In der Sache selbst 
(ob es Gaskammern in Ausch- 
witz gab oder nicht) kann der 
.. Herr Bundespräsident nichts 
sagen.“ 


Der Herr Bundespräsident kann 
also nicht sagen, ob es Gas- 
kammern gab oder nicht. „Dem 
Bürger in der Bundesrepublik“, 
“ schüttelt der spanische Verle- 
ger Varela ungläubig den 
Kopf, „versucht Herr von 
‘“ Weizsäcker allerdings ein für 
‘alle Zukunft geltendes Schuld- 
bekenntnis abzunötigen.“ . 


Unsere Bonner Politiker wären 

gut beraten, sich die Haltung 
der japanischen Regierung zu 
. eigen zu machen, bevor sie im 
Eifer ihrer volksschädigenden 
° Umtriebe die unveräußerlichen 
Rechte des deutschen Volkes 
wie Konfetti über dem Globus 
ausstreuen. 


Die Mordgrenze im Herzen 
Deutschlands fällt, die Mörder- 
gilde im anderen Teil des ent- 
rechteten und besetzt gehalte- 
nen Deutschen Reiches muß 
abdanken, die Bedrohung fehlt, 
aber dennoch versucht Bundes- 
verteidigungsminister Stolten- 
berg uns einzureden, daß wir 
die NATO mit ihren nach Leip- 
zig und Dresden gerichteten 
Raketen brauchten. 


„so wie uns der Bundespräsi- 
dent erfundene Greuelpropa- 
ganda angelastet hat“, entrüstet 
. sich Erhard Grossmann im Ge- 
spräch mit Landsleuten aus der 
DDR, „werden wir jetzt belo- 
“ gen, daß die uns im gesamt- 
deutschen Massengrab wieder- 
vereinende NATO einem fried- 


lichen, neutralen Gesamt- 
deutschland vorzuziehen sei.“ 


Anschauungsunterricht über die 
Ziele unserer „Besatzer-Freun- 
de“ lieferte uns der US-Außen- 
minister Baker einen Tag nich 
der am 11. Dezember 1989 ab- 
gehaltenen Sitzung der Außen- 
minister der vier Besatzungs- 
mächte in Berlin. Er bestimmte 
keck, daß man jenseits des At- 
lantiks einer Wiedervereini- 
gung natürlich zustimme. Vor- 
aussetzung dafür sei allerdings, 
daß diese Wiedervereinigung 
im Rahmen der NATO vollzo- 
gen werde. Mit anderen Wor- 
ten soll der 51. Bundesstaat der 
USA, die Bundesrepublik, 
nach Osten ausgedehnt, sprich 
vergrößert werden. 


Gorbatschow, der noch im An- 
schluß an den Gipfel mit Bush 
in Malta vor der Presse gelob- 
te, „die Wiedervereinigung sei 
allein Sache der Deutschen“, 
gab plötzlich Bundesaußenmi- 
nister Genscher während des- 
sen Besuch in Moskau im An- 
schluß an Malta unmißver- 
ständlich zu verstehen; ‚Die 
Sowjetunion hält an den beste- 
henden Grenzen fest.“ 


Als Genscher Parteichef Gor- 
batschow ein Buch mit den 
Worten überreichte: „Herr Ge- 
neralsekretär, ich erlaube mir, 
Ihnen ein Buch über die Deut- 
schen zu schenken. Vielleicht 
trägt es dazu bei, daß Sie uns 
besser verstehen“, antwortete 
Gorbatschow in deutsch: „Ich 
verstehe Sie sehr gut. Hoffent- 
lich verstehen Sie uns auch.“ 


Was hat wohl den Sinneswan- 


del bei Gorbatschow ausgelöst? 
Lange darüber nachzugrübeln 
ist überflüssig. Nach der Aus- 
sage Gorbatschows in Malta im 
Zusammenhang mit der deut- 
schen Wiedervereinigung wur- 
de Genscher offensichtlich von 
seinem „Vorgesetzten“ Baker 
nach Moskau gejagt, um den 
Sowjets klar zu machen, eine 
Wiedervereinigung kann nur 
unter einer weiterhin gültigen 
amerikanischen Vorherrschaft 
erfolgen. 


Dazu kann Gorbatschow natür- 
lich niemals sein Einverständ- 
nis geben. Er kann unmöglich 
zulassen, daß sich die USA mit 
ihrer gewaltigen Kriegsmaschi- 
nerie und ihren deutschen 
Frondienstsoldaten als Elite- 
truppen weiter vor die Moskau- 
er Haustür robben: E 


Revisionismus 


Alptraum 
Bonner 


Politiker 


Alfred König 


Seit nunmehr etwas mehr als zwei Jahren existiert der in 
München ansässige „Verein zur Förderung deutscher Interes- 
sen“. Zweck des Vereines ist die Verbreitung heimatlichen 
kulturellen Gedankengutes zum Wohl des deutschen Volkes 
sowie „den Schutz der Heimat öffentlich zu vertreten und dem 
deutschen Volke zugefügten Schaden materieller wie immate- 
rieller Art und Benachteiligungen offen zu verurteilen“. 


Hierzu veranstaltet der Verein 
auch des öfteren Veranstaltun- 
gen, auf denen Grundsatzrefe- 
rate zu bestimmten Themen ge- 
halten werden. Eines der letz- 
ten war das von Dr. Richard 
Pemsel gehaltene Referat mit 
dem Thema „Geschichtliche 
Entlastung Deutschlands -— ein 
Alptraum für deutsche Politi- 
ker?‘ Pemsel stellte dabei eini- 
ge bemerkenswerte Gedanken- 
gänge auf. 


Zur Beantwortung obiger Fra- 
gen ging Pemsel zuerst auf den 
Ausgangspunkt der Anti- 
Deutschland-Hetze, den Natio- 
nalsozialismus und das Dritte 
Reich, ein. Er kam dabei zu 
dem Ergebnis, daß viele der 
gegen Deutschland gerichteten 
Vorwürfe „auf den im deut- 
schen Nationalcharakter ange- 
legten Hang zur KriegslüStern- 
heit, Aggressivität und Intole- 
ranz zurückzuführen“ sind. 
Dies habe sich stets durch die 
„Argumentation“ der Gegner 
Deutschlands wie ein roter Fa- 
den gezogen. 


Der Hauptvorwurf lautete aber, 
daß Hitler-Deutschland durch 
den „Überfall“ auf Polen den 
Zweiten Weltkrieg vom Zaun 
gebrochen, Millionen von Ju- 
den ermordet habe und die 
Bundesrepublik heute für alles, 
was damals geschehen sei, die 
Verantwortung trage. 


Nach einer kurzen Darstellung 
der wirklichen damaligen Ver- 
hältnisse — und nicht der heute 
im Sinne der Siegermächte ge- 


schönten —, teilte Pemsel die 
große Mehrheit der heutigen 
Politiker in fünf Kategorien 
ein, denen allen aus höchst un- 
terschiedlichen Gründen daran 
gelegen sei, die angebliche Al- 
leinschuld Deutschlands für al- 
le Zeiten festzuzementieren. 


Die erste und unbedeutendste 
Gruppe stellten die Leute, die 
persönlich oder im Freundes- 
und Verwandtenkreis im Drit- 
ten Reich Unrecht erfahren ha- 
ben oder die durch unentwegte 
Schilderungen über deutscher- 
seits begangene Untaten so be- 
eindruckt sind, daß eine innere 
Sperre vorhanden ist. Diese ge- 
statte es ihnen dann aber nicht, 
die breite Wirklichkeit zu se- 
hen, andere Argumente aufzu- 
nehmen und zu verarbeiten. 
Pemsel nennt sie „Menschen, 
die bei einer einschlägigen Dis- 
kussion allein auf ‚Sendung’ 
und nicht auf ‚Empfang’ zu 
schalten verstehen“. Auf der 
anderen Seite vergäßen sie 
aber, daß sie gewählt sind, das 
Wohl des deutschen Volkes zu 
vertreten und zu mehren. 


Qualitativ ungleich bedeuten- 
der sei die zweite Gruppe, die 
sich vor allem aus Politikern 
der obersten Etagen rekrutiere. 
Zwar sei es von den heute 
maßgebenden Politikern rich- 
tig, keine komprimierten Vor- 
würfe gegen die sogenannten 
Siegermächte vorzubringen, da 
dies nur zu einer neuen Ein- 
heitsfront gegen Deutschland 
führen würde, doch sei es aber 
auch falsch, „das durch die 
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Nürnberger Prozesse eingelei- 
tete Bild für alle Zeiten hinzu- 
nehmen“. Daß es nämlich in 
dieser betreffenden Epoche 
"herum nur zwei Kategorien von 
Staaten und von Menschen ge- 
geben habe, gute und böse, 
und daß damit alles erklärt sei. 


So müsse doch zum Beispiel 
Beachtung finden, daß dem aus 
Deutschland-Italien-Japan be- 
stehenden Dreierpakt noch fol- 
gende Staaten beigetreten wa- 
ren: Ungarn, Rumänien, Slo- 
wakei, Bulgarien sowie kurz- 
fristig Jugoslawien mit dem 
nachfolgenden Putsch und spä- 
ter Kroatien. Und Spanien und 


Finnland hätten zumindest Ver- 


ständnis signalisiert. Ebenfalls 
hatte die Sowjetunion mit dem 
Hitler-Stalin-Pakt beim Polen- 
feldzug gemeinsame Sache mit 
den Nationalsozialisten ge- 
macht. Damit unterstellten die 
heutigen Politiker aber still- 
schweigend, daß die diesen 
Völkern angehörenden Bürger 
— immerhin ein großer Teil der 
Weltbevölkerung — „gewisser- 
maßen einen geistigen oder 
moralischen Defekt“ gehabt 
hätten. 


Als aus seiner Sicht gute, weit- 
sichtige Politik führte Pemsel 
das Verhalten der Politiker 
nach der Ermordung zweier 
Polizeibeamte durch einen ab- 
gewiesenen Asylbewerber in 
Stuttgart an, der noch drei wei- 
tere Beamte schwer verletzte. 
Die Politiker, in diesem Fall 
Späth und Rommel, hätten die 
Tat verurteilt und sie nicht in 
Schutz genommen und den An- 
gehörigen jede Anteilnahme 
entgegengebracht. „Zugleich 


scheuten sie sich aber nicht, in . 


der Stunde des Schmerzes, ge- 
wissermaßen am offenen Sarg, 
davor zu warnen, daß sich in 
der Bevölkerung pauschalierter 
Haß gegen den Kreis der Asyl- 
bewerber entladen könne.“ 


Das gleiche müsse aber nun 
auch auf den anderen Feldern 
der deutschen Außenpolitik, 
beispielsweise im Verhältnis zu 
Polen, zum Ausdruck gebracht 
werden. Mit folgender Argu- 
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mentation: In der Bundesrepu- 
blik sei ein tiefer Wandel von- 
statten gegangen. Die Deut- 
schen hätten nahezu einmütig 
Imperialismus und Chauvinis- 
mus abgeschworen, hätten da- 
mit aber auch das Recht, nicht 
selber einen Chauvinismus der 
anderen Länder zum Opfer zu 
fallen — so wie es derzeit ge- 
schehe! 


Die dritte  Politikergruppe 
„setzt sich aus einem weniger 
erfreulichen Potential zusam- 
men“. Es seien die Politiker, 
denen mangelndes Engage- 
ment, mangelndes Wissen und 
auch mangelnder Mut zur Ver- 
tretung deutscher Interessen zu 
eigen sind. Diese seien die gro- 
Be Zahl der Opportunisten, die 
es mit einem Wort Mark 
Twains hielten: „Demokratie 
beruht auf drei Prinzipen: auf 
der Freiheit des Gewissens, auf 
der Freiheit der Rede und auf 
der Klugheit, keine der beiden 
in Anspruch zu nehmen.“ 


Vom Historikerstreit und allen 
damit zusammenhängenden 
Fragen wüßte und verstünde 
dieser Personenkreis nur so- 
viel, daß er sagen müsse, die 
Verbrechen des Nationalsozia- 
lismus hätten den Charakter der 
Einzigartigkeit in der Ge- 
schichte. Dies sei dann soweit 
gegangen, daß der Geschichts- 
professor Ernst Nolte, der es 
1986 wagte, auf die geschicht- 
liche Wahrheit hinzuweisen, 
daß auch der nationalsozialisti- 
sche Judenmord nicht einzigar- 
tig, der Archipel Gulag ur- 
sprünglicher als Auschwitz und 
der Klassenmord der Bolsche- 
wiken das „logische und fakti- 
sche Prius“ des Rassenmords 
der Nationalsozialisten gewe- 
sen sei, sogar persönlich diffa- 
miert wurde. 


Die zweite These dieser Oppor- 
tunisten-Politiker laute, daß je- 
der, der Hitlers „Mein Kampf“ 
gelesen habe, hätte wissen 
müssen, was auf die Welt zu- 
komme. Doch dies sei nicht 
einmal beim Nürnberger 
Hauptprozeß gesagt worden. 
Dort hieß es damals: „Mein 
Kampf ist lediglich als eine li- 
terarische Übung zu betrach- 
ten, ebensowenig enthält es 
Richtlinien als starre Politik 
oder einen unabänderlichen 
Plan“. Auch habe sich Hitler 
nach seiner Regierungsüber- 
nahme oftmals von den darin 
enthaltenen Thesen distanziert 


und habe erklärt, daß er sich 
nicht so früh hätte festlegen 
dürfen. Und selbst das Partei-” 
programm der NSDAP, das 
Versailles sogar zeitlich noch 
näher als „Mein Kampf“ steht, 
habe zur Ernährung des Volkes 
und zur Ansiedlung des Bevöl- 
kerungsüberschusses Kolonien 
und keine Landnahme im 
Osten gefordert. 


Als dritten Punkt führen diese 
Politiker immer an, daß die 
deutschen Verbrechen nicht mit 
anderen Verbrechen „aufge- 
rechnet‘ werden dürften. Doch 
gerade dies entpuppe sich bei 
näherer Betrachtung als „be- 
sonders wenig stichhaltig“. Vor 
allem werde dieses Wort von 
diesen Verfechtern einer allei- 
nigen deutschen Schuld ab- 
sichtlich mißverstanden oder 
mißbraucht. Denn eine Auf- 
rechnung habe keineswegs den 
Effekt, daß sich der Aufrech- 
nende damit von seiner Schuld 
befreien könnte. Auch bedeute 
es nicht, daß. jemand die Zahl: 
der Opfer zahlenmäßig „auf- 
rechnet“. 


Vielmehr wollen die Verfechter 
eines „Aufrechnungsverbotes“ 
nach Ansicht Pemsels in dem 
Bestreben, eine lupenreine Al- 
leinschuld Deutschlands auf- 
rechtzuerhalten, verhindern, 
daß Verbrechen der ehemaligen 
Kriegsgegner Deutschlands 
überhaupt nur angesprochen 
oder gar untersucht werden. 
Dies sei aber nichts anderes als 
ein Versuch, „die Geschichts- 
schreibung zu korrumpieren“. 
Denn fremde Untaten seien 
ebenso Bestandteil der Ge- 
schichte wie deutsche Untaten. 


Dementsprechenden Versuchen 
würde oftmals entgegnet, die 


"Verbrechen der anderen Seite 


seien nichts anderes .als eine 
Folge des von Hitler begonne- 
nen Kriegs. Wie falsch dies 
sei, könne alleine daran er- 
kannt werden, daß beispiels- 
weise Teile der polnischen Be- 
völkerung kurz vor und kurz 


nach Kriegsbeginn zigtausend 


Volksdeutsche auf zum Teil 
bestialischte Weise abge- 
schlachtet-hätten. Sie könne je- 
doch nicht als Auslöser für die 
später erfolgten Geschehnisse 
während der deutschen Beset- 
zung Polens gewertet werden, 
„da sowohl eine andere Struk- 
tur als auch eine andere Di- 
mension vorlagen“. Und 
ebensowenig könnten die gro- 


Ben Vertreibungen als Folgen 
der deutschen Besetzung in Po- 
len und in der Tschechoslowa- 
kei gewertet werden. 


Die vierte Politiker-Gruppe be- 
stehe aus Personen mit einer 
belasteten Vergangenheit im 
Sinne der heutigen Zeitten- 
denz. Diese hätten nur die 
Wahl, entweder mit Charakter 
unterzugehen oder sich anzu- 
passen — und viel zu oft würde 
das zweite dem ersteren vorge- 
zogen. Ein Beispiel hierfür sei 
der derzeitige österreichische 
Staatspräsident Kurt Wald- 
heim. 


‚Die fünfte und letzte Gruppe 


sei die aktivste und am wenig- 
sten belehrbare. Es handele 
sich um die Gruppe von Politi- 
kern, die marxistisch oder je- 
denfalls extrem weit links ein- 
gestellt seien. Obwohl der Na- 
tionalsozialismus den Versuch 
dargestellt habe, die beiden 
entgegengesetzten Hauptströ- 
mungen der Weimarer Zeit, die 
nationale und die soziale Kom- 
ponente, in einem gemeinsa- 
men Lager zu integrieren, hät- 
ten jedoch alles in allem ge- 
nommen eher konservative und 
„rechte“ Bevölkerungsteile die- 
se Staatsform akzeptiert ge- 
habt. Alleine aus dem Grunde 
der Gewährleistung des Privat- 
eigentums auch für Industrie 
und den Großgrundbesitz, dem 
betonten Nationalgedanken so- 
wie der Disziplinierung fast al- 
ler Lebensbereiche und der 
Hervorhebung des Leistungs- 
prinzips. 

„Je kompromißloser aber heute 
durch die extreme Linke pau- 
schal alle Erscheinungen aus 
der Epoche des Dritten Reiches 
abgewertet werden und je mehr 
das damalige deutsche Bürger- 
tum mit seinem Ordnungs- und 
Sicherheitsbedürfnis, je mehr 
das damalige Schul- und Bil- 
dungswesen, die Industrie, die 


- Wirtschaft, die Finanz, die Ju- 


stiz, das Beamtentum und die 
überwiegend patriarchalische 
Familienstruktur kritisiert und 
indirekt für das schreckliche 
Desaster mitverantwortlich ge- 
macht werden, um so eher tref- 
fen Kritik und Vorwurf gegen ° 
den “Nationalsozialismus zu- 
gleich das traditionelle oder 
rechte Gedankengut als sol- 
ches, das mit dem Nationalso- 
zialismus nichts zu tun hat.“ U 
Verein: zur Förderung deutscher In- 


teressen e.V., Postfach 1311, D- 
8046 Garching. 


Zweiter Weltkrie 


So half Roose- 
velt Stalin 


Mike Blair 
Kurz nach dem 22. Juni 1941, 


als deutsche Panzer und eine 


Armee von drei Millionen Mann in die Sowjetunion eindran- 
gen, begann eine streng geheime. Korrespondenz zwischen 
dem amerikanischen Präsidenten Franklin Delano Roosevelt, 
dem britischen Premierminister Winston Churchill und dem 
sowjetischen Staatschef Josef Stalin, dem brutalsten Diktator 


der Weltgeschichte. 


Stalin befand sich in großen 
Schwierigkeiten. Das deutsche 
Schreckgespenst wälzte einen 
demoralisierte sowjetische Ar- 
mee Tag für Tag Dutzende von 
Kilometer vor sich her, und 
Stalin verlor keine Zeit, um 
Roosevelt und Churchill um 
Hilfe zu bitten. ; 


Beispiel aus der gehei- 
men Korrespondenz 


Natürlich befand sich Großbri- 
tannien selbst mitten in einem 
massiven Angriff durch die 
Luftwaffe, der Churchill kaum 
in die Lage versetzte, Stalin 
aus seinen Schwierigkeiten her- 
auszuhelfen. 


Aber jenseits des Atlantiks 
sollte das sogenannte Waffen- 
arsenal der Demokratie den 
Angriff auf Pearl Harbor erst 
einige Monate später erleiden. 
Roosevelt fiel darum die Auf- 
gabe zu, das sowjetische Skla- 
venreich zu schützen, und der 
amerikanische Präsident nahm 
diese Herausforderung an; er 
gab Stalin praktisch Onkel 
Sams letztes Hemd, um den 
gottlosen Bolschewismus vor 
dem Untergang zu bewahren. 


Einige Musterbeispiele aus der 
geheimen Roosevelt-Churchill- 
Stalin-Korrespondenz, die im 
Sommer 1941 begann, bewei- 
sen wie Roosevelt Stalin ge- 
stattete, Amerikaner in den eu- 
‘ ropäischen Krieg hineinzuzie- 
hen, den weder der amerikani- 
sche Kongreß, noch das Volk 


“ der USA wollten. 


31. August 1941. 


Roosevelt und Churchill an 
Stalin: „Wir arbeiten im Au- 


genblick zusammen, um Sie‘ 


mit dem Höchstmaß an Liefe- 
rungen zu versorgen, die Sie 
am dringendsten benötigen. 
Viele Schiffsladungen haben 
bereits unsere Küsten verlassen 
und mehr werden in der näch- 
sten Zukunft folgen.“ 


30. September 1941. 


“ Roosevelt an Stalin: „Ich bin 


zuversichtlich, daß Möglich- 
keiten gefunden werden, not- 
wendiges Kriegsmaterial und 
Nachschub zu beschaffen, um 
Hitler an allen Fronten, ein- 
schließlich unserer eigenen, zu 
bekämpfen.“ 


Roosevelt lieferte alles, 
was Stalin wünschte 


Nachdem Stalin Roosevelt sei- 
ne „Einkaufsliste‘‘ von Ausrü- 
stungsteilen vorlegt, teilt Roo- 
sevelt durch ein Aide M&moire 
Stalin am 2. November 1941 
mit, er habe „alle Teile von 
Militärausrüstung und Kriegs- 
material genehmigt und die 
Anweisung erteilt, daß die 
Rohmaterialien im Rahmen der 
Möglichkeiten so schnell wie 
möglich geliefert werden ..., 
daß er den Befehl erteilt habe, 
mit den Lieferungen unverzüg- 
lich zu beginnen und sie im 
größtmöglichen Umfang fort- 
zusetzen ..., daß sofortige Vor- 
kehrungen getroffen werden, 
so daß Lieferungen unter dem 
Lend-Lease Act bis zum Wert 
von einer Milliarde Dollar er- 
folgen können ..., daß vorbe- 
haltich der ‚Genehmigung 
durch die sowjetische Regie- 


rung ... von den Vereinigten 
Staaten keine Zinsen auf sol- 
chen Verschuldungen erhoben 
werden, die der sowjetischen 
Regierung entstehen könnten, 
mit den Zahlungen erst fünf 
Jahre nach Kriegsende begon- 
nen werden soll, und daß die 
Zahlungen erst nach Ablauf 
dieser Fünfjahresfrist über ei- 
nen Zeitraum von zehn Jahren 
hinweg erfolgen sollen“. | 


2. November 1941. 


Stalin an Roosevelt: „Ihre Ent- 
scheidung, Herr Präsident, der 
Sowjetunion ein zinsfreies Dar- 
lehen von einer Milliarde Dol- 
lar zu gewähren, so daß sie die 
Lieferung von Kriegsmaterial 
und Rohstoffen an die Sowjet- 
union bezahlen kann, wird von 
der Sowjetunion mit tiefgefühl- 
tem Dank akzeptiert ... 


Auf Anweisung der Regierung 
der UdSSR bringe ich mein 
völliges Einverständnis mit Ih- 
ren Bedingungen zur Gewäh- 
rung des Darlehens zum Aus- 
druck, dessen Rückzahlung 


fünf Jahre nach Kriegsende be- 


ginnen und über einen Zeit- 
raum von zehn Jahren nach 
Auslauf der Fünfjahresfrist 
fortgesetzt werden soll.“ 


Insgesamt bekommt 
Stalin neun Milliarden: 
13. Februar 1942. 


Etwas über zwei Monate vor 
diesem Datum wird ein Groß- 
teil der US-Pacific Fleet in 
Pearl Harbor vernichtet und die 
Japaner sind dabei, die ameri- 
kanischen Streitkräfte auf Ba- 
taan und Corregidor in den Phi- 
lippinen zu vernichten. Roose- 
velt zu Stalin: „Ich wurde so- 
eben davon unterrichtet, daß 
die sowjetische Regierung an 
uns Anforderungen gestellt hat 
für Ausrüstungen und Kriegs- 
gerät, dessen Wert über die ei- 
ne Milliarde Dollar hinausge- 
hen wird, die im vergangenen 
Herbst unter dem Lend-Lease 
Act zur Verfügung gestellt 
wurde ... 


Deshalb schlage ich vor, daß 


‚unter dem gleichen Act Ihrer 


Regierung noch einmal eine 
Milliarde Dollar unter den glei- 
chen Bedingungen, unter denen 
die erste Milliarde zugeteilt 
wurde, zur Verfügung zu stel- 
len sind ... Es kann ... sich als 


gegenseitig wünschenswert er- 
weisen, finanzielle Abmachun- 
gen, die wir jetzt treffen, später 
zu überprüfen, um sie gegebe- 
nenfalls den veränderten Be- 
dingungen anzupassen.“ 


18. Februar 1942. 


Stalin an Roosevelt: „Ihre Ent- 
scheidung, Herr Präsident, der 
Regierung der UdSSR noch 
einmal eine Milliarde Dollar 
unter dem Lease-Lend Act zu 


gewähren, wird mit aufrichti- 


ger Dankbarkeit akzeptiert ... 
Unter Bezug auf die von Ihnen 
angezogene Sache möchte ich 
sagen, daß, um die Entschei- 
dung nicht zu verzögern, die 
Sowjetunion im Augenblick die 
Angelegenheit der Überprüfung 
der Bedingungen für die zweite 
Milliarde Dollar nicht aufgrei- 
fen .:. und auch nicht dazu auf- 
rufen wird, die extreme Bela- 
stung, die der Sowjetunion 
durch den Kampf gegen unse- 
ren gemeinsamen Feind aufer- 
legt wird, ° gebührend zur 


. Kenntnis zu nehmen. 


Gleichzeitig stimme ich mit Ih- 
nen völlig überein und hoffe, 
daß wir später gemeinsam den 
Zeitpunkt festlegen werden, 
wann es gegenseitig wün- 
schenswert sein wird, die fi- 
nanziellen Vereinbarungen, die 
jetzt getroffen werden, zu revi- 
dieren, um den oben beschrie- 
benen Umständen besonders 
gerecht zu werden.“ 


Anmerkung: Weder die zwei 
Milliarden Dollar, noch die 
neun Milliarden Dollar, die 
Stalin später unter dem Lend- 
Lease Act zur Verfügung ge- 
stellt wurden, sind jemals zu- 
rückgezahlt worden. 


Stalin fordert mehr | 


“und mehr: 


5. Oktober 1942. 


Stalin an Roosevelt: „Es wäre 
sehr gut, wenn die USA die 
monatliche Lieferung minde- 
stens folgender Posten gewähr- 
leisten könnte: 500: Jäger, 
10.000 Lkw, 5.000 Tonnen Al- 
uminium und 4.000 bis 5.000 
Tonnen Sprengstoffe. Außer- 
dem -benötigen wir innerhalb 
von 12 Monaten zwei Millio-. 
nen Tonnen Getreide (Weizen) 
und soviel wie wir haben kön- 
nen an Fetten, konzentrierten 
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Zweiter Weltkrieg 


So half Roose- 
velt Stalin 


Nahrungsmitteln und Dosen- 
fleisch. 


Wir könnten einen beträchtli- 
chen Teil der Lebensmittellie- 
ferungen mit sowjetischen 
Schiffen über Wladiwostok 
hereinholen, wenn die USA da- 
mit einverstanden wären, der 
UdSSR mindestens 20 bis 30 
Schiffe zu überstellen, um un- 
sere Flotte wieder aufzufüllen.‘“ 
Stalin bekam die Schiffe. 


8. Januar 1943. 


Roosevelt an Stalin: „Ich habe 
in die Wege geleitet, daß Ihnen 
1943 ab Januar 200 C-47 
Transportmaschinen zur Verfü- 
gung gestellt werden ... Ich 
werde alles tun, was ich kann, 
um Ihnen weitere 100 zu ge- 
ben, aber Sie können fest mit 
den 200 Flugzeugen rechnen.“ 


23. Januar 1944. 


Bei der Kapitulation Italiens im 
Jahre 1943 hatte Stalin ein 
Drittel der italienischen Flotte 
verlangt, worauf Roosevelt und 
Churchill antworteten: „In be- 
zug auf die Übergabe von ita- 
lienischen Schiffen an die So- 
wjetunion ... der wir beide in 
Teheran zugestimmt haben, er- 
hielten wir ein Memorandum 
der Joint Chiefs of Staff ... 


Aus Gründen, die in diesem 
Memorandum dargelegt sind, 
glauben wir, daß es für unser 
dreifaches Interesse gefährlich 
wäre, eine Überstellung durch- 
zuführen oder den Italienern ir- 
gendetwas davon zu sagen, bis 
ihre Zusammenarbeit keine tak- 
tische Bedeutung mehr hat. 
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Nichtsdestoweniger, wenn es 
nach reiflicher Überlegung Ihr 
Wunsch wäre, daß wir so ver- 
fahren, dann werden wir uns 
insgeheim an den (italieni- 
schen) Marschall (Pietro) Ba- 
doglio wenden, um mit ihm die 
notwendigen Vereinbarungen 
zu treffen, ohne daß diese den 
italienischen Marine-Streitkräf- 
ten allgemein zur Kenntnis ge- 
bracht werden müssen. Wir 
sind uns jedoch der Gefahren 
einer solchen Verfahrensweise 
sehr bewußt ... und haben uns 
daher entschlossen, folgende 
Alternative vorzuschlagen. 


Das britische Schlachtschiff 
‚Royal Sovereign’ ist kürzlich 
in den Vereinigten Staaten um- 
gebaut worden. Es ist mit Ra- 
dar für alle Waffentypen ausge- 
rüstet. Die Vereinigten Staaten 
werden etwa zur gleichen Zeit 
‚einen leichten Kreuzer, die 
‚Milwaukee’, zur Verfügung 
stellen.“ 


Stalin bekommt 
die Schiffe 


Später übergaben die Briten 
den Sowjets das Schlachtschiff, 
vier Unterseeboote und neun 
ehemals amerikanische Zerstö- 
rer. Die Vereinigten Staaten 
übergaben den Sowjets die 
„Milwaukee“, 77 Minensucher, 
103 U-Boot-Jäger, 28 Fregat- 
ten, 202 Torpedoboote, vier 
schwimmende Trockendocks, 
vier 250-Tonner Pontonkähne, 
drei Eisbrecher und 15 
Schleppkähne. 


Die Briten bekamen die „Royal 
Sovereign“ 1949 reif für den 
Schrotthaufen zurück, und die 
Vereinigten Staaten bekamen 
auch 1949 die „Milwaukee“, 
vier Frachter und zwei Eisbre- 
cher zurück, alle reif für den 
Schneidbrenner. m 


5 
a) 23 


= an 
Romy na et Se we 


Nikolai Tolstoy 


Ein Historiker“ 


kämpft für die 
Wahrheit 


Peter Blackwood 


Graf Nikolai Tolstoy wurde bei dem durch das Mitglied des 
britischen Oberhauses, Toby Low, alias Lord Aldington, 
angestrengten Verleumdungsprozeß auf Grund der histori- 
schen Auffassung der Briten von Verleumdung übel mitge- 
spielt. Diese Auffassung besteht darin, daß die Wahrheit bei 
Verleumdung keine Verteidigung ist. „Je größer die Wahr- 
heit, desto größer ist die Verleumdung‘‘, heißt es sogar. 


Das britische Rechts-Establish- 
ment kann keine harte Kritik an 
den Lords des englischen 
Königreichs ertragen. Tolstoy 
wurde das Opfer der im Verei- 
nigten Königreich herrschen- 
den Auffassung über Wahrheit, 
Verleumdung und die Privile- 
gien der oberen Klassen. Er 
sagte die Wahrheit über Al- 
dington und mußte daher be- 
straft werden. Das Urteil in 
Höhe von 1,5 Millionen Pfund 
fiel dreimal so hoch aus wie 
das bis dahin höchste Urteil in 
einer Verleumdungsklage in 
Großbritannien. 


Es geht wieder einmal 
um Kriegsverbrechen 


Der Historiker Graf Nikolai 
Tolstoy wird gegen das Urteil 
des britischen Gerichts Beru- 
fung einlegen. Nach diesem 
Urteil soll der revisionistische 
Autor einen britischen Peer 
(Adligen) verleumdet haben, 
indem er behauptete, der Lord 
des Königreichs habe ein 
Kriegsverbrechen begangen, 
als er nach dem Ende des 
Zweiten Weltkrieges kriegsge- 
fangene Kosaken und antikom- 
munistische Jugoslawen gegen 
ihren Willen an Josef Stalin 
und Josip Broz Tito ausgelie- 
fert hat. - 


Tolstoy sagte dem Gericht, er 
hege „keinerlei Bedauern“ we- 
gen von ihm gegen Toby Low, 
Lord Aldington, erhobenen 
Anklagen in einem Prozeß, der 
zwar in Großbritannien und auf 


IE 


Nikolai Tolstoy wurde ein Op- 
fer der in Großbritannien herr- 
schenden Auffassung von 
historischer’Wahrheit. 


dem europäischen Kontinent 
weithin Beachtung fand, der 
aber in den Vereinigten Staaten 
der Aufmerksamkeit der Me- 
dien entgangen zu sein scheint. 


Schadensersatz wegen 
„Falschbehauptung“ 


Tolstoy und Nigel Watts, ein 
Grundstücksentwickler aus 
Kent, haben bestritten, in einer 
1987 hergestellten und an das 
Winchester College, dessen 
Rektor der Lord seinerzeit war, 
an beide Häuser des Parlaments 
und an Einwohner von Alding- 
ton, des Heimiatdorfes des 
Lords in Kent, versandten Bro- 
schüre ihn verleumdet zu ha- 


ben. Tolstoy schrieb Teile der 
Broschüre und diese wurde von 
Watts hergestellt und ver- 
trieben. 


Ein britisches Schwurgericht 
sprach Tolstoy und Watts we- 
gen „Falschbehauptungen“ 
schuldig und gestand Aldington 
Schadensersatz in Höhe von 
1,5 Millionen Pfund zu. Dem 
Duo wurden auch eine Million 
Pfund an Gerichtskosten für 
den langen Prozeß, der im Ok- 
tober 1989 begann und am 30. 
November 1989 zu Ende ging, 
aufgebrummt. 


Tolstoy sagte, Aldington sei als 
Brigadegeneral Toby Low im 
Fünften Corps in Südösterreich 
nach Ende des Zweiten Welt- 
kriegs direkt für die „Repatriie- 
rung“ von Antikommunisten, 
die gegen die Streitkräfte Sta- 
lins und Titos gekämpft hatten, 
verantwortlich gewesen. Er be- 
zog sich dabei auf das „ent- 
scheidende‘“ Eingreifen von 
Harold Macmillan, damals bri- 
 tischer Residierender Minister 
im Mittelmeerraum, und die 
Rolle von Aldingtons Kom- 
mandeur General Keightley. 


Nach dem revisionistischen Hi- 
storiker war es “unmöglich, 
zwischen der Rolle Aldingtons 
und Keightleys einen Uhnter- 
schied zu machen. Der General 
war gestorben bevor Tolstoy 
- ihn befragen konnte. Aber es 
sei nicht „unvorstellbar“, daß 
Aldington ohne Billigung sei- 
tens seines Kommandeurs ge- 
handelt hat. 


„General Keightley könnte ge- 
sagt haben; ‚Erledigen Sie die- 
se Dinge; sie sind ein Ärgernis; 
sehen Sie zu, daß Sie sie los- 
werden; säubern Sie das Corps- 
 Gebiet’“, sagte Tolstoy. 

. Befragt, ob er glaube, daß Al- 


‘ dington „das getan hat, was Sie: 


sagen, weil ihm von General 
Keightley befohlen wurde, es 
: zu tun“, erwiderte der Graf: 
„Sehr wahrscheinlich.“ 


Die Zwangsrückführung 
der Kosaken 


Ein wesentlicher Punkt der 
Tolstoy-Schrift war die Ankla- 
ge, Aldington habe vorsätzlich 
die Befehle des Oberkomman- 
dos der Achten Armee und aus 
dem Hauptquartier der alliier- 
- ten Streitkräfte in Zusammen- 


hang mit den Repatriierungen 
mißachtet... 


Tolstoy behauptete, die briti- 
schen Behörden hätten beharr- 
lich die Untersuchung eines 
„monströsen Verbrechens“, das 
sich aus der Zwangsrückfüh- 
rung von Kosaken und tito- 
feindlichen Jugoslawen am En- 
de des Krieges ergab, unter- 
drückt. Der Autor sagt, die 
„bestehenden Mächte‘ hätten 
die konstante Haltung einge- 
nommen, jeder ordnungsgemä- 
Ben Diskussion über die Ereig- 
nisse in Südösterreich im Mai 
1945 aus dem Wege zu gehen. 
Er verglich die amtliche Hal- 
tung zu der Auslieferung von 
Kosaken und Jugoslawen an 
die bolschewistischen Streit- 
kräfte und dem anschließend an 
ihnen begangenen Massaker 


‚mit der erfolgten Untersuchung 


seitens des britischen Verteidi- 
gungsministeriums, die den 
österreichischen Bundespräsi- 
denten Kurt Waldheim von der 
Anklage der Mittäterschaft bei 
der Ermordung von sechs briti- 
schen Kommandoangehörigen 
entlastete. 


Im Kreuzverhör sagte der Graf 
zu den Geschworenen: „Hier 
haben wir es mit dem Tod von 
70000 Menschen in Friedens- 
zeiten zu tun und keinerlei Un- 
tersuchung irgendwelcher Art 
hat stattgefunden. Viele mäch- 
tige Institutionen haben vor- 
sätzlich jede offene Diskussion 
über diese Angelegenheit un- 
terdrückt oder verzerrt oder 
sich an der Unterdrückung und 
Verzerrung beteiligt.“ 


Der Befehl wurde un- 
menschlich ausgelegt 


Tolstoy ist Verfasser des 1986 
herausgekommenen Buches 


„The Minister and The Massac- 


re“, in dem er vor allem die 
Rolle Macmillans als britischer 
Residierender Minister für den 
Mittelmeerraum unter Beschuß 
nimmt. Im Falle der Jugosla- 
wen heißt es in dem Befehl - 
von General Robertson im 
Hauptquartier der alliierten 
Streitkräfte am 14. Mai 1945 —, 
daß das gesamte in Gefangen- 
schaft geratene Personal mit 
nachgewiesener jugoslawischer 
Staatsangehörigkeit das in den 
deutschen Streitkräften gedient 
hatte, Titos Armee zu überge- 
ben sei. 


Aus dem Buch zitierend sagte 
der Anwalt, der Graf habe aus- 
geführt, daß der Robertson-Be- 
fehl -,jegliche Sympathie für 
die beabsichtigten Opfer aus- 
schloß und gleichzeitig inklusiv 
genug gewesen sei, um prak- 
tisch auf alle uniformierten ju- 
goslawischen Flüchtlinge ange- 
wendet zu werden.“ * 


Im Kreuzverhör beschuldigte 
Tolstoy Aldington, den Befehl 
eifrig auf die „extremste und 
unmenschlichste Weise“ ausge- 
legt zu haben. 


Das Gericht stellte die Behaup- 
tung nicht in Frage, daß Tau- 
sende von nichtdeutschen Sol- 
daten, die im Zweiten Welt- 
krieg in der deutschen Wehr- 
macht gedient hatten, den bol- 
schewistischen Streitkräften 
und damit dem fast sicheren 
Tod ausgeliefert wurden. Auch 
stellten weder das Gericht noch 
Aldington selbst Tolstoys Be- 
hauptung in Frage, daß hoch- 
stehende alliierte Beamte, aus 
dem Militär- wie auch aus dem 
Zivilbereich, diese Politik vor- 
sätzlich betrieben, obwohl sie 
genau wußten, was mit den 
Kriegsgefangenen geschehen 
würde. 


Sir Charles Villiers, Offizier 
zur Kriegszeit und später Vor- 
standsvorsitzender von British 
Steel, war ein Hauptzeuge für 
Aldington, aber Tolstoy nannte 
ihn einen „Lügner“. 


Folterungen und 
Massaker standen 
Gefangenen bevor 


Villiers kommandierte seiner- 
zeit die 6th Special Force of 
the Special Operations Execu- 
tive. Er bestätigte Aldingtons 
Behauptung, letzterer „habe 
keine Ahnung“ davon gehabt, 
daß den titofeindlichen Jugo- 
slawen Folterungen und Massa- 
ker bevorstanden. Villiers sag- 
te, ihm sei von einem führen- 
den jugoslawischen Partisan, 
später ein hochstehender Diplo- 
mat unter Tito, versichert wor- 
den, daß nur diejenigen, die im 
Verdacht standen, Kriegsver- 
brechen begangen zu haben, 
„rechtmäßig bestraft“ würden. 
Andere, so sei ihm gesagt wor- 
den, würden nach ihrer Rück- 
kehr nach Jugoslawien „umer- 
zogen“. Als Antwort darauf 
sagte Tolstoy dem Gericht: 
„Ich befürchte, daß Sir Charles 
uns hier Lügen auftischt. Das 
steht meiner Meinung nach au- 


Ber Frage. 


Er verbrachte nach eigenem 
Eingeständnis acht Monate in 
Titos Hauptquartier. Wenn er 
tatsächlich glaubt, in Jugosla- 
wien wären ordentliche Gerich- 
te tätig gewesen oder wahr- 
scheinlich tätig gewesen, oder 
daß Partisanen umhergingen, 
um irgendwelcher Kriegsver- 
brechen verdächtigte Personen 
sorgfältig abzuurteilen — ich 
glaube nicht einen Augenblick, 
daß er die Wahrheit gesagt 
hat.“ 


Villiers sei „genau der richtige 
Mann gewesen, um herauszu- 
finden, was innerhalb von Ju- 
goslawien vor sich ging“, und 
es sei unvorstellbar, daß er 
nicht gewußt haben soll, wie 
sich die Partisanen ihren Fein- 
den gegenüber verhielten. Der 
Graf sagte dem Gericht auch, 
er glaube, daß ein Oberleutnant 
Lockheed, der ebenfalls ausge- 
sagt hat, er habe nichts von 
Massakern oder Folterungen an 
den Repatriierten gewußt, gelo- 
gen hat. „Ich bin sicher, daß er 
lügt“, sagte Tolstoy. „Er war 
dort an der Grenze.“ 


Der Druck des 
Establishments 


Im Falle des Brigadegenerals 
Charles Tryon-Wilson, der 
dem Gericht erzählt hatte, er 
habe nichts von dem Schicksal 
gewußt, das die Jugoslawen 
ereilen würde, sagte Tolstoy 
vor Gericht aus, dieser sei „ei- 


ner von den Leuten gewesen, 


die es hätten wissen müssen“. 
Er betrachtete Tryon-Wilson 
als im allgemeinen ehrlich, be- 
hauptete jedoch, der ehemalige 
Offizier sei unter dem „Druck 
des Establishment“ geraten, 
einiges von dem, was er vorher 
persönlich zu ihm, Tolstoy, ge- 
sagt hatte, abzuändern oder zu- 
rückzunehmen. „Ich mache be- 
trächtliche Zugeständnisse für 
hohes Alter und auch für den 
Druck, dem man ausgesetzt 
wird“, sagte Tolstoy. 


In der Broschüre schrieb Tol- 
stoy, es entspreche nicht der 
Wahrheit, daß Aldington kei- 
nerlei Ahnung von den wahr- 
scheinlichen Schicksalen der 
Jugoslawen gehabt habe. Er 
meinte, wenn dies wahr wäre, 
dann wäre er wohl „praktisch 
der einzige britische Soldat in 
Kärnten gewesen, der von der 
Wirklichkeit der Situation 
nichts wußte“. DO 
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Medizin 


Was man 
bei Krebs 


tun kann 


Heinrich Nehus 


Das Vierteljahrhundert moderner Krebstherapie wird beglei- 
tet von viel menschlicher Hoffnung, Enttäuschung und nicht 
zuletzt vom Leid aller daran Beteiligten, besonders den davon 
betroffenen Patienten. Am Ende dieses Fortschritts steht in 
den meisten Fällen der „austherapierte Patient‘, der oft wider 
Erwarten über Monate, manchmal Jahre, nicht nur mit seiner 
Krankheit lebt, sondern als Ausdruck seines bis zum letzten 
Atemzug noch intakten Abwehrsystems, auch noch gegen 
diese Therapie kämpft, indem er zum Zweck der Selbstentgif- 
tung, zum Beispiel mit Erbrechen und/oder Durchfall, sich 
der toxischen Substanzen zu entledigen versucht. 


Jedem noch normal und logisch 
Denkenden muß doch klar 
sein, daß hypothetische und 
therapeutische Denkansätze nie 
zum Ziel führen können. 
Krebskrankheiten und Krebs- 
heilung mit der heutigen natur- 
wissenschaftlichen „modernen 
Krebstherapie beziehungsweise 
Onkologie“ sind zwei Dinge, 
die sich gegenseitig ausschlie- 
Ben beziehungsweise in sich 
widersprechen. Mit Antibioti- 
ka, Zytostatika, Strahlenthera- 
pie, Impftherapie, die allesamt 
das sogenannte Immunsystem 
schwächen, wird man niemals 
Krebskrankheiten, Aids oder 
ähnliche chronische Krankhei- 
ten echt kausal heilen können. 


Die ganze Wahrheit 
heißt neue Krankheiten 


Was in den echten naturwissen- 
schaftlichen Disziplinen üblich 
und für den Fortschritt notwen- 
dig ist, daß die Wissenschaftler 
ihre Forschungshypothesen und 
Ergebnisse selbstkritisch immer 
wieder in Frage stellen sollten. 
Dazu ist die moderne medizini- 
sche Forschung auf vielen Teil- 
gebieten, speziell in der Onko- 
logie, nicht mehr in der Lage 
oder gewillt. 


Und wenn diese „moderne 
Krebstherapie‘“ stolz darauf ist, 
daß sie etliche maligne Erkran- 
kungen besonders im Kindesal- 
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Gesunde Ernährung istim Kin- 
desalter wichtig, wichtiger ist 
jedoch in diesem Alter die 
Ausschaltung der Intensiv- 
medizin. 


ter heilen könne, dann sind die- 
se Aussagen nur die halbe 
Wahrheit 
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Die ganze Wahrheit aber ist, 
daß diese sogenannten Heilun- 
gen Defektheilungen sind, das 
heißt durch diese Therapie wer- 


den unwiderruflich neue 
Krankheiten für die Patienten 
und spätere Generationen indu- 
ziert. Die Onkologie betreibt 
hier einen unverantwortlichen 
Umgang mit dem Begriff Hei- 
lung. Trotz dieser vorprogram- 
mierten Mißerfolge darf mit 
diesen hochtoxischen Therapie- 
formen weitere an Tier und 
Mensch experimentiert werden. 


Weder das Bundesgesundheits- 
ministerium, noch das Bundes- 
gesundheitsamt, weder der 
Bundesforschungs- oder Um- 
weltminister und keine grauen, 
roten oder schwarzen Umwelt- 
schützer fühlen sich angespro- 
chen, wenn es um die weiter 


zunehmenden Inweltbelastun- 
gen beim Menschen selbst 
geht. 


Was für die Umwelt gilt, soll 
für den Menschen nicht gelten? 


Die größte Schädigung des 
Menschen entsteht doch über 
die Genetik schon, nicht nur 
durch die Nahrungsmittelver- 
giftung von außen und innen, 
sondern vor allen Dingen durch 
die Medikamenten-Inwelt-Ver- 
giftung. Diesen Fakt sollte die- 
se Wissenschaft endlich zu- 
geben! 


u 


Ein fatales Beispiel dafür, wie 
die moderne Medizin in For- 
schung und Therapie sich ver- 
selbständigt hat und die bitter 
Kontrollfunktio- 
nen nicht mehr greifen. Welch 


notwendigen 


eine machtvolle Lobby muß 
dahinter stehen, die alle so lan- 
ge hinters Licht führen kann? 


Eine machtvolle Lobby 
muß dahinter stehen 


Selbst unser zum Kahlschlag 
ansetzender Bundesarbeitsmini- 
ster in seiner unbekümmerten, 
fröhlichen und nicht zu brem- 
senden Art, sieht den Wald vor 


lauter Bäumen nicht mehr und 


merkt nicht, daß er schon auf 
einem Auge blind geworden 
ist, indem er ohne sachlich- 
fundiertes Wissen über homöo- 
pathische Einzel- oder Kom- 
plexwirkungen, 
schnitt zum Beispiel bei Kom- 
plexmitteln ansetzt, die mehr 


den Sensen- 


DEP WERT? 


als sechs Einzelmittel enthal- 


ten. Es wäre interessant zu er- 
fahren, wer ihm diesen Unsinn 
ins Ohr geflüstert hat? 


Wenn nicht bald ein kausales 
Umdenken in der Medizin er- 
folgt, und zwar um 180 Grad, 
dann müssen wir damit rech- 
nen, daß nachfolgende Genera- 
tionen beten: „Herr vergib ih- 


nen, obwohl sie wußten, was 
sie taten!“ 


Wenn ein bekannter Physiker 
einmal sagte, daß die Physik 
. bei der Explosion der Atom- 
bombe ihre Unschuld verloren 
habe, dann müssen wir heute 
feststellen, daß die moderne 
Medizin spätestens mit Beginn 
der Transplantation eines Af- 
fenherzens auf einen Men- 
schen, der Reproduktions- und 
Genchirurgie, der totalen An- 
heizung der Intensivmedizin 
und der modernen Krebsthera- 
pie, ihre Unschuld verloren 
hat. 


Generell jede Krankheit, ob 
vom Symptom oder von der 
Ursache her betrachtet, ist kein 
Zerstörungsprozeß, sondern im 
Gegenteil: Krankheit ist ein 


echtes Heilbestreben des Orga- | 


nismus in Richtung Gesundung 
beziehungsweise zumindest in 
Richtung Lebensverlängerung. 


Das heißt, daß zu keinem Zeit- 


punkt eines noch so schweren 
Krankheitsgeschehens, der 
Körper Fehlregulationen durch- 
führt, mit denen er sich scha- 
det, oder gar „selbst umbrin- 
gen“ könnte. Das ist ein Natur- 
gesetz. Daraus leitet sich der 
nächste Fakt ab, daß die der- 


Der Natur eine Chance geben heißt auch die Verordnung von un- 


schädlichen Arzneimitteln. 


Die entscheidende Frage ob, 

wo und wie Fortschritt einzu- 
dämmen ist, muß heute jeder 
- für sich entscheiden. Ich kann 
uns allen nur die dazu notwen- 
dige Weisheit, Hilfe und Zivil- 
-  courage wünschen. 


- Krankheit ist ein echtes 
Heilbestreben 


& 
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Welche hypothetischen Grund- 
_ lagen hat die kausale Regena- 
- Ganzheits-Zell-Regenerations- 
therapie nach Stahlkopf von 
den akuten über die chroni- 
schen Krankheiten bis hin zum 
vs Krebsgeschehen, und warum 
ist die Notwendigkeit des gei- 
 stigen Umdenkens um 180 
Grad erforderlich? 


“Die Hauptansatzpunkte bezie- 
_ hungsweise Hauptaussagen der 
 Regena-Forschung sind: 


zeitig hochgejubelte Immuno- 
logie absolut falsch ist, da sie 
auf Fehlschlußfolgen aufbaut, 
unter Verwechslung von Ursa- 
che und Wirkung. 


Hier, und nur hier allein be- 
ginnt sich das erste Kettenglied 
zu bilden, einer von uns, durch 
Herrn Stahlkopf darauf hinge- 
wiesenen Kausal-Ursachenket- 
te. Mit diesem Naturgesetz-Er- 
gebnis hat Stahlkopf vor über 
34 Jahren die umfassende, von 
uns hier vertretene „kausale 
Regena-Ganzheits-Zell-Rege- 
nerationstherapie“ aufbauen 
können. 


Krebs ist keine Sonderkrank- 
heit, sondern der Endzustand 
eines tausendfaltig unterschied- 
lichen pathogenen Stoffwech- 
selprozesses. Wer Krebs heilen 
will, der muß in der Lage sein, 
alle akuten Krankheiten von 


” 


der leichten Grippe bis zu den 
chronischen Krankheiten und 
schweren Infektionskrankheiten 
hin, mit echt kausalen ganz- 
heitlichen und nebenwirkungs- 
freien Mittelwirkungen und ei- 
ner damit zu erzielenden Zell- 


regeneration auszuheilen und. 


nicht einzuheilen wie generell 
bisher. Dazu müssen gesunde 
Einflüsse von der Umwelt her 


und eine gesunde Ernährung’ 


kommen. 


Im Gegensatz zu der Erreger- 
hypothese der „modernen na- 
turwissenschaftlichen Medizin“ 
steht unsere klare Aussage: Ur- 
sache der Infektionskrankheiten 
sind niemals die verschiedenen 
Bakterien, Viren oder Pilze, 
sondern die Ursache ist immer 
der schon vorher bestehende, 
gestörte pathologische Stoff- 
wechsel beziehungsweise der 
Nährboden oder das Milieu, in 
dem die Erreger sich erst 
krankhaft bilden und vermeh- 
ren können nach dem bekann- 
ten Motto: Gesunder Nährbo- 
den gibt gesunde Keime. Dage- 
gen führt der kranke Nährbo- 
den zu pathogenen Keimen 
oder Erregern. 


"Hier wird von seiten der Schul- 


medizin in verhängnisvoller 
Weise wiederum Wirkung und 
Ursache verwechselt. Was be- 
deuten nun diese Aussagen im 
einzelnen? 


Fieber ist Ausdruck 
eines Heilbestrebens 


Im Sinne des Grundgesetzes 
der Selbsterhaltung unternimmt 
die Natur generell — aber auch 
der dieser untergeordnete kran- 
ke Organismus nichts, um sich 
selbst zu schaden, oder gar 
durch Außerkraftsetzung seiner 
Selbsterhaltungsbestreben, die 
wir Immunität beziehungsweise 
Abwehrsystem nennen, sich 
selbst zu zerstören. 


Weil diese Gesetzmäßigkeit 
feststeht, baut die Natur zur 
Überwindung der kausalen Ur- 
sachen jedes pathogenen Pro- 


zesses — auch beim Krebsge- 


schehen — den bewußten Ab- 
wehrprozeß in Richtung Selbst- 
heilung auf. 


Daher ist — in einigen Beispie- 
len — dargelegt: Fieber Aus- 
druck eines Heilbestrebens zum 
Abbau über Ausscheidung von 
Toxinen; Rotzschnupfen oder 


.bens; 


"pathologischen 


eine Sinusitis, ein Reinigungs- 
und Ausscheidungsprozeß . im 
Sinne eines echten Heilbestre- 
Husten, ein bewußter 
Körperreiz, um pathogene 
Schleimmassen entgiftend aus- 
zuscheiden, über Lösung mit 
darauf einsetzenden Wirkstoff- 


gruppen. 


Hautkrankheiten, akute wie 
chronische, generell alle Ent- 
zündungen, sind bewußte, kör- 
pereigene gesuchte Prozesse, 
um ganzheitlich gestörte oder 
blockierte Ausscheidungs- oder 
Entgiftungsprozesse über die 
Schaffung einer Art „Not-Ven- 
tils‘“ zur Ausleitung zu bringen 
mit dem dafür bekannten Sym- 
ptombild, weil es sich hier um 
hochfeine Molekulargifte mit- 
handelt, die gegebenenfalls 
verstopften, normalen Aus- 
scheidungs- und Reinigungs- 
wege hierfür nicht mehr zur 
Verfügung stehen. 


Darum wiederum: Nur „kausa- 
le Regena-Ganzheits-Therapie“ 
kann echt helfen. Umgekehrt: 
Wäre der Toxinanfall „normal“ 
und die Ausscheidungswege 
für diese Stoffe funktionell in- 
takt und gesund, entfiele die 
kausale Ursache für die Ent- 
zündung. 


Schmerz ist ein Warnsystem 
und bildet sich durch einen zel- 
lulären Toxinstau, der ursäch- 
lich abgeleitet werden muß. 
Dies ist Kausal-Denken, denn 
es gibt kein Schmerzzentrum, 
wie die Schule irrig behauptet. 


Auch das sogenannte „Herdge- 
schehen“ ist aus unserer kausa- 
len Schau kein Versagen der 
Abwehr, sondern die Abwehr 
selbst. ; 


So sind zum Beispiel vereiterte 
Mandeln für uns der kausale 
Hinweis dafür, daß wir es mit 
einer Folgeerscheinung eines 
Stoffwechsels 
zu tun haben, der das humorale 
System toxisch belastet und 
verseucht hat und daß hier zum 
Beispiel schon vorher die Nie- 
ren schleichend entzündet wa- 
ren mit einer zum Beispiel in- 
suffizienten Entgiftungsleistung 
über oft Jahre hinaus. 


Mit einer Erregerbehandlung 
oder chirurgisch durch eine 
Mandelentfernung wird wohl 
die Wirkung beseitigt, aber 
nicht die Ursache und letztere 
wirkt weiter und weiter. 


Medizin 
Was man 


bei Krebs 
tun kann 


Es fällt einem schwer, nicht in 
Sarkasmus zu verfallen, wenn 
man verfolgt, wie die „moder- 
ne naturwissenschaftliche Me- 
dizin“ bei allen sogenannten 
neuen und bislang unbekannten 
Erkrankungen bei Menschen, 
Tier und Pflanzenbereich, 
krampfhaft mit allen Mitteln ei- 
ne Erregersuche betreibt in 
dem Glauben, damit die Ursa- 
che gefunden zu haben. 


Das Gegenteil ist der Fall. Der 
Gesamtstoffwechsel ist hier 
schon so stark krankhaft verän- 
dert und vergiftet, daß prak- 
tisch tausende von Erregern 
hier ihren Nährboden finden 
können. Und deren Reservoir 
‚ist unerschöpflich. Und mit je- 
der Antidotgabe belasten wir 
den Stoffwechsel weiter und 


die Schäden und Probleme : 


werden immer größer in Rich- 
tung Zellatenz und Entartung. 


Wir haben mit unserer kausalen 
Therapie über Regena-Blut-, 
Lymph- und Darmentgiftung 
plus spezifischer Mittel, die 
Möglichkeit, selbst schwerste 
Infektionskrankheiten wie zum 
Beispiel Tbc, Typhus, Leber- 
entzündung, Hirnhautentzün- 
dung und Entzündung des Ge- 
hirns echt auszuheilen: 


Wir entgiften durch unsere 
Mittelwirkungen den kranken 
Nährboden, neutralisieren ihn 
damit mit der Folge, daß den 
pathogenen, sogenannten Erre- 
gern, die Lebensgrundlage ent- 
zogen wird, so daß diese quasi 
„verhungern“. Sie sterben oft 
schneller ab, wie durch direk- 
ten „Antidot-Beschuß“. Dazu 
brauchen wir keine Antidote 
und Impfsera. 


Mit unserer Therapie haben wir 
die Aussage von Pasteur: „Die 
Mikrobe ist nichts, das Terrain 
ist alles“, echt nachvollzogen. 


Kommen wir nun zu unserer 
kausalen gänzheitlichen Krebs- 
ursachen- und Therapieschau: 
Die Krebserkrankung steht 
nach unserer Sicht am Ende ei- 
nes individuell unterschiedli- 
chen vielfältigen pathologi- 
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schen Stoffwechselgeschehens. 
Für uns ist die Krebserkran- 
kung kein zerstörerischer Pro- 
zeß, der mit der abnormalen 
und unkontrollierten Zelltei- 
lung beginnt und eingeleitet 
wird. 


Wir sprechen nicht wie die 
Schulmediziner von der Krebs- 
zelle, die sich auch nach dem 
heutigen Wissenstand nicht von 
einer gesunden Zelle unter- 
scheidet bei ihrer Entstehung, 
sondern von einer Not-Zelle, 
aus der sich im Zellverband der 
wachsende Primärtumor bildet 
— wie später auch im Sekundär- 


:herd der Metastasen. 


Diese Not-Zell-Bildung folgt 
einem wiederum sinnvollen 
Ordnungsprinzip in Richtung 
Lebenserhaltung. beziehungs- 
weise Lebensverlängerung mit 
dem Zweck, in dem .so wach- 
senden Notzellverband eines 
jeden Krebskranken alle anfal- 
lenden Stoffwechselgifte, als 
auch spezifische Krebsgifte, 
aus dem humoralen System 
herauszufiltern, darin abzula- 
gern mit dem Ziel, über diese 
Maßnahmen Blut und Lymphe 


weitgehend toxinfrei zu halten, 


in Form einer „Mülldeponie“. 


Der Forschungsirrtum 
der Krebsforschung 


Nach der Auffassung der 
Schulmedizin: Abnorme viru- 
lente Zellwucherung — Krebs, 
um jedes Mittel, was die Zell- 
wucherung beeinflußt oder 
eventuell verhindert, als kausa- 
les Krebsheilmittel anzusehen, 
liegt aus unserer Sicht der ent- 
scheidende hypothetische For- 
schungsirttum der gesamten 
bisherigen Krebsforschung. 


Solange der Primärtumor 
wächst beziehungsweise. Not- 
zellen als Krebs-Gift-Müllde- 
ponie sich bilden können, be- 
steht keine akute Lebensgefahr, 
wie. auch Professor Dr. med. 
Karitzki, Bremen, schon vor 
40 Jahren bestätigend äußerte. 
Gefährlich wird es erst dann, 
wenn beim Primärtumor diese 
lebensverlängernde Notzellbil- 
düngskraft erschöpft ist. 


Professor Karitzki sagte dazu: 


- „Nicht der wachsende Tumor 


ist akut lebensbedrohend, son- 
dern der nicht mehr wachsen- 
könnende, kleine, stille, Tu- 
mor.“ Bei diesem letzten be- 


steht kurzzeitig akute Lebens- 
gefahr, weil laut Stahlkopf das 
vorhanden Zellulargut zu dege- 
neriert ist, um keine neue Not- 
zellbildungskraft aufbauen zu 
können. 


Dieser Vorgang ist in Wahrheit 
die kausale, intakte Abwehr 
und entgegen aller wissen- 
schaftlichen falschen Deutung 
eben kein Zerstörungsproözeß, 
sondern auch hier wieder die 
Form der bis dato echten Ab- 
wehr selbst, als nach wie vor 
Lebenserhaltungsprozeß. 


Im weiteren Verlauf der Krebs- 
erkrankung ist die Metastasen- 
bildung, wiederum nach Stahl- 
kopf, so zu erklären, daß die 
lokale Notzellbildung, wie bei 
der Entstehung des Primärtu- 
mors, aus dem noch weitge- 
hend intakten oder gesunden 
Gewebe entsteht. Darum kann 
in diesem Zustand der Tumor 
selbst nicht mehr wachsen, ob- 
wohl die Krebsgifte weiter aus 
dem Keimdrüsensystem prodü- 
ziert werden und den Giftpegel 
in individueller Unterschied- 
lichkeit der Patienten, bis an 
die. Grenze der Lebensbedroh- 
lichkeit in Blut und Lymphe, 
gespeichert werden. 


In diesem Zustand des über- 
höhten Toxinanfalles in Blut 
und Lymphe wird dann der le- 
bensbedrohliche Zustand erneut 
über echte Abwehr in einen le- 
bensverlängernden, rettenden 
Zustand umgewandelt, über die 
Auslösung des physiologischen 
Prozesses, indem die Metasta- 
senbildung eingeleitet wird. 
Dieser letzte Rettungsversuch, 
so bezeichnet ihn Stahlkopf, 
geschieht über die Eigenmobi- 
lisation aller im Organismus 
noch vorhandenen, weitgehend 
gesunden Zell-Verbände zur 
Notzell-Bildung mit dem Ziel 
der „Mülldeponie-Bildung“. 


Letzter Versuch zur 
Lebensverlängerung 


Das heißt, daß vom „großen 
oder kleinen Zeh“ aufwärts bis 
zu den Zellverbänden des Ge- 
hirns, Notzelle um Notzelle ge- 
bildet wird, um in diese, wie 
beim Wachstum des Primär- 
tumor, die in Blut und Lymphe 
gespeicherten Krebs- und Hu- 
mangifte abzuführen und in 
den Notzell-Verbänden, wie 
den Honig in die Bienenwabe, 
einzulagern in Form einer 


„Mülldeponie“ unter dem Ter- 
minus Metastasen. 


Also, auch hier läuft alles unter 
dem Begriff einer echten Ab- 
wehr, weil schlechthin niemals 
die Natur ihre Ordnungsgesetze 
verläßt, um sich etwa selbst 
umzubringen, wie die Wissen- 
schaft es leider behauptet. 


Zusammengefaßt ist also die 
Metastasenbildung laut Stahl- 
kopf ein sogenannter letzter 
Rettungsversuch in Richtung 
Lebensverlängerung zu sehen, 
weil ohne dieselbe die genann- 
ten Krebs- und Humangifte 
diese dann zur Selbstzerstörung 
führen würden. 


Setzt also in diesem Zeitpunkt 
endlich der behandelnde Arzt 
die „kausale Regena-Ganz- 
heits-Zell-Regenerationsthera- 
pie‘ ein, kann der Patient noch 
gerettet werden, weil über die 
umfassende Blut- und Lymph- 
entgiftung der angeführte Ent- 
stehungsprozeß von den Meta- _ 
stasen hin zum Primärtumor 
völlig schädigungsfrei und da- 
mit echt zellregenerativ. zurück- 
geführt werden kann. 


So ist also die Metastasenbil- 
dung als ein sogenannter „letz- 
ter Rettungsversuch“ des Orga- ... 
nismus zu verstehen, einer 
Selbstvergiftung und der da- 
nach erfolgenden Selbstzerstö- 
rung vorzubeugen auf Zeit, in 
der Hoffnung, auch zu diesem 
Zeitpunkt noch durch eine kau- 
sale Therapie gerettet werden 
zu können. 


Wenn aus unserer Regena- 
Krebsganzheitsschau die Im- 
munität auch bei der Krebser- 
krankung nicht versagt, worin 
sind dann die Grundursachen 
zu sehen? 


Ursächlich unterscheiden wir 
nach Stahlkopf: Den „Ur- 
Krebs“, den es schon immer 
gegeben hat und der besonders 
durch spezifische Erbgifte ver- 
ursacht wird. Den „Neuzeit- 
Krebs“, der durch zusätzliche 
degenerative Zellschäden mit 
den Folgen eines pathogen ver- 
änderten innerzellulären Stoff- 
wechsels, die individuell unter- 
schiedlich : organspezifisch 
wirksam verursacht werden, 
durch die Symptom-Therapie- 
Form mit allen iatrogenen Fol- 
gen. Als größten Folgeschaden 
als Ursache für den Neuzeit- 
Krebs nennt Stahlkopf, wissen- 


web Tat 


Es tionsfähiges 


: schaftlich beweisbar, jede Ein- 


zelimpfung plus nachfolgenden 
weiteren „Impf-Aufpfropfun- 
gen“, die über Generationen, 
spätestens in der vierten bis 
sechsten Generation, zum Zell- 
Tod führen. 


Drittens gibt es den echten 
„Zellulär-Krebs“ als bösartige 
Variante des Neuzeit-Krebses, 
der sich gegenüber dem Ur- 
Krebs dadurch unterscheidet, 
daß er keine eigene Abwehr- 
und Rettungsaktion mehr auf- 
bauen kann durch Primärtu- 
mor- und Metastasenbildung. 
Zwischen dem Neuzeit- und 
Zellulärkrebs bestehen fließen- 
de Übergänge. 


Hauptsurache 
der Inweltvergiftung 


Ursache des 'Neuzeitkrebses ist 
also in erster Linie der verhäng- 
nisvolle Irrweg der modernen 
Medizin in bezug auf fehlgelei- 
tete Aktivierung des Immunsy- 
stems durch zunehmende Mas- 
senimpfungen gegen praktisch 
alle Krankheiten, durch eine fal- 
sche „Erreger-Krankheitshypo- 
these“. 


‚ Diese falsche Immunisierung 


hat aus der vorher gesunden, ab- 


,.„. Wehrstarken. Zelltätigkeit, eine 


völlig degenerierte abwehr- 
schwache, latente Krebszelle 
und damit ein latentes, unfunk- 
Zellsystem ge- 
macht. 


Dazu kommen dann die nun- 
mehr seit Generationen zuneh- 
menden iatrogenen Schäden auf 
das Zellularsystem mit allen An- 
tidoten gegen Erreger, mit der 
Substitutionstherapie, der Hor- 
montherapie, von den Kal- 


‚ zium-, Vitamin- und Eisensprit- 


zen, den Extern-Arzneimittel- 
wirkungen, den belastenden bal- 
neologischan Anwendungen 
wie Fango, Moorbad, Sauna 
und den Krebsnoxen, wobei 
letztere zunehmend Luft, Was- 
ser, Boden und Nahrung bela- 
sten. 


‘ .. Diese so zu Unrecht gepriesenen 


Erfolge der modernen wissen- 
schaftlichen Zeitepoche haben 
zu den umfassendsten_ sträfli- 
chen degenerativen Zellverän- 
derungen geführt, die das gene- 
tische Material von Generation 
zu Generation mehr und mehr 
schädigt mit dem Folgezustand 
der mehr und mehr zunehmen- 
den Morbidität. 


Hauptursache der Inweltvergif- 
tung sind jedoch zu allererst die 
Impftherapie und Medikamen- 
tenschäden. Darum die zuneh- 
mende Notwendigkeit, schädi- 
gungsfreie Kausal-Mittel-Wir- 
kungen zu finden und einzu- 
setzen. ; 


Obwohl akute, chronische und 
Krebserkrankungen im Kindes- 
alter zunehmen, ist die Schul- 
medizin zur Selbstkritik nicht 
fähig und klammert sich selbst 
mit ihren Therapien in Schwan- 
gerschaft, mit der Intensivmedi- 
zin in der Geburts- und Nachge- 
burtsperiode und auch später bei 
der Diskussion über Krankheits- 
und Krebsursachen aus,-obwohl 
diese bei der Diskussion über 
Zunahme der chronischen und 
Krebserkrankungen gerade im 
Kindesalter als erste in Betracht 
gezogen werden müßten. 


Wir regen uns vehement über 
die Hormon-, Antibiotika- und 
andere Medikamentengaben in 
der Tierhaltung und Tierzucht 
auf und merken gar nicht, daß 
wir das gleiche bei uns selbst 
und unseren Kindern tun im ex- 
zessiven Gebrauch von allen 
möglichen und unmöglichen 
Vitaminkonzentrationen, Kraft- 
nahrungen, Pillen jeder Katego- 
rie einschließlich Antibiotika, 
Anabolika und Hormonen. 


Unsere kausale Krebstherapie 
besagt, daß nur bei der regenera- 
tiven Gesundung der Zelle und 
damit des Zellsystems, die Stei-, 
gerung der echten Abwehrkraft 
des Organismus gegen alle 
Krankheiten erreicht werden 
kann. Unter Berücksichtigung 
aller Vorkrankheiten setzen wir 
gezielt unsere kausale Regena- 
Krebs-Therapıie ein. 


Das spricht für die 
kausale Krebs-Ganz- 
heitstherapie 


Welche objektiven Fakten spre- 
chen für die Richtigkeit der kau- 
salen Krebs-Ganzheitstherapie? 


Erstens: Der Mißerfolg der wis- 
senschaftlichen Forschung, 
denn wenn deren Erkenntnisse 
richtig wären, müßten sie zum 
generellen Erfolg geführt haben. 


Zweitens: Die Regena-For- 
schungshypothesen und ihre 
kausale Therapie lassen sich in 
22jähriger Praxisführung lük- 
kenlos nachvollziehen. 


Drittens: Diese Therapie läßt 
sich sowohl bei allen Krankhei- 
ten des Menschen, als auch bei 
allen akuten und chronischen 
Krankheiten im Tier- und Pflan- 
zenbereich anwenden, was die 
Umfassenheit und Einmaligkeit 
dieser Therapie weiter unter- 
mauert. 


Welche Therapieerfolge dürfen 
wir bei Krebspatienten mit unse- 
rer Therapie erwarten? 


Erstens: Selbst in weit fortge- 
schrittenen Krebsstadien mit ge- 
neralisierter Metastasierung se- 
hen wir eine eindeutige Verlän- 
gerung der Überlebenszeit ge- 
genüber anderen Therapien und 
was weitaus wichtiger ist, ein 
kaum für möglich gehaltenes 
körperliches Wohlbefinden und 
weitgehende Schmerzfreiheit 
bis kurz vor dem Tode. Das 
heißt weiter, wir sehen unter un- 
serer Regena-Therapie keine 
durch die moderne Therapie 
ausgezehrten und austherapier- 
ten Patienten, die sich weigern, 
immer wieder aufs Neue statio- 
när behandelt werden zu müs- 
sen. Unsere Krebspatienten se- 
hen die Krankenhäuser prak- 
tisch nie. 


Zweitens: Diese Vorteile unse- 
rer Therapie zeigen sich auch bei 
den Patienten, die sich gleich- 
zeitig aus welchen Gründen 
auch immer, einer schulmedizi- 
nischen Krebstherapie unter- 
ziehen. 


Drittens: Bei älteren oder alten 
Patienten, die über mehrere Jah- 
re wegen anderer chronischer 
Krankheiten mit unserer Ganz- 
heitstherapie behandelt werden, 
sehen wir. äußerst selten Krebs- 
erkrankungen und wenn einmal 


‘ein Krebs diagnostiziert wird, 
kann praktisch immer nur chir- 


urgisch therapiert werden, weil 
keine Metastasierung vorliegt. 


Viertens: Oft erleben wir, daß 
bei Krebspatienten, die die 
schulmedizinische Krebsthera- 
pie abbrechen, die Krebskrank- 
heit durch unsere Therapie zum 
Stillstand oder zur Enckkildhng 
kommt. 


Fünftens: Der entscheidende 
und einmalige Vörteil unserer 
kausalen Ganzheitstherapie ist, 
daß wir eine echte kausale Pro- 
phylaxe gegen alle chronischen 
Krankheiten und der Krebs- 
krankheiten betreiben können, 
indem wir alle akuten Krankhei- 


ten mit unseren Arzneimittel- 
wirkungen ausheilen können 
und somit chronische Krankhei- 
ten verhindern, 


Der Natur die Chance 
geben, selbst zu heilen 


Das heißt noch konkreter ausge- 
drückt: Krebstherapie fängt für 
uns kausal bei allen akuten 
Krankheiten im Kindesalter, in 
der Schwangerschaft, während 
und nach der Geburt unter wei- 
testgehender Ausschaltung der 
Intensivmedizin an und vor al- 
lem bei der Behandlung aller 
akuten und chronischen Leiden. 


Wenn wir diesen Weg konse- 
quent beschreiten, unter Re- 
spektierung naturgesetzmäßiger 
Grenzen und Möglichkeiten un- 
seres Handelns, dann werden 
die chronischen und Krebser- 
krankungen allgemein und be- 
sonders im Kindesalter entschei- 
dend zurückgehen, ebenso wie. 
die Zunahme von Zuckerkrank- 
heit, Rheuma, Herz- und Kreis- 
lauferkrankungen und die Ge- 
sundheitskosten werden auch in 
Zukunft für alle finanzierbar 
bleiben und es wird keine Zwei- 
klassenmedizin geben. 


Aus unserer Ganzheitsschau des 
Krebsgeschehens therapieren 
die Schulmediziner alle, das 
heißt auch die sogenannten Al- 
ternativ-Mediziner, ob es die 
Mistel-Therapie ist oder die mit 
Carnivora, Selen, die Sauer- 
stoffmehrschritt-Therapie nach 
Professor von Ardenne, die Hy- 
perthermie, bestimmte Vitamin- 


therapien, spezielle Diäten und 
was sonst noch angeboten wird, 
nur symptomatisch mit vielen 
schädigenden Wirkungen am 
Schwanzende einer mehr oder 
minder langen Krebserkran- 
kung. 


Können Sie sich wirklich allen 
Ernstes vorstellen, daß man mit 
irgend einem Einzel- oder Wun- 
dermittel ein so komplexes 
Krankheitsgeschehen wie den 
Krebs heilen kann? Ei 


Dr. med. Heinrich Nehus, Wilhelms- 
haven, ist Mitglied des Regena-Arz- 
tekreises. Sie erhalten die Anschrif- 
ten der Mitglieder über die Firma Re- 
genaplex, Robert-Bosch-Straße 3, 
D-7750 Konstanz. 
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Vertrauliches 


Brasilien 


Japan ist das 
Vorbild 


Der brasilianische Abgeordnete 
Oswaldo Lima Filho, Chef der 
Nationalistischen Parlamentari- 
schen Front (FPN), verteidigte 
in einem Interview mit dem 
„Jornal do Comercio“ das japa- 
nische Modell zur Entwicklung 
gegen das liberale Modell. 


. Bei der Diskussion über das Pro- 
gramm und die Politik der FPN 
wies Lima lebhaft die liberalen 
Ideen jener zurück, die die totale 
Öffnung Brasiliens gegenüber 
den internationalen Märkten 
vorschlagen. Die FPN hat nicht 
die Absicht, das Land gegen- 
über Fremdkapital zu verschlie- 
Ben, sagte er, sondern möchte 
lieber das japanische Modell der 
Einschränkung von Fremdkapi- 
tal annehmen. 


Lima griff den Schritt zur „Pri- 
vatisierung“ des staatlichen Sek- 
tors an, darunter Firmen wie Pe- 
trobras, die staatliche Stahlfir- 
ma, und die Entwicklungsfirma 
Carajas. Er sagte: „Die großen 
westlichen Mächte, die Urheber 
der Auslandsschulden Brasi- 
liens, ziehen durch alle Massen- 
medien, um Staatsunternehmen 
zu erwerben, die mit dem Blut 
und dem Opfer des brasiliani- 
schen Volkes aufgebaut wur- 
den, und die der Stützpfeiler der 
Volkswirtschaft sind.“ D 


Argentinien 


Oberst Seinel- 
din zum Rück- 
tritt gezwungen 


Oberst Mohamed Ali Seineldin, 
Führer des nationalistischen 
Flügels der argentinischen Ar- 
mee, wurde durch eine Ent- 
scheidung des Army Promotions 
Board and Army Chief of Staff, 
General Isidro Cäceres, ge- 
zwungen, in den Ruhestand zu 
treten. Oberst Seineldin sollte 
im Dezember 1989 zum General 
befördert werden, aber in einer 
am 1. November in Buenos Ai- 
res . bekannt gegebenen Ent- 
scheidung erklärte General Cä- 
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ceres, Seineldin sei „unfähig, 
weiter aktiv zu dienen“. 


Die Entscheidung war das Werk 
des Oberkommandos, das den 
Obersten schon seit langem aus 
dem aktiven Dienst entfernen 
wollte. Die Handlungsweise des 
Oberkommandos ist eine Back- 
pfeife für den Präsidenten Car- 
los Menem, der kürzlich Seinel- 
din und 181 andere Offiziere, 
die während des Regimes von 
Raul Alfonsin von 1988 bis 
1989 an militärischen Aufstän- 
den beteiligt waren, begnadigt 
hat. Seineldin erklärte, er werde 
die Entscheidung nicht anfech- 
ten, aber Menem kann sie miß- 
billigen. 


Als Held des Krieges um die 
Malwinen im Jahr 1982 führte 
Seineldin im Dezember 1988 ei- 
ne Aufstand gegen Alfonsins 
militärfeindliche Politik an und 
verlangte, daß Maßnahmen ge- 
troffen werden müßten, um der 
Institution der bewaffneten 
Streitkräfte die Würde wieder zu 
geben. Seinerzeit war Seineldin 
in Panama stationiert, wo er als 
Militärattache und Berater für 
die panamesischen Streitkräfte 
diente. 


Das Gremium klagte Seineldin 
an, seinen Posten in Panama 
„ohne Genehmigung“ verlassen 
zu haben, „durch Betrug ins 
Land gekommen zu sein“ und 
„Forderungen bezüglich der Mi- 
litärpolitik der Regierung“ auf- 
gestellt zu haben. 


Die Auswirkung der Entschei- 
dung besteht darin, die kürzlich 
gewährten Begnadigungen für 
die Nationalisten wieder rück- 
gängig zu machen und sie effek- 
tiv für jene, die während des 
Krieges gegen Unterwanderung 
in den siebziger Jahren Tausen- 
de von Bürgern „verschwinden 
ließen“ und für die linken Terro- 
risten, gegen die sie kämpfen, 
aufrechtzuerhalten. DO 


Japan 


Sony-Vor- 
sitzender übt 
Kritik an den 
USA 


Akio Morita, Vorstandsvorsit- 
zender der japanischen: Firma 
Sony Corporation, verurteilte 
die Besessenheit der „nachindu- 


‚striellen Gesellschaft“ zur Un- 


tergrabung der Produktionska- 
pazitäten und Verwandlung. der 
amerikanischen Wirtschaft in ei- 
ne „Wirtschaft ohne Substanz“, 
in einem Buch, das er zusam- 
men mit Shintaro Ishihara ge- 
schrieben und das den Titel trägt 
„A Japan That Can Say No“. 


Morita schreibt darin: „Es wurde 
gesagt, Amerika trete in eine so- 
genannte nachindustrielle Ge- 
sellschaft ein, wo das Gewicht 
des Dienstleistungssektors 
wächst. Doch wenn die Men- 
schen vergessen, wie Waren 
hergestellt werden, und das 
scheint in Amerika der Fall zu 
sein, dann werden sie nicht in 
der Lage sein, sich auch nur mit 
den grundlegendsten Notwen- 
digkeiten zu versorgen. Ameri- 
kaner machen heute Geld, in- 
dem sie es hin- und herschieben, 
statt Güter mit einem tatsächli- 
chen Wert zu schaffen und zu 
produzieren. 


Ich hielt in Chicago eine Rede 
mit dem Titel ‚Ten Minutes ver- 
sus Ten Years’, (‚Zehn Minuten 
gegen zehn Jahre’). Ich stellte 
fest, daß wir Japaner unsere Ge- 
schäftsstrategien zehn Jahre im 
voraus planen und entwickeln. 
Als ich einen amerikanischen 
Finanzmann fragte: ‚Wie weit 
planen Sie?’, war die Antwort: 
‚Zehn Minuten!’ 


Die amerikanische Wirtschaft 
ist demnach ohne Substanz.Sie 
muß zu einer wirklichen Pro- 
duktionswirtschaft zurückkeh- 
ren, aber ein Zehn-Minuten-Ge- 
winnzyklus ermöglicht es den 
Firmen nicht, in eine langfristi- 
ge Entwicklung zu investieren. 
Geschäft ist nach meiner An- 
sicht nichts anders als ‚Mehr- 
wert’; wir müssen den Dingen 
Wert und Weisheit hinzufügen, 
und das ist es, was Amerika ver- 
gessen zu haben scheint — und es 
ist einer der beklagenswerteste 
Gesichtspunkt des. heutigen 
Amerikas. 


Der Zusammenbruch der ameri- 
kanischen Wirtschaft würde ei- 
ne weltweite Katastrophe her- 
vorrufen; der ‚schwarze Mon- 
tag’ des Jahres 1987 ließ vor- 
übergehend allen Nationen ei- 
nen kalten Schauer den Rücken 
herunterlaufen. Ich bin kein Pes- 
simist, aber ich kann mich des 
Gedankens nicht erwehren, daß, 
falls die Bush-Regierung wirt- 
schaftliche Fragen nicht ernst- 


haft in Angriff nimmt, ein welt- 
weiter Zusammenbruch nicht 
nur eine Besorgnis, sondern eine 
sehrreale Möglichkeitist.“ U 


USA 


Bush unter- 
schreibt neues 
Olbohr-Gesetz 


US-Präsident George Bush er- 


hob durch seine Unterschrift 


neue Beschränkungen für Öl- 
bohrungen vor der Küste und 
Vorbereitungstätigkeiten, die 
einer Pacht vorausgehen, zum 


Gesetz, wodurch die Kapazität, E 


in den Vereinigten Staaten Öl zu 
produzieren, weiter untergraben 
wird. Die Maßnahme legt Boh- 
rungen und Schürfungen vor den 
Küsten von Kalifornien, einem 
Gebiet der äußeren Felsenplatte, 
das sich längs der mittelatlanti- 
schen Staaten, des östlichen 
Golf von Mexiko und der Flori- 
da Keys - Kette von kleinen In- 


seln vor der Südspitze von Flori- 


da - erstreckt, ein Stillhalteab- 
kommen auf, bis eine Einsatz- 
gruppe Studien über die Auswir- 
kungen von Ölentwicklungen 
vor der Küste auf die Umwelt er- 
stellt hat, was Monate oder Jahre 
dauern kann. 


„Umweltbelange üben langsam 
eben soviel Einfluß auf die Aus- 
gabenplanung aus, wie der Preis 
von Rohöl“, berichtete das 
„Wall Street Journal“. Die Zei- 
tung zitiert Franco Reviglio, den 
Vorsitzenden der italienischen 
Ölgesellschaft ENI, der sagte, er 
suche nach umfassenden struk- 
turellen Veränderungen in der 
Ölindustrie. Reviglio „nennt es 
eine ‚Revolution’, die gewaltige 
Investitionen erfordert — als Fol- 
ge der Umweltfragen“. 


I. C. Kerridge, Vizepräsident 
der in Houston ansässigen Baker 
Hughes Inc., die Berichte mit 
Zahlen von Bohrausrüstungen 
herausgibt, sagte, die geringfü- 
gige Vermehrung der Bohraus- 
rüstungen, die bei der Suche 
nach Öl und Gas eingesetzt sind, 
macht den Niedergang in der Öl- 
produktion nicht wett. Im Au- 
gust 1989 waren in den Verei- 
nigten Staaten fünf Prozent 
mehr Bohrtürme in Betrieb, also 
eine bescheidene Verstärkung in 
den Ölbohrungen. Im August 
1988 belief sich der amerikani- 
sche Ausstoß jedoch auf 8079 


1 


Millionen Barrel pro Tag, im 
Vergleich zu lediglich 7545 Mil- 
lionen Barrel im Jahr 1989. D 


Thailand 


Premiermini- 
ster besuchte 
Rotchina 


Thailands Premierminister Cha- 
tichai Choonhavan war zu einem 
dreitägigen inoffiziellen Besuch 
in China, wo er mit der chinesi- 
schen Führungsspitze zusam- 
mentraf, um bilaterale Probleme 
zu erörtern. Chaitichai plant, als 
Mittelsmann zwischen China 
und den USA zu fungieren. 
Wenn er wirklich Frieden im be- 
nachbarten Kambodscha ver- 
mitteln will, dann müßte er den 
Strom chinesischer Waffen zu 
den Roten Khmer stoppen, aber 
“ das wird er bei einer Vermitt- 
lung zwischen China und den 


" USA bestimmt nicht tun. oO 


Drogen 

- Kissinger 

. wieder einmal 
. inSchwierig- 
: keiten 


‘ Henry Kissingers brasiliani- 
schen Freunde werden wieder 
einmal mit Drogen in Verbin- 
dung gebracht: Im „Jornal do 
Brasil“ erschien eine Artikelse- 
rie, in der die brasilianischen 
Netzwerke entlarvt werden, die 
den amerikanischen Drogen- 
händler William Reed Eiswick 
schützen, der seiner Strafverfol- 


gung in den USA nur dadurch: 


entging, daß er Unternehmun- 
gen in Brasilien aufbaute. Zu 
diesen Unternehmungen gehörte 
die Gründung der Claymore In- 
ternational Bank auf den Cay- 
man-Inseln unter Verwendung 
von Elswicks schmutzigen Gel- 
dern. 


Der brasilianische Kongreßab- 
geordnete Hermes Zanetti ver- 
langt eine parlamentarische Un- 
tersuchung der Beschuldigung, 
daß Elswicks Geld verwendet 
wurde, um Claymore Internatio- 
nal zu gründen. 


„Claymore ist derzeit eine untä- 
tige Bank. Aber in ihrer An- 
fangsphase stützte sie sich auf 


bedeutende Namen in ihrem 
Vorstand“, stellt das „Jornal do 
Brasil“ fest. Der Präsident von 
Claymore International war Ser- 
gio Correa da Costa, brasiliani- 


- scher Botschafter in den Verei- 


nigten Staaten von 1985 bis 
1987 und ehemaliger Partner 
Henry Kissingers in seiner Bera- 
tungsfirma in New York. Im 
gleichen Zeitraum war Correa 
da Costa auch Direktor der bra- 
sillanischen Zweigstelle der 
Bank of Credit and Commerce 
International (BCCH), die bereits 
zweimal von der US-Bundespo- 
lizei beschuldigt wurde, ver- 
sucht zu haben, ungesetzlicher- 


weise Dollar aus Brasilien her-. 


ausgeschafft zu haben. Im ver- 
gangenen Jahr wurde BCCI of 
Miami beschuldigt, eines der 
führenden Institute zu sein, das 
von der Mafia durch illegalen 
Drogenhandel verdientes Geld 
wäscht. 


Während Correa da Costa be- 


hauptete, er sei niemals Präsi- 


- dent von Claymore International 


gewesen, antwortete das „Jornal 
do Brasil“: „Tatsächlich gehö- 
ren Zweidrittel des stimmbe- 
rechtigten Kapitals von BCCI do 
Brasil, wo Sergio Correa da Co- 
sta Vorsitzender des Vorstands 
ist, formell Brasilianern, aber 
ihr Präsident ist der Engländer 


Ashley Jenner und 50 Prozent. 


ihres Finanzkapitals stammt von 
der Bank of Credit and Commer- 
ce International of London.“ LI 


.. 


Athiopien 


Dritte Hungers- 
not in fünf 
Jahren 


Die dritte Hungersnot in fünf 
Jahren taucht nun drohend über 
Athiopien auf, berichtete die 
UN-Food and Agriculture Orga- 
nization (FAO). In Eritrea gab 
es eine fast völlige Mißernte mit 
einem Ertrag von nur einem 
Fünftel des normalen Ertrages 
und die Dürre hat die Provinz 
Tigre hart getroffen. Eine Mil- 
lion Menschen brauchen in die- 
sem Jahr Nahrungshilfe, und ih- 
re Zahl dürfte sich schnell auf 
zwei Millionen erhöhen. Es gibt 
keine größeren Lebensmittelbe- 
stände in Äthiopien, teilte die 
FAO mit. 


Die Nahrungsmittelkrise ver- 
schlimmert sich auch in Latein- 
amerika. Protein-Kalorienver- 


brauch in Venezuela fielen bis 
auf den Stand von 1949 ab. Wie 
ein Sprecher der venezolani- 
schen Kammer der Nahrungs- 
mittelindustrie CAVIDEA mit- 
teilte, ist die Kaufkraft drama- 
tisch nach unten gegangen. 

Laut DANE, dem kolumbiani- 
schen Amt für Statistik, sind 42 
Prozent der Kolumbianer unter- 
ernährt. Mehr als eine Million 
Kleinkinder sind mangels aus- 
reichender Nahrung geistig zu- 
rückgeblieben, und schätzungs- 
weise 4400 Kinder sterben jedes 
Jahr als unmittelbare Folge des 
Nahrungsmittelmangels, be- 
richtete das staatliche Gesund- 
heitsinstitut. U 


Mexiko 


Hungern für 
die Staats- 
schulden 


Die ärmsten Schichten der Be- 
völkerung können nicht weiter 
ausgequetscht werden, um zur 
Rückzahlung der Staatsschulden 
beizutragen, räumt die Welt- 
bank ein. In einer umfangrei- 
chen Studie über Mexikos Nah- 
rungsmittel- und Ernährungsla- 
ge berichtete die Weltbank, daß 
die Kapazität der ärmsten Leute 
ihren Lebensunterhalt weiter 
einschränken, um mit der Wirt- 
schaftskrise fertig zu werden, 
„fast völlig ausgeschöpft ist“. 


Seit 1983 ist der Preis für Tortil- 
las im Verhältnis zum Mindest- 
lohn um 70 Prozent, Bohnen um 
80 Prozent, Milch um 30 Pro- 
zent, Eier um 94 Prozent, Zuk- 
ker um 67 Prozent und Salatöl 


um 35 Prozent gestiegen. m 
Mexiko 
Kissinger wirbt 


für die 


Regierung 


Der Washingtoner Korrespon- 
dent für die mexikanische Ta- 
geszeitung „La Jornada‘“ berich- 
tete, daß Alan Stoga Präsident 
der privaten Beratungsfirma 
Henry Kissingers, Kissinger As- 
sociates, von der Regierung des 
Präsidenten Carlos Salinas de 
Gortari angeworben wurde, um 
in den Vereinigten Staaten für 
Mexiko Lobbydienste zu lei- 
sten. 


„Stoga ist die Kontaktstelle für 
alles Wirtschaftliche und Finan- 
zielle für die Regierung von Me- 
xiko. Er repräsentiert sie oder 
‚leistet Lobby-Dienste’ in der 
amerikanischen Regierung und 
im Kongreß für Mexiko. Aus 
diesem Grund wird er häufig zu- 
sammen mit mexikanischen Be- 
amten gesehen, hauptsächlich 
dem zweiten und dritten Sekre- 
tär Jaime Serra Puche und Pedro 
Aspe Armella.“ 


Die Beauftragung von Kissin- 
gers Firma durch die mexikani- 
sche Regierung ist Teil ihrer 
Entscheidung, „die Zurückhal- 
tung und Vorsicht ihrer Vorgän- 
ger über Bord zu werfen, um das 
politische Spiel ‚auf amerikani- 
sche Weise’ betreiben zu kön- 
nen, und die ‚Eroberung ihres 
Nachbarn, der Vereinigten Staa- 
ten, auf breiter Basis einzulei- 
ten, beginnend mit dem Versuch 
‚Leute mit Einfluß’ auf ihre Sei- 
te zu bringen“. 


Stoga soll gesagt haben: „Wir 
müssen es Japan gleichtun, des- 
sen Industrien Produkte aus den 
Ländern Südostasiens bekom- 
men. Wir müssen das gleiche 
tun, aber mit Mexiko - nicht nur 
wegen des Vorteils der niedri- 
gen Löhne, sondern um die ex- 
portfreundliche Struktur dieses 
Landes ausnutzen zu können.“ L] 


USA 


Ander Hilfe für 
Israel wird 
nicht gespart 


Lobbyisten der zionistischen 
Fragen wurden vor einigen Wo- 
chen durch die Gegend ge- 
scheucht, als US-Präsident 
George Bush quer durch den 


. amerikanischen Haushalt ge- 


hende Einsparungen anordnete, 
um das Ziel der Verringerung 
des Haushaltsdefizits für das 
Steuerjahr 1990 einzuhalten. Is- 
rael soll 141 Millionen von den 
drei Milliarden Dollar an Mili- 
tär- und Wirtschaftszuwendun- 
gen, die jedes Jahr vom ameri- 
kanischen Steuerzahler aufge- 
bracht werden, verlieren. Aber 
führende Persönlichkeiten des 
US-Kongresses haben den be- 
sorgten Lobbyisten versichert, 
daß Israel von den obligatori- 
schen Einsparungen ausgenom- 
men werde. 
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Betr.: David Irving 
„Wahrheit macht frei‘, 
Nr. 12/89 


Die Revisionsberichte in Ihren letzten 
Code-Heften sind außerordentlich auf- 
schlußreich. Traurig ist nur, daß diese 
deutsche Vergangenheitsbewältigung 
ausschließlich von Ausländern entdeckt, 
erforscht und recherchiert wurde (David 
Irving, Prof. Faurisson, Fred A. Leuch- 
ter und Ernst Zündel) und von denselben 
seitdem auch mit Energie verteidigt und 
propagiert wird, während unsere deut- 
schen Historiker Augen und Ohren vor 
der Wahrheit verschließen. 


Zur Abrundung der Berichte fehlt* ei- 
gentlich noch das Buch von Walter N. 
Sanning „Die Auflösung“ (aus dem Gra- 
bert-Verlag), auf das ich Interessierte 
hinweisen möchte. 


Der Autor dieses Buches untersucht - als 
Amerikaner - in fleißiger Arbeit die An- 
teile jüdischer Bevölkerung in Polen und 
anderen osteuropäischen Staaten, die 
während des Krieges von 1939 bis 1943 
| selbst geflohen oder aber von Stalin nach 

Rußland verschleppt worden sind. Die 
Zahl der von Stalin verschleppten Juden 
betrug etwa 2,5 Millionen, von denen 
rund eine Million durch Hunger, 
schlechte Ernährung, Krankheiten und 
.| Kriegswirren (die Männer in der Roten 
Armee und in Partisanenverbänden, die 
Frauen in Fabriken) umgekommen sind. 


Am Schluß seines Buches vergleicht der 
Autor noch die Zahlen der jüdischen Ge- 
samtbevölkerung auf der Welt und gibt 
an: 

für 1939 15.840,532 Millionen 

für 1945 14.750,000 Millionen. 


Das heißt, daß es rund eine Millionen Ju- 
den auf der Welt nach dem Krieg weni- 
ger gab und diese Million entspricht un- 
gefähr der in Rußland gestorbenen Ju- 
den. Da der Autor seine Zahlen auf jüdi- 
sche Quellen stützt, kann man ihm wohl 
keine Manipulation unterstellen. 


Dr. Winfried Hellemann, Bonn 


Betr.: Bonn „Die Presse- 
‚Un’freiheit‘, Nr. 1/90 


Die Siegermächte sind, was die Kontrol- 
le der Unterworfenen anbelangt, vom 
Besatzungsregiment allmählich zu einer 
nachsichtigen Bevormundung überge- 
gangen; und da kommt es ihnen recht ge- 
legen, wenn möglichst viele Bürger des 
besiegten Landen den Interessen ihres 
Volkes den Rücken kehren und nur noch 
die eigenen pflegen. Mit ihnen als Egoi- 
sten und sei deren Zahl auch noch so 
groß, können sie nach Belieben schal- 
ten; mit ihnen als einem Volk können sie 
das nicht. 


Sie sind also daran interessiert, daß der 
Egoismus im besiegten Volk gedeiht, ei- 
nerseits; andererseits aber darf das Sy- 
stem, das diesen Egoismus am Leben 
hält, durch ihn nicht zu Schaden kom- 
men. Der Bürger mußte daher so umer- 
zogen werden, daß er zwar in wirt- 
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_ Briefe 


schaftspolitischer Hinsicht verantwor- 
tungsbewußt bleibt, seinem Volk gegen- 
über aber verantwortungslos wird. 


Dieser Zustand ist in der BRD inzwi- 
schen weitgehend erreicht. Die Politiker 
dort sprechen nur noch den Einzelnen 
an, zum Beispiel die vielen einzelnen 
Wohnungs- und Arbeitsuchenden, reden 
aber möglichst nicht mehr von nationa- 
len Belangen, außer dann, wenn darauf 
verzichtet werden soll. 


Das Volk wird so zu einer abzählbaren 
Menge von gesättigten Konsumenten. 
Ein gut funktionierende, sehr behutsame 
Nachrichten- und Meinungszensur sorgt 
dafür, daß der einfache Bürger so gut 
wie nichts mehr von der Existenz einer 
deutschen Nation erfährt, es sei denn 
durch Verächtlichmachung der deut- 
schen Vergangenheit oder im Zusam- 
menhang mit Kriegsschuld und Kriegs- 
greueln. 


Wenn den Bürgern eines Landes aber 
immer wieder vorgeführt wird, wie be- 
quem der Einzelne dort leben kann, so- 
lange er sein Volk verleugnet, wie gut er 
als Politiker ohne den nationalen Ballast 
vorankommt, und welchen Verfolgun- 
gen andererseits der ausgesetzt ist, der 
diesen bequemen Weg, „die breite Stra- 
Be“, verläßt, dann entsteht dort nach und 
nach ein Klima, in dem es niemand mehr 
für angebracht findet, ja, niemand mehr 
wagt, die nationalen Interessen des deut- 
schen Volkes überhaupt zu erwähnen, 
und in dem sich jeder isoliert, der es tut. 


In diesem Land gibt es dann auch bald 
nur noch wenige, sehr wenige, die bereit 
sind, die Interessen ihres Volkes den- 
noch zu vertreten. Da ihre Zahl aber sehr 
klein ist, lassen sie sich ohne Mühe iso- 
lieren und in die rechte Ecke abschieben, 
auf die sich die journalistischen Lang- 
rohrgeschütze längst eingeschossen ha- 
ben. Sie werden „Faschisten“ genannt, 
oder „Nazis‘‘, und damit für vogelfrei er- 
klärt. 


Für sie gelten von nun an einige der 
Grundrechte nur noch dem Namen nach; 
wie zum Beispiel die Redefreiheit, die 
beinhaltet, daß eine Rede nicht nur ge- 
halten, sondern auch gehört werden 
kann; oder die Demonstrationsfreiheit, 
die jedem das Recht gibt, zu demonstrie- 
ren und seine Plakate zu zeigen, ohne 
von gut organisierten, liberal geschütz- 
ten, Demonstrationssöldnern zusam- 
mengeschlagen zu werden. 


Natürlich ist so eine ungesetzliche Be- 
handlung eines politischen Gegners 
auch bei den etablierten Parteien ver- 
pönt, da sie selbst nicht wollen, daß ih- 
nen so etwas einmal widerfährt. Deshalb 
muß so ein Vorgehen auch die Ausnah- 
me bilden, und es muß deutlich zum 
Ausdruck kommen, warum es eine Aus- 
nahme ist: Weil es sich nämlich um „Na- 
zis“ handelt, die in der Vergangenheit 
doch schon so viel Leid über die 
Menschheit gebracht haben und nun 
schon wieder das freche Haupt erheben. 
Da kann es für einen guten Demokraten 
nur heißen: „Wehret den Anfängen!“, 
auch wenn dabei einige Grundrechte auf 


der Strecke bleiben. 


Was die von allen Hunden gehetzten 
Streiter, deren Anliegen es ist, die Be- 


- lange des Volkes über die Interessen des 


Einzelnen zu stellen, nun mit dem Natio- 
nalsozialismus zu tun haben, das braucht 
nicht groß erklärt zu werden; die Gewalt 
der Übermacht ist da Beweis genug. 


Die Öffentlichkeitsarbeit ist ihnen somit 
weitgehend verwehrt. Bleibt noch das 
geschriebene Wort, durch das sie ihre 
Meinungen unter ihre Mitbürger bringen 
können. Und da sind nun tatsächlich 
einige Fußpfade entstanden, auf denen 
sie ihre verketzerten Gedanken durch die 
Meinungsblockade hindurchbringen 
können, als Konterbande sozusagen. 
Aber wie lange noch, bis auch diese We- 
ge juristisch vermint werden?! Sie, die 
für den Bürger zur Zeit noch die letzte 
Verbindung zur Wahrheit über sein Volk 
und dessen Vergangenheit sind! 


Wenn dieser Entwicklung nicht Einhalt 
geboten wird, dann ist das deutsche 
Volk bald völlig atomisiert, das heißt, 
aufgespalten in lauter einzelne Egoisten, 
in eine leicht formbare, leicht manipu- 
lierbare Masse. Es ist dann kein Volk 
mehr. 


Richard Helm, München 


Betr.: Hitler-Stalin-Pakt 
„Hoffnung auf sowjeti- 
sche Annullierung‘“, 

Nr. 10/89 


Über das „Geheime Zusatzprotokoll“ 
wird so viel Unsinn geschrieben und so 
viel hineingedichtet, daß man annehmen 
muß, daß niemand das Protokoll gelesen 
hat. 


Das Deutsche Reich hatte mit Litauen 
am 22. März 1939 und mit Estland und 
Lettland am 7. Juni 1939 einen Freund- 


schafts- und Nichtangriffs-Pakt ge- 
schlossen. . 
Ähnliche Verträge hatte auch die 


UdSSR mit den baltischen Staaten. Im 
„Geheimen Zusatzprotokoli“ steht nur, 
daß das Deutsche Reich kein Interesse 
an den baltischen Staaten nördlich von 
Litauen hat. Das bedeutet doch nicht, 
daß Hitler die Russen aufgefordert hatte, 
die baltischen Staaten zu überfallen und 
ihre Führungsschicht grausam zu er- 
morden. 


Dagegen schreibt Churchill in „Der 
zweite Weltkrieg“, Seite 471: „Für rus- 
sische Hilfe bei der Vernichtung 
Deutschlands, hatte England den Russen 
die baltischen Staaten versprochen. 


Die Sowjet-Regierung stürzte sich nun 
mit wilder Gier auf die baltischen Staa- 
ten. Scharenweise verschwanden Leute. 
Eine erbarmungslose Liquidation aller 
antikommunistischen Elemente wurde 
durchgeführt und als „Beistandspakt“ 
bezeichnet.“ 


Auf Seite 449 schreibt Churchill, daß 
Rußland Hitler die Teilung Polens im 
Falle eines Krieges Polen/Deutschland 
vorgeschlagen hatte, Das entsprach dem 


englischen Plan, für die Beteiligung 
Rußlands am Überfall auf Deutschland 
eine gemeinsame deutsch-russische 
Grenze zu schaffen. Im Auftrage Hitlers 
hatte Ribbentrop dieses Zusatzprotokoll 
unterschrieben, weil er gehofft hatte, 
daß Polen, um seine Vernichtung zu ver- 
meiden, auf den geplanten Überfall auf 
Deutschland verzichten werde. 


Die Polen waren überzeugt, beim Über- 
fall auf Deutschland, innerhalb von drei 
Tagen in Berlin zu sein und im Laufe ei- 
ner Woche das ganze deutsche Volk ver- 
nichten zu können. 


Der polnische General Rydz-Smigly 
sagte im Juni 1938: „Polen will den 
Krieg mit Deutschland und Deutschland 
wird es nicht vermeiden können.“ Im 
Sommer 1939 ließ er sich in Siegerpose, 
als Vernichter der Deutschen, vor dem 
Brandenburger Tor abbilden und gleich- 
zeitig wurde die neue, von der „Groß- 
macht Polen“ geplante neue Europa- 
Karte veröffentlicht, auf der sogar die 
Nordsee als „Polnisches Meer“ umbe- 
nannt wurde. 


Vom März 1939 bis zum 31. August 
1939 berichteten polnische Zeitungen 
und besonders der „Krakauer Hustrany 
Kurjer‘“ von militärischen Grenzverlet- 
zungen und Überfällen auf deutsches 
Gebiet, ohne daß Hitler es wagen würde, 
etwas dagegen zu unternehmen. 


In seinen Kriegshetzerreden nannte 


Beck Hitler einen „feigen Österreicher“, | - 


der es trotz der massiven Herausforde- 
rung Polens nicht wage, Polen anzugrei- 
fen (Foreign Relations of USA 1939 
Vol. I. Seite 113-119). Da es den Polen 
nicht gelang, Hitler zum Angriff auf Po- 
len zu zwingen, erfolgte der polnische 
Überfall auf Deutschland am 31. August 
1939, 23 Uhr (Auswärtiges Amt 1939 
Nr. 2 Dokumente zur Vorgeschichte des 
Krieges, Seite 438, Nr. 349; David Hog- 
gan, „Der erzwungene Krieg“, Seite 
425-426). Noch am 31. August vormit- 
tags bat Hitler den Schweden Birger 
Dahlerus nach London anzurufen und 
um Verhandlung mit Polen zu bitten. 
Die kurze Antwort aus London war: 
„Halts Maul!“ 


Herbert Biemann, Fellbach 


Betr.: Europäische 
Gemeinschaft „Druck auf 


‘die USA!, Nr. 12/89 


Da erscheinen zwei Artikel über das eu- 
ropäische Parlament mit wenig Abstand, 
je einer in „Der Republikaner“ und in 
„CODE“. Die Schreiber, Wolf Graf 
Yorck von Wartenburg und Oscar Boli- 
ne, widersprechen sich aber nur schein- 
bar. Das verbindende Wort ist „paneuro- 
päisch“. Paneuropa, das geht zurück auf 
den Hochgrad und ersten Karlspreisträ- 
ger Graf Coudenhove Kalergi und be- 
deutet Vermischung aller Völker und 
Rassen. Haben wir bei den nächsten 
Wahlen mit nationalen Finten der eta- 
blierten Parteien zu rechnen? 


Joachim Specht, Krefeld 


»Die Welt wird von Persönlichkeiten regiert, die sehr 

anders sind, als man meint, wenn man nicht hinter die 
Kulissen schauen kann«, meint Benjamin Disraeli. 
Dieses Buch informiert über diese massive Verschwörung 
- einer »verborgenen Hand«, einer »geheimen Kraft«, 
die die Nationen der Erde in den endgültigen Zusammenbruch führt, 
damit eine gottlose, totalitäre »Weltherrschaft« errichtet 
und rücksichtslos durchgesetzt werden kann. 
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